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Einleitung 

In der vorliegenden Studie „Deutschland 2017“ wird ein detailliertes aktuelles Bild über viele Ein-
stellungen und Verhaltensweisen in verschiedenen Lebensbereichen der Bürgerinnen und Bür-
ger im vereinigten Deutschland gezeichnet. Die Leitfrage lautet „Wächst zusammen, was zusam-
men gehört?“. Für eine Beantwortung dieser Frage ist die Analyse der Entwicklung verschiedener 
Einstellungen über die letzten 27 Jahre fundamental. Die Untersuchung schreibt damit die Studie 
„Deutschland 2014“ von Holtmann et al. (2015) fort, in der die Entwicklung für ausgewählte Ein-
stellungen und Verhaltensweisen von west- und ostdeutschen Bürgerinnen und Bürgern über 
eine lange Periode, welche Zeiten der Trennung ebenso umfasste wie die ersten 25 Jahre nach 
der Vereinigung, nachgezeichnet wurde. Anknüpfend an diese Analysen werden die Ergebnisse 
dieser und vieler weiterer Einstellungen an den aktuellen Datenrand weitergeführt. Darüber hin-
aus wird stärker als in der Vorgängerstudie auch nach Ursachen für fortbestehende Einstellungs-
unterschiede gefragt: Neben einer rein deskriptiven Darstellung von Einstellungen zu Politik, 
Wirtschaft, aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen, gesellschaftlichen Werten und Nor-
men sowie Identitäten werden in der vorliegenden Studie im Gegensatz zur Vorgängerstudie mit-
hilfe von Regressionsanalysen auch deren Determinanten untersucht, um daraus politische 
Handlungsempfehlungen ableiten zu können.  

Mit der Gründung einer „Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion“ am 1. Juli 1990 wurde die öko-
nomische Vereinigung der damals noch existierenden DDR und der Bundesrepublik Deutschland 
vollzogen; die politische Einheit folgte kurz danach am 3. Oktober 1990 im Wege des Beitritts der 
wiedergegründeten ostdeutschen Bundesländer zur Bundesrepublik Deutschland. Hiermit ver-
band sich die Erwartung, dass es auch zu einer raschen Angleichung der wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse in beiden Landesteilen kommen würde – und zwar in dem Sinne, dass sich 
die Verhältnisse in Ostdeutschland an jene in Westdeutschland annähern und diese in kurzer Zeit 
erreichen würden. Für viele Menschen in Ostdeutschland war die Partizipation am westdeut-
schen Wohlstandsniveau die wesentliche Motivation dafür, in den Volkskammerwahlen am 18. 
März 1990 ihre Stimme den vereinigungsfreundlichen Parteien zu geben; für die meisten Men-
schen in Westdeutschland war ausschlaggebend das Versprechen, dass die Vereinigung für sie 
mit nur geringen (finanziellen) Belastungen einhergehen würde. Die ersten gesamtdeutschen 
Wahlen am 2. Dezember 1990 resultierten daher in einer deutlichen Mehrheit für die amtierende 
Regierungskoalition aus CDU/CSU und FDP (mit 54,8% der Zweitstimmen), während die eher ver-
einigungskritischen Parteien (SPD, Bündnis90/Grüne) lediglich auf 38,6% der Stimmen kamen.  

Zwar waren die Erwartungen auf einen schnellen (ökonomischen) Aufholprozess in den ostdeut-
schen Ländern überaus hoch; dennoch kam es nach der Vereinigung zunächst zu einem weitge-
henden Zusammenbruch überkommener und gegenüber auswärtiger Konkurrenz nicht wettbe-
werbsfähiger wirtschaftlicher Strukturen in den ostdeutschen Ländern, während die westdeut-
sche Wirtschaft aufgrund der Nachfrage der Ostdeutschen nach westdeutschen Produkten und 
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der daraus resultierenden Kapazitätserweiterungen westdeutscher Unternehmen einen kräfti-
gen konjunkturellen Aufschwung erlebte. Das änderte sich jedoch schon bald: Während West-
deutschland nicht zuletzt wegen der restriktiveren Geldpolitik und der stark zunehmenden finan-
ziellen Transfers von West- nach Ostdeutschland im Jahr 1992 in eine Rezession abrutschte, 
setzte in Ostdeutschland ein schneller, vor allem durch das Engagement westdeutscher und aus-
ländischer Investoren sowie durch den Nachholbedarf bei der Modernisierung der Bausubstanz 
in Ostdeutschland getragener wirtschaftlicher Aufschwung ein. Allerdings verlor dieser seit Mitte 
der 1990er Jahre zunehmend an Schwung, mit dem Effekt einer nahezu gleichlaufenden kon-
junkturellen Entwicklung in beiden Teilen des vereinigten Deutschlands. Ungeachtet dessen sind 
die wirtschaftlichen Fortschritte in Ostdeutschland gegenüber der Situation in der DDR jedoch 
enorm. Dies betrifft nahezu alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens: Die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit (ausgedrückt in der Produktivität, und daraus abgeleitet: den Löhnen und den 
Einkommen), die staatlich bereitgestellte Infrastruktur (Straßen, Schulen, Hochschulen usw.), 
die Wohnsituation, die Belastung mit Umweltschadstoffen und vieles mehr. Verschlechtert hat 
sich allerdings die Situation am Arbeitsmarkt: Infolge niedriger Produktivität war die DDR ge-
prägt durch einen beständigen Mangel an Arbeitskräften und einer daraus resultierenden hohen 
Beschäftigungsquote sowohl bei Männern als auch bei Frauen.  Nicht nur aufgrund des weitge-
henden Zusammenbruchs überkommener Wirtschaftsstrukturen, sondern auch infolge des Auf-
baus neuer, effizienterer Produktionsstätten mit einem geringeren Bedarf an Arbeitskraft stieg 
die Arbeitslosigkeit in den ostdeutschen Ländern nach der Vereinigung stark an; zeitweise waren 
bei Einbeziehung der durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen unterschiedlicher Art verdeck-
ten Arbeitslosigkeit über 2,7 Mio. Personen in Ostdeutschland ohne regulären Arbeitsplatz. Die 
Unterbeschäftigungsquote erreichte damit Werte von 25% und mehr. Die für die Menschen in 
Ostdeutschland ungewohnte Konfrontation mit zeitweiliger oder gar dauerhafter Arbeitslosig-
keit, zusammen mit einer verbreiteten Überforderung durch ein gänzlich neues Rechtssystem 
und dem verbreiteten Gefühl einer Benachteiligung bei der Überführung bisherigen Volkseigen-
tums in privates Eigentum (im Wege des Verkaufs an meistbietende Investoren „aus dem Westen“ 
oder durch Restitution an frühere Eigentümer) hat bei vielen Bürgern der früheren DDR Enttäu-
schungen verursacht, die zum Teil bis heute nachwirken.  

Die aus dem „Transformationsschock“ der frühen 1990er Jahre resultierende Desillusionierung 
verdeckt in der öffentlichen Wahrnehmung nur zu häufig die positiven Entwicklungen seit der 
Vereinigung (vgl. Tabelle 1): Das reale Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen hat sich von 1991 
bis heute mehr als verdoppelt, die nominalen verfügbaren Einkommen je Einwohner sind um 
mehr als 150% gestiegen, und auch die Beschäftigungsentwicklung ist seit geraumer Zeit wieder 
positiv – die Arbeitsplatzausstattung je Einwohner liegt inzwischen wieder auf dem Niveau von 
1991 und erreicht in einigen Regionen Ostdeutschlands sogar schon fast das westdeutsche 
Durchschnittsniveau. Dazu hat allerdings auch beigetragen, dass die Bevölkerung seit 1991 deut-
lich abgenommen hat, zum einen aufgrund eines starken, wenngleich temporären Rückgangs 
der Geburtenzahlen unmittelbar nach der Vereinigung, zum anderen aber auch aufgrund einer 
zeitweise äußerst hohen Abwanderung von Ostdeutschland nach Westdeutschland. Dabei sind 
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vor allem jüngere, überdurchschnittlich qualifizierte Erwerbspersonen nach Westdeutschland 
gezogen, was ungünstige Auswirkungen auf die Zusammensetzung der verbleibenden Bevölke-
rung in Ostdeutschland hatte und dementsprechend auch die Bedingungen für ein weiteres ra-
sches Aufholen der ostdeutschen Wirtschaft verschlechtert hat.  

Dem verbreiteten Eindruck einer im Ganzen nicht erfolgreichen Transformation der ostdeut-
schen Wirtschaft kann zwar nicht zugestimmt werden, gerade auch nicht bei einem Vergleich mit 
anderen mittel- und osteuropäischen Ländern, die von einem ähnlichen Ausgangsniveau gestar-
tet sind. In der öffentlichen Wahrnehmung wird jedoch im Regelfall nicht der Vergleich mit der 
Situation in der DDR vorgenommen, sondern vielmehr der fortbestehende Abstand wichtiger In-
dikatoren zum Westen in den Mittelpunkt gerückt. Dies ist insoweit verständlich, als in der politi-
schen Kommunikation zu Beginn der 1990er Jahre vor allem die „Angleichung der Lebensverhält-
nisse“ in den Mittelpunkt gerückt wurde, und dieses Ziel wurde in der Tat nicht erreicht: So liegt 
das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner als umfassender Wohlstandsindikator im Schnitt derzeit 
nur bei rund 70% des westdeutschen Niveaus, das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen (also 
die statistisch gemessene Arbeitsproduktivität) bei knapp 80%, und das durchschnittliche Lohn-
niveau je Arbeitnehmer nur bei rund 81%. Da gleichzeitig ein Aufholen seit längerem kaum mehr 
stattfindet – seit dem Jahr 1996 hat sich beispielsweise die Lücke beim Pro-Kopf-Bruttoinlands-
produkt lediglich um 8 Prozentpunkte verringert – und auch die vorliegenden Prognosen zur wei-
teren Angleichung von Wirtschaftskraft und Einkommen eher pessimistisch sind, hat sich in wei-
ten Teilen der Bevölkerung, aber auch der Medien, der Eindruck verfestigt, dass die ursprüngli-
chen Ziele des „Aufbau Ost“ nicht erreicht werden konnten.  
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Tabelle 1: Wirtschaftliche Grunddaten für die ostdeutschen Bundesländer 

Jahr Ostdeutschland 
ohne Berlin 1991=100 Westdeutsch-

land=100 

BIP je Einwohner 
(nominal)  

1991 7342 100,0 32,6

2015 26829 365,4 68,8
BIP je Einwohner 
(real) 2015 . 221,9 .

BIP je Erwerbstä-
tigen (nominal)  

1991 15821 100,0 34,4

2015 57199 361,5 78,9
BIP je Erwerbstä-
tigen (real) 2015 . 219,6 .

Bruttolöhne und 
–gehälter je Ar-
beitnehmer

1991 11086 100,0 50,7

2015 26857 242,3 80,5

Verfügbare Ein-
kommen je Ein-
wohner  

1991 7248 100,0 52,7

2015 18465 254,8 83,4

Erwerbstätige je 
Einwohner 

1991 46 100,0 94,8

2015 47 101,1 87,2

Arbeitslose in % 
der abhängigen 
zivilen Erwerbs-
personen 

1991 10,2 X 164,5

2016 9,4 X 151,6

Einwohner  
1991 14625 100,0 X
2015 12551 85,8 X

Legende: „X“=Ausweis nicht sinnvoll. „.“=Angaben liegen nicht vor. 
Quelle: AK VGR der Länder; Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.  

Dieser Eindruck wird noch verstärkt dadurch, dass bis heute auch die Arbeitslosenquoten in vie-
len Teilen Ostdeutschlands noch deutlich höher sind als in Westdeutschland. Dabei wird jedoch 
gemeinhin übersehen, dass auch Westdeutschland kein homogener Wirtschaftsraum ist, und 
dass die Unterschiede in Wirtschaftskraft, Lohnniveau und Beschäftigungsmöglichkeiten dort 
ebenfalls stark ausgeprägt sind – bei regionaler Betrachtung teilweise sogar stärker als jene zwi-
schen Ostdeutschland und Westdeutschland. Die noch bestehenden Unterschiede zwischen dem 
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Osten und dem Westen sind insoweit nicht als Zeichen eines gescheiterten Transformationspro-
zesses anzusehen, sondern reflektieren wohl eher unterschiedliche Standortbedingungen, die 
sich einer wirtschaftspolitischen Einflussnahme weitgehend entziehen und insoweit wohl akzep-
tiert werden müssen.  

Die öffentliche Wahrnehmung von persistenten ökonomischen Unterschieden zwischen Ost- und 
Westdeutschland dürfte auch die Einstellungen der Menschen in den ostdeutschen Ländern be-
einflussen. Hierauf deuten eine Reihe von Umfragen hin: Trotz einer allgemein durchaus hohen 
Zufriedenheit mit den eigenen Lebensumständen empfinden sich Menschen in Ostdeutschland 
häufig als „benachteiligt“, als „abgehängt“ oder als „Bürger zweiter Klasse“. Derartige, negative 
konnotierte Einschätzungen, wenngleich sie nicht notwendigerweise die Realität widerspiegeln, 
können Auswirkungen auf das Verhalten und damit auf ökonomische und politische Fakten ha-
ben – so indem sie ökonomische Entscheidungen beeinflussen, den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt zwischen konkurrierenden Gruppen zerstören oder das Vertrauen in staatliche Instituti-
onen und die Akzeptanz des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland beeinträchti-
gen. In dem Maße, in dem dies Auswirkungen auf das Wahlverhalten oder die politische Partizi-
pationsbereitschaft der Menschen hat, können sich daraus auch gesamtdeutsch relevante Prob-
leme ergeben. Schließlich können gesellschaftspolitisch relevante Einstellungen, wie z.B. die Ak-
zeptanz unterschiedlicher Positionen und Meinungen, durch das Gefühl von (ökonomischer) Be-
nachteiligung beeinflusst werden. In dieser Arbeit wird daher systematisch untersucht, inwieweit 
sich die Einstellungen der Menschen in Ost- und Westdeutschland mit Blick auf ökonomische und 
politische Themen angeglichen haben beziehungsweise heute noch unterscheiden (insbeson-
dere in den Abschnitten „ökonomische Sphäre“ und „politische Sphäre“).  

Einstellungsunterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland können sich allerdings auch durch 
die Sozialisierung der Menschen in unterschiedlichen politischen und gesellschaftlichen Syste-
men ergeben. Zwar dürfte es einen „Grundkanon“ kulturell geprägter Gemeinsamkeiten zwi-
schen Ost- und Westdeutschland geben, die aus der gemeinsamen Geschichte bis zum Jahr 1949, 
dem Jahr der Gründung von Bundesrepublik und DDR, resultieren. Untersuchungen zeigen, dass 
nationale Mentalitäten sich im Regelfall auf der Basis Jahrhunderte währender gesellschaftlicher 
Traditionen und Erfahrungen herausbilden. Dennoch dürften die Einstellungen der Bevölkerung 
in Ostdeutschland in nicht unbeträchtlichem Maße auch direkt (durch eigenes Erleben) oder in-
direkt (durch die Erziehung in Schule und Elternhaus) durch die Zeit in einer sozialistischen ge-
prägten Gesellschaftsordnung beeinflusst sein. Hierfür spricht insbesondere auch, dass die Er-
ziehung zur „sozialistischen Persönlichkeit“ als oberstes Gebot des Bildungssystems der DDR galt 
und dass die Staatsführung durchaus erfolgreich auch alle Möglichkeiten nutzte, die Überlegen-
heit des sozialistischen gegenüber dem kapitalistischen System (dem „Klassenfeind“) zu propa-
gieren. Gleichzeitig versuchte sich die DDR nach außen hin abzuschotten, so dass die Entwick-
lung weltoffener und liberaler gesellschaftlicher Positionen, wie sie in Westdeutschland seit 1968 
in Reaktion auf die Studentenbewegung und die Anwerbung von ausländischen Gastarbeitern 
stattfand, in der DDR weitgehend ausblieb. Stattdessen setzte die DDR-Führung auf eine starke 



Einleitung 

6 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 

Überwachung und gegebenenfalls strafrechtliche Verfolgung systemkritischer Personen, was zu 
einem Klima des Misstrauens in der Bevölkerung beigetragen haben dürfte.  

Im Zuge dieser Arbeit wird deshalb auch der Frage nachgegangen, inwieweit die Sozialisierung 
in unterschiedlichen Gesellschaftssystemen zu persistenten Einstellungsunterschieden zwi-
schen Westdeutschen und Ostdeutschen oder gar zu Unterschieden in den gesellschaftlich aner-
kannten Normen geführt haben könnte oder ob sich die Einstellungen in diesen Lebensbereichen 
angeglichen haben. Dies geschieht unter anderem mit Blick auf die Rollenverteilung zwischen 
den Geschlechtern („familiale Sphäre“), den Erwartungen an staatliche Interventionen oder der 
Einstellungen gegenüber Andersdenkenden und Minderheiten („politische Sphäre“) oder der Be-
reitschaft zu gesellschaftlichem Engagement als wesentlicher Grundvoraussetzung für die Schaf-
fung von „Sozialkapital“ („soziale Sphäre“).  

Aufbauend auf diesen Grundüberlegungen wird in den nachfolgenden Kapiteln untersucht, in-
wieweit Einstellungen und Verhaltensmuster der Menschen in Ost- und Westdeutschland in den 
genannten Bereichen (ökonomische, politische, familiale und soziale Sphäre) Gemeinsamkeiten 
oder Unterschiede aufweisen. Hierzu wird jeweils zunächst eine ausführliche Analyse der rele-
vanten theoretischen und empirischen Literatur vorgenommen. Es folgen eigene detaillierte Aus-
wertungen unterschiedlicher Datensätze, wobei in den einzelnen Themenfeldern jeweils eine 
Vielzahl unterschiedlicher Indikatoren herangezogen wird. Im Ergebnis zeigt sich, dass bei eini-
gen der untersuchten Aspekte von Anfang an nur geringe Unterschiede zwischen beiden Landes-
teilen bestanden; bei anderen wiederum ist trotz anfänglich größerer Differenzen eine Konver-
genz zwischen Ost- und Westdeutschland eingetreten (zumeist durch Anpassung der Einstellun-
gen in Ostdeutschland). Es finden sich aber auch eine ganze Reihe von Indikatoren, bei denen 
Unterschiede bis zum aktuellen Rand fortbestehen. Der Fokus der Studie liegt jedoch nicht auf 
einer Bewertung bestehender Einstellungen; diese muss den politischen Entscheidungsträgern 
vorbehalten bleiben.  

Die deskriptive Analyse beruht im Regelfall auf Durchschnittsangaben; das heißt, es wird ledig-
lich zwischen Ost- und Westdeutschland differenziert. Sie liefert damit wertvolle Erkenntnisse 
zum Stand der „inneren Einheit“, erlaubt aber keine Aussagen über mögliche Ursachen von fort-
bestehenden Ost-West-Unterschieden. In einem weiteren Untersuchungsschritt werden deshalb 
jene Einstellungen und Verhaltensmuster, bei denen sich noch immer deutliche Ost-West-Unter-
schiede zeigen, einer tiefergehenden Analyse unterzogen. Dabei wird für alle untersuchten Sphä-
ren untersucht, inwieweit die Ost-West-Differenzen durch strukturelle Unterschiede (also z.B. 
durch eine unterschiedlichen soziale bzw. demographische Zusammensetzung der jeweiligen 
Bevölkerung, durch Unterschiede in der jeweiligen wirtschaftlichen Situation oder auch durch 
siedlungsstrukturelle Faktoren) erklärt werden können und in welchen Bevölkerungsgruppen die 
Unterschiede vornehmlich vorherrschen. Für die Analysen werden dabei sowohl individuelle als 
auch regionale Erklärungsfaktoren verwendet. 
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Es zeigt sich, dass sich Ost- und Westdeutschland in vielen Merkmalen unterscheiden, die wiede-
rum die jeweiligen Einstellungen beeinflussen können. Beispielsweise sind die Befragten in Ost-
deutschland im Durchschnitt älter, verfügen über geringere Haushaltseinkommen und haben 
seltener einen Migrationshintergrund; außerdem sind die ostdeutschen Regionen von höherer 
Arbeitslosigkeit geprägt. Anhand der Ergebnisse von Regressionsanalysen kann ermittelt wer-
den, ob die Einstellungsunterschiede auch bei einer hypothetischen Angleichung dieser Merk-
male zwischen Ost- und Westdeutschland fortbestehen würden. Die Ergebnisse zeigen, dass die 
Ost-West-Unterschiede in den meisten Fällen zwar bei gleicher struktureller Zusammensetzung 
der Bevölkerung geringer würden, allerdings nicht vollends verschwinden.  

Im zweiten Analyseschritt wird schließlich untersucht, in welchen Bevölkerungsgruppen die Ost-
West-Unterschiede besonders groß sind. Hier wird insbesondere nach Alter und Bildungsstand 
unterschieden. Dabei zeigt sich, dass große Einstellungsunterschiede vor allem bei älteren Be-
völkerungsschichten bestehen -also bei jenen Bürgern, deren Wertesystem stark von der DDR ge-
prägt ist-, während bei jüngeren Befragten die Unterschiede weitaus geringer ausfallen und teil-
weise gänzlich verschwinden. Zudem sind die Differenzen zwischen Ost- und Westdeutschland 
umso kleiner, je höher der Bildungsstand der Befragten ist. Dies gibt Anlass zu der Erwartung, 
dass nicht alle der konstatierten Ost-West-Unterschiede tatsächlich auf Dauer fortbestehen wer-
den.  

Die Ergebnisse der drei Untersuchungsschritte – Literaturüberblick, deskriptive Untersuchung 
und regressionsanalytisch gestützte Ursachenanalyse – werden schließlich für alle vier unter-
suchten Themenfelder in einem Fazit verdichtet. 



 

I. Soziale Sphäre

1. Hinführung und Kapitelstruktur

Die Art und Weise, wie die Menschen in einer Gemeinschaft miteinander umgehen und zusam-
menleben, spielt eine entscheidende Rolle für den Zustand, die Stabilität und die Entwicklungs-
fähigkeit der Gesellschaft. Wo sich Menschen begegnen, miteinander in Beziehung treten, Ver-
antwortung füreinander übernehmen, sich gegenseitig helfen und sich gesellschaftlich engagie-
ren – in der Familie, im Freundes- und Nachbarschaftskreis, in Vereinen, Netzwerken oder Orga-
nisationen – entsteht Sozialkapital. Das vorhandene Sozialkapital in einer Gesellschaft gilt als 
Fundament des gesellschaftlichen Zusammenhalts (Putnam et al. 1993; Putnam 2000; Coleman 
1988).  

Die Bindungen und Beziehungen, sowie Normen und Vertrauen innerhalb einer Gesellschaft be-
schreiben das vorhandene Sozialkapital, welches oft auch als Kitt oder Bindemittel einer Gesell-
schaft bezeichnet wird (OECD 2007). Es bildet sich beispielsweise bei der Interaktion von Men-
schen in freiwilligen Vereinigungen oder bei gemeinsamen Freizeitaktivitäten. Dort werden Infor-
mationen, etwa über lokal relevante Themen, ausgetauscht, die das politische Interesse oder ge-
sellschaftliche Engagement der Menschen steigern können. Außerdem wird soziales Vertrauen 
aufgebaut und Normen der Reziprozität werden gefestigt. Dieses erlernte soziale reziproke Ver-
trauen wird auch außerhalb der Vereinigung wirksam und wird zum generalisierten Vertrauens-
bestand einer Gesellschaft. Das entstandene Sozialkapital stärkt den Zusammenhalt der Gesell-
schaft und die Demokratie (Putnam 2000). Es entfaltet auch positive Auswirkungen auf viele wei-
tere Bereiche. Ein höherer Vertrauensbestand in einer Gesellschaft beeinflusst unter anderem 
auch die wirtschaftliche Entwicklung positiv (Knack und Keefer 1997; Arrow 1972). 

Aufgrund der großen Bedeutung von Sozialkapital für den Zusammenhalt und die wirtschaftliche 
Entwicklung in Deutschland ist es sehr wichtig, dass gesellschaftliches Engagement und soziales 
Vertrauen in allen Teilen Deutschlands gelebt werden. Vor allem beim Vertrauen der Menschen 
untereinander – als Kernelement des Sozialkapitals – und dem reziproken Verhalten der Men-
schen könnten die Erfahrungen in den beiden unterschiedlichen Systemen der früheren BRD und 
der ehemaligen DDR (Stichworte: Überwachungsstaat, Inoffizielle Mitarbeiter) noch dauerhaft 
nachwirken (Rainer und Siedler 2009a).  

Im vorliegenden Kapitel liegt der Fokus auf der Untersuchung von Einstellungen und Verhaltens-
weisen, die auf das Sozialkapital in Ost- und Westdeutschland schließen lassen. Nach einer über-
greifenden und ausführlichen Analyse der Ergebnisse aus der relevanten Literatur (Abschnitt 2) 
folgen detaillierte deskriptive Auswertungen unterschiedlicher Datensätze (Abschnitt 3). Es wer-
den viele verschiedene Einstellungen und Verhaltensweisen im Zeitablauf beschrieben und auf 
mögliche Unterschiede bzw. Gemeinsamkeiten in Ost- und Westdeutschland hin untersucht. 
Konkrete Untersuchungsgegenstände sind das soziale Vertrauen und Normen der Reziprozität 
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sowie unterschiedliche Formen der Freizeitaktivitäten (Punkt 3.1), altruistisches Verhalten 
(Punkt 3.2), die Verbundenheit zur lokalen Gemeinde und zur nachbarschaftlichen Wohnumge-
bung (Punkt 3.3), sowie die Sorgen um den sozialen Zusammenhalt (Punkt 3.4). Im letzten Teil 
der Analyse werden ausgewählte vorgefundene Differenzen in den Einstellungen und Verhaltens-
weisen anhand von Regressionsanalysen näher auf ihre Ursachen hin untersucht (Abschnitt 4). 
Ein Fazit schließt das Kapitel der Sozialen Sphäre. Es fasst die wichtigsten Ergebnisse zusammen 
und widmet sich der Frage, ob sich das vorhandene Sozialkapital, bestehend aus den hier analy-
sierten Einstellungen und Verhaltensweisen, in beiden Landesteilen angeglichen oder womög-
lich auseinander entwickelt hat, beziehungsweise gleichbleibend unterschiedlich ist (Abschnitt 
5). 

2. Überblick über den Forschungsstand

Sozialkapital und seine Determinanten 

„Sozialkapital“ ist eines der in den letzten Jahrzehnten am meisten diskutierten Konzepte der 
Sozialwissenschaften. Dabei variiert die konkrete Definition von Sozialkapital nicht nur zwischen 
den verschiedenen sozialwissenschaftlichen Einzeldisziplinen, sondern auch innerhalb dieser. 
Trotz definitorischer Unterschiede ist mittlerweile weithin akzeptiert, dass die sozialen Beziehun-
gen eines Menschen und gegenseitiges Vertrauen positive Effekte auf diverse Ergebnisgrößen ha-
ben können.1  

Der Begriff „Sozialkapital“ wurde von Loury (1977) eingeführt. Loury (1977) bezeichnete damit 
soziale Beziehungen, die neben Bildung und Fähigkeiten als wertvolle Ressourcen dienen, um 
beispielsweise Erfolg am Arbeitsmarkt zu haben. Coleman (1990) hob hervor, dass Sozialkapital 
nicht wie etwa Humankapital im Menschen selbst verankert ist, sondern in den sozialen Bezie-
hungen zwischen Menschen. Dabei kann Sozialkapital genauso wie Humankapital oder physi-
sches Kapital produktive Tätigkeiten vereinfachen.  Eine Gruppe, deren Mitglieder sich gegensei-
tig vertrauen und das in sie gesetzte Vertrauen nicht missbrauchen, erreicht mehr als eine 
Gruppe, denen es an Vertrauen und Vertrauenswürdigkeit fehlt (Coleman 1990). Putnam et al. 
(1993, S. 167) definieren Sozialkapital als „Eigenschaften einer sozialen Organisation, wie etwa 
Vertrauen, Normen, und Netzwerke, die die Effizienz der Gesellschaft verbessern können“. Gra-
novetter (2005) fasst die soziologische Sozialkapital-Literatur zusammen und hält fest, dass es 
drei Kanäle gibt, über die Sozialkapital, insbesondere in Form von sozialen Netzwerken, ökono-
mische Ergebnisgrößen beeinflusst. Erstens werden über soziale Netzwerke Informationen zu-
gänglich und verifizierbar, die man ansonsten gar nicht erhalten oder nicht als vertrauenswürdig 

1 Während Holtmann et al. (2015) in der Studie Deutschland 2015 das Konzept “Sozialkultur” in den Fokus 
rücken und damit die “soziale(n) Umgebungen, in welchen nichtpolitische Richtwerte wie Vertrauen 
und informelle Regeln sozialen Verhaltens vermittelt werden” meint, ist in diesem Bericht das Konzept 
“Sozialkapital” zentral. „Sozialkapital“ ist eng mit „Sozialkultur“ verbunden, konzentriert sich aber e-
her auf den Aspekt, dass Menschen in soziale Beziehungen tatsächlich investieren, sie als Ressource 
nutzen, und daraus auf unterschiedliche Weise Nutzen ziehen können. 
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einschätzen könnte. Zweitens fungieren soziale Netzwerke aufgrund ihrer persönlichen Kompo-
nente als effektive Belohnungs- und Bestrafungsinstitutionen. Und drittens kann in einem sozia-
len Netzwerk gegenseitiges Vertrauen entstehen, welches Grundlage für das Zustandekommen 
von Austauschbeziehungen trotz unvollständiger Verträge ist und die Effizienz von Austauschbe-
ziehungen erhöht. Schon Arrow (1972) betonte, dass jede Geschäftsbeziehung ein Element von 
Vertrauen innehat und dass ein Großteil der ökonomischen Rückständigkeit in der Welt durch 
fehlendes gegenseitiges Vertrauen erklärt werden kann.  

In einem umfangreichen Überblick über die interdisziplinäre Literatur arbeiten Durlauf und Faf-
champs (2006) heraus, dass bei den vielfachen Definitionen von Sozialkapital drei grundlegende 
Vorstellungen identifiziert werden können. Die erste Vorstellung beinhaltet, dass durch Sozialka-
pital positive externe Effekte für die Mitglieder einer Gruppe entstehen. Die zweite Vorstellung 
geht davon aus, dass diese positiven Externalitäten durch gegenseitiges Vertrauen, gemeinsame 
Normen und Werte sowie die dadurch bedingten Erwartungen und Verhaltensweisen erzielt wer-
den. Die dritte Vorstellung lautet, dass dieses gegenseitige Vertrauen, gemeinsame Normen und 
Werte durch informelle Organisationsformen entstehen, die auf sozialen Netzwerken und Verei-
nigungen beruhen. Die Tatsache, dass sich diese drei grundlegenden Vorstellungen in unter-
schiedlichen Arbeiten immer wieder finden, heißt jedoch nicht notwendigerweise, dass alle drei 
Vorstellungen zusammen erfüllt sein müssen, um von Sozialkapital sprechen zu können. Bei-
spielsweise, so Durlauf und Fafchamps (2006), können gemeinsame Normen und Werte auch 
durch formelle Institutionen wie Gesetze oder Gerichte entstehen und nicht nur durch informelle 
Organisationsformen. Durlauf und Fafchamps (2006) hinterfragen sogar, ob gemeinsame Nor-
men und Werte zwingend notwendig sind, um soziale Netzwerke gewinnbringend zu nutzen.  

Einem breiten Nicht-Fachpublikum wurde der Begriff „Sozialkapital“ durch Robert Putnams 
(2000) populärwissenschaftliches Buch „Bowling Alone“ bekannt. Darin beklagt er, dass Men-
schen in den USA sich immer weniger in politischen, sozialen oder religiösen Vereinigungen en-
gagieren. Sogar innerhalb von Familien zeigt sich eine gewisse Art sozialer Entkoppelung, wenn 
Familien beispielsweise immer seltener gemeinsam zu Abend essen. Putnam (2000) macht als 
möglichen Grund für diesen Rückgang sozialer Beziehungen das Fernsehen aus. In der Tat findet 
Olken (2009), dass Fernsehen und Radio Sozialkapital zerstören können. In seiner Analyse nutzt 
er zwei exogene Variationen im Fernseh- und Radioempfang in Indonesien, um kausale Effekte 
von Fernsehen und Radio auf Sozialkapital zu identifizieren: a) das gebirgige Terrain Indonesiens, 
welches den Signalempfang vor allem in ländlichen Regionen erheblich beeinflusst, und b) zeit-
lich-räumliche Variation in der Einführung von Privatfernsehen. Mit besserem Signalempfang 
und einem größeren Angebot an Fernsehprogrammen steigt die Zeit, die man mit Fernsehen und 
Radio verbringt und das Engagement in gesellschaftlichen Vereinigungen geht zurück. Nicht zu-
letzt sinkt auch das gegenseitige Vertrauen, ein in der Literatur anerkanntes alternatives Maß für 
Sozialkapital. Bauernschuster et al. (2014) untersuchen, ob das Internet ähnliche negative Ef-
fekte auf Sozialkapital hat wie das Fernsehen. Hierbei nutzen sie aus, dass die Deutsche Bundes-
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post nach der Wende in vielen Regionen Ostdeutschlands, in denen kein Telefonnetzwerk vor-
handen war, Leitungen mit OPAL-Technologie verlegte. Diese Technologie galt damals als ext-
rem fortschrittlich und zukunftsträchtig. Doch als sich im Zuge der Internetrevolution der DSL 
Standard etablierte, hatten die an die OPAL-Technologie angeschlossenen Haushalte keine 
Chance auf einen Breitband-Internetanschluss. Denn der DSL Standard funktioniert zwar ein-
wandfrei auf herkömmlichen Kupferleitungen, nicht jedoch auf OPAL-Leitungen. Auf Basis von 
georeferenzierten Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) in Verbindung mit vertrauli-
chen Daten der Deutschen Telekom zu den an allen Hauptverteilern installierten Technologien 
zeigen Bauernschuster et al. (2014), dass ein Breitband-Internetanschluss keinerlei negative Aus-
wirkungen auf soziale Tätigkeiten wie den gegenseitigen Besuch von Freunden, den Besuch von 
Kinos, Restaurants, Theatervorstellungen, Ausstellungen oder Sportveranstaltungen sowie eh-
renamtliches und politisches Engagement hatte. Sie erklären diese Ergebnisse damit, dass das 
Internet im Gegensatz zu Fernsehen und Radio kein rein passives Medium ist, das man einfach 
konsumiert. Vielmehr bietet das Internet die Möglichkeit, sich mit anderen Menschen zu vernet-
zen und sich auszutauschen, um sich schließlich auch in der realen Welt zu treffen. Zudem liefert 
es Zugang zu stets aktuellen Informationen über lokale Veranstaltungen, Vereine und Vereini-
gungen; oft können Eintrittskarten einfach online bestellt oder Beitrittsformulare online ausge-
füllt und verschickt werden. Dadurch senkt das Internet die Kosten der Beteiligung an gesell-
schaftlichen Veranstaltungen. 

Glaeser et al. (2002) argumentieren, dass Menschen bewusst in Sozialkapital investieren, wenn 
die dadurch erzielten Vorteile die Kosten der Investition überwiegen. Dabei definieren sie Sozial-
kapital als soziale Fähigkeiten und Charisma eines Individuums; aber auch die Ergebnisse sozia-
ler Fähigkeiten wie die Größe des Bekanntenkreises gelten als Sozialkapital. All diese Elemente 
haben gemein, dass sie es ermöglichen, Nutzen aus den Interaktionen mit anderen zu ziehen. 
Investitionen in Sozialkapital lohnen sich umso eher, je länger der Amortisationszeitraum ist. 
Glaeser et al. (2002) zeigen, dass im Einklang mit dieser Hypothese Sozialkapital über den Le-
benszyklus zunächst ansteigt, bevor es im Alter wieder abnimmt. Soziale Beziehungen fallen mit 
physischer Distanz, was bedeutet, dass Sozialkapital eher lokal ist. Daher ist es nicht verwunder-
lich, dass Investitionen in Sozialkapital mit erwarteter Mobilität sinken. Entsprechend zeigt sich 
auch, dass Hauseigentümer, deren erwartete Mobilität unterdurchschnittlich sein dürfte, mehr 
Sozialkapital haben als Mieter. Zudem verfügen Menschen mit Berufen, in denen soziale Fähig-
keiten stärker entlohnt werden, über mehr Sozialkapital. Schließlich argumentieren Glaeser et 
al. (2002), dass geduldige Menschen, also Menschen, die zukünftige Erträge weniger stark diskon-
tieren, sowohl mehr in Sozialkapital als auch in Humankapital investieren. Dadurch entsteht eine 
positive Korrelation zwischen Sozialkapital und Humankapital. 

Neben diesen Determinanten für Sozialkapital aus Investitionsperspektive können auch weitere 
individuelle Erfahrungen und regionale Charakteristika die Höhe des Sozialkapitals beeinflussen, 
wie Alesina und La Ferrara (2002) zeigen. Sie messen Sozialkapital anhand von gegenseitigem 
Vertrauen und verwenden als Datenbasis den U.S. General Social Survey der Jahre 1974 bis 1994. 
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Sie weisen nach, dass traumatische Erfahrungen aus der jüngeren Vergangenheit sowie die Zu-
gehörigkeit zu einer sich diskriminiert fühlenden Minderheit zu geringerem Vertrauen führen. 
Weiterhin vertrauen ökonomisch weniger erfolgreiche Menschen ihren Mitmenschen weniger als 
reiche und gut gebildete Menschen. Schließlich ist das gegenseitige Vertrauen bei Menschen we-
niger ausgeprägt, die in Regionen wohnen, welche ethnisch sehr gemischt sind. Alesina und La 
Ferrara (2002) erklären dies damit, dass man Menschen weniger vertraut, die anders sind als man 
selbst. Außerdem zeigen sie, dass auch Menschen, die in Regionen mit hoher Einkommensun-
gleichheit wohnen, weniger in ihre Mitmenschen vertrauen. Diesen Zusammenhang zwischen 
Ungleichheit und fehlendem Vertrauen bestätigt Pryor (2012) mit Daten des World Value Survey 
zu 40 Ländern. Ganz analog zeigen Knack und Keefer (1997), dass sich Vertrauen besonders dann 
gut entwickelt, wenn ein Land sozial wenig polarisiert ist. Zudem scheinen auch formale Institu-
tionen, die Eigentums- und Vertragsrechte sichern, sich positiv auf das Entstehen von Vertrauen 
und Kooperation auszuwirken (Knack und Keefer 1997). 

Dies legt bereits nahe, dass auch politische Regime das grundlegende Vertrauen der Bevölkerung 
beeinflussen können. Konkret wird dies in Analysen, die die deutsche Trennung und Wiederver-
einigung ausnutzen, deutlich. Das sozialistische Regime in der ehemaligen DDR baute mit der 
Stasi und dem Netzwerk von 174.000 inoffiziellen Mitarbeitern einen Überwachungsstaat auf, der 
die Freiheiten der Bürger empfindlich einschränkte. Rainer und Siedler (2009a) argumentieren, 
dass die Tatsache, dass sich die Menschen nie sicher sein konnten, dass sie nicht von ihren Nach-
barn, Bekannten und selbst Verwandten überwacht werden, gegenseitiges Misstrauen hervorge-
rufen haben könnte. In der Tat zeigen sie anschließend mit den Daten der Allgemeinen Bevölke-
rungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS), dass unmittelbar nach der Wiedervereinigung 
Ostdeutsche ihren Mitmenschen deutlich weniger Vertrauen schenken als Westdeutsche. Auch in 
den ersten zwölf Jahren nach der Wiedervereinigung ist bei Ostdeutschen kein Anstieg im Ver-
trauen in Mitmenschen zu erkennen. Pryor (2012) generalisiert dieses Ergebnis von Rainer und 
Siedler (2009a), indem er anhand von Daten aus dem World Value Survey zeigt, dass Menschen 
aus den ehemals kommunistischen Ländern des Ostblocks zehn Jahre nach Fall des Eisernen 
Vorhangs ihren Mitmenschen immer noch weniger vertrauen als Menschen aus den marktwirt-
schaftlich geprägten westlichen Ländern. Rainer und Siedler (2009a) weisen nach, dass die feh-
lende Konvergenz im Vertrauen zwischen Ost- und Westdeutschen insbesondere durch die wid-
rigen ökonomischen Gegebenheiten, die viele Ostdeutschen nach der Wiedervereinigung erfuh-
ren, erklärt werden kann. Im Gegensatz zum Vertrauen in Mitmenschen finden Rainer und Siedler 
(2009a) beim Vertrauen in staatliche Institutionen eine deutliche Konvergenz zwischen Ost- und 
Westdeutschen in den Jahren nach der Wiedervereinigung. Heineck und Süssmuth (2013) erhär-
ten das Ergebnis von Rainer und Siedler (2009a), dass Ostdeutsche ihren Mitmenschen deutlich 
weniger vertrauen als Westdeutsche. Die Verwendung von Daten des Sozio-oekonomischen Pa-
nels (SOEP) erlaubt es Heineck und Süssmuth (2013) im Gegensatz zu Rainer und Siedler (2009a), 
intrapersonale Korrelationen über die Zeit zu berücksichtigen; zudem verlängern sie den Be-
obachtungszeitraum bis 2008. Heineck und Süssmuth (2013) erkennen im zweiten Jahrzehnt 
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nach der Wiedervereinigung leichte Konvergenztendenzen beim gegenseitigen Vertrauen. Dar-
über hinaus zeigen sie, dass Ostdeutsche ihre Mitmenschen deutlich seltener als fair und hilfsbe-
reit wahrnehmen und dass sich diese Ost-West-Unterschiede in den ersten 20 Jahren nach Wie-
dervereinigung nicht verkleinert haben. Ariely et al. (2014) bestätigen im Rahmen eines einmalig 
im Dezember 2013 in Berlin durchgeführten Feldexperiments das geringere Vertrauen bei Ost-
deutschen. Sie arbeiten jedoch auch heraus, dass sich Ost- und Westdeutsche zumindest zu die-
sem Zeitpunkt nicht bezüglich des Vertrauens in Ostdeutsche unterscheiden, sondern lediglich 
bezüglich des Vertrauens in Westdeutsche. Diese Erkenntnis sollte berücksichtigt werden, wenn 
man die Ergebnisse aus der Umfrage Deutschland 2014 interpretiert. Hier geben gut 60 Prozent 
der Befragten in Ostdeutschland sowie in Westdeutschland an, dass das sie umgebende soziale 
Gefüge durch Vertrauen und Zusammenhalt geprägt ist. Nur jeweils etwa 10 Prozent bekunden 
gegenteilige Erfahrungen. Zumindest beim Vertrauen in das eigene Umfeld scheint es also mitt-
lerweile zu einer Konvergenz gekommen zu sein (Holtmann et al. 2015). Ob dies auch für das Ver-
trauen in Westdeutsche gilt, bleibt allerdings fraglich.  

Auswirkungen von Sozialkapital 

Eine der ersten und damit bekanntesten Arbeiten, die sich empirisch mit den Auswirkungen von 
Sozialkapital beschäftigt haben, stammen von Putnam et al. (1993). Anhand selbst erhobener 
Daten evaluieren Putnam et al. (1993) die institutionelle Leistungsfähigkeit von zwanzig italieni-
schen Provinzregierungen. Ihre Analysen zeigen, dass die gesellschaftliche Teilhabe in Form von 
Mitgliedschaften in Vereinen und Gruppen in Norditalien deutlich ausgeprägter ist als in Südita-
lien. Gleichzeitig sind die Provinzregierungen in Norditalien erkennbar effizienter und effektiver 
als die Provinzregierungen in Süditalien. Putnam et al. (1993) führen diesen positiven Zusam-
menhang zwischen sozialer Teilhabe und institutioneller Leistungsfähigkeit darauf zurück, dass 
das in den norditalienischen Regionen rege soziale Leben Vertrauen und Reziprozität zwischen 
den Mitmenschen hervorruft. Dies hilft wiederum dabei, Kooperationen zu etablieren, welche an-
sonsten aufgrund unvollständiger Verträge nicht zustande kommen würden. Auf individueller 
Ebene weisen Slemrod und Katuscak (2005) mit Daten des World Values Survey nach, dass Ver-
trauen positiv, aber insignifikant mit dem eigenen Einkommen korreliert, während Vertrauens-
würdigkeit/Reziprozität nur dann positive Effekte auf das eigene Einkommen hat, wenn im Land 
genügend gegenseitiges Vertrauen vorhanden ist. Die Erklärung für dieses Muster ist leicht nach-
vollziehbar: Falls eine hinreichend hohe Gefahr besteht, dass fehlende Vertrauenswürdigkeit auf-
gedeckt wird und so zukünftige Geschäftspartner davon erfahren, steigen die Kosten fehlender 
Vertrauenswürdigkeit massiv. Besteht diese Gefahr nicht, so kann es sich für das Individuum loh-
nen, Menschen, die vertrauensvoll in sie investieren, auszunutzen und sich nicht reziprok zu zei-
gen. 

Auch Guiso et al. (2004) setzen sich empirisch mit Sozialkapital in italienischen Provinzen ausei-
nander. Als innovative Maße für Sozialkapital verwenden sie den regionalen Anteil der Blutspen-
der im Jahr 1995 und die Wahlbeteiligung an regionalen Referenda in der Periode von 1946 bis 
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1989. Diese Daten bringen sie auf regionaler Ebene mit den Haushaltsdaten des Survey of House-
hold Income and Wealth zusammen. Sie zeigen, dass Sozialkapital eine wichtige Rolle für die fi-
nanzielle regionale Entwicklung hat. In Regionen mit höherem Sozialkapital halten die Bürger 
weniger Bargeld und mehr Wertpapiere. Zudem haben sie einen einfacheren Zugang zu Krediten 
außerhalb des Familien- und Freundesnetzwerks. Diese positiven Sozialkapital-Effekte sind in 
Regionen mit eher geringer Bildung und schwacher institutioneller Rechtsdurchsetzung beson-
ders stark ausgeprägt. 

Mögliche Kanäle hinter diesen Effekten werden von McMillan und Woodruff (1999) ausgeleuchtet. 
Sie argumentieren, dass bei schwacher institutioneller Rechtsdurchsetzung Netzwerke von Fir-
men die fehlenden Institutionen ersetzen können. In Vietnam erhalten Kunden, die über Firmen-
netzwerke identifiziert werden, mehr Handelskredite als andere Kunden. McMillan und Woodruff 
(1999) glauben, dass diese Kunden durch Netzwerke diszipliniert werden können. Fallen ihre Kre-
dite aus, hat dies nämlich nicht nur Folgen auf die unmittelbare Gläubigerfirma; vielmehr besteht 
darüber hinaus die Gefahr, dass die Firmen im Netzwerk der Gläubigerfirma dem Schuldner keine 
Handelskredite mehr gewähren. Sozialkapital in Form von Firmennetzwerken kann also dazu 
beitragen, dass Märkte selbst bei schwachen formalen Institutionen funktionieren. Ähnliche, 
wenn auch kleinere Effekte finden McMillan und Woodruff (1999) für Familiennetzwerke. Sanders 
und Nee (1996) konzentrieren sich auf letztere und zeigen, dass Familiennetzwerke Sozialkapital 
bereitstellen, welches Entrepreneuren Zugang zu finanziellen Ressourcen und Versicherungen 
sichert. Zu diesen Ergebnissen passt auch die Studie von Michelacci und Silva (2007), die doku-
mentiert, dass in Italien und den USA der Anteil der Entrepreneure, die in der Heimatregion ar-
beiten, viel höher ist als der entsprechende Anteil der abhängig Beschäftigen. Michelacci und 
Silva (2007) stellen dar, dass es deshalb so viele „lokale Entrepreneure“ gibt, weil Einheimische 
das lokal vorhandene Sozialkapital ausnutzen können und so Zugang zu finanziellen Ressourcen 
erhalten. Diese würden sie als Neuankömmlinge in einer fremden Region aufgrund fehlenden So-
zialkapitals nicht erhalten. Diese lokalen Entrepreneure haben neben einer höheren Fremdkapi-
talquote mehr Beschäftigte, und sie arbeiten mit kapitalintensiveren Technologien. Knack und 
Keefer (1997) argumentieren, dass geringes Sozialkapital und fehlendes gegenseitiges Vertrauen 
in einer Region Entrepreneure dazu veranlassen könnte, ihre vorhandenen Ressourcen eher in 
die Kontrolle von Partnern, Arbeitnehmern oder Zulieferern zu stecken als in die Entwicklung in-
novativer Produkte und Prozesse. Bauernschuster et al. (2010) zeigen für Deutschland mit den 
Daten der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS), dass Sozialka-
pital, gemessen anhand von Mitgliedschaften in Vereinen, die Wahrscheinlichkeit zu gründen er-
höhen kann. Dabei ist diese Art von Sozialkapital insbesondere in kleineren Gemeinden von gro-
ßer Bedeutung, in denen Gründer typischerweise nicht in gleicher Weise auf eine breit ausge-
baute Finanzinfrastruktur zurückgreifen können wie in Metropolen.  

Aber auch abhängig Beschäftigte können von sozialen Netzwerken profitieren. Bayer et al. (2008) 
zeigen beispielsweise anhand von U.S. Zensusdaten, dass Menschen, die im selben Häuserblock 
wohnen eine um 33 Prozent höhere Wahrscheinlichkeit, gemeinsam in einem Unternehmen zu 
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arbeiten, als Menschen in naheliegenden Häuserblöcken. Den Autoren gelingt es, dieses Muster 
auf soziale Interaktionen zurückzuführen. Die Menschen in der unmittelbaren Nachbarschaft 
kennen sich, spielen sich Informationen zu offenen Stellen zu oder empfehlen Bekannte direkt 
dem eigenen Vorgesetzten. Dadurch steigt die Wahrscheinlichkeit, dass Menschen aus unmittel-
barer Nachbarschaft in demselben Unternehmen arbeiten. Ganz ähnliche Schlüsse ziehen Dust-
mann et al. (2016) auf Basis von deutschen Arbeitsmarktpaneldaten und eigenen Umfragen. Au-
ßerdem erhalten Arbeitnehmer, die über ihre sozialen Netzwerke Arbeitsplätze gefunden haben, 
um mindestens 2,5 Prozent höhere Löhne, und sie bleiben länger bei ihrem Arbeitgeber. Dies im-
pliziert, dass private Netzwerke Informationsmängel verringern und so Arbeitsmärkte effizienter 
gestalten, was sich letztlich positiv auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer auswirkt. Rainer und Sied-
ler (2009b) weisen ähnliche Effekte im Zuge der deutschen Wiedervereinigung mit den Daten des 
Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) nach. Ostdeutsche, die familiäre Beziehungen nach West-
deutschland hatten, zogen nach dem Fall der Mauer doppelt so wahrscheinlich von Ostdeutsch-
land nach Westdeutschland und hatten dann in Westdeutschland auch eher einen Arbeitsplatz 
und höhere Löhne als Ostdeutsche ohne familiäre Netzwerkbeziehungen nach Westdeutschland. 
Boenisch und Schneider (2013) argumentieren, dass kommunistische Regime lose soziale Bin-
dungen (weak ties) durch formale Institutionen zerstörten, wodurch die Menschen übermäßig in 
starke soziale Bindungen (strong ties) und informale Netzwerke investierten. Während durch 
weak ties Brücken zu bislang nicht miteinander verbundenen sozialen Gruppen geschlagen wer-
den können und so Informationen schnell und weit diffundieren können, sind strong ties dazu 
nicht in der Lage (Granovetter 1973). Auf diese Weise führte die spezifische Art Sozialkapital, wel-
ches unter kommunistischen Regimen aufgebaut wurde, zu einem nachhaltigen Rückgang der 
Mobilität (Boenisch und Schneider 2013). Teils findet man das Argument, dass dies ein Haupt-
grund für den langsamen Aufholprozess der ehemaligen Ostblock-Staaten nach Fall des Eisernen 
Vorhangs war (Paldam und Svendsen 2000). 

Die auf der Mikroebene gefundenen Effekte, die belegen, dass Sozialkapital Arbeits- und Kapital-
märkte sowie ganz generell Handelsbeziehungen effizienter machen kann, sollten auch auf Mak-
roebene ihren Niederschlag finden. Knack und Keefer (1997) untersuchen mit den Daten des 
World Values Survey, wie Sozialkapital, gemessen anhand von Vertrauen, Wirtschaftswachstum 
beeinflusst und finden einen starken positiven Zusammenhang. Im Gegensatz zu den Argumen-
ten von Putnam et al. (1993), die Aktivitäten in Vereinen und Verbänden als Grundlage für Sozial-
kapital sehen, finden Knack und Keefer (1997) jedoch weder einen positiven Zusammenhang zwi-
schen Vereinsmitgliedschaften und Vertrauen noch zwischen Vereinsmitgliedschaften und Wirt-
schaftswachstum.  

Einen weiteren, naheliegenden Aspekt bezüglich der Rolle von Sozialkapital für regionales 
Wachstum bringen Burchardi und Hassan (2013) ins Spiel. Sie belegen, dass nach der Wiederver-
einigung diejenigen westdeutschen Landkreise, deren Bürger historisch viele persönliche Bezie-
hungen zu Menschen in Ostdeutschland hatten, in mehrfacher Hinsicht profitierten. Der Anteil 
der Entrepreneure in der Bevölkerung stieg ebenso wie der Erfolg der Entrepreneure und die 



I. Soziale Sphäre 

16 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 

Wahrscheinlichkeit, dass Firmen dieser Landkreise in Ostdeutschland investierten. Dies alles 
führte zu einem deutlichen Anstieg im Pro-Kopf-Einkommen, der ohne die sozialen Beziehungen 
nach Ostdeutschland nicht möglich gewesen wäre: Eine Standardabweichung Anstieg im Anteil 
der Haushalte mit persönlichen Beziehungen nach Ostdeutschland im Jahr 1989 erhöhte das re-
gionale Pro-Kopf-Einkommen über sechs Jahre um 4,7 Prozentpunkte. Um den exogenen Teil der 
sozialen Beziehungen westdeutscher Landkreise nach Ostdeutschland zu isolieren, nutzen 
Burchardi und Hassan (2013) Variation in der Zerstörung westdeutscher Landkreise nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Je stärker die Zerstörung, desto knapper der regionale Wohnungsmarkt und 
desto weniger ostdeutsche Bürger mit persönlichen Beziehungen nach Ostdeutschland ließen 
sich in den Folgejahren im entsprechenden Landkreis nieder. Die persönlichen Beziehungen in 
die alte ostdeutsche Heimat waren während der Trennungsjahre nicht viel wert, konnten jedoch 
nach Wiedervereinigung wieder aufblühen und erzeugten dann die beschriebenen positiven Ef-
fekte. Haushalte mit persönlichen Beziehungen nach Ostdeutschland hatten nach der Wieder-
vereinigung einen komparativen Vorteil darin, die neuen ökonomischen Gelegenheiten, die sich 
in Ostdeutschland boten, zu nutzen.  

Soziale Präferenzen in Ost- und Westdeutschland: Evidenz aus Laborexperimenten 

In den bislang aufgeführten Studien wurde Vertrauen typischerweise anhand der Einschätzung 
einer Aussage gemessen, die etwa folgendermaßen lautete: „Im Großen und Ganzen kann man 
Menschen vertrauen.“ Die Befragten sollen hier angeben, ob sie dieser Aussage voll und ganz zu-
stimmen, eher zustimmen, eher nicht zustimmen, oder überhaupt nicht zustimmen. Möchte man 
soziale Präferenzen wie Vertrauen, Reziprozität oder Altruismus allerdings nicht nur anhand von 
kundgegebenen Einschätzungen zu Aussagen, sondern anhand von tatsächlichem Verhalten 
messen, kommt man bei der Verwendung von Beobachtungsdaten schnell an Grenzen. Deshalb 
haben Forscher begonnen, echte Entscheidungssituationen in Laborumgebungen aufzubauen, 
um so in einem kontrollierten Umfeld soziale Präferenzen anhand von tatsächlichem Entschei-
dungen und Handlungen zu messen. Im Folgenden sollen zwei dieser Laborexperimente be-
schrieben werden, in denen insbesondere Unterschiede in sozialen Präferenzen zwischen ost- 
und westdeutschen Teilnehmern herausgearbeitet wurden.  

Eine bahnbrechende Studie zur experimentellen Identifizierung kultureller Unterschiede in sozi-
alen Präferenzen zwischen Ost- und Westdeutschen stammt von Ockenfels und Weimann (1999). 
Das Laborexperiment, welches im Jahr 1995 in Magdeburg (Ostdeutschland) und Bonn (West-
deutschland) durchgeführt wurde, besteht aus zwei Spielen. Im ersten Spiel wird die Kooperati-
onsbereitschaft zur Produktion eines öffentlichen Gutes untersucht. Zehn Spieler erhalten je-
weils 10 Spielmarken und werden in zwei Gruppen mit jeweils fünf Spielern aufgeteilt. Diese 
Spielsteine können in ein privates Gut investiert werden, wodurch pro eingesetzter Spielmarke 
0,6 Geldeinheiten für den Investor ausbezahlt werden. Alternativ können Spielsteine in ein öf-
fentliches Gut investiert werden, wodurch pro eingesetzter Spielmarke 0,2 Geldeinheiten ausbe-
zahlt werden, jedoch nicht nur für den Investor, sondern für jedes Mitglied der Gruppe. Durch 
diesen Aufbau ist sichergestellt, dass es aus Gruppensicht am besten wäre, jedes Mitglied würde 
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alle Spielsteine in das öffentliche Gut einbezahlen. Aus individueller Sicht jedoch ist es am bes-
ten, ausschließlich in das private Gut zu investieren. Die Gruppe steht also vor einem Koordina-
tions- beziehungsweise Kooperationsproblem. Ockenfels und Weimann (1999) weisen nach, dass 
Ostdeutsche substantiell weniger in das öffentliche Gut investieren als Westdeutsche. Im zweiten 
Spiel werden die Teilnehmer in Dreiergruppen aufgeteilt und jeder Teilnehmer gewinnt mit einer 
Wahrscheinlichkeit von zwei Drittel 10 Deutsche Mark; mit einer Wahrscheinlichkeit von einem 
Drittel geht der Teilnehmer leer aus. Bevor diese Lotterie jedoch durchgeführt wird, werden die 
Teilnehmer mit folgender Frage konfrontiert: Falls Sie gewinnen, wie viel würden Sie einem der 
Verlierer geben, wenn nur einer in Ihrer Gruppe verliert? Und wie viel würden Sie den beiden Ver-
lierern geben, wenn Sie der einzige Gewinner sind? Ockenfels und Weimann (1999) zeigen, dass 
Ostdeutsche in etwa der Hälfte der Fälle nicht bereit waren, den Verlierern in ihrer Gruppe etwas 
von ihrem Gewinn abzugeben. Unter den Westdeutschen lag dieser Anteil bei nur einem Fünftel. 
Gleichzeitig erwarteten Westdeutsche auch signifikant höhere Beträge von den Gewinnern als 
Ostdeutsche. Ockenfels und Weimann (1999) betonen, dass man bei der Interpretation dieser auf 
den ersten Blick eindeutigen Ergebnisse Vorsicht walten lassen sollte. So sei das Verhalten der 
ostdeutschen Teilnehmer nicht unbedingt als „weniger kooperativ“ oder „unfair“ zu bezeichnen. 
Es könnte schlicht sein, dass die Normen der Kooperation in Ostdeutschland andere sind als in 
Westdeutschland, und dass die Teilnehmer erwarten, dass sich die anderen Teilnehmer entspre-
chend der bestehenden Normen verhalten. Die Tatsache, dass die Erwartungen über das Verhal-
ten der Mitspieler das tatsächliche Verhalten der Mitspieler gut wiederspiegelt, unterstützt diese 
Interpretation. Dann wäre nicht-kooperatives Verhalten aber nicht „unfair“, sondern lediglich 
Ausdruck der bestehenden Norm.  

Brosig-Koch et al. (2011) replizieren die Studien von Ockenfels und Weimann (1999) im Jahr 2010 
an den Universitäten Magdeburg (Ostdeutschland) und Duisburg-Essen (Westdeutschland) und 
überprüfen damit, ob sich die aufgedeckten Ost-West-Unterschiede in den analysierten Normen 
und Verhaltensweisen 20 Jahre nach Wiedervereinigung verringert haben. Sie erwarten, dass sich 
im Gegensatz zu politischen Präferenzen oder individuellen Einstellungen zu Institutionen sozi-
ale Präferenzen und Verhaltensweisen nur sehr langsam ändern. Dies liegt darin begründet, dass 
bei politischen Einstellungen und Werten keine interpersonale Koordination nötig ist, wodurch 
diese sich durch Veränderungen der polit-ökonomischen Bedingungen schnell ändern können. 
Eine Veränderung von sozialen Verhaltensweisen hin zu weniger Eigennützigkeit setzt jedoch die 
Koordination der Gesellschaft bezüglich einer neuen Norm voraus, was naturgemäß längere Zeit 
in Anspruch nimmt. Tatsächlich unterstützen die Ergebnisse von Brosig-Koch et al. (2011) diese 
Hypothese, da die von Ockenfels und Weimann (1999) identifizierten Ost-West-Unterschiede 
selbst 20 Jahre nach Wiedervereinigung bestehen; es gibt keinen Hinweis auf eine Konvergenz 
der gemessenen sozialen Verhaltensweisen. 
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3. Soziale Einstellungen und Verhaltensweisen in Ost- und 
Westdeutschland 

3.1 Vertrauen und Reziprozität 
Soziales Vertrauen ist das Kernelement von Sozialkapital, welches wiederum ein wichtiger 
Grundpfeiler für den gesellschaftlichen Zusammenhalt ist. Wenn Menschen einander nicht ver-
trauensvoll begegnen, kann auch keine gelebte Demokratie und Marktwirtschaft entstehen. Wer 
seinem Nachbarn überhaupt nicht traut, wird auch seinem Geschäftspartner oder den ihn reprä-
sentierenden Bundestagsabgeordneten und Politikern nicht trauen. Vertrauensbasierte Kon-
takte können sich an vielen verschiedenen Orten entwickeln, unter anderem bei Freizeitaktivitä-
ten. Durch diese Begegnungen wird soziales Vertrauen aufgebaut und Normen der Reziprozität 
werden gefestigt. Einstellungen zum gegenseitigen Verhalten zwischen Menschen spiegeln die 
Reziprozitätsnormen innerhalb einer Gesellschaft wider. Diese geben ebenfalls Aufschluss über 
das vorhandene Sozialkapital einer Gesellschaft. 

3.1.1 Vertrauen in Mitmenschen 

Das Sozialkapital in einer Gesellschaft lebt vom Vertrauen der Menschen untereinander. In Abbil-
dung 1 ist das generalisierte Vertrauen („Vertrauen in Fremde“) in Ost- und Westdeutschland seit 
der Wiedervereinigung dargestellt. Die Befragten konnten auf einer Skala von 1 bis 3 einschätzen, 
ob man gegenüber den meisten Menschen nicht vorsichtig genug sein kann, es darauf ankommt 
oder man ihnen trauen kann. Ostdeutsche schenken anderen Menschen persistent weniger Ver-
trauen als Westdeutsche. Die Ost-West-Lücke war kurz nach der Wiedervereinigung am größten 
(0,25 Skalenpunkte) und wurde bis zur Jahrtausendwende etwas kleiner. Seitdem bewegt sich 
der Unterschied weitgehend auf dem gleichen Level. Die absoluten Vertrauenswerte schwankten 
bis 2012 in beiden Landesteilen relativ wenig; seitdem ist jedoch ein deutlicher Anstieg in Ost und 
West zu erkennen. Im Jahr 2016 vertrauen 26% in Westdeutschland den meisten ihrer Mitmen-
schen, in Ostdeutschland sind es 19%. Es sagen aber auch deutlich mehr Menschen im Osten 
(41%) als im Westen (31%), dass man im Umgang mit anderen Menschen nicht vorsichtig genug 
sein kann.  Die hier beschriebene Empirie stimmt mit den Ergebnissen der in Kapitel 2 vorgestell-
ten Studie von Rainer und Siedler (2009a) überein.  
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Abbildung 1: Vertrauen in Mitmenschen 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Manche Leute sagen, dass man den meisten Menschen trauen 
kann. Andere meinen, dass man nicht vorsichtig genug sein kann im Umgang mit anderen Menschen. Was 
ist Ihre Meinung dazu?“ Antwortmöglichkeiten: Man kann nicht vorsichtig genug sein (1),  
Das kommt darauf an (2), Den meisten Menschen kann man trauen (3). 

Die Autoren kommen ebenfalls zu dem Ergebnis, dass Ostdeutsche nach der Wiedervereinigung 
persistent weniger Vertrauen in ihre Mitmenschen haben als Westdeutsche. Des Weiteren be-
schreiben Heineck und Süssmuth (2013) leichte Konvergenztendenzen in ihren Daten bis 2008. 
Dies ist hier ebenfalls zu erkennen. 

Während bei den Einstellungen, seinen Mitmenschen zu vertrauen, in den 1990er Jahren zumin-
dest eine leichte Konvergenz zwischen Ost- und Westdeutschen zu erkennen ist, ist bei der Risi-
kobereitschaft, fremden Menschen Vertrauen entgegenzubringen, eine Divergenz zu erkennen 
(Abbildung 2, bei anderer Fragestellung und anderer Antwortskala). 2004 und 2009 finden sich 
noch ähnliche Werte in Ost- und Westdeutschland. Im Jahr 2014 ist dann ein kleiner, aber signi-
fikanter Unterschied von 0,2 Skalenpunkten zu beobachten. Auf einer Skala von 0 „gar nicht risi-
kobereit“ bis 10 „sehr risikobereit“ schätzen sich 36% der Befragten in Westdeutschland und 40% 
der Befragten in Ostdeutschland in Bezug auf ihr Vertrauen in fremde Menschen als nicht risiko-
bereit ein (Antwortmöglichkeiten 0, 1, 2). 
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Abbildung 2: Risikobereitschaft: Vertrauen in fremde Menschen 

Anmerkungen: SOEP 2014: „Man kann sich in verschiedenen Bereichen ja unterschiedlich verhalten. Wie 
würden Sie Ihre Risikobereitschaft in Bezug auf die folgenden Bereiche einschätzen? Beim Vertrauen in 
fremde Menschen.“ Antwortmöglichkeiten: gar nicht risikobereit (0) – sehr risikobereit (10). 

3.1.2 Freizeitaktivitäten  

Vertrauensbasierte Kontakte können sich an vielen verschiedenen Orten entwickeln, unter ande-
rem bei vielfältigen Freizeitaktivitäten, beim Gespräch der Menschen in Bars und Restaurants o-
der beim Besuch von Theateraufführungen oder Popkonzerten, sowie beim geselligen Austausch 
mit Freunden, Verwandten und Nachbarn. Die Möglichkeiten zur sozialen Teilhabe hängen so-
wohl von den sozialen, kulturellen und materiellen Ressourcen als auch von der Erreichbarkeit 
relevanter Infrastruktureinrichtungen ab.  

Bei Freizeitaktivitäten, wie Kino-, Popkonzert- und Diskobesuche bzw. dem Besuch von Sportver-
anstaltungen, unterscheiden sich die Menschen in Ost- und Westdeutschland am aktuellen Rand 
2015 nur gering. Die Befragten konnten angeben, wie häufig sie diese Aktivitäten ausüben: ein-
mal in der Woche, einmal im Monat, seltener oder nie. Etwa 20% im Osten und 24% der Befragten 
im Westen gehen regelmäßig einmal im Monat bzw. einmal in der Woche am Abend ins Kino oder 
in Diskotheken bzw. zu Tanz- oder Sportveranstaltungen (Abbildung 3). Nach einem hohen Wert 
direkt nach der Wiedervereinigung gingen die Ostdeutschen Anfang der 1990er Jahren seltener 
etwa ins Kino als die Westdeutschen. Bis Ende der 1990er Jahre stiegen die Werte im Osten dann 
wieder deutlich an und konvergierten auf ähnlichem Niveau mit den Werten im Westen, wo die 
Befragten relativ gleichbleibende Werte angaben. Erst in den letzten Jahren zeichnet sich wieder 
ein Ost-West-Unterschied ab, der am aktuellen Rand bei knapp 0,1 Punkten ist. 

Bei kulturellen Freizeitaktivitäten, wie Konzert-, Theater- und Vortragsbesuchen, ist der Befund 
ähnlich wie bei Kinogängen und Sportveranstaltungen (ohne Abbildung). Am aktuellen Rand ga-
ben 15% der Befragten im Osten und 18% der Befragten im Westen an, einmal im Monat oder 
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sogar einmal in der Woche kulturelle Veranstaltungen zu besuchen (ohne Abbildung). Knapp ein 
Drittel der Bewohner in Deutschland geht nie ins Konzert oder ins Theater. Und eine Mehrheit in 
beiden Landesteilen gibt an, zumindest selten an kulturellen Veranstaltungen teilzunehmen. 
Nach der Wiedervereinigung herrschten auf insgesamt etwas niedrigerem Niveau noch größere 
Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschland, die bis zu 0,2 Skalenpunkte betrugen. Seit 
1999 sind die Ost-West-Unterschiede geringer und verschwanden in den darauffolgenden Jahren 
fast ganz. Insgesamt wurden Konzert- und Theaterbesuche in beiden Landesteilen über die Zeit 
beliebter. 

Abbildung 3: Freizeit: Kinobesuche, Besuch von Popkonzerten, Tanzveranstaltungen, Discos, Sport-
veranstaltungen 

Anmerkungen: Freizeit: Kinobesuche, Besuch von Popkonzerten, Tanzveranstaltungen, Discos, Sportver-
anstaltungen (SOEP, Zeitreihe 1990-2015). Antwortmöglichkeiten: Nie (1), seltener (2), jeden Monat (3), 
jede Woche (4). 

In Deutschland treiben insgesamt viele Menschen jede Woche Sport (Abbildung 4), zugleich gibt 
es eine deutliche Ost-West-Differenz: Im Westen gaben 2015 45% und im Osten 34% an, jede Wo-
che sportlich aktiv zu sein. In beiden Landesteilen sind die Menschen über die letzten Jahrzehnte 
deutlich sportlicher geworden. Dabei lagen die Werte im Westen kontinuierlich höher als im Os-
ten und der Unterschied ist über die Zeit nur minimal kleiner geworden. In den 1990er Jahren 
bewegte sich die Ost-West-Differenz bei 0,4 Skalenpunkten, ab 2001 liegt die Ost-West-Differenz 
konstant etwas niedriger. In den Jahren von 2001 bis 2015 musizierten die Deutschen auch etwas 
häufiger oder gingen häufiger künstlerischen Tätigkeiten nach, wobei die absoluten Werte deut-
lich unter den Beliebtheitswerten für den Sport liegen (ohne Abbildung). Außerdem waren und 
sind die Ost-West-Unterschiede beim Musizieren geringer: 56% im Westen und 60% im Osten sa-
gen im Jahr 2015, sie nehmen nie ein Instrument oder ein künstlerisches Werkzeug in die Hand, 
wohingegen 13% im Westen und 11% im Osten die jede Woche tun.  
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Abbildung 4: Freizeit: Aktiver Sport 

Anmerkungen: Freizeit: Aktiver Sport (SOEP, Zeitreihe 1990-2015). Antwortmöglichkeiten: Nie (1), seltener 
(2), jeden Monat (3), jede Woche (4). 

Bei der Betrachtung der Frage, wie oft Deutsche Freunde treffen, scheinen Westdeutsche geselli-
ger zu sein. Sie treffen sich häufiger als Ostdeutsche mit Freunden, Verwandten oder Nachbarn 
(Abbildung 5). 46% der Westdeutschen verbringen jede Woche Zeit mit ihren sozialen Kontakten. 
Im Osten trifft sich nur jeder Dritte einmal pro Woche in geselliger Runde. Die Kurven verlaufen in 
beiden Landesteilen seit 1997 in absoluter Höhe einigermaßen konstant und mit gleichbleiben-
dem Abstand. In den Jahren davor war der Unterschied noch größer, weil die Werte im Osten 
noch niedriger lagen und sich erst ab 1997 auf einem höheren Niveau einpendelten. Zu diesem 
Befund passt auch die Angabe über die Anzahl enger Freunde. 2015 ist ein kleiner aber statistisch 
signifikanter Unterschied zu erkennen. Westdeutsche haben im Durchschnitt 4,1 enge Freunde, 
Ostdeutsche hingegen 3,9 (ohne Abbildung). 
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Abbildung 5: Freizeit: Geselligkeit mit Freunden, Verwandten oder Nachbarn 

 

Anmerkungen: Freizeit: Geselligkeit mit Freunden, Verwandten oder Nachbarn (SOEP, Zeitreihe 1990-
2015). Antwortmöglichkeiten: Nie (1), seltener (2), jeden Monat (3), jede Woche (4). 

Hinsichtlich des Besuchs religiöser Veranstaltungen herrscht ein deutlicher Ost-West-Unter-
schied, der über die Zeit nur sehr langsam kleiner wird (Abbildung 6). In den 1990er Jahren un-
terschieden sich die Angaben im Westen und Osten um etwa 0,5 Skalenpunkte. Am aktuellen 
Rand liegt der Skalen-Unterschied bei 0,4 Punkten. Im Osten geben 79% der Befragten an, nie in 
die Kirche zu gehen, im Westen sagte dies etwas über die Hälfte der Befragten. Hier liegt eine 
große Differenz vor, die bei ähnlicher Dynamik auch nicht in absehbarer Zeit verschwinden wird. 

Bei all den unterschiedlichen Angaben über Freizeitaktivitäten sind sich West- und Ostdeutsche 
in einem Punkt einig: Sie sind am aktuellen Rand gleichermaßen mit ihrer Freizeit zufrieden (un-
abhängig der Freizeitaktivitäten) und geben auf einer Skala von 0-10 Werte von durchschnittlich 
7,2 Skalenpunkten an. Bei dieser Frage lässt sich eine eindeutige Konvergenz konstatieren. War 
der Unterschied zwischen beiden Landesteilen in den 1990er Jahren mit bis zu 0,7 Skalenpunk-
ten noch recht groß, wurde dieser seit Anfang der 2000er Jahre zunehmend kleiner und ver-
schwand in den letzten beiden Beobachtungsjahren. Insgesamt zeigte der Trend kontinuierlich 
nach oben, d.h. die Menschen in Deutschland sind mit ihrer Freizeit zufriedener geworden. 
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Abbildung 6: Freizeit: Kirchgang, Besuch religiöser Veranstaltungen 

Anmerkungen: Freizeit: Kirchgang, Besuch religiöser Veranstaltungen (SOEP, Zeitreihe 1990-2015). Ant-
wortmöglichkeiten: Nie (1), seltener (2), jeden Monat (3), jede Woche (4). 

Abbildung 7: Zufriedenheit mit Freizeit 

 
Anmerkungen: Zufriedenheit mit Freizeit (SOEP bis 2015). 
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3.1.3 Reziprozität und Fairness 

Reziprozität wird verstanden als die Tendenz, seine Handlung an der Verhaltensweise einer an-
deren Person, die auf einen selbst adressiert ist, auszurichten, und auf gleiche oder ähnliche 
Weise zu reagieren (Fehr und Schmidt, 2006). Dies kann im negativen, wie auch im positiven 
Sinne ausfallen. Im ersten Fall revanchieren sich Personen für eine erfahrene schlechte Behand-
lung (negative Reziprozität), im zweiten Fall erwidern sie einen Gefallen (positive Reziprozität). 
Einstellungen zum gegenseitigen Verhalten zwischen Menschen spiegeln die Reziprozitätsnor-
men innerhalb einer Gesellschaft wider. Diese geben Aufschluss über das vorhandene Sozialka-
pital einer Gesellschaft.2 

Negative Reziprozitätseinstellungen werden mit den Aussagen „Wenn mir schweres Unrecht zu-
teil wird, werde ich mich, um jeden Preis bei der nächsten Gelegenheit dafür rächen“ (Abbildung 
8), „Wenn mich jemand beleidigt, werde ich mich ihm gegenüber auch beleidigend verhalten“ 
(Abbildung 9), sowie „Wenn mich jemand in eine schwierige Lage bringt, werde ich das Gleiche 
mit ihm machen“ (Abbildung 10), erfasst. Die Antwortvorgaben reichen auf einer siebenstufigen 
Ratingskala von „trifft überhaupt nicht zu“ (1) bis „trifft voll zu“ (7). Für alle drei Aussagen können 
folgende Ergebnisse zusammengefasst werden: Rachsüchtige Einstellungen treffen auf die Mehr-
heit der Ost- und Westdeutschen nach eigenen Angaben nicht zu (Mittelwerte zwischen 2,5 und 
3,3). Sie lagen sowohl im Westen als auch im Osten 2005 und 2010 auf etwas höherem Niveau, 
und sind von 2010 auf 2015 deutlich zurückgegangen. Dabei liegen die Werte im Osten meist et-
was höher. Nach anfänglich zum Teil ähnlichen Werten findet sich 2015 ein Unterschied in den 
ost- und westdeutschen Einstellungen der negativen Reziprozität von circa 0,15 Skalenpunkten. 
Dies entspricht einer durchschnittlichen Differenz von 2,5 Prozentpunkten.  

2 „The norm of generalized reciprocity is a highly productive component of social capital“ (Putnam 1993, 
172). 
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Abbildung 8: Wenn mir schweres Unrecht zuteil wird, werde ich mich, um jeden Preis bei der nächs-
ten Gelegenheit dafür rächen  

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wenn mir schweres Unrecht zuteil wird, werde ich mich, um jeden Preis bei 
der nächsten Gelegenheit dafür rächen.“ Antwortmöglichkeiten: Trifft überhaupt nicht zu (1) – Trifft voll zu 
(7). 

Abbildung 9: Wenn mich jemand beleidigt, werde ich mich ihm gegenüber auch beleidigend verhal-
ten 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wenn mich jemand beleidigt, werde ich mich ihm gegenüber auch beleidigend 
verhalten.“ Antwortmöglichkeiten: Trifft überhaupt nicht zu (1) – Trifft voll zu (7). 
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Abbildung 10: Wenn mich jemand in eine schwierige Lage bringt, werde ich das Gleiche mit ihm ma-
chen  

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wenn mich jemand in eine schwierige Lage bringt, werde ich das Gleiche mit 
ihm machen.“ Antwortmöglichkeiten: Trifft überhaupt nicht zu (1) – Trifft voll zu (7). 

Im Hinblick auf die Aussagen zur positiven Reziprozität, der Norm des Gebens und Nehmens, sind 
sich die Menschen in Ost- und Westdeutschland ebenfalls ziemlich ähnlich. Vor allem die Bereit-
schaft, jemandem einen Gefallen zu tun, der einem selbst einen Gefallen getan hat, ist in beiden 
Landesteilen mit deutlicher Mehrheit zu erkennen (Abbildung 11). Im Durchschnitt geben 96% 
aller Deutschen an, dass sie einen Gefallen mit einem Gefallen erwidern. Die Werte sind seit 2005 
auf gleichbleibend hohem Niveau. Ein sehr ähnlicher Befund lässt sich für die Anstrengungsbe-
reitschaft der Deutschen, jemandem zu helfen, der einem früher schon einmal geholfen hat, fest-
halten (Abbildung 12). Die dritte Aussage zur positiven Gegenseitigkeit wird im Westen durch-
schnittlich mit kleinem aber signifikantem Abstand wohlwollender beurteilt (Abbildung 13). Die-
ser kleine Unterschied von 0,1 Skalenpunkten in den Einstellungen ist erst im Jahr 2015 aufge-
treten. Bei den vorherigen Befragungszeitpunkten 2005 und 2010 waren die Ost- und West-Werte 
noch ähnlicher. Insgesamt bewegen sich die Werte wiederum auf hohem Niveau. Viele Menschen 
in Deutschland sind bereit Kosten auf sich zu nehmen, um jemandem zu helfen, der einem früher 
schon einmal geholfen hat.  
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Abbildung 11: Wenn mir jemand einen Gefallen tut, bin ich bereit dies zu erwidern 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wenn mir jemand einen Gefallen tut, bin ich bereit dies zu erwidern.“ Antwort-
möglichkeiten: Trifft überhaupt nicht zu (1) – Trifft voll zu (7). 

Abbildung 12: Ich strenge mich besonders an, um jemandem zu helfen, der mir früher schon mal ge-
holfen hat  

Anmerkungen: SOEP 2015: „Ich strenge mich besonders an, um jemandem zu helfen, der mir früher schon 
mal geholfen hat.“ Antwortmöglichkeiten: Trifft überhaupt nicht zu (1) – Trifft voll zu (7). 
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Abbildung 13: Ich bin bereit, Kosten auf mich zu nehmen, um jemandem zu helfen, der mir früher 
einmal geholfen hat 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Ich bin bereit, Kosten auf mich zu nehmen, um jemandem zu helfen, der mir 
früher einmal geholfen hat.“ Antwortmöglichkeiten: Trifft überhaupt nicht zu (1) – Trifft voll zu (7). 

3.2 Altruismus 
Unter Altruismus wird im Allgemeinen die Einstellung und Bereitschaft verstanden, anderen zu 
helfen, ohne dass man dafür eine (direkte) Gegenleistung erwartet oder auch nur erhofft. Ökono-
misch gesprochen ist eine Person altruistisch, wenn sie einen positiven Nutzen daraus zieht, dass 
es anderen Menschen besser geht. Sie ist bereit, eigene Ressourcen einzusetzen, um das Wohl-
befinden anderer zu verbessern.3 

Je nach Definition können altruistische Handlungen unterschiedlich operationalisiert werden. 
Geld- oder Blutspenden sind gute Beispiele für altruistische Handlungen; der Spender hofft si-
cherlich nicht darauf, diese jemals zurückzubekommen. Ehrenamtliche Tätigkeiten, sowie Fami-
lien-, Verwandtschafts- und Nachbarschaftshilfe werden ebenfalls nicht in der Erwartung einer 
(direkten) Gegenleistung ausgeübt.  

In Westdeutschland werden häufiger Geldspenden getätigt als in Ostdeutschland (Abbildung 14). 
Dies steht im Einklang mit dem Ergebnis des in Kapitel 2 erläuterten Laborexperiments von 
Ockenfels und Weimann (1999), in dem unter den Gewinnern des Spiels Ostdeutsche weniger 
häufig einen Teil ihres monetären Gewinns an Verlierer abgeben als Westdeutsche. Knapp die 
Hälfte der Westdeutschen gaben in den Jahren 2010 und 2015 an, Geld gespendet zu haben. Im 
Osten liegen die Werte 9 Prozentpunkte im Jahr 2010 bzw. 14 Prozentpunkte im Jahr 2015 nied-

                                                                  
3 „Thus, an altruist is willing to sacrifice own resources in order to improve the well being of others.“ (Fehr 

und Schmidt 2006, S. 620). 
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riger. Der Abstand hat sich zwischen den beiden Beobachtungszeitpunkten vergrößert. Bei Blut-
spenden haben sich die Werte in Ost- und Westdeutschland im Jahr 2015 auf einem Niveau von 
12% angenähert, nachdem im Jahr 2010 der Anteil von Blutspendern im Osten mit 16% noch 3 
Prozentpunkte höher lag als im Westen (13%).  

Abbildung 14: Geld gespendet 

Anmerkungen: SOEP nur 2010 und 2015, Geld gespendet. 

Abbildung 15: Blut gespendet 

Anmerkungen: SOEP nur 2010 und 2015, Blut gespendet. 
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Das freiwillige Engagement von Bürgerinnen und Bürgern in einer pluralistischen, ausdifferen-
zierten Gesellschaft übernimmt eine tragende Funktion für den gesellschaftlichen Zusammen-
halt und gehört zu den gesellschaftlichen Bindungskräften (BMFSFJ 2016). In den westdeutschen 
Bundesländern engagieren sich seit Beginn der Zeitreihe in 1992 konstant mehr Menschen eh-
renamtlich in Vereinen, Verbänden oder sozialen Diensten als in den ostdeutschen Ländern (Ab-
bildung 16). Die Ost-West-Lücke lag in den 1990er Jahren bei etwa 0,15 bis 0,18 Skalenpunkten 
und in den 2000er Jahren etwas niedriger bei circa 0,13. Beim letzten Beobachtungszeitpunkt im 
Jahr 2015 stieg der Abstand wieder auf 0,16 an. Im Einzelnen engagieren sich im Jahr 2015 11% 
der Westdeutschen und 7% der Ostdeutschen jede Woche und in etwa gleich viele Befragte (8-
9%) einmal im Monat ehrenamtlich. Absolut sind die Werte seit der Wiedereinigung zwar ange-
stiegen, dennoch üben heute auch 67% der Westdeutschen und 73% der Ostdeutschen nie ein 
Ehrenamt aus. 

Wenn es darum geht Freunden, Verwandten oder Nachbarn zu helfen, unterscheiden sich Ost- 
und Westdeutsche nicht mehr. Nur 10-11% der Befragten im Osten und im Westen sagen gleich-
ermaßen, sie helfen nie mit, wenn es im Familien- oder Bekanntenkreis etwas zu tun gibt (Abbil-
dung 17). Nach einem deutlichen Rückgang in der Hilfsbereitschaft im Osten kurz nach der Wie-
dervereinigung, stiegen die Werte in beiden Landesteilen tendenziell ab 1992 an. Im Osten lagen 
die Werte höher. Die Kurven schwankten mit Abständen von bis zu 0,1 Skalenpunkten parallel im 
Zeitverlauf. Am aktuellen Rand haben sich die Werte angeglichen.  

Abbildung 16: Freizeit: Ehrenamtliche Tätigkeiten in Vereinen, Verbänden oder sozialen Diensten 

Anmerkungen: SOEP 2015 pli0096, Freizeit: Ehrenamtliche Tätigkeiten in Vereinen, Verbänden oder sozia-
len Diensten. Antwortmöglichkeiten: Nie (1), seltener (2), jeden Monat (3), jede Woche (4). 

  

Nie Jede Woche

Nie

Stand: 2015

Jede Woche

1,0

1,1

1,2

1,3

1,4

1,5

1,6

1,7

1,8

West Ost 95% KI 95%KI

4

1

66,8%
73,3%

13,1%
11,8%

8,7%
8,3%

11,4% 6,6%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

West Ost



I. Soziale Sphäre 

32 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 

Abbildung 17: Freizeit: Mithelfen, wenn bei Freunden, Verwandten oder Nachbarn etwas zu tun ist 

Anmerkungen: SOEP 2015 pli0095, Freizeit: Mithelfen, wenn bei Freunden, Verwandten oder Nachbarn et-
was zu tun ist. Antwortmöglichkeiten: Nie (1), seltener (2), jeden Monat (3), jede Woche (4). 

3.3 Verbundenheit und Nachbarschaft 
Die Beziehungen im nachbarschaftlichen Lebensumfeld von Menschen bilden ebenfalls einen 
wichtigen Aspekt von Sozialkapital. Die sozialen Beziehungen können annäherungsweise mit 
dem Verbundenheitsgefühl zur lokalen Wohngemeinde abgebildet werden. Außerdem kann da-
von ausgegangen werden, dass in sicheren Wohnumgebungen ein höheres Sozialkapital vor-
herrscht. Schließlich geben Aussagen, bestimmte Gruppen gerne als Nachbarn zu haben, Auf-
schluss darüber, wie offen und freundlich sich die Menschen in einer Nachbarschaft begegnen.4 

Die Werte zur Verbundenheit der Bürgerinnen und Bürger mit ihrer Gemeinde sind in Deutschland 
seit der Wiedervereinigung insgesamt hoch und in Ost und West nicht groß  verschieden (Abbil-
dung 18). Im Osten steigen die Verbundenheitswerte im Zeitverlauf leicht an, im Westen sind sie 
weitgehend gleichbleibend. Am aktuellen Rand im Jahr 2016 kann ein statistisch signifikanter 
Unterschied (0,13 Skalenpunkte) zwischen Ost- und Westdeutschland gemessen werden. Ost-
deutsche fühlen sich ihrer Heimatgemeinde und ihren Bürgern verbundener als Westdeutsche. 
31% im Osten geben eine starke Heimatverbundenheit an und 45% fühlen sich ziemlich verbun-
den mit ihrer Gemeinde. Im Westen sind diese Werte etwas kleiner. 

In den 1990er Jahren fürchteten sich deutlich mehr Menschen in Deutschland, nachts alleine in 
ihrer direkten Wohnumgebung unterwegs zu sein (Abbildung 19). Der Anteil derjenigen, die Angst 
hatten, lag in Ostdeutschland circa 15 Prozentpunkte höher als in Westdeutschland. Bis zum Jahr 

                                                                  
4 „In high-social-capital areas public spaces are cleaner, people are friendlier, and the streets are safer“, 

(Putnam 2000, Seite 307). 
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2000 gingen die Unsicherheitsgefühle in beiden Landesteilen stark zurück und näherten sich zu-
dem weitestgehend an. Seitdem bewegen sich die Werte im Osten und Westen auf ähnlichem 
Niveau. Im Jahr 2016 liegen die Anteile um die 20%-Marke. Im Vergleich zu den 1990er Jahren ist 
eine deutliche Konvergenz festzustellen. 

Abbildung 18: Verbundenheit mit Gemeinde (Stadt) und ihren Bürgern 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Und jetzt möchten wir wissen, wie stark Sie sich mit Ihrer Ge-
meinde (Stadt) und ihren Bürgern verbunden fühlen. Sind Sie Ihrer Gemeinde und ihren Bürgern gefühls-
mäßig gar nicht verbunden (1), wenig verbunden (2), ziemlich verbunden (3) oder stark verbunden (4).“ 

Abbildung 19: Gegend, wo man nachts nicht alleine gehen möchte 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Gibt es eigentlich hier in der UNMITTELBAREN Nähe - ich 
meine so im Umkreis von einem Kilometer - irgendeine Gegend, wo Sie nachts nicht alleine gehen möch-
ten?“ Antwortmöglichkeiten: Ja, gibt es hier; Nein, gibt es hier nicht. 
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Für das Sozialkapital ist es wichtig, wie gut sich die Nachbarschaftsbeziehungen gestalten. Dies 
gilt auch im Umgang mit anderen Ethnien in der Nachbarschaft. Am aktuellen Rand möchten 
ostdeutsche Befragte Ausländer weniger gern in ihrer Nachbarschaft haben als Befragte aus 
Westdeutschland. Dies trifft auf alle abgefragten Ausländergruppen zu. Gegenüber Italienern 
(Abbildung 20), deutschstämmigen Aussiedlern aus Osteuropa (Abbildung 21), Asylbewerbern 
(Abbildung 22) und Türken (Abbildung 23) als Nachbarn sind Ostdeutsche durchwegs ablehnen-
der eingestellt als Westdeutsche.  

Abbildung 20: Wie angenehm oder unangenehm wäre Ihnen ein Italiener als Nachbar? 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie angenehm oder unangenehm wäre Ihnen ein Italiener als 
Nachbar?“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Wäre mir sehr unangenehm (1) – Wäre mir sehr angenehm (7). 

Die Befragten konnten auf einer Skala von 1 bis 7, welche von der Empfindung Italiener/Aussie-
der/Asylbewerber/Türke als Nachbar „wäre mir sehr unangenehm“ bis „wäre mir sehr ange-
nehm“ reicht, antworten. Absolut betrachtet sind Italiener ziemlich gerne und deutschstämmige 
Aussiedler auch gern in der Nachbarschaft gesehen bzw. wird deren Anwesenheit als neutral be-
wertet. Als eher unangenehm mit Mittelwerten unter der neutralen Antwortmöglichkeit von 4 
empfinden die Deutschen Asylbewerber und Türken in der Nachbarschaft. Die Abstände in den 
Einstellungen zwischen ost- und westdeutschen Bürgerinnen und Bürgern sind zum Teil sehr 
groß. Gleichbleibende sehr große Unterschiede von 0,5 bis 0,6 Skalenpunkten sind bei den Ein-
stellungen gegenüber Italienern auf hohem Niveau und gegenüber Türken auf mittlerem Niveau 
zu finden. Deutschstämmige Aussiedler aus Osteuropa werden am aktuellen Rand wieder mit 
demselben Ost-West-Unterschied wie 1996 bewertet (0,3 Skalenpunkte), nachdem sich die Werte 
2006 auf leicht niedrigerem Niveau angeglichen hatten. Die Einstellungen in Ost- und West-
deutschland gegenüber Asylbewerbern in der direkten Nachbarschaft waren zu den Beobach-
tungszeitpunkten 1996 und 2006 relativ ähnlich bzw. statistisch nicht unterscheidbar. Bis zur ak-
tuellen Beobachtung im Jahr 2016 haben sich die Meinungen bezüglich Asylbewerber auseinan-
der entwickelt. 2016 ist ein messbarer Unterschied von 0,4 Skalenpunkten zwischen Ost- und 
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Westdeutschland zu finden. Die Diskrepanz ist dadurch entstanden, dass sich die Werte im Wes-
ten leicht nach oben bewegten, während sie gleichzeitig im Osten gesunken sind. Am aktuellen 
Rand im Jahr 2016 gab jeder Fünfte der Befragten im Osten an, einen Asylbewerber in der Nach-
barschaft zu haben, wäre ihm „sehr unangenehm“. Im Westen gab dies jeder Zehnte an (11%). 

Abbildung 21: Wie angenehm oder unangenehm wäre Ihnen ein deutschstämmiger Aussiedler aus 
Osteuropa als Nachbar? 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie angenehm oder unangenehm wäre Ihnen ein deutsch-
stämmiger Aussiedler aus Osteuropa als Nachbar?“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Wäre mir sehr unangenehm 
(1) – Wäre mir sehr angenehm (7). 

Abbildung 22: Wie angenehm oder unangenehm wäre Ihnen ein Asylbewerber als Nachbar? 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie angenehm oder unangenehm wäre Ihnen ein Asylbewer-
ber als Nachbar?“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Wäre mir sehr unangenehm (1) – Wäre mir sehr angenehm 
(7).  
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Abbildung 23: Wie angenehm oder unangenehm wäre Ihnen ein Türke als Nachbar? 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie angenehm oder unangenehm wäre Ihnen ein Türke als 
Nachbar?“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Wäre mir sehr unangenehm (1) – Wäre mir sehr angenehm (7). 

3.4 Sorgen um sozialen Zusammenhalt 
Sorgen um den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Deutschland tauchen im öffentlichen Dis-
kurs immer öfter auf.5 Man kann versuchen den sozialen Zusammenhalt anhand objektiv mess-
barer Maßzahlen zu messen, wie zum Beispiel mit Mitgliedschaftszahlen in Vereinen. Entschei-
dend in der Diskussion ist aber vor allem auch, wie die Menschen den Zusammenhalt in der Ge-
sellschaft fühlen. Hier zeigt sich, dass sich die große Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland Sorgen um den sozialen Zusammenhalt macht (Tabelle 2). Nur 16% im Westen und 
13% im Osten geben im Jahr 2016 an, sich deswegen nicht zu sorgen. Vielmehr machen sich 
knapp 60% der Deutschen einige Sorgen und circa 30% sogar große Sorgen, wobei die Werte im 
Osten um jeweils 3 bzw. 6 Prozentpunkte höher liegen.  

Über die Zeit betrachtet sind zumindest die Ansichten über das soziale Miteinander in Deutsch-
land etwas optimistischer geworden (Abbildung 24). Sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland 
glaubten seit der Wiedervereinigung bis zum Jahr 2012 zwischen 70-80% der Menschen, dass sich 
die meisten Leute in Wirklichkeit gar nicht darum kümmern, was mit ihren Mitmenschen ge-
schieht. Die Werte lagen zwar in Westdeutschland etwas unter denen in Ostdeutschland, die Un-
terschiede waren aber nicht statistisch signifikant. Erst seit 2012 können signifikante Unter-
schiede gemessen werden, während gleichzeitig die pessimistische Einstellung über den Zustand 
der sozialen Gesellschaft etwas verblasste. Allerdings liegt diese insgesamt immer noch hoch: Im 

                                                                  
5 Vgl. Deutscher Innenminister De Maizière im Interview am 20.10.2016 mit der Berliner Zeitung: „Ich mache 

mir Sorgen um den Zusammenhalt der Gesellschaft“, und weiter „Das darf nicht weiter zunehmen. Da-
ran zu arbeiten, dass der Kitt in unserer Gesellschaft nicht weiter bröckelt, bleibt für Demokraten wich-
tig.“ – Quelle: http://www.berliner-zeitung.de/24942466 ©2017. 
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Jahr 2016 teilten 62% der Westdeutschen und 69% der Ostdeutschen die Auffassung, dass sich 
die Leute in Deutschland nicht für ihre Mitmenschen interessieren. 

Tabelle 2: Sorgen über sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft 

 West Ost Ost-West-Differenz 
Prozentpunkte   % 

Keine Sorgen  15,5 12,6 -2,9*** 
Einige Sorgen 58,9 55,8 -3,1*** 
Große Sorgen  25,6 31,6 6,1*** 

Anmerkungen: SOEP nur 2015, Sorgen um den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft. Antwortmög-
lichkeiten „keine Sorgen“, „einige Sorgen“, „große Sorgen“. 

Abbildung 24: Die meisten Leute kümmern sich in Wirklichkeit gar nicht darum, was mit ihren Mit-
menschen geschieht 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Ich werde Ihnen nun einige Aussagen vorlesen. Sagen Sie mir 
bitte zu jeder einzelnen dieser Aussagen, ob Sie persönlich derselben Meinung sind oder ob Sie anderer 
Meinung sind: Die meisten Leute kümmern sich in Wirklichkeit gar nicht darum, was mit ihren Mitmenschen 
geschieht.“ Antwortmöglichkeiten: Bin derselben Meinung (JA-Anteile); bin anderer Meinung.  
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4. Ursachenforschung nach Ost-West-Unterschieden 

In der deskriptiven Analyse der sozialen Einstellungen und Verhaltensweisen in Abschnitt 3 
wurde deutlich, dass die Entwicklung der Einstellungen aus der sozialen Sphäre in Ost- und West-
deutschland differenziert betrachtet werden muss. Während einige Einstellungen konvergiert 
sind oder sich ohnehin kaum unterschieden, bestehen bei einigen Einstellungen Unterschiede 
bis zum aktuellen Rand fort. In diesem Abschnitt wird eine Auswahl an Einstellungen, die noch 
immer deutliche Ost-West-Unterschiede zeigen, einer tieferen Analyse unterzogen. In zwei Ana-
lyseschritten wird untersucht, inwieweit die Ost-West-Unterschiede erklärt werden können und 
in welchen Bevölkerungsgruppen die Unterschiede vornehmlich vorherrschen.6  

Der erste Analyseschritt stellt die Frage, ob demographische, wirtschaftliche und soziale Unter-
schiede zwischen den Bürgerinnen und Bürgern in Ost- und Westdeutschland für die Unter-
schiede in Einstellungen verantwortlich sind. Denn Ostdeutsche unterscheiden sich in vielen 
Merkmalen, die wiederum Einstellungen beeinflussen, von Westdeutschen. Beispielsweise sind 
die Befragten in Ostdeutschland im Durchschnitt älter, verfügen über geringere Haushaltsein-
kommen und haben seltener einen Migrationshintergrund. Außerdem sind die ostdeutschen Re-
gionen von höherer Arbeitslosigkeit geprägt.7 Anhand der Ergebnisse von Regressionsanalyse 
kann abgelesen werden, ob die Unterschiede auch nach Angleichung dieser Merkmale zwischen 
Ost- und Westdeutschland fortbestehen würden. Für die Analysen werden sowohl individuelle 
als auch regionale Erklärungsfaktoren verwendet. Die individuellen Merkmale sind das Alter in 
Jahren (und das quadrierte Alter), das Geschlecht, der Migrationshintergrund, der Ehestand, der 
Schulabschluss, die Anzahl der Kinder, die Erwerbssituation und das Haushaltseinkommen8. Auf 
der Ebene von insgesamt 96 Regionen, in denen die Befragten wohnen, kommen die Geburten-
ziffer, acht Maße der Altersstruktur der Bevölkerung (20-34, 35-49, 50-64, 65 und älter, jeweils 
nach Geschlecht), der Anteil der Asylleistungsempfänger und der Ausländeranteil als demogra-
phische regionale Maße zum Einsatz. Regionale wirtschaftliche Kontrollen sind die Arbeitslosen-
quote, die Arbeitslosenquote der 15-24-Jährigen, die Arbeitslosenquote der Ausländer, das Brut-
toinlandsprodukt pro Kopf, das verfügbare Einkommen pro Kopf und der Anteil der SGBII-Bezie-
her. 

Im zweiten Analyseschritt wird untersucht, in welchen Bevölkerungsgruppen und Regionen die 
Ost-West-Unterschiede besonders groß sind und in welchen sie womöglich gar nicht beobachtet 
werden. Dazu werden die Ost-West-Unterschiede innerhalb kleiner Gruppen, die anhand der 

                                                                  
6 Eine nähere Beschreibung der Analysemethoden befindet sich im Anhang. 
7 Eine nähere Beschreibung der Merkmalsunterschiede befindet sich im Anhang. 
8 Wegen einer großen Anzahl fehlender Werte kann das Haushaltseinkommen nicht in den Regressionsana-

lysen mit dem Allbus verwendet werden. 
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oben genannten Merkmale beschrieben werden, ausgewiesen. Ost-West-Unterschiede in Einstel-
lungen innerhalb besser vergleichbarer Gruppen können nähere Hinweise darauf liefern, wel-
chen Ursprung sie haben und wie wahrscheinlich sie auch in Zukunft fortbestehen.  

4.1 Sind die Ost-West-Unterschiede erklärbar? 
In Abbildung 25 ist die Ost-West-Differenz für verschiedene Einstellungen als Ergebnis von Re-
gressionen abgetragen. Im Westen verbringen mehr Befragte Zeit mit Freunden, Verwandten und 
Nachbarn als im Osten. Die Differenz kann zu einem kleinen Teil durch Unterschiede in individu-
ellen Merkmalen erklärt werden. Fügt man regionale Merkmale hinzu, verringert sich der Unter-
schied weiter. Würden sich Ost- und Westdeutschland in allen Merkmalen angleichen, bliebe den-
noch ein signifikanter Unterschied bestehen. Auf Beleidigungen reagieren Ostdeutsche häufiger 
ebenfalls mit einer Beleidigung als Westdeutsche. An Unterschieden zwischen den individuellen 
Merkmalen liegt es nicht, dass diese Differenz beobachtet wird. Zieht man regionale Kontrollen 
hinzu, insbesondere die Altersstruktur, gleichen sich Ost und West an, so dass kaum mehr signi-
fikante Ost-West-Unterschiede in negativer Reziprozität gefunden werden. Positive Reziprozität, 
die Bereitschaft selbst Kosten zu tragen, um Hilfe zurückzugeben, ist im Westen etwas stärker als 
im Osten ausgeprägt. Unterschiede in individuellen Merkmalen können dabei allerdings so viel 
erklären, dass die Ost-West-Differenz nach der Aufnahme der individuellen Kontrollvariablen ver-
schwindend klein und nicht mehr statistisch signifikant ist. Die regionalen Kontrollen spielen da-
her kaum noch eine Rolle. Positive Reziprozität ist nach den Ergebnissen also vor allem wegen 
der individuellen Unterschiede der Menschen in Ost- und Westdeutschland zwischen den Lan-
desteilen unterschiedlich stark ausgeprägt, während negative Reziprozität vor allem wegen der 
regionalen Bedingungen in der Demographie im Osten häufiger zu finden ist. 

Geldspenden werden im Westen häufiger getätigt als im Osten. Offenbar ist der Grund dafür 
nicht, dass sich Menschen in Ost- und Westdeutschland etwa nach Alter und Erwerbssituation 
unterscheiden. Im Gegenteil, die Ost-West-Differenzen wären sogar größer, wenn sich die indivi-
duellen Merkmale angleichen würden. Für die regionalen Merkmale gilt tendenziell auch, dass 
die Unterschiede eher größer werden, wenn sich die Regionen ähnlicher wären. Im Ergebnis sind 
individuelle und regionale Merkmalsunterschiede nicht der Grund für die Ost-West-Differenz im 
Spendenverhalten. 

Im Westen hat das ehrenamtliche Engagement einen höheren Stellenwert in der Freizeit als im 
Osten. Werden individuelle Merkmale in Ost und West gleichgesetzt, wächst die Differenz noch 
an, sodass Unterschiede zwischen den Menschen in Ost- und Westdeutschland nicht als Erklä-
rung für die verschiedene Neigung zu ehrenamtlichem Engagement taugen. Auch regionale Un-
terschiede können die Differenz nicht erklären und vergrößern sie tendenziell noch weiter, was 
in erster Linie auf die demographische Zusammensetzung zurückzuführen ist.  
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Die Sorgen über den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft sind im Osten größer als im Wes-
ten. Werden die individuellen Merkmale kontrolliert, verringert sich die Ost-West-Differenz, aller-
dings ist der Wert in Ostdeutschland weiterhin signifikant größer. Die Ost-West-Unterschiede 
bleiben auch mit zusätzlichen regionalen Kontrollen signifikant bestehen. Die Einstellungsunter-
schiede lassen sich letztlich also nicht durch andere Faktoren erklären.  

Das Vertrauen in Mitmenschen ist in Westdeutschland größer als in Ostdeutschland und mit Un-
terschieden in individuellen Merkmalen lässt sich dies nicht erklären. Würde man die regionalen 
Gegebenheiten angleichen, geht der Unterschied im Vertrauen tendenziell zurück, wobei die 
Schätzunsicherheit dieses Befundes allerdings groß ist. Der Rückgang lässt sich in tiefergehen-
den Analysen sowohl wirtschaftliche regionale Bedingungen als auch auf die demographische 
Zusammensetzung zurückführen. Auf der anderen Seite fühlen sich die Menschen in Ostdeutsch-
land stärker mit ihrer Gemeinde und den Menschen dort verbunden als Westdeutsche. Individu-
elle Merkmalsunterschiede sind dafür 
nicht verantwortlich, aber die Diffe-
renz geht tendenziell verloren, wenn 
regionale Merkmale angeglichen wer-
den, allerdings wieder mit großer 
Schätzunsicherheit.  

In Ostdeutschland werden Türken und 
Asylbewerber als Nachbarn weniger 
positiv aufgenommen als in West-
deutschland. Individuelle Merkmals-
unterschiede erklären die Differenz 
auch hier nicht. Durch die Aufnahme 
von regionalen Kontrollvariablen wer-
den die Differenzen kleiner und statis-
tisch insignifikant, was allein an der re-
gionalen Altersstruktur liegt. Die wirt-
schaftlichen Bedingungen und Auslän-
deranteile verringern den Ost-West-
Unterschied nicht. Allerdings ist wegen 
der Schätzunsicherheit ein großes 
Spektrum von Ost-West-Differenzen 
auch bei Angleichung der regionalen 
Bedingungen nicht auszuschließen. 

Wie sind die Graphiken zu lesen? 

Die Abbildungen in den Kapiteln zur Ursachenfor-
schung zeigen die Ergebnisse verschiedener sta-
tistischer Berechnungen. Diese Regeln helfen sie 
ganz einfach zu verstehen: 

 Die Balken verdeutlichen den Ost-West-Unter-
schied. Je größer der Balken, desto größer
der Ost-West-Unterschied.

 Ein Balken nach links in den negativen Bereich
bedeutet: die Einstellung ist in Ostdeutschland
weniger ausgeprägt. Ein Balken nach rechts in
den positiven Bereich sagt entsprechend, dass
die Einstellung in Ostdeutschland stärker aus-
geprägt ist.

 Die erste Abbildung dieses Kapitels führt „Kon-
trollen“ ein. Damit sind Merkmale der Befrag-
ten gemeint. Der Balken sagt aus: wie groß ist
der Ost-West-Unterschied, wenn diese Merk-
male gleich wären?

 Alle weiteren Abbildungen beschreiben den
Unterschied in Einstellungen innerhalb ver-
schiedener Gruppen. Ein Beispiel: wie groß ist
der Ost-West-Unterschied für alle unter 35-Jäh-
rigen?
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Abbildung 25: Ost-West-Unterschiede mit Kontrollvariablen 

Lesebeispiel: Die Freizeitgestaltung mit Geselligkeit ist bei Ostdeutschen um 0,3 Punkte schwächer ausge-
prägt als bei Westdeutschen. Werden individuelle Kontrollen A hinzugefügt, verringert sich der Abstand auf 
0,26, Kontrollen B und C verringern ihn weiter. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicher-
heit. Anmerkungen: Variablen bis „Geld gespendet“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2016. Kon-
trollen A beinhalten individuelle Merkmale (Alter, Geschlecht, Migrationshintergrund, Ehestand, Schulab-
schluss, Anzahl der Kinder, Erwerbssituation, Haushaltseinkommen), Kontrollen B beinhalten die regio-
nale Merkmalsgruppe Demographie, Kontrollen C beinhalten die regionale Merkmalsgruppe Wirtschaft. 
Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau 
angegeben. 
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4.2 Analyse unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen 
Um näher zu beleuchten, welche Bevölkerungsgruppen für die Ost-West-Unterschiede verant-
wortlich sind, werden im Nachfolgenden die Ost-West-Unterschiede für verschiedene Bevölke-
rungsgruppen, die anhand der individuellen und regionalen Merkmale definiert werden, unter-
sucht.  

4.2.1 Jüngere mit meist kleineren Ost-West-Unterschieden, bei Reziprozität jedoch mit 
größeren 

In Abbildung 26 werden die Ost-West-Unterschiede innerhalb von Bevölkerungsgruppen unter-
sucht, die nach ihrem Alter unterschieden werden. Die Differenzen werden für Menschen im Alter 
von 18-34 Jahren, 35-64 Jahren sowie einem Alter ab 65 Jahren trennt ausgewiesen. In der jün-
geren Altersgruppe von 18 bis 34 Jahren sind viele Ost-West-Unterschiede in sozialen Einstellun-
gen weniger stark ausgeprägt als bei Älteren. Die Geselligkeit in der Freizeit, die Spendenbereit-
schaft, das ehrenamtliche Engagement und die Einstellungen gegenüber Türken und Asylbewer-
bern als Nachbarn sind unter den jüngeren Ost- und Westdeutschen ähnlicher als in den höheren 
Altersgruppen. Bei den Sorgen über den sozialen Zusammenhalt und dem Vertrauen in Mitmen-
schen gibt es zwar keinen Unterschied zu den 35-64-Jährigen, aber der Ost-West-Unterschied ist 
kleiner als bei den ab 65-Jährigen. Größer sind die Ost-West-Unterschiede in der jüngeren Alters-
gruppe jedoch bei der Reziprozität, insbesondere bei der positiven. Die Bereitschaft Kosten in 
Kauf zu nehmen, um sich für eine Hilfe zu revanchieren, ist bei den ostdeutschen 18-34-Jährigen 
deutlich weniger stark ausgeprägt als bei Westdeutschen der derselben Altersklasse. Die Jünge-
ren sind sogar praktisch allein für den Ost-West-Unterschied in dieser Frage verantwortlich. In 
der Altersgruppe 65 und älter unterscheiden sich Ost- und Westdeutsche besonders in den Sor-
gen über den sozialen Zusammenhalt, die im Osten größer sind, sowie beim Vertrauen in Mit-
menschen, das im Osten kleiner ist.
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Abbildung 26: Ost-West-Unterschiede nach Altersgruppen 

Lesebeispiel: Die Freizeitgestaltung mit Geselligkeit ist bei Ostdeutschen im Alter von 18-34 Jahren um 0,12 
Punkte schwächer ausgeprägt als bei Westdeutschen im gleichen Alter. Die Striche auf den Balken verkör-
pern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variablen bis „Geld gespendet“ aus SOEP 2015, Variablen da-
runter Allbus 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für voll-
ständige Fragetexte siehe Abschnitt 0. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angege-
ben. 
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4.2.2 Nur vereinzelt größere Unterschiede bei niedriger Schulbildung 

In Abbildung 27 werden die Ost-West-Unterschiede für Personen mit höchstem Schulabschluss 
mittlere Reife oder weniger und Personen mit Fachabitur/Abitur getrennt ausgewiesen. 

Befragte, die über einen mittleren Schulabschluss verfügen, zeigen größere Ost-West-Unter-
schiede bei der Geselligkeit, den Geldspenden, der Bereitschaft sich ehrenamtlich zu engagieren, 
dem Vertrauen in Mitmenschen sowie zur Einstellung Türken als Nachbarn zu haben als Befragte 
mit Abitur, wobei manche Unterscheidungen statistisch schwach sind. Der Unterschied zwischen 
den zwei Bildungsgruppen ist für die Frage nach der Geselligkeit in der Freizeit am deutlichsten 
erkennbar. In den allermeisten Fällen bleibt der Ost-West-Unterschied trotzdem auch in der 
Gruppe mit Abitur oder Fachabitur bestehen. Lediglich die Unterschiede in der Reziprozität ver-
schwinden mit höherer Bildung gänzlich. Bei der positiven Reziprozität ist bereits unter den nied-
riger Gebildeten kein Ost-West-Unterschied mehr messbar. In der Frage nach den Sorgen über 
den sozialen Zusammenhalt sind sich Ost- und Westdeutsche mit Abitur sogar weniger einig als 
Befragte mit niedrigerem Schulabschluss.  
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Abbildung 27: Ost-West-Unterschiede nach Bildungsniveau 

Lesebeispiel: Die Freizeitgestaltung mit Geselligkeit ist bei Ostdeutschen mit höchstens mittlerer Reife um 
0,36 Punkte schwächer ausgeprägt als bei Westdeutschen mit dem gleichen Schulbildungsniveau. Die Stri-
che auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variablen bis „Geld gespendet“ aus 
SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2016. Im SOEP fehlen Beobachtungen mit Angabe „anderer Ab-
schluss“. Die Ergebnisse der Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fra-
getexte siehe Abschnitt 0. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2.3 Keine Ost-West-Unterschiede in Reziprozität unter Wohlhabenderen 

In Abbildung 28 und Abbildung 29 werden Ost-West-Unterschiede in der Einstellung je nach Be-
schäftigungsstatus bzw. Haushaltseinkommen der Befragten dargestellt. Der Erwerbsstatus (Ab-
bildung 28) ist nur teilweise für die Ost-West-Unterschiede relevant. Die Differenz bei der Gesel-
ligkeit, den Sorgen um den sozialen Zusammenhalt und das Vertrauen in Mitmenschen sind unter 
Erwerbstätigen etwas kleiner als unter Nicht-Erwerbstätigen, aber immer noch signifikant. In den 
anderen Einstellungen unterscheiden sich Ost- und Westdeutsche in beiden Gruppen gleicher-
maßen. Hinsichtlich des Haushaltseinkommens (Abbildung 29) lässt sich keine eindeutige Ten-
denz erkennen, welche Gruppe für die Ost-West-Unterschiede verantwortlich ist. Die Differenz in 
positiver und negativer Reziprozität ist in der Gruppe der Haushaltseinkommen unter dem Me-
dian stärker ausgeprägt. Vergleicht man nur Haushalte mit Einkommen über dem Median, findet 
sich keine Differenz mehr zwischen Ost- und Westdeutschen. Auf der anderen Seite ist die Bereit-
schaft zum Ehrenamt nur bei hohen Einkommen zwischen Ost und West verschieden, und kann 
für niedrigere Einkommen nicht gefunden werden. Tendenziell sind die Unterschiede in der Ver-
bundenheit mit der Gemeinde bei niedrigen Einkommen und in der Einstellung zu Asylbewerbern 
als Nachbarn bei höheren Einkommen größer.  
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Abbildung 28: Ost-West-Unterschiede bei Erwerbstätigen und nicht Erwerbstätigen 

Lesebeispiel: Die Freizeitgestaltung mit Geselligkeit ist bei ostdeutschen Erwerbstätigen um 0,27 Punkte 
schwächer ausgeprägt als bei westdeutschen Erwerbstätigen. Die Striche auf den Balken verkörpern die 
Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variablen bis „Geld gespendet“ aus SOEP 2015, Variablen darunter All-
bus 2016. Die Ergebnisse der Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fra-
getexte siehe Abschnitt 0. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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Abbildung 29: Ost-West-Unterschiede nach Haushaltseinkommen 

Lesebeispiel: Die Freizeitgestaltung mit Geselligkeit ist bei Ostdeutschen mit Haushaltseinkommen unter 
dem Median um 0,28 Punkte schwächer ausgeprägt als bei Westdeutschen derselben Einkommensgruppe. 
Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variablen bis „Geld gespen-
det“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2016.  Die Ergebnisse der Gruppen wurden in getrennten 
Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 0. Die Konfidenzintervalle sind als Stri-
che für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2.4 Menschen mit Kontakt zu Ausländern in sozialen Einstellungen in Ost und West 
ähnlicher 

In Abbildung 30 werden die Ost-West-Unterschiede für zwei Gruppen getrennt ausgewiesen, von 
denen eine Gruppe Kontakt zu Ausländern pflegt, während die andere Gruppe keinen Kontakt zu 
Ausländern hat. In diesen Vergleich fließen deshalb keine Antworten von Migranten ein. Die Ost-
West-Differenzen in der Reziprozität, der Spendenbereitschaft, dem Vertrauen in Mitmenschen, 
der Verbundenheit mit der Gemeinde und der Einstellung gegenüber Asylbewerbern als Nach-
barn sind zum Teil in der Gruppe, welche keinen Kontakt zu Ausländern hat, deutlich größer. Für 
die Reziprozität, das Vertrauen und die Verbundenheit gilt sogar, dass keine Ost-West-Unter-
schiede in der Gruppe mit Ausländerkontakt gefunden werden. Dagegen spielen Kontakte zu Aus-
ländern offenbar keine Rolle für die eher ablehnende Einstellung gegenüber türkischstämmigen 
Nachbarn. 
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Abbildung 30: Ost-West-Unterschiede nach Kontakt zu Ausländern 

Lesebeispiel: Die Freizeitgestaltung mit Geselligkeit ist bei Ostdeutschen mit Kontakt zu Ausländern um 0,2 
Punkte schwächer ausgeprägt als bei Westdeutschen mit Kontakt zu Ausländern. Die Striche auf den Bal-
ken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variablen bis „Geld gespendet“ aus SOEP 2015, Va-
riablen darunter Allbus 2016. Die Ergebnisse der Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für 
vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 0. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau an-
gegeben. 
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4.2.5 Regionen mit junger Bevölkerung in Ost und West ähnlicher 

Die Ost-West-Unterschiede in Einstellungen werden nun für Gruppen ausgewiesen, die anhand 
regionaler Charakteristika differenziert werden. Anhand des Medians der Merkmale in der Raum-
ordnungsregion des Wohnortes werden die Befragten in zwei Gruppen unterteilt. In Abbildung 31 
werden die Regionen anhand der Arbeitslosenquote zugeordnet, in Abbildung 32 anhand des An-
teils der 20-35-jährigen Bevölkerung. In Regionen mit überdurchschnittlicher Arbeitslosenquote 
(Arbeitslosenquote über dem 75. Perzentil9) sind Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen 
in den meisten sozialen Einstellungen vergleichbar mit den Unterschieden zwischen Regionen 
mit niedrigerer Arbeitslosigkeit. In Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit sind die Ost-West-Unter-
schiede bei der Geselligkeit, der positiven Reziprozität, der Bereitschaft Geld zu spenden und bei 
den Sorgen um den sozialen Zusammenhalt geringfügig kleiner. Dafür ist der Unterschied zwi-
schen Ost- und Westdeutschen in der Verbundenheit mit der Gemeinde wesentlich kleiner, wenn 
nur Regionen mit niedriger Arbeitslosigkeit verglichen werden.  

Abbildung 32 zeigt, dass die Ost-West-Unterschiede in Regionen mit überdurchschnittlich vielen 
20-35-Jährigen bezüglich Geselligkeit, Reziprozität, Geldspenden und dem Vertrauen in Mitmen-
schen deutlich kleiner sind als in anderen Regionen, und bezüglich Verbundenheit mit der Ge-
meinde und der Einstellung zu Türken und Asylbewerbern als Nachbarn zumindest tendenziell 
kleiner sind. Lediglich bei den Sorgen über den sozialen Zusammenhalt unterscheiden sich Ost- 
und Westdeutsche in jungen Regionen stärker als in Regionen mit älterer Bevölkerungsstruktur.  

  

                                                                  
9 Wegen hoher Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland muss hier eine höhere Grenze als der Median gezogen 

werden, damit auch ostdeutsche Regionen zum Vergleich in der niedrigen Kategorie bereitstehen. 
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Abbildung 31: Ost-West-Unterschiede nach regionaler Arbeitslosenquote 

Lesebeispiel: Die Freizeitgestaltung mit Geselligkeit ist bei Ostdeutschen in Regionen mit überdurch-
schnittlich hoher Arbeitslosenquote über dem 75. Perzentil um 0,26 Punkte schwächer ausgeprägt als bei 
Westdeutschen in vergleichbaren Regionen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. 
Anmerkungen: Variablen bis „Geld gespendet“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2016. Die Ergeb-
nisse der Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Ab-
schnitt 0. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben.  
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Abbildung 32: Ost-West-Unterschiede nach regionaler Bevölkerungszusammensetzung 

 
Lesebeispiel: Die Freizeitgestaltung mit Geselligkeit ist bei Ostdeutschen in Regionen mit überdurch-
schnittlich vielen 20-35-Jährigen um 0,19 Punkte schwächer ausgeprägt als bei Westdeutschen in ver-
gleichbaren Regionen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Vari-
ablen bis „Geld gespendet“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2016. Die Ergebnisse der Gruppen 
wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 0. Die Konfiden-
zintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben.  
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5. Fazit: Soziale Einstellungen und Verhaltensweisen im verei-
nigten Deutschland

Ostdeutsche haben persistent weniger Vertrauen in Ihre Mitmenschen, nur leichte Konvergenz 
erkennbar 

Jeder vierte Befragte in Westdeutschland und jeder fünfte Befragte in Ostdeutschland ist im Jahr 
2016 der Meinung, dass man den meisten Menschen trauen kann. Seit der Wiedervereinigung 
schenken Ostdeutsche ihren Mitmenschen persistent weniger Vertrauen als Westdeutsche. Die 
Ost-West-Lücke war kurz nach der Wiedervereinigung am größten und wurde bis zur Jahrtau-
sendwende etwas kleiner. Seitdem bewegt sich der Unterschied weitgehend auf dem gleichen 
Level. Die absoluten Vertrauenswerte schwankten bis 2012 in beiden Landesteilen relativ wenig; 
seitdem ist jedoch ein deutlicher Anstieg in Ost und West zu erkennen. Die Deutschen gewinnen 
also untereinander an Vertrauen, wenngleich am aktuellen Datenrand auch 31% im Westen und 
41% im Osten angeben, im Umgang mit anderen Menschen kann man nicht vorsichtig genug sein. 
Dieses Ergebnis steht im Einklang mit den Studien von Heineck und Süssmuth (2013) sowie Rai-
ner und Siedler (2009a). Der Ost-West-Unterschied würde auch nicht verschwinden, wenn die Be-
fragten in Ost- und Westdeutschland die gleichen individuellen Merkmale, wie etwa Alter, Fami-
lienstand, Einkommen, aufweisen würden. Die Ost-West-Differenz ist bei den über 65-Jährigen 
am größten, und wird in den jüngeren Altersgruppen kleiner. Betrachtet man in beiden Landes-
teilen nur die Menschen, die einer Erwerbstätigkeit nachgehen, wird die Ost-West-Differenz eben-
falls kleiner. Unter Ost- und Westdeutschen, die Kontakte zu Ausländern pflegen, findet sich über-
haupt kein Unterschied mehr im Vertrauen in Mitmenschen. Menschen, die in Ost- und West-
deutschland in Regionen leben, in denen viele junge Menschen leben, unterscheiden sich auch 
nicht in dem Ausmaß, wie stark sie anderen Menschen vertrauen. 

Vertrauen in fremde Menschen ist im Westen etwas höher, leichte Divergenz zwischen Ost und 
West beobachtbar 

Bei der Risikobereitschaft, fremden Menschen Vertrauen entgegenzubringen, ist eine leichte di-
vergente Entwicklung zwischen Ost- und Westdeutschland zu erkennen. Die Vertrauenswerte 
stiegen in Ost- und Westdeutschland von 2009 auf 2014 insgesamt an, allerdings im Westen etwas 
mehr. Dadurch ergab sich für das Jahr 2014 ein kleiner signifikanter Ost-West-Unterschied.  

Kaum Unterschiede bei kulturellen Freizeitaktivitäten und Ausgeh-Aktivitäten 

Die Freizeitaktivitäten im kulturellen Bereich und beim Ausgehen in Kinos und in Diskotheken, 
sowie zu Veranstaltungen, haben sich bis circa Ende der 1990er Jahre weitgehend angeglichen, 
indem die ostdeutschen Werte zu den westdeutschen aufschlossen. Seit der Jahrtausendwende 
sind die Unterschiede geringer bzw. verschwanden fast ganz. Seit 2009 zeichnet sich wieder ein 
kleiner Ost-West-Unterschied bei Kino- und Veranstaltungsbesuchen ab. Die Häufigkeit dieser 
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Besuche blieb in Westdeutschland konstant, allerdings gingen etwas weniger Menschen in Ost-
deutschland ins Kino und zu Konzerten, so dass sich eine kleine Ost-West-Lücke auftat. Zur ab-
soluten Höhe bleibt abschließend festzuhalten, dass viele Menschen in Deutschland Freizeitakti-
vitäten ausüben, aber dass im Jahr 2015 auch rund ein Drittel aller Befragten in Ost- und in West-
deutschland angab, nie ins Theater, ins Kino, zu Konzerten, in Diskotheken oder zu sonstigen 
Veranstaltungen zu gehen.  

Westdeutsche treiben mehr Sport und betätigen sich häufiger künstlerisch 

In Deutschland treiben insgesamt viele Menschen mit ansteigender Tendenz regelmäßig Sport. 
Dabei liegen die Werte seit der Wiedervereinigung im Westen konstant und deutlich höher als im 
Osten. Der Ost-West-Unterschied ist bis 2015 nur geringfügig kleiner geworden. In den Jahren 
von 2001 bis 2015 musizierten die Deutschen auch etwas häufiger oder gingen häufiger künstle-
rischen Tätigkeiten nach, wobei die Werte deutlich unter den Beliebtheitswerten für den Sport 
liegen. Die Kurve verlief im Westen meist auf leicht höherem Niveau. Im Jahr 2015 musizierten 
bzw. betätigten sich künstlerisch rund 21% der Befragten im Westen einmal im Monat oder ein-
mal pro Woche, im Osten rund 18%.  

Gleichbleibende Unterschiede in Ost und West bei Geselligkeit mit Freunden 

Westdeutsche treffen sich deutlich häufiger als Ostdeutsche mit Freunden, Verwandten oder 
Nachbarn. Die Ost-West-Lücke wurde ab der Wiedervereinigung bis Mitte der 1990er Jahre nur 
geringfügig kleiner und ist seitdem gleichbleibend konstant. Knapp die Hälfte der Westdeutschen 
verbringt jede Woche Zeit mit ihren sozialen Kontakten. Im Osten trifft sich nur jeder Dritte ein-
mal pro Woche in geselliger Runde. Zu diesem Befund passt im Jahr 2015 auch die Angabe über 
die Anzahl enger Freunde. Westdeutsche gaben an, im Durchschnitt 4,1 enge Freunde zu haben, 
Ostdeutsche gaben 3,9 an. Der Ost-West-Unterschied im geselligen Verhalten kann etwa zur 
Hälfte durch individuelle und regionale Merkmale erklärt werden. Im Vergleich der Altersgruppen 
findet man die kleinsten Unterschiede bei den unter 35-Jährigen. Menschen mit höherem Bil-
dungsniveau weisen ebenfalls einen kleineren Unterschied auf als Menschen mit niedrigerem Bil-
dungsniveau. In Regionen mit jüngerer Bevölkerungsstruktur ist die Ost-West-Differenz auch ver-
gleichsweise klein. 

Westdeutsche gehen deutlich häufiger in die Kirche 

Hinsichtlich des Besuchs religiöser Veranstaltungen herrscht ein deutlicher Ost-West-Unter-
schied, der über die Zeit nur sehr langsam kleiner wird. Im Osten gaben 2015 knapp 80% der Be-
fragten an, nie in die Kirche zu gehen, im Westen sagten dies etwas über die Hälfte der Befragten. 

Ost- und Westdeutsche haben sich in der Zufriedenheit mit ihrer Freizeit angenähert 

Bei all den unterschiedlichen Angaben über Freizeitaktivitäten sind sich West- und Ostdeutsche 
in einem Punkt einig: Sie sind am aktuellen Rand des Befragungsjahres 2015 gleichermaßen mit 
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ihrer Freizeit überdurchschnittlich zufrieden. Bei dieser Frage lässt sich auch eine eindeutige 
Konvergenz seit der Wiedervereinigung konstatieren. War der Unterschied zwischen beiden Lan-
desteilen in den 1990er Jahren noch recht groß, wurde dieser seit Anfang der 2000er Jahre zu-
nehmend kleiner und verschwand in den letzten beiden Beobachtungsjahren. Insgesamt zeigte 
der Trend kontinuierlich nach oben, d.h. die Menschen in Deutschland sind mit ihrer Freizeit ste-
tig zufriedener geworden.  

Negative Reziprozitätseinstellungen sind im Osten etwas ausgeprägter, leichte Divergenz er-
kennbar 

Eine breite Mehrheit der Menschen in Ost- und Westdeutschland ist nach eigenen Angaben (eher) 
nicht rachsüchtig. Die Befragten geben an, sich nicht bei nächster Gelegenheit für erfahrenes Un-
recht oder Beleidigungen zu revanchieren. Die Selbsteinschätzungen zu negativen Reziprozitäts-
einstellungen gehen im Zeitverlauf 2005 – 2010 – 2015 tendenziell zurück. Nach anfänglich zum 
Teil ähnlichen Werten findet sich 2015 ein Unterschied in den ost- und westdeutschen Einstellun-
gen der negativen Reziprozität, diese liegt im Osten leicht höher. Die Ost-West-Unterschiede fin-
den sich nur bei Menschen mit unterdurchschnittlichem Haushaltseinkommen. In der Einkom-
mensgruppe über dem Median gibt es keinen Ost-West-Unterschied bei dieser Einstellung. In Re-
gionen mit älterer Altersstruktur sind die Ost-West-Unterschiede am größten. 

Ost- und Westdeutsche unterscheiden sich wenig in ihren positiven Reziprozitätseinstellun-
gen 

Im Hinblick auf die Aussagen zur positiven Reziprozität sind sich die Menschen in Ost- und West-
deutschland ebenfalls ziemlich ähnlich. Vor allem die Bereitschaft, jemandem einen Gefallen zu 
tun, der einem selbst einen Gefallen getan hat, und die Anstrengungsbereitschaft, jemandem zu 
helfen, der einem früher schon einmal geholfen hat, ist in beiden Landesteilen gleich sehr stark 
ausgeprägt. Und viele Menschen in Deutschland – im Westen im Jahr 2015 geringfügig mehr – 
sind bereit Kosten auf sich zu nehmen, um jemandem zu helfen, der einem früher schon einmal 
geholfen hat. Nach der Kontrolle für individuelle und regionale Merkmale verblassen die ohnehin 
geringen Ost-West-Unterschiede. Interessant bei der Alters-Analyse dieser Einstellung ist, dass es 
vor allem die jüngeren Menschen von 18-34 Jahren sind, die für den kleinen Ost-West-Unter-
schied verantwortlich sind. Ost- und westdeutsche Bürgerinnen und Bürger über 35 Jahre unter-
scheiden sich hier nicht.  

Westdeutsche spenden häufiger Geld, während kaum Unterschiede bei Blutspenden bestehen 

In Westdeutschland wurden in den Jahren 2010 und 2015 nach Angaben der Befragten häufiger 
Geldspenden getätigt als in Ostdeutschland. Ockenfels und Weimann (1999) kommen in ihrem 
Laborexperiment zu einem ähnlichen Ergebnis. Der Abstand zwischen den beiden Beobach-
tungszeitpunkten hat sich vergrößert. 2015 spendete knapp die Hälfte der Westdeutschen und 
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ein gutes Drittel in Ostdeutschland Geld. Bei Blutspenden haben sich die Werte in Ost- und West-
deutschland im Jahr 2015 auf demselben Niveau von etwa 12% angenähert, nachdem im Jahr 
2010 der Anteil von Blutspendern im Osten noch etwas höher lag als im Westen. Eine tieferge-
hende Analyse des Ost-West-Unterschiedes bei Geldspenden zeigt das interessante Ergebnis, 
dass die Ost-West-Lücke sogar größer wird, je mehr Kontrollen in die Analyse miteinbezogen wer-
den. Ältere Menschen in Ost- und Westdeutschland unterscheiden sich bei Geldspenden mehr als 
jüngere Menschen in beiden Landesteilen. Die Ost-West-Differenz bei Geldspenden ist schließlich 
größer für Regionen, die einen unterdurchschnittlichen Anteil an 20-35-Jährigen aufweisen. 

Gleichbleibendes Ost-West Gefälle betreffend freiwilliges Engagement, Konvergenz jedoch 
beim Mithelfen bei Freunden und Nachbarn zu erkennen 

In den westdeutschen Bundesländern engagieren sich seit Beginn der Zeitreihe in 1992 konstant 
mehr Menschen ehrenamtlich in Vereinen, Verbänden oder sozialen Diensten als in den ostdeut-
schen Ländern. Die Ost-West-Lücke bleibt über die Zeit nahezu konstant. Absolut sind die Werte 
seit der Wiedereinigung in beiden Landesteilen zwar angestiegen, dennoch üben heute auch 67% 
der Westdeutschen und 73% der Ostdeutschen nie ein Ehrenamt aus. Die Ost-West-Lücke kann 
nicht mit individuellen, demografischen oder regionalen Merkmalen erklärt werden, im Gegen-
teil nach sukzessiver Aufnahme der Kontrollen, vergrößert sich die Ost-West-Lücke sogar. Das 
heißt in anderen Worten, dass Unterschiede in Alter-, Bildungs- und Einkommensmerkmalen zwi-
schen west- und ostdeutschen Bürgerinnen und Bürgern die Differenz im ehrenamtlichen Enga-
gement nicht erklären können. Subgruppenanalysen nach dem Alter zeigen, dass der Unter-
schied in der Altersgruppe der 35-64-Jährigen und vor allem in der Gruppe der über-65-Jährigen 
größer ist als bei jüngeren Bürgerinnen und Bürgern unter 35 Jahren. Betrachtet man nur Men-
schen mit mindestens Abitur sind die Ost-West-Unterschiede auch kleiner als beim Vergleich der 
Bildungsgruppen in Ost und West mit mittlerem Schulabschluss. Ost- und Westdeutsche sind sich 
zudem beim Ehrenamt ähnlicher, wenn sie über ein unterdurchschnittliches Einkommen verfü-
gen. Die Ost-West-Differenz ist vielmehr in der Gruppe der überdurchschnittlichen Einkommens-
bezieher zu finden.  

Wenn es darum geht Freunden, Verwandten oder Nachbarn zu helfen, unterscheiden sich Ost- 
und Westdeutsche nicht mehr. Hier haben sich die Kurven nach leicht schwankendem Verlauf 
seit der Wiedervereinigung im Jahr 2015 angeglichen. Die meisten Menschen in beiden Landes-
teilen helfen mit, wenn es im Familien- oder Bekanntenkreis etwas zu tun gibt. Nur rund 10% aller 
Befragten in Deutschland geben an, dies nie zu tun.  

Heimatverbundenheit im Osten ist etwas ausgeprägter als im Westen 

Ostdeutsche fühlen sich ihrer Heimatgemeinde und ihren Bürgern verbundener als Westdeut-
sche. Die Werte sind seit der Wiedervereinigung im Osten leicht gestiegen, im Westen auf etwa 
gleichem Niveau geblieben. 2016 geben 31% im Osten eine starke Heimatverbundenheit an und 
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45% fühlen sich ziemlich verbunden mit ihrer Gemeinde. Im Westen sind diese Werte etwas klei-
ner. Die höhere Heimatverbundenheit im Osten kann nicht durch Merkmalsunterschiede zwi-
schen Ost- und Westdeutschen erklärt werden. Untersuchungen verschiedener Altersgruppen in 
Ost- und Westdeutschland zeigen, dass der Ost-West-Unterschied hauptsächlich in der Alters-
gruppe der 18-34-Jährigen zu finden ist. Ältere Bevölkerungsgruppen in Ost- und Westdeutsch-
land sind sich diesbezüglich deutlich ähnlicher. In der Gruppe der Bürger in Ost- und West-
deutschland, die Kontakte zu Ausländern pflegen, finden sich keine Unterschiede.  

Ost- und Westdeutsche konvergieren in ihrer Furcht alleine nachts in der Nachbarschaft 

Der Anteil derjenigen, die Angst haben, nachts alleine in ihrer direkten Wohnumgebung unter-
wegs zu sein, lag in Ostdeutschland in den 1990er Jahren bis zu 15 Prozentpunkte höher als in 
Westdeutschland. Bis zum Jahr 2000 gingen die Unsicherheitsgefühle in beiden Landesteilen zu-
rück, im Osten noch stärker, und näherten sich dadurch weitestgehend an. Seitdem bewegen 
sich die Werte im Osten und Westen auf ähnlichem Niveau leicht sinkend. 2016 fühlen sich noch 
rund 20% der Befragten nachts alleine unsicher in ihrer Nachbarschaft. 

Klar erkennbare Unterschiede in den Einstellungen zu Ausländern in der Nachbarschaft  

Gegenüber Italienern, deutschstämmigen Aussiedlern aus Osteuropa, Asylbewerbern und Tür-
ken als Nachbarn sind Ostdeutsche ablehnender eingestellt als Westdeutsche. Gleichbleibende 
große Unterschiede sind in den Jahren 1996 – 2006 – 2016 bei den Einstellungen gegenüber Ita-
lienern auf hohem Niveau und gegenüber Türken auf mittlerem Niveau zu finden. Deutschstäm-
mige Aussiedler aus Osteuropa werden 2016 wieder mit demselben Ost-West-Unterschied wie 
1996 bewertet, nachdem sich die Werte 2006 auf leicht niedrigerem Niveau angeglichen hatten. 
Die Einstellungen in Ost- und Westdeutschland gegenüber Asylbewerbern in der direkten Nach-
barschaft waren zu den Beobachtungszeitpunkten 1996 und 2006 relativ ähnlich bzw. statistisch 
nicht unterscheidbar. Bis zur aktuellen Beobachtung im Jahr 2016 haben sich die Meinungen be-
züglich Asylbewerber allerdings auseinander entwickelt. 2016 gab jeder Fünfte der Befragten im 
Osten an, einen Asylbewerber in der Nachbarschaft zu haben, wäre ihm „sehr unangenehm“. Im 
Westen gab dies jeder Zehnte an (11%).  

Die Ost-West-Unterschiede in den Einstellungen gegenüber Türken und Asylbewerbern als Nach-
barn ändern sich nicht, wenn für individuelle Merkmale kontrolliert wird. Unter den 18-34-Jähri-
gen in Ost- und Westdeutschland sind die Einstellungen gegenüber Türken und vor allem gegen-
über Asylbewerbern in der Nachbarschaft ähnlicher als unter den 35-64-Jährigen und den über 
65-Jährigen. Getrennte Betrachtungen nach Bildungsniveaugruppen führen nur unwesentlich zu 
einer Verringerung der Ost-West-Differenz. Anders ausgedrückt sind sich höher Gebildete in Ost- 
und Westdeutschland in diesen Einstellungen genauso unähnlich wie niedrig Gebildete.  

Die Ost-West-Differenz in der Einstellung, wie angenehm bzw. unangenehm dem Befragten ein 
Türke als Nachbar wäre, ist sowohl in der Gruppe, die Kontakte zu Ausländern pflegt, als auch in 
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der Gruppe, die keinen Kontakt hat, annähernd gleich hoch. Das Bild darüber, ob man Türken 
gerne in der Nachbarschaft hat oder nicht, ändert sich also nicht dadurch, ob Kontakte zu Aus-
ländern gepflegt werden.  

Sorgen um den gesellschaftlichen Zusammenhalt sind im Osten leicht höher, Divergenz ist bei 
Desinteresse an Mitmenschen zu erkennen 

Viele Menschen in Deutschland sorgen sich im Jahr 2016 um den gesellschaftlichen Zusammen-
halt im Land. Knapp 60% der Deutschen machen sich einige Sorgen und circa 30% große Sorgen, 
wobei die Werte im Osten um jeweils 3 bzw. 6 Prozentpunkte höher liegen. Die Ost-West-Differenz 
ist zum Teil auf Unterschiede in den individuellen Merkmalen zurückzuführen. Im Altersgruppen-
vergleich ist die Ost-West-Differenz am größten, wenn ältere Befragte ab 65 Jahren in Ost- und 
Westdeutschland miteinander verglichen werden. Ältere Ostdeutsche sorgen sich deutlich mehr 
um den sozialen Zusammenhalt in Deutschland als ältere Westdeutsche, während bei den jün-
geren Altersgruppen nur kleinere Unterschiede gefunden werden. Die Ost-West-Differenz ist in 
Regionen mit jüngerer Bevölkerungsstruktur größer als in Regionen mit älterer Bevölkerungszu-
sammensetzung.  

Über die Zeit betrachtet sind die Ansichten über das soziale Miteinander in Deutschland etwas 
optimistischer geworden. Allerdings teilen 2016 immer noch 62% der Westdeutschen und 69% 
der Ostdeutschen die Auffassung, dass sich die meisten Leute in Wirklichkeit gar nicht darum 
kümmern, was mit ihren Mitmenschen geschieht. Dieser kleinere Ost-West-Unterschied ist erst 
seit 2012 statistisch signifikant messbar, und nicht in den Jahren davor. Das heißt, hier kann von 
einer divergenten Entwicklung gesprochen werden.  

  



 

II. Politische Sphäre

1. Hinführung und Kapitelstruktur

Für das Funktionieren einer Demokratie, der Herrschaft des Volkes, ist es von entscheidender Be-
deutung, wie stark sich die Bürgerinnen und Bürger für die Politik ihres Landes interessieren und 
engagieren. Nur wenn sie politische Prozesse und Entscheidungen als wichtig erachten und ver-
stehen, zufrieden mit der Politik und ihrer Staatsform sind, sowie Vertrauen in die politisch Han-
delnden und die Institutionen haben, sind sie bereit die bestehende Ordnung zu akzeptieren, po-
litische Entscheidungen mitzutragen und sich politisch zu beteiligen. Demokratische Systeme 
halten abweichende Meinungen und Einstellungen aus, sie leben vom kontroversen Ringen um 
die besten Ideen. Ein Grundkonsens in Form einer positiv-neutralen Haltung gegenüber der frei-
heitlich demokratischen Grundordnung in breiten Teilen der Bevölkerung ist allerdings eine not-
wendige Voraussetzung für die Stabilität demokratischer Regime (Almond und Verba 1963, 1989). 
Dieser Grundkonsens liegt nicht zuletzt im politischen Interesse der Mehrheit der Bürgerinnen 
und Bürger und in einer breiten Akzeptanz gemeinsamer Werteorientierungen und Einstellungen 
begründet: „A stable and democratic society is impossible without a minimum degree of literacy 
and knowledge on the part of most citizens and without widespread acceptance of some com-
mon set of values.” (Friedman 1962).  

Das politische System der Bundesrepublik Deutschland mit seinen politischen staatlichen Insti-
tutionen wurde mit dem Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes am 3. Oktober 
1990 auf Ostdeutschland ausgeweitet. Mit der deutschen Wiedervereinigung erweiterte sich auch 
die Parteienlandschaft in Deutschland im linken Spektrum (zunächst PDS, heute Die LINKE), die 
seitdem im Deutschen Bundestag vertreten ist. Bei der ersten gesamtdeutschen Wahl zum Bun-
destag am 2. Dezember 1990 konnten die ostdeutschen Bürgerinnen und Bürger erstmals nach 
knapp 40 Jahren wieder an einer freien Parlamentswahl teilnehmen und zwischen mehreren Par-
teien auswählen. Aufgrund unterschiedlicher historischer Erfahrungen und politischer Sozialisa-
tion in zwei verschiedenen politischen Systemen, dem freiheitlich demokratischen in der BRD 
und dem kommunistischen in der DDR, war ein schneller Angleichungsprozess in den politischen 
Einstellungen und der politischen Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern in beiden Landestei-
len nicht gleich zu erwarten.  

Im vorliegenden Kapitel zur politischen Sphäre werden politische Einstellungen und eng damit 
verknüpfte Verhaltensweisen wie das Wahlverhalten der Bürgerinnen und Bürger im vereinigten 
Deutschland untersucht. Nach einer übergreifenden und ausführlichen Analyse der Ergebnisse 
aus der relevanten Literatur (Abschnitt 2) folgen detaillierte deskriptive Auswertungen unter-
schiedlicher Datensätze (Abschnitt 3). Es werden viele verschiedene Einstellungen und Verhal-
tensweisen im Zeitablauf beschrieben und auf mögliche Unterschiede bzw. Gemeinsamkeiten in 
Ost- und Westdeutschland hin untersucht. Konkrete Untersuchungsgegenstände sind das Politi-
sche Interesse und die Einstellungen zu Parteien (Punkt 3.1), die Politische Partizipation und das 
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Wahlverhalten (Punkt 3.2), die Zufriedenheit mit Demokratie und Politik, das Vertrauen in politi-
sche Institutionen und der Stolz auf politische Institutionen und Leistungen (Punkt 3.3). Ein aus-
führliches Kapitel folgt zum Thema Einstellungen gegenüber Flüchtlingen und Ausländern in 
Deutschland, zu Ansichten über Zuwanderung und Integration von Personen aus dem Ausland, 
sowie zu ausländerfeindlichen und rechtsextremen Einstellungen bzw. Verhaltensweisen in 
Deutschland (Punkt 3.4). Im letzten Teil der Analyse werden ausgewählte vorgefundene Differen-
zen in den Einstellungen und Verhaltensweisen anhand von Regressionsanalysen näher auf ihre 
Ursachen hin untersucht (Abschnitt 4). Ein Fazit schließt das Kapitel der Politischen Sphäre ab. 
Es fasst die wichtigsten Ergebnisse zusammen und widmet sich der Frage, ob sich die Politische 
Kultur, bestehend aus den hier analysierten Einstellungen und Verhaltensweisen, in Ost- und 
Westdeutschland angeglichen oder womöglich auseinander entwickelt hat, beziehungsweise 
gleichbleibend unterschiedlich ist (Abschnitt 5). 

2.  Überblick über den Forschungsstand 

Einstellungen zu Demokratie und Marktwirtschaft  

Das Zusammenspiel von Demokratisierung und wirtschaftlicher Liberalisierung sowie deren Aus-
wirkungen auf Wachstum wurden in diversen theoretischen und empirischen Studien unter-
sucht. Grosjean und Senik (2011) betonen die historische Bedeutung dieser Thematik, mit der 
sich bereits Staatsphilosophen von Montesquieu und Hume über Smith und de Tocqueville bis 
hin zu Marx beschäftigt haben. Neuere Arbeiten, die versuchen, die theoretisch denkbaren Zu-
sammenhänge empirisch sauber nachzuweisen, liefern unklare, zum Teil widersprüchliche Er-
gebnisse. Während man teils davon spricht, dass Demokratisierung zu ökonomischer Liberalisie-
rung und Wohlstand führt (Grosjean und Senik 2011; Giavazzi und Tabellini 2005; Persson und 
Tabellini 2006), legen andere Studien nahe, dass die Wirkungskette eher von ökonomischer Libe-
ralisierung und Wachstum zu Demokratisierung läuft (z.B. Lipset 1959; Boix und Stokes, 2003; 
Papaioannou und Siourounis, 2008); wieder andere Arbeiten argumentieren, dass sorgfältige 
empirische Analysen keine eindeutige Evidenz für einen statistischen Zusammenhang zwischen 
Wohlstand und Demokratisierung erkennen lassen (Acemoglu et al. 2005; Robinson 2006; Pers-
son und Tabellini 2008). Die Wiedervereinigung Deutschlands stellt einen besonderen Fall dar, da 
hier quasi über Nacht Demokratie und Marktwirtschaft gleichzeitig eingeführt wurden und eben 
nicht in einem Prozess sich das eine aus dem anderen langsam entwickelte. 

Vor diesem Hintergrund ist es besonders interessant zu untersuchen, wie die Bürgerinnen und 
Bürger in Ost- und Westdeutschland nach der Wiedervereinigung jeweils die unterschiedlichen 
polit-ökonomischen Systeme der DDR und der BRD einschätzen. In der Studie Deutschland 2014 
wurde dies im Detail untersucht (Holtmann et al. 2015). 25 Jahre nach Fall der Berliner Mauer 
zeigt sich, dass ein Großteil der Bevölkerung in Ost- und Westdeutschland die Demokratie für die 
beste Staatsform hält, auch wenn die Zustimmung in Ostdeutschland (82%) etwas niedriger ist 
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als in Westdeutschland (90%). In Ostdeutschland würden zwei Drittel der Bevölkerung eine di-
rekte Demokratie einer repräsentativen Demokratie vorziehen. Auch in Westdeutschland waren 
diese Werte im Jahr 2014 ähnlich, während sich noch vor 25 Jahren weniger als die Hälfte der 
westdeutschen Bevölkerung für eine direkte Demokratie aussprach. Alles in allem ist aber nur ein 
geringer Anteil der Ost- und Westdeutschen mit dem Funktionieren der Demokratie unzufrieden 
(15% und 13%).  

Weiterhin belegt die Studie Deutschland 2014, dass auch bezüglich der grundsätzlich marktwirt-
schaftlichen Ordnung weitgehend Einigkeit in der ostdeutschen Bevölkerung herrscht: Nur 27% 
der Ostdeutschen sind der Meinung, dass die wichtigsten Wirtschaftsunternehmen verstaatlicht 
werden sollten, wobei der Anteil unter den unter 45-Jährigen noch einmal deutlich darunter liegt 
(Holtmann et al. 2015). In Westdeutschland liegt die Zustimmung zur Verstaatlichung der wich-
tigsten Wirtschaftsunternehmen noch niedriger bei 18%. Nur etwa ein Drittel der Menschen in 
Ost- und in Westdeutschland ist der Meinung, dass Sozialismus und Demokratie im Grunde gut 
vereinbar sind. Während dieser Anteil unter den Älteren in Ostdeutschland höher ist als in West-
deutschland, ist er unter den Jüngeren in Ostdeutschland sogar niedriger als in Westdeutsch-
land. 

Allgemein ist laut Deutschland 2014 ein Großteil der ostdeutschen und westdeutschen Bevölke-
rung der Ansicht, dass die Wiedervereinigung mehr Vorteile als Nachteile gebracht hat – und zwar 
für beide ehemals getrennte Landesteile (Holtmann et al. 2015). Weniger als ein Fünftel der Ost- 
und Westdeutschen denkt, dass die Wiedervereinigung mehr Nachteile als Vorteile für Ost-
deutschland gebracht hat. Was die Auswirkungen für Westdeutschland betrifft, denken nur 15% 
der Ostdeutschen, dass die Wiedervereinigung eher nachteilig war, während der Anteil unter 
Westdeutschen auf 29% steigt. Befragt man die Menschen nach tatsächlichen persönlichen 
Nachteilen, so zeigt sich, dass es zwischen Ost- und Westdeutschen keine Unterschiede gibt. Nur 
13% der Ostdeutschen und 15% der Westdeutschen geben an, durch die Wiedervereinigung mehr 
Nachteile als Vorteile erfahren zu haben. 

Vertrauen in Politische Institutionen 

Das grundsätzliche Vertrauen in die Politik ist für eine funktionierende Demokratie von enormer 
Bedeutung. Dass politische Regimes durchaus in der Lage sind, das Vertrauen der Menschen in 
staatliche Institutionen nachhaltig zu zerstören, weisen Rainer und Siedler (2009a) mit Daten der 
Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) nach. Kurz nach Wieder-
vereinigung war das Vertrauen von Ostdeutschen in staatliche Institutionen wie die Polizei, das 
Parlament, das Bundesverfassungsgericht oder das Rechtssystem durch ihre Erfahrungen im 
kommunistischen Regime noch schwer beschädigt. Doch hat sich der Unterschied im institutio-
nellen Vertrauen zwischen Ost- und Westdeutschen bis zum Jahr 2002 deutlich verringert. Nach 
Herausrechnen des Einflusses individueller und regionaler Charakteristika ist beim Vertrauen in 
das Rechtssystem und die Polizei kein Unterschied mehr feststellbar.  
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Dass es zu dieser schnellen Konvergenz im institutionellen Vertrauen kam, ist keinesfalls selbst-
verständlich. So zeigen Becker et al. (2014), dass Menschen, die in einer Region Mittel- und Ost-
europas leben, die historisch zum Habsburger Reich gehörte, selbst 100 Jahre nach Zusammen-
bruch des Habsburger Reiches noch mehr Vertrauen in das Rechtssystem und die Polizei haben 
als Menschen, die nur wenige Kilometer außerhalb des Habsburger Reiches im damaligen Osma-
nischen oder Russischen Reich leben. Historische Institutionen können also Einstellungen nach-
haltig prägen und damit die Beziehungen zwischen Bürgern und Staat beeinflussen. 

Politisch extremistische Einstellungen 

Neben grundsätzlichem Vertrauen in die Institutionen der sozialen Marktwirtschaft werden auch 
speziellere Ausprägungen politischer Einstellungen untersucht. Besonderes Interesse gilt dabei 
häufig politisch extremistischen Einstellungen und Fremdenfeindlichkeit. Holtmann et al. (2015) 
betrachten rein deskriptiv Unterschiede zwischen Ostdeutschen und Westdeutschen in der Ein-
schätzung der Aussage „Wenn Arbeitsplätze knapp werden, sollte man die in Deutschland leben-
den Ausländer wieder in ihre Heimat zurückschicken.“ Die Zustimmung zu dieser Aussage wird 
häufig als implizites Maß für Ausländer- beziehungsweise Fremdenfeindlichkeit verwendet. Die 
Umfragedaten der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften zeigen, dass von 
1994 bis 2011 die Menschen im Schnitt diese Aussage eher ablehnten, wobei die Ablehnung unter 
Westdeutschen systematisch stärker ausfällt als unter Ostdeutschen. Auffällig ist ein starker An-
stieg der Zustimmung im Jahr 2012, wobei der Anstieg in Westdeutschland sogar etwas deutlich 
ist als in Ostdeutschland.  

Politisch besonders relevant ist die Frage, welche Faktoren einen Hang zu Extremismus und 
Fremdenfeindlichkeit auslösen. Unter Verwendung von Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik 
auf Bundeslandebene zeigen Falk et al. (2011), dass regionale Arbeitslosigkeit rechtsextreme Ge-
walt auslösen kann. Dabei deuten ihre Berechnungen darauf hin, dass der Unterschied in rechts-
extremer Gewalt zwischen Ost- und Westdeutschland zum größten Teil auf Unterschiede in regi-
onaler Arbeitslosigkeit zurückzuführen ist. Psychologisch lässt sich dieser Zusammenhang damit 
erklären, dass Arbeitslosigkeit eine Lücke zwischen den eigenen Erwartungen und dem tatsäch-
lichen Erfolg reißen kann, wodurch Ängste entstehen, welche sich in einer Ablehnung von ande-
ren Gruppen wie Einwanderern entladen. Dabei bleibt die Frage, ob allein Angst vor Arbeitslosig-
keit bereits ähnliche Effekte auslöst wie tatsächliche Arbeitslosigkeit. Auf Basis von Mikrodaten 
des Sozio-oekonomischen Panels untersuchen Geishecker und Siedler (2012), wie gefühlte wirt-
schaftliche Unsicherheit politische Präferenzen beeinflusst. Dabei wird deutlich, dass subjektive 
Ängste vor dem Verlust des Arbeitsplatzes die Identifikation mit Parteien am rechten Rand ver-
stärkt. In Ostdeutschland ist dieser Effekt noch stärker ausgeprägt als in Westdeutschland, ob-
wohl er auch dort von substantieller Größe ist. Der Einfluss der subjektiven Angst vor Arbeits-
platzverlust ist in der Tat ähnlich groß wie der Einfluss tatsächlicher Arbeitslosigkeit. Auf die Iden-
tifikation mit linksextremen Parteien hat die Angst vor Arbeitsplatzverlust hingegen keinen Ein-
fluss. Dippel et al. (2015) weisen nach, dass in Regionen, in denen der Wettbewerbsdruck durch 
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Importe aus China und Osteuropa gestiegen ist, die Stimmenanteile rechtsextremer Parteien ge-
stiegen sind. Die Autoren argumentieren, dass hinter diesem Effekt ein erhöhter Druck in arbeits-
intensiven Branchen und dadurch ausgelöste Unsicherheit auf dem Arbeitsmarkt durch Niedrig-
lohnkonkurrenz stehen. Verbessern sich die regionalen Bedingungen durch Handel dadurch, 
dass ansässige Branchen von den neuen Exportmärkten profitieren können, so sinken die Stim-
menanteile rechtsextremer Parteien. Braakmann (2017) zeigt, dass der unfreiwillige Verlust des 
eigenen Arbeitsplatzes durch Massenentlassungen zu einer geringeren Identifikation mit bürger-
lichen Parteien und geringeren politischen Interesse führt. Er findet hingegen keine eindeutige 
Evidenz dafür, dass die durch Massenentlassungen herbeigeführte Arbeitslosigkeit tatsächlich 
eine stärkere subjektiv geäußerte Identifikation mit rechts- oder linksextremen Parteien zur 
Folge hätte.  

Bislang beschränkte sich die Diskussion der Rolle von Unsicherheit für politische Präferenzen auf 
die Furcht vor dem Verlust des eigenen Arbeitsplatzes. Funke et al. (2016) beleuchten eine grund-
sätzlichere Art von Unsicherheit, nämlich die Unsicherheit in der Bevölkerung nach Finanzkrisen. 
Dabei blicken sie auf über 140 Jahre Wirtschaftsgeschichte von 20 entwickelten Volkswirtschaf-
ten und mehr als 800 Wahlen zurück. Die empirischen Untersuchungen zeigen, dass Menschen 
nach Finanzkrisen besonders anfällig für die populistischen Argumente von Parteien am rechten 
Rand sind, welche häufig Minderheiten und Ausländer zum Sündenbock machen. Im Schnitt stieg 
der Anteil der Stimmen für rechte Parteien nach Finanzkrisen um 30%. Die Ergebnisse der Auto-
ren legen nahe, dass Finanzkrisen grundsätzliche Lebensunsicherheiten auslösen und nicht nur 
Angst vor Arbeitslosigkeit. Denn interessanterweise finden sie bei normalen Rezessionen oder 
starken makroökonomischen Schocks keine Auswirkungen, die mit denen von Finanzkrisen ver-
gleichbar wären.  

Wie Einwanderung selbst die Einstellungen gegenüber Einwanderern und damit politische Prä-
ferenzen verändert, ist das Thema von Halla et al. (2017). Dabei nutzen sie historische Zuwande-
rungsmuster in Österreich aus, um auf Gemeindeebene den kausalen Einfluss von Einwanderung 
auf den Stimmenanteil der FPÖ unter Jörg Haider zu messen. Die Schätzungen liefern einen ro-
busten positiven, statistisch signifikanten und ökonomisch bedeutenden Effekt des Migranten-
anteils in der Bevölkerung auf den Stimmenanteil der FPÖ. Ungefähr ein Sechstel der regionalen 
Variation im Stimmenanteil der rechtsextremen FPÖ kann durch den Anteil der Migranten erklärt 
werden. Interessanterweise scheinen die Wähler in Gemeinden mit hohem Migrantenanteil nicht 
deshalb eher rechts zu wählen, weil sie negative Effekte von Einwanderern auf Löhne und Be-
schäftigung der einheimischen Bevölkerung fürchten. Vielmehr treiben die Wähler diffuse Sorgen 
über eine nicht gewollte Veränderung der ethnischen und kulturellen Zusammensetzung ihrer 
Nachbarschaft, Schulen und Arbeitsplätze. Diese Erkenntnis deckt sich mit den Untersuchungen 
von Card et al. (2012), die mit Daten des European Social Survey (ESS) aus dem Jahr 2002 für 21 
Länder arbeiten. Die Autoren zeigen, dass Sorgen über Veränderungen der ethnischen und kul-
turellen Zusammensetzung der Bevölkerung als Erklärung für die Variation individueller Einstel-
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lungen zu Einwanderung zwei bis fünf Mal wichtiger sind als Sorgen über durch Immigration her-
vorgerufene Veränderungen von Löhnen und Steuern. Weiterhin wird deutlich, dass weniger ge-
bildete Menschen stärkere Sorgen über Veränderungen der ethnischen und kulturellen Zusam-
mensetzung der Bevölkerung hegen als besser gebildete Menschen.  

Inglehart und Norris (2016) argumentieren, dass ein wichtiger Grund, warum wir aktuell in vielen 
europäischen Ländern einen Zulauf für erzkonservative, nationalistische Parteien und verstärkte 
Ressentiments gegen Einwanderung sehen, mit einem Generationenkonflikt zu tun hat. Ältere, 
weiße Männer mit traditioneller Weltanschauung, die in den 1950er und 1960er Jahren die kultu-
relle Mehrheit formten, fühlen sich durch die „Stille Revolution“ der 1970er Jahre und deren 
Nachwirkungen immer mehr an den Rand gedrängt. Der massive gesellschaftliche Wandel weg 
von einer konservativ religiösen Weltanschauung mit traditionellem Klassen- und Geschlechter-
bild hin zu einer anti-autoritären toleranten Weltsicht, in der Selbstverwirklichung eine zentrale 
Rolle einnimmt, löste insbesondere in dieser Bevölkerungsgruppe reaktionäre Tendenzen aus, 
welche sich nun entladen. Denkt man dieses Argument von Inglehart und Norris (2016) konse-
quent zu Ende, dann würde fortschreitender demographischer Wandel diesen Kulturkampf zwi-
schen den Generationen automatisch beenden. Ganz unabhängig von diesem Generationenkon-
flikt finden Hansen und Legge (2016) auf Basis von Daten aus 2014 und 2015 des European Social 
Survey heraus, dass altruistische Menschen grundsätzlich allen Arten von Einwanderung offener 
gegenüberstehen. 

Dass es auf der Suche nach Determinanten für Vorbehalte gegenüber Fremden auch wichtig ist, 
weit in die Vergangenheit zu schauen, verdeutlichen Voigtländer und Voth (2012). Sie zeigen, dass 
regionale Unterschiede in Bezug auf Antisemitismus in Deutschland vom Mittelalter bis zum Drit-
ten Reich sehr persistent waren. Regionen, in denen bereits im Mittelalter Juden für die Ausbrei-
tung der Pest verantwortlich gemacht und massiv verfolgt wurden, hatten zur Zeit des Dritten 
Reichs höhere Stimmanteile für die NSDAP, verstärkt Angriffe auf Synagogen und eine größere 
Anzahl an Deportationen von Juden.  

 

3.  Politische Einstellungen und Verhaltensweisen in Ost- und 
Westdeutschland  

3.1 Politisches Interesse und politische Orientierungen 
Eine funktionierende Demokratie ist auf politisch interessierte und engagierte Bürgerinnen und 
Bürger angewiesen, die dem ursprünglichen Wortsinn, Herrschaft des Volkes, erst ihre Berechti-
gung verleihen. Wenn sich die Bürgerinnen und Bürger für die Politik in ihrem Land interessieren 
(Punkt 3.1.1), sind sie eher motiviert sich auch zu beteiligen. In der politischen Partizipationsfor-
schung wird politisches Interesse als wichtige Vorstufe für politische Beteiligung gewertet (Deth 
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und Neller 2006). Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen „politischen Sozialisation“ in ver-
schiedenen Systemen sind die politischen Orientierungen der Bürgerinnen und Bürger in Ost- 
und Westdeutschland besonders interessant. Diese werden anhand der subjektiven Verortung 
auf der Links-Rechts-Skala (Punkt 3.1.2) und der autoritären Unterwürfigkeit, sowie anhand der 
Parteipräferenzen (Punkt 3.1.4) untersucht. 

3.1.1 Interesse an Politik 

Ein Indikator für das politische Interesse in einer Bevölkerung ist die subjektive Selbsteinschät-
zung der Bürgerinnen und Bürger darüber, wie sehr sie sich für Politik interessieren. Die Ergeb-
nisse zum Politikinteresse sind in Abbildung 33 abgebildet. In der Langzeitbetrachtung seit der 
Wiedervereinigung geben die Befragten auf einer Antwortskala von 1 (überhaupt kein Interesse) 
bis 5 (sehr starkes Interesse) durchschnittlich zwischen 2,8 und 3,1 Punkte an. Im Ost-West-Ver-
gleich schwankt das politische Interesse in Westdeutschland seit der Wiedervereinigung auf ei-
nem leicht höheren Niveau als in den neuen Bundesländern.10 Allerdings sind die Unterschiede 
abgesehen von kleineren Schwankungen gering und in den wenigsten Jahren statistisch signifi-
kant, und ab 2010 sind die Unterschiede zwischen beiden Landesteilen ohnehin vollständig ver-
schwunden. Seit 2014 ist das politische Interesse, in Ost- und Westdeutschland gleichermaßen, 
auf einem deutlich höheren Niveau bei über 3,2 Skalenpunkten. Dieser Anstieg koinzidiert mit 
dem vermehrten Flüchtlings-/Migrationszustrom nach Deutschland in den vergangenen Jahren. 
Ob dies den Beginn einer Trendwende hin zu einem anhaltend höheren Politikinteresse in der 
Bevölkerung markiert oder nur eine vorübergehende Erscheinung ist, bleibt abzuwarten.  

10 Wenn nichts anderes angegeben ist, verstehen wir im Folgenden unter Westdeutschland/West(en) die 
alten Bundesländer (Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein) und West-Berlin, und unter Ost-
deutschland/Ost(en) die neuen Bundesländer (Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen) und Ost-Berlin. 
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Ebenfalls kaum Unterschiede finden sich zwischen den Landesteilen bei der Messung von politi-
schem Desinteresse. In Abbildung 34 werden mit einer anderen Datenquelle (SOEP) diejenigen 
Anteile in Ost und West abgetragen, die sich nach eigenen Angaben „überhaupt nicht für Politik 
interessieren“. Unmittelbar nach der Wende gaben im Osten weniger als 10% der Befragten an, 
nicht politisch interessiert zu sein. Im Westen lag der Anteil der politisch Desinteressierten 1990 
bei 15%. Im weiteren Verlauf sind die Ost-West-Unterschiede gering und die Werte schwanken 
zwischen 13% und 20%. Seit 2010 liegendie Werte im Osten geringfügig höher. Im Jahr 2015 lie-
gen sich die Werte fast auf demselben Niveau bei circa 16-17%.11 

Abbildung 33: Allgemeines Politisches Interesse 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie stark interessieren Sie sich für Politik?“, Antwortmöglich-
keiten (1) überhaupt nicht, (2) wenig, (3) mittel, (4) stark, (5) sehr stark. 

  

                                                                  
11 Die Befunde zum Politikinteresse in den Medien als Ausdruck von politischem Interesse (Pötzsch 2009) 

sind uneinheitlich zwischen Ost- und Westdeutschland. Ostdeutsche berichten eine etwas längere 
durchschnittliche tägliche Nutzungsdauer, sich Nachrichten oder Sendungen über Politik und aktuelle 
Ereignisse anzusehen (ESS 2014, tvpol, A2). Westdeutsche geben dagegen ein leicht höheres generel-
les Interesse an verschiedenen Fernsehformaten (TV-Nachrichten, Politische Magazine) zur politischen 
Informationsnutzung an (ALLBUS 2014 v487 und v488). Die längere durchschnittliche Nutzungsdauer 
von politischen Fernsehsendungen in Ostdeutschland ist daher möglicherweise nur einer unterschied-
lichen Mediennutzung geschuldet und kann nicht direkt als politisches Interesse interpretiert werden. 
ESS-Daten zur Nutzungsdauer von Radio und Tageszeitungen als politische Informationsquelle liegen 
nur bis 2010 vor.  

 Die Menschen in Westdeutschland räumen dem politischen und gesellschaftlichen Engagement (als 
weiterem Indikator für politisches Interesse in einer Bevölkerung) seit der Wiedervereinigung dauer-
haft einen etwas höheren persönlichen Stellenwert ein. Die Datenreihe endet im Jahr 2012 (SOEP 
plh0111). 
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Abbildung 34: Politisches Desinteresse 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Einmal ganz allgemein gesprochen: Wie stark interessieren Sie sich für Poli-
tik?“, (1) sehr stark, (2) stark, (3) nicht so stark, (4) überhaupt nicht. Die Variable plh0007 wurde umcodiert, 
sodass die Frage nun lautet: „Interessieren Sie sich überhaupt nicht für Politik?“, (0) Nein, (1) Ja. Die ur-
sprünglichen Antwortmöglichkeiten (1) bis (3) wurden nun zu der Antwort „Nein“ zusammengefasst und 
die Antwortmöglichkeit (4) lautet nun „Ja“. 

3.1.2 Links-Rechts-Selbsteinstufung 

Politische Parteien und Ideen werden häufig vereinfachend anhand der eindimensionalen Links-
Rechts-Systematik des politischen Spektrums klassifiziert. Auf dieser Links-Rechts-Skala können 
auch die politischen Einstellungen in der Bevölkerung mit Fragen zur ideologischen Selbstein-
ordnung erfasst werden. Dabei ist allerdings zu beachten, dass erstens eine eindimensionale Ver-
ortung zwischen links und rechts in vielen Fällen zu kurz greift, um die politische Einstellung der 
befragten Person allumfassend abzubilden. Dazu müssen vielmehr spezifischere Fragen zu kon-
kreten Themen, etwa Einstellungen gegenüber Ausländern und Flüchtlingen (siehe Punkt 3.4) 
betrachtet werden. Zweitens sind das Verständnis und der Sprachgebrauch von linken und rech-
ten Werten von höchst subjektiver Natur. Auch in den Medien und in der Politik selbst werden 
viele unterschiedliche Begriffe verwendet; so gibt es etwa rechte Sozialdemokraten genauso wie 
Christdemokraten aus dem linken Arbeitnehmerflügel. Liberale können linksliberal oder rechts-
nationalliberal sein.12 Trotz alledem kann mit der subjektiven Einbettung der politischen Ideolo-
gie in ein Links-Rechts-Kontinuum ein politisches Stimmungsbild in einem Land gezeichnet wer-
den; außerdem kann im Zeitverlauf beobachtet werden, ob sich die Menschen immer näher an 

                                                                  
12 Noelle-Neumann hat beschrieben, was Menschen unter rechten und was sie unter linken Werten verste-

hen. Als linke Werte gelten danach: Gleichheit, Gerechtigkeit, Nähe, Wärme, Formlosigkeit, das "Du", 
Spontaneität, das Internationale und Kosmopolitische. Ihnen stehen als rechte Werte gegenüber: Be-
tonung der Unterschiede, Autorität, Distanz, geregelte Umgangsformen, das "Sie", Disziplin, das Nati-
onale. Zitiert nach: Thurich (2011). 
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den extremen Rändern einstufen. In Abbildung 35 zeigt sich folgendes Muster bezüglich der sub-
jektiven Links-Rechts-Selbsteinstufung: Erstens ordnen sich westdeutsche Bürgerinnen und Bür-
ger seit der Wiedervereinigung auf einer Skala von 1-10 um etwa 0,4-0,7 Skalenpunkte regelmä-
ßig „rechter“ im Kontinuum ein als dies Befragte aus dem Osten tun. Zweitens zeigen beide Kur-
ven im Zeitverlauf stabile Werte an und schwanken nur leicht. Auch der Ost-West-Abstand bleibt 
konstant über die Zeit und schrumpft erst in jüngster Zeit. Diese Annäherung ist darauf zurück-
zuführen, dass sich am aktuellen Rand mehr Befragte im Osten weiter rechts einordnen. Insge-
samt erfolgt die politische Selbsteinordnung aller Deutschen sehr stabil leicht links der politi-
schen Mitte, die bei 5,5 liegt. Die etwas stärkere Zuordnung auf die linke Seite der Skala im Osten 
kann vermutlich zu einem großen Teil historisch begründet werden.  

Abbildung 35: Links-Rechts-Selbsteinstufung  

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Viele Leute verwenden die Begriffe ‚links‘ und ‚rechts‘, wenn 
es darum geht, unterschiedliche politische Einstellungen zu kennzeichnen. Wir haben hier einen Maßstab, 
der von links nach rechts verläuft. Wenn Sie an Ihre eigenen politischen Ansichten denken, wo würden Sie 
diese Ansichten auf dieser Skala einstufen?“ Antwortmöglichkeiten: links (1) – rechts (10). 

Ein Blick auf die Ränder im Links-Rechts-Kontinuum zeigt, dass die Ost-West-Unterschiede nicht 
nur für die Durchschnittwerte gelten, sondern auch am rechten Rand zu finden sind (Abbildung 
36). Die Anteile der Personen, die sich auf der rechten Seite einordnen würden (8, 9 oder 10 auf 
der Skala), liegen in Westdeutschland im Zeitverlauf ebenfalls höher als in Ostdeutschland. 
Während die Anteile in Ostdeutschland selten 10% überschritten, lagen sie in Westdeutschland 
regelmäßig über 15%. Im Jahr 2008 sogar bei über 20%. In den darauffolgenden Jahren ist der 
Anteil, der sich im Westen rechts einstuft, um über 10 Prozentpunkte gefallen. Dies führte dazu, 
dass sich in jüngster Zeit die beiden Kurven angenähert haben und sich nun mit 10% und 11% 
ähnlich viele Menschen in Ost- und Westdeutschland auf der rechten Seite verorten.  
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Abbildung 36: Anteile Selbsteinstufung Rechts 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Viele Leute verwenden die Begriffe ‚links‘ und ‚rechts‘, wenn 
es darum geht, unterschiedliche politische Einstellungen zu kennzeichnen. Wir haben hier einen Maßstab, 
der von links nach rechts verläuft. Wenn Sie an Ihre eigenen politischen Ansichten denken, wo würden Sie 
diese Ansichten auf dieser Skala einstufen?“ Antwortmöglichkeiten: links (1) – rechts (10), Hier: Antworten 
8, 9 oder 10 als „Ja“-Anteile für „rechts“ berücksichtigt. 

Ein konkretes Beispiel für eine rechte Einstellung ist Autoritätshörigkeit. Eine unterwürfige Per-
son ordnet sich etablierten Autoritäten unter und akzeptiert generell ihre Aussagen und Hand-
lungen.13 Diese Einstellung wird gut mit der Zustimmung zur Aussage „Wir sollten dankbar sein 
für führende Köpfe, die uns genau sagen können, was wir tun sollen und wie“ abgebildet (Abbil-
dung 37). Die Zustimmungswerte waren von 1996 bis 2002 im Osten höher, seit 2006 sind sie 
kaum mehr unterscheidbar. Bis zum Jahr 2016 konvergierten die Durchschnittswerte, in wel-
chem 28% der ostdeutschen Befragten und 27% der westdeutschen Befragten diese Aussage 
komplett ablehnten. 

13 Autoritäre Unterwürfigkeit ist eine Subdimension von Autoritarismus (Right-Wing-Authoritarianism) 
neben Autoritäre Aggression (durch Autoritäten sanktionierte generelle Aggression gegenüber ande-
ren) und Konventionalismus (starkes Befolgen etablierter gesellschaftlicher Konventionen), Vgl. Alte-
meyer (1996). 
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Abbildung 37: Autoritäre Unterwürfigkeit 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: “Inwieweit stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? Wir soll-
ten dankbar sein für führende Köpfe, die uns genau sagen können, was wir tun sollen und wie.“ Antwort-
möglichkeiten: Stimme überhaupt nicht zu (1) – Stimme voll und ganz zu (7). 

3.1.3 Parteiidentifikation 

Die Wahlforschung sieht in der Parteiidentifikation14 eine entscheidende Prägekraft für die Wahl-
beteiligung und Wahlentscheidung des Einzelnen, und zwar umso deutlicher je stärker und in-
tensiver die Parteibindung ist. Trotz etwas nachlassender Prägekraft der Parteibindung auf das 
Wahlverhalten seit den 1990er Jahren, stimmen auch heute noch bei über 80 Prozent der Partei-
anhänger die Parteiidentifikation und die Wahlentscheidung in Ost- und Westdeutschland über-
ein (Schoen und Weins 2014). 

In den Parteibindungen selbst bestehen deutliche Ost-West-Unterschiede. In Westdeutschland 
neigen konstant mehr Bürgerinnen und Bürger einer bestimmten Partei zu als in Ostdeutschland 
(Abbildung 38). Etwa 45-50% der Westdeutschen berichten seit dem Jahr 2000 regelmäßig sich 
einer bestimmten Partei verbunden zu fühlen. In den 1990er Jahren lagen die westdeutschen 
Werte noch höhere bei etwa 50-60%. In Ostdeutschland schwankten die Werte seit 1992 mit we-
nigen Ausnahmen um 35-40%. Der Abstand in der Parteiverbundenheit zwischen beiden Landes-
teilen wurde seit der Wiedervereinigung dabei sukzessive kleiner und hat sich von 18 Prozent-
punkten  1992 auf 9,5 Prozentpunkte im Jahr 2015 knapp halbiert, als sich 45,6% in Westdeutsch-
land und 36,1 in Ostdeutschland  langfristig mit einer Partei identifizierten. 

  

                                                                  
14 Neben der Parteiidentifikation sind die Beurteilung des Personals und der aktuell relevanten politischen 

Sachthemen entscheidende Faktoren für das Verhalten der Wähler. Die Parteiidentifikation wird als Ge-
fühl der Zugehörigkeit „a form of psychological membership“ beschrieben (Campbell et al. 1960). 

Stimme gar nicht zu  Stimme völlig zu

Stimme gar nicht zu 

Stand: 2016
Stimme völlig zu 

2,5

2,7

2,9

3,1

3,3

3,5

3,7

West Ost 95% KI 95%KI

7

1

27,1% 28,4%

17,2% 16,6%

15,0% 14,3%

21,1% 20,7%

10,2% 9,9%

5,3% 5,3%
4,2% 4,9%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

West Ost



II. Politische Sphäre 

72 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 

Abbildung 38: Parteiidentifikation 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Viele Leute in der BRD neigen längere Zeit einer bestimmten Partei zu, obwohl 
sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie einer bestimmten Partei in 
Deutschland zu?“ Antwortmöglichkeiten JA/NEIN. 

Der deutliche Unterschied zwischen Ost und West in der Parteiverbundenheit schrumpft zusam-
men, wenn nach der Intensität der Parteipräferenz gefragt wird (Abbildung 39). In Ostdeutsch-
land fühlt sich zwar ein geringerer Anteil der Menschen dauerhaft einer Partei verbunden als in 
Westdeutschland, die Intensität der Parteiidentifikation ist allerdings im Gegenteil unwesentlich 
stärker ausgeprägt als in Westdeutschland.  

Abbildung 39: Parteiidentifikations-Intensität 

 
Anmerkungen: SOEP 2015: „Und wie stark neigen Sie dieser Partei zu?“ Antwortmöglichkeiten: Sehr 
schwach (1), Ziemlich schwach (2), Mäßig (3), Ziemlich stark (4), Sehr stark (5). 
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3.1.4 Parteien Sympathie-Skalometer  

Im Sympathie-Skalometer des Politbarometers werden die individuellen Parteipräferen-
zen gemessen, indem die Befragten angeben, was sie von einer bestimmten Partei hal-
ten. Sie können ihrer Meinung auf einer Skala von -5 „überhaupt nichts“ bis 5 „sehr viel“ 
Ausdruck verleihen. Die CDU wird im Westen meist etwas positiver bewertet, dies war vor 
allem Anfang der 1990er Jahren und von 2002 bis 2010 der Fall (Abbildung 40). Von 2010 
auf 2011 sind die Zustimmungswerte zur CDU im Osten sprunghaft angestiegen und im 
Westen umgekehrt gesunken, sodass die CDU im Osten beliebter wurde. In den Jahren 
2012 bis 2014 wurde die CDU in beiden Landesteilen deutlich beliebter und verlor erst im 
Jahr 2015 wieder etwas an Zustimmung im Osten. Die Beliebtheitskurven für die SPD ver-
laufen in beiden Landesteilen seit der Wiedervereinigung ziemlich ähnlich (Abbildung 
41). Nach beträchtlichen Einbußen in den Agenda-2010 Jahren 2003-2005 erreichte die 
SPD ab 2012 wieder ähnlich hohe Werte wie in den 90er Jahren. Die FDP (Abbildung 42) 
und vor allem die Grünen (Abbildung 43) sind seit Ende der 1990er Jahre im Westen etwas 
beliebter als im Osten. Die Partei DIE LINKE erzielt im Osten durchgängig mit hohem Ab-
stand bessere Werte als im Westen (Abbildung 44). Im Jahr 2015 sagten immer noch fast 
ein Viertel (23,5%) der westdeutschen Befragten, dass sie von der Partei Die LINKE „über-
haupt nichts halten“, im Osten sind es nur halb so viele (12,7%). 

Abbildung 40: Was halten Sie von der CDU? 

Anmerkungen: Politbarometer 2015: Was halten Sie von der CDU? Antwortmöglichkeiten: „überhaupt 
nichts“ (-5) bis „sehr viel“ (5). 
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Abbildung 41: Was halten Sie von der SPD? 

Anmerkungen: Politbarometer 2015: Was halten Sie von der SPD? Antwortmöglichkeiten: „überhaupt 
nichts“ (-5) bis „sehr viel“ (5). 

Abbildung 42: Was halten Sie von der FDP? 

Anmerkungen: Politbarometer 2015: Was halten Sie von der FDP? Antwortmöglichkeiten: „überhaupt 
nichts“ (-5) bis „sehr viel“ (5). 
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Abbildung 43: Was halten Sie von den Grünen? 

Anmerkungen: Politbarometer 2015: Was halten Sie von den Grünen? Antwortmöglichkeiten: „überhaupt 
nichts“ (-5) bis „sehr viel“ (5).  

Abbildung 44: Was halten Sie von der Partei DIE LINKE? 

Anmerkungen: Politbarometer 2015: Was halten Sie von der Partei DIE LINKE (bis 2005 PDS)? Antwortmög-
lichkeiten: „überhaupt nichts“ (-5) bis „sehr viel“ (5). 

Auffällig bei den Skalometer-Ergebnissen zu den verschiedenen Parteien ist, dass die Kurven – 
wenn auch teils auf unterschiedlichem Niveau – in Ost und West sehr häufig in die gleiche Rich-
tung verlaufen. Ost- und Westdeutsche bestrafen bzw. honorieren die Parteien mit ihren Zustim-
mungswerten auf ähnlich Weise. Sinkt die Beliebtheit einer Partei, nehmen die Werte bundesweit 
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in Ost und West in den meisten Fällen gleichermaßen ab. Bei der Bewertung der Arbeit der jewei-
ligen Regierung stimmen die Menschen in Ost- und Westdeutschland sogar ziemlich auf demsel-
ben Niveau überein (Abbildung 45). Die Zustimmungswerte schwanken in beiden Landesteilen 
nahezu auf gleichem Niveau. Es fällt zudem auf, dass die Regierungsarbeit seit 2010 in den Augen 
vieler Bürgerinnen und Bürger kontinuierlich qualitativ ansteigt. Erst im Jahr 2015 sinkt die 
Beliebtheit der Großen Koalition im Osten leicht, während sie im Westen leicht ansteigt.  

Abbildung 45: Was halten Sie von der Regierung? 

 
Anmerkungen: Politbarometer 2015: Was halten Sie von der Bundesregierung? Antwortmöglichkeiten: 
„überhaupt nichts“ (-5) bis „sehr viel“ (5). 

3.2 Politische Partizipation und Wahlverhalten 
Politische Partizipation ist von elementarer Bedeutung für die Demokratie. Ohne Beteiligung der 
Bürger an Wahlen kann eine repräsentative parlamentarische Demokratie nicht funktionieren. 
Außerdem spielen die in verschiedenen Beteiligungsformen ausgedrückten Meinungen eine 
wichtige Rolle in politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen. Politische Beteili-
gung kann auf vielfältige Art und Weise stattfinden, etwa über Engagement in Parteien oder die 
Teilnahme an Demonstrationen, Unterschriftensammlungen oder Boykotten (Punkt 3.2.1).  Ins-
gesamt stellt die Beteiligung an Wahlen aber nach wie vor für viele Bürger die einzige Form der 
politischen Partizipation dar (Caballero 2014). Schließlich ist bei der Analyse von Wahlen neben 
der Höhe der Wahlbeteiligung von großem Interesse, welchen Parteien die Bürgerinnen und Bür-
ger in Ost- und Westdeutschland ihre Wahlstimmen zukommen lassen (Punkt 3.2.2). 

3.2.1 Politische Beteiligungsformen 

In der politischen Partizipationsforschung werden klassische konventionelle und unkonventio-
nelle Beteiligungsformen unterschieden. Erstere sind institutionalisierte, d.h. rechtlich geregelte 
Formen wie Parteimitgliedschaft oder Teilnahme an Wahlen, während letztere weniger verfasste 
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bzw. nicht-institutionalisierte Beteiligungsformen politischer Einflussnahme wie das Mitwirken 
in Vereinen, Bürgerinitiativen oder Interessensgruppen, oder die Teilnahme an Demonstratio-
nen, Unterschriftensammlungen oder an Boykotten darstellen (Kaase 1982, 199715; Wessels 
2016). Nicht-institutionalisierte Beteiligungsformen haben sich seit den späten 1960er Jahren 
herausgebildet und das Repertoire politischer Einflussnahme für die Bürger stark erweitert. Zum 
Teil bewegen sie sich am Rande der Legalität („Wilde Streiks“, „Sitzstreiks“). Die Forschung 
prägte dafür den Begriff der „partizipatorischen Revolution“ (Kaase 1982). Heute gehören Unter-
schriftensammlungen und die Teilnahme an Demonstrationen oder Bürgerinitiativen zu den gän-
gigen Beteiligungsformen, es hat eine „Konventionalisierung“ des „Unkonventionellen“ stattge-
funden (Wessels 2016). Parteibezogene Aktivitäten gehören neben der Beteiligung an Wahlen zu 
den institutionalisierten Beteiligungsformen. Bürgerinnen und Bürger können über Mitglied-
schaften Parteien unterstützen und sich aktiv in politische Prozesse einbringen. Im Gegensatz 
zur Teilnahme an Wahlen engagiert sich nur ein sehr kleiner Anteil der Bevölkerung in politischen 
Parteien. Seit der Wiedervereinigung schwankten die Werte der Parteimitgliedschaften in West-
deutschland um die 4% und in Ostdeutschland um die 2,5%. Am aktuellen Rand geben 2% der 
Befragten im Osten und doppelt so viele im Westen an, in einer Partei mitzuarbeiten (Abbildung 
46).16 

Werden zu den Beteiligungen in Parteien, auch Beteiligungen in der Kommunalpolitik und in Bür-
gerinitiativen hinzugezogen, engagieren sich sowohl im Osten als auch im Westen knapp 10% der 
Bevölkerung zumindest selten, wenige auch wöchentlich oder monatlich an solchen Formen (Ab-
bildung 47).  

  

                                                                  
15 Als politische Partizipation bezeichnet man diejenigen Formen menschlichen Handelns, mit denen Indi-

viduen oder Gruppen versuchen, Einfluss auf allgemein verbindliche Entscheidungen zu nehmen oder 
unmittelbar an diesen mitzuwirken (Kaase 1997).  

16 Systematischer Überblick über die Entwicklung, regionale Verteilung und sozialstrukturelle Zusam-
mensetzung der Parteimitgliedschaften in Deutschland ab 1990 ist zu finden bei: Niedermayer (2016). 
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Abbildung 46: Mitgliedschaft in Politischer Partei 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016; „Sind Sie derzeit Mitglied in einer politischen Partei?“ Antwort-
möglichkeiten: JA/NEIN. 

Abbildung 47: Beteiligung Parteien, Kommunalpolitik, Bürgerinitiativen 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Welche der folgenden Tätigkeiten üben Sie in Ihrer freien Zeit aus? Geben Sie 
bitte zu jeder Tätigkeit an, wie oft Sie das machen: jede Woche (4), jeden Monat (3), seltener (2) oder nie 
(1)?: Beteiligung in Bürgerinitiativen, in Parteien, in der Kommunalpolitik?“ 
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Neben den institutionalisierten Partizipationsformen haben sich seit den 1970er Jahren viele 
weitere Beteiligungsformen entwickelt, über die die Bürgerinnen und Bürger in Ost- und West-
deutschland auf vielfältige Weise ihren Interessen Ausdruck verleihen und auf politische Ent-
scheidungen einwirken. In Abbildung 48bis Abbildung 51ist die Inanspruchnahme verschiedener 
nicht-institutionalisierter Beteiligungsformen im Zeitraum von 2002 bis 2014 dargestellt. Im Ein-
zelnen handelt es sich um die Möglichkeiten, sich an Unterschriftensammlungen zu beteiligen 
(Abbildung 48), an Demonstrationen teilzunehmen (Abbildung 49), in Organisationen, Verbän-
den, Vereinen mitzuarbeiten (Abbildung 50), oder und Politiker oder Amtspersonen zu kontaktie-
ren (Abbildung 51).Insgesamt zeigt der Trend bei allen betrachteten Beteiligungsformen im Os-
ten und im Westen nach oben – außer bei der Teilnahme an Demonstrationen in Ostdeutschland. 
Hier verläuft die Teilnahmekurve rückläufig. Im Ost-West-Vergleich beteiligten sich in den 2000er 
mehr Ostdeutsche an Unterschriftensammlungen und genehmigten Demonstrationen. Ab Ende 
der 2000er Jahre haben die Werte in Westdeutschland zu denjenigen in Ostdeutschland aufge-
schlossen. Insgesamt bestehen im Jahr 2014 allerdings keine großen Unterschiede zwischen Ost 
und West, auch nicht bei der Kontaktaufnahme zu Politikern oder Amtspersonen. Nur bei der 
Mitarbeit in Organisationen, Verbänden und Vereinen (Abbildung 50) liegen die Werte im Westen 
8 Prozentpunkte höher. Bei der gezeigten Auswahl zu den nicht-institutionalisierten Partizipa-
tionsformen ist generell zu beachten, dass diese die Verhältnisse nur bis zum Jahr 2014 wider-
spiegeln. Darin sind beispielweise nicht die Pegida-Demonstrationen berücksichtigt, an denen 
jeden Montag mehr Menschen in ostdeutschen als in westdeutschen Städten teilnehmen. 
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Abbildung 48: Beteiligung an Unterschriftensammlung in den letzten 12 Monaten  

Anmerkungen: ESS 2014: „Es gibt verschiedene Möglichkeiten, mit denen man versuchen kann, etwas in 
Deutschland zu verbessern oder zu verhindern, dass sich etwas verschlechtert. Haben Sie im Verlauf der 
letzten 12 Monate irgendetwas davon unternommen? Haben Sie sich an einer Unterschriftensammlung 
beteiligt?“ Antwortmöglichkeiten: JA/NEIN. 

Abbildung 49: Teilnahme an genehmigter Demonstration in den letzten 12 Monaten  

Anmerkungen: ESS 2014: „Es gibt verschiedene Möglichkeiten, mit denen man versuchen kann, etwas in 
Deutschland zu verbessern oder zu verhindern, dass sich etwas verschlechtert. Haben Sie im Verlauf der 
letzten 12 Monate irgendetwas davon unternommen? Haben Sie an einer genehmigten öffentlichen De-
monstration teilgenommen?“ Antwortmöglichkeiten: JA/NEIN. 
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Abbildung 50: Mitarbeit an Organisation, Verband, Verein in den letzten 12 Monaten 

Anmerkungen: ESS 2014: „Es gibt verschiedene Möglichkeiten, mit denen man versuchen kann, etwas in 
Deutschland zu verbessern oder zu verhindern, dass sich etwas verschlechtert. Haben Sie im Verlauf der 
letzten 12 Monate irgendetwas davon unternommen? Haben Sie in einer anderen Organisation oder in ei-
nem anderen Verband oder Verein mitgearbeitet?“ Antwortmöglichkeiten: JA/NEIN. 

Abbildung 51: Kontaktaufnahme zu Politiker oder Amtsperson in den letzten 12 Monaten 

Anmerkungen: ESS 2014: „Es gibt verschiedene Möglichkeiten, mit denen man versuchen kann, etwas in 
Deutschland zu verbessern oder zu verhindern, dass sich etwas verschlechtert. Haben Sie im Verlauf der 
letzten 12 Monate irgendetwas davon unternommen? Haben Sie Kontakt zu einem Politiker oder einer 
Amtsperson auf Bundes-, Landes- oder Kommunalebene aufgenommen?“ Antwortmöglichkeiten: 
JA/NEIN. 
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3.2.2 Wahlverhalten 

Pateiidentifikation und Parteipräferenzen (Punkte 3.4 und 3.5) manifestieren sich in konkretem 
Wahlverhalten. Regelmäßig stattfindende Wahlen stellen in repräsentativen Demokratien die 
zentrale Beteiligungsmöglichkeit dar. Bürgerinnen und Bürger wählen eine Volksvertretung (Par-
lament), die an ihrer Stelle politische Entscheidungen und die Kontrolle der Exekutive (Regie-
rung) ausübt. Von dem im Grundgesetz verankerten Wahlrecht machen die Bürgerinnen und Bür-
ger im wiedervereinigten Deutschland allerdings in unterschiedlich hohem Ausmaß (Wahlbetei-
ligung) und unterschiedlicher Weise (Stimmenabgabe) Gebrauch. Außerdem unterscheidet sich 
die Wahlbeteiligung deutlich nach Art der Wahl, also danach, ob es sich um Bundestags-, Land-
tags-, Kommunalwahlen oder Wahlen zum Europäischen Parlament handelt. 

3.2.2.1 Wahlbeteiligung an Bundestagswahlen 

In Umfragen berichten regelmäßig mehr Leute in Ostdeutschland als in Westdeutschland 
von der Absicht, nicht zur nächsten Bundestagswahl gehen zu wollen (Abbildung 52).17 In 
den vergangenen Jahren deutete sich eine Konvergenz an und die Unterschiede zwi-
schen Ost und West liegen in den Jahren 2014 und 2015 nur noch bei 2 Prozentpunkten. 
87,5% der Stimmberechtigten im Osten und 89,4% der Stimmberechtigten im Westen 
wollen zur nächsten Bundestagswahl gehen (Stand 2015). Insgesamt sind die Zahlen zur 
geäußerten Wahlabsicht meist höher als die Zahlen der tatsächlichen Wahlbeteiligung, 
da das offene Bekenntnis zur Nichtwahlabsicht aufgrund vorherrschender Normen den 
Befragten oftmals schwerer fällt als die tatsächliche Nichtwahl (Kühnel 2001).  

17 Bei dem Vergleich von offiziellen Daten des Bundeswahlleiters bzw. der Landeswahlleiter mit Befra-
gungsdaten aus repräsentativen Bevölkerungsumfragen ist zu berücksichtigen, dass sich die offiziel-
len Wahldaten auf abgegebene Stimme wahlberechtigter Bürger beziehen, die Befragungsdaten hin-
gegen auf alle in Deutschland lebenden Erwachsenen berücksichtigen, darunter sind auch nicht-wahl-
berechtigte Migranten.  
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Abbildung 52: Wahlbeteiligung Absicht 

Anmerkungen: Politbarometer 2015: „Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, würden Sie dann 
zur Wahl gehen?“, Antwortmöglichkeiten: JA/NEIN. 

Die tatsächliche Wahlbeteiligung liegt in Westdeutschland seit der ersten gemeinsamen Bundes-
tagswahl am 2. Dezember 1990 konstant höher als in Ostdeutschland (Abbildung 53).18 1990 
stimmten 78,6% der Wahlberechtigten in Westdeutschland und 74,5% der Wahlberechtigten in 
Ostdeutschland über die Zusammensetzung des Bundestags ab. In beiden Landesteilen wurden 
dann Spitzenwerte bei der Bundestagswahl 1998 erreicht, als die SPD nach 16 Jahren der 
schwarz-gelb geführten Regierung wieder die Regierungsmacht übernehmen konnte. In den 
Folgejahren ging die Wahlbeteiligung in beiden Landesteilen stark zurück, in Ostdeutschland fiel 
sie sogar um 15 Prozentpunkte von 1998 auf 2009. Bei der Bundestagswahl 2013 konnte der Ab-
wärtstrend gestoppt werden, und bei den Wahlen zum deutschen Bundestag 2017 war sogar wie-
der ein Anstieg in der Wahlbeteiligung zu verzeichnen. 

Die Differenz in der west- und ostdeutschen Wahlbeteiligung schwankt über die Zeit, sie war bei 
den Bundestagswahlen 1994, 2002 und 2009 mit 7-8 Prozentpunkten am größten, und im Jahr 
1998 mit 2,8 Prozentpunkten am niedrigsten. Bei den Bundestagswahlen 2013 bzw. 2017 lag sie 
in Westdeutschland knapp 5 bzw. 4 Prozentpunkte höher als in Ostdeutschland. Eine Anglei-
chung zeichnet sich (noch) nicht ab. Insgesamt nehmen seit der Wiedervereinigung persistent 

18 Wie bei der Auswertung der Bevölkerungsumfragen wurde auch bei der Auswertung amtlicher Wahlda-
ten West-Berlin zu Westdeutschland gezählt und Ost-Berlin zu Ostdeutschland. Wenn Daten zu Wahlen 
nicht explizit getrennt nach Ost und West ausgewiesen wurden, wurde die Einteilung anhand der Daten 
des/der Landeswahlleiter/In Berlin-Brandenburg (Wahlabfrage im Wahlarchiv) zugeordnet. 
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über die Zeit relativ mehr Menschen in Westdeutschland an Bundestagswahlen teil als in Ost-
deutschland (Bundeswahlleiter 2015, 2017). 19  

Abbildung 53: Wahlbeteiligung an Bundestagswahlen seit 1990  

 
Quelle: Bundeswahlleiter (2015, 2017). 

3.2.2.2 Wahlbeteiligung an Europawahlen 

Im Vergleich zu Bundestagswahlen liegt die Wahlbeteiligung bei Europawahlen erstens 
insgesamt deutlich niedriger bei unter 50%, und zweitens sind keine großen Differenzen 
bei der Wahlbeteiligung zwischen den ost- und den westdeutschen Bundesländern fest-
zustellen. Bei den Wahlen zum Europaparlament 1994 und 1999 war die Beteiligungsrate 
in Ostdeutschland knapp 3 Prozentpunkte höher als in Westdeutschland. Bei den Euro-
pawahlen 2004, 2009 und 2014 lag die Wahlbeteiligungsquote dann im Westen jeweils 
mit gleichem Abstand von etwa 1 bis 2 Prozentpunkten marginal höher als im Osten (Ab-
bildung 54).  

  

                                                                  
19 Zwei Anmerkungen: Erstens: Im internationalen Vergleich liegt die Wahlbeteiligung in Deutschland auf 

hohem Niveau. Zweitens: In der Langzeitbetrachtung wurden in Westdeutschland in den 1950/60er 
Jahren Wahlbeteiligungsquoten von über 85%, in den 1970er Jahren sogar von über 90% erreicht. In 
den 1980er Jahren sank die Wahlbeteiligung auf 85-90%. 
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Abbildung 54: Wahlbeteiligung an Europawahlen seit 1994  

Anmerkungen: Quelle: Bundeswahlleiter (2015a). 

3.2.2.3 Wahlbeteiligung an Landtagswahlen und Kommunalwahlen 

Die Beteiligung an Landtags- und Kommunalwahlen in den einzelnen Bundesländern kann eben-
falls zur Analyse des Wahlverhaltens zwischen Ost und West herangezogen werden. Auch wenn 
diese Wahlen von landesspezifischen und lokalen Themen geprägt sind und nicht zeitgleich im 
gesamten Bundesgebiet stattfinden, spiegeln sie doch das politische Interesse im jeweiligen 
Bundesland wider und können damit auch als Vergleichsmaßstab dienen.  

Bei Landtagswahlen gehen regelmäßig weniger Menschen zur Wahlurne als bei Bundestagswah-
len. Im Ost-West-Vergleich unterscheiden sich die Wahlbeteiligungsquoten auf Länderebene seit 
der Wiedervereinigung im Durchschnitt um circa 4 Prozentpunkte (Abbildung 55). Seit dem 03. 
Oktober 1990 fanden in den Neuen Ländern (Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen) 32 Landtagswahlen statt, an denen sich durchschnittlich 61% der 
Wahlberechtigten beteiligten. In den Bundesländern des früheren Bundesgebietes nahmen an 65 
Landtagswahlen durchschnittlich 65% aller Wahlberechtigten teil (Stand 15.10.2017). In Berlin 
fanden seither 7 Wahlen zum Abgeordnetenhaus statt. Die Wahlbeteiligungsraten flossen ge-
trennt nach Berlin-Ost und Berlin-West in die Zahlen der Neuen bzw. Alten Bundesländer ein.  

Eine differenziertere Betrachtung der Wahlbeteiligung nach den einzelnen Bundesländern zeigt 
allerdings, dass dieser Unterschied zwischen Ost und West nicht systematisch gleich von allen 
Bundesländern getrieben wird. Im Durchschnitt gehen seit der Wiedervereinigung bei Landtags-
wahlen die wenigsten Menschen in Sachsen-Anhalt (57,9%) zur Wahlurne, gefolgt von Branden-
burg (58,1%), Sachsen (59,1%), und auch von Bremen (60,9%) und Nordrhein-Westfalen (61,3%). 
Die wahlfreudigsten Menschen bei Landtagswahlen leben durchschnittlich in Schleswig-Holstein 
(68,1%), im Saarland (67,9%), in Hessen (66,7%), in Rheinland-Pfalz (66,1%) und in Mecklenburg-
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Vorpommern (65,8%). Damit liegt Mecklenburg-Vorpommern im Bundes-Ranking der durch-
schnittlichen Wahlbeteiligung an fünfter Stelle und damit beispielsweise vor Bayern und Baden-
Württemberg. 

Historische (punktuelle) Negativrekorde bei der Wahlbeteiligung wurden im Osten in Sachsen-
Anhalt mit 44,4% Wahlbeteiligung bei der Landtagswahl 2006, in Sachsen mit 49,1 % in 2014 und 
in Brandenburg mit 47,9% in 2014 erreicht, gefolgt von Bremen, wo bei der Bürgerschaftswahl 
2015 nur 50,2% der Wahlberechtigten ihre Stimme abgaben. Höchststände bei der Wahlbeteili-
gung hingegen wurden im Saarland bei der Landtagswahl 1994 mit 83,5% und im Osten 1998 in 
Mecklenburg-Vorpommern mit 79,4% erzielt.  

Abbildung 55: Wahlbeteiligung an Landtagswahlen seit 1990  

 
Anmerkungen: Alle Landtagswahlen seit 03.10.1990 bis zur Landtagswahl in Niedersachsen am 15.10.2017 
berücksichtigt. Durchschnitt pro Jahr nach Ost und West für alle Bundesländer, in denen Landtagswahlen 
stattfanden. Wahltermine siehe jeweilige Wahlleiter. Quelle: Bundeswahlleiter (2016). Landeswahlleiter/in 
für Saarland, Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen (2017). 
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Die Beteiligung an Kommunalwahlen ist im Vergleich zu den anderen Wahlen am niedrigsten, 
obwohl gerade in den Kommunen der direkte Einfluss der Wählerinnen und Wähler größer ist als 
auf den anderen Ebenen (Abbildung 56). Nach Werten zwischen 60% und 80% in den 1990er Jah-
ren gehen seit dem Jahr 2000 im Osten weniger als 50% der Berechtigten an die Wahlurne bei 
Kommunalwahlen. Im Westen lagen die Werte noch etwas höher. Ab 2011 haben sich die Wahl-
beteiligungsraten in beiden Landesteilen auf etwa 50% eingependelt. In den letzten beiden Jah-
ren ist in Westdeutschland ein leichter Aufwärtstrend zu sehen, im Osten haben in den Jahren 
2015 und 2016 keine Kommunalwahlen stattgefunden. 

Abbildung 56: Wahlbeteiligung an Kommunalwahlen seit 1990  

Anmerkungen: Durchschnitt pro Jahr nach Ost und West für alle Bundesländer, in denen Kommunalwah-
len stattfanden. Wahltermine siehe jeweilige Landeswahlleiter. Quelle: Jeweilige Landeswahlleiter. 

3.2.2.4 Wahlergebnisse (Zweitstimmenanteile) 

Ost- und westdeutsche Wählerinnen und Wähler verteilen ihre Zweitstimmen bei den Bundes-
tagswahlen seit 1990 an unterschiedliche Parteien. Der größte Unterschied lässt sich an der Zu-
stimmung für die Partei DIE LINKE (Linkspartei) ablesen, die aus der Fusion der (Ost-)Partei des 
Demokratischen Sozialismus (PDS) und der Partei Arbeit und soziale Gerechtigkeit - Die Wahlal-
ternative (WASG) hervorgegangen ist. Bei allen Bundestagswahlen erreichte die Linkspartei in 
Ostdeutschland mindestens 10 und bis zu 20 Prozentpunkte höhere Zweitstimmenanteile als in 
Westdeutschland (Abbildung 57). Die geringste Ost-West-Differenz von circa 10 Prozentpunkten 
wurde bei der letzten Bundestagswahl im Jahr 2017 gemessen. Im Vergleich zu 2013 setzte sich 
der Abwärtstrend bei den Linken im Osten fort, während die Linkspartei im Westen sogar leicht 
zulegen konnten. Ob dies den Beginn einer weiteren kontinuierlichen Annäherung darstellt, kann 
aus heutiger Sicht nicht beantwortet werden.  
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Abbildung 57: Zweitstimmenanteile der Parteien DIE LINKE, BÜNDNIS 90/Die Grünen, FDP bei Bun-
destagswahlen seit 1990 

Quelle: Bundeswahlleiter (2015, 2017). 

Das unterschiedliche Wahlverhalten bezüglich der Linkspartei zwischen den Bürgerinnen und 
Bürgern in den ost- und westdeutschen Bundesländern zeigt sich noch deutlicher an den Erfol-
gen der Partei bei den Landtagswahlen. In allen Landtagswahlen seit der Wiedervereinigung ist 
die Linkspartei in die jeweiligen Landesparlamente in Ostdeutschland eingezogen. Die erreichten 
Zweistimmenanteile waren bis auf wenige Ausnahmen zweistellig (Durchschnittswerte in Abbil-
dung 58). Mit Spitzenergebnissen von deutlich über 20% ist die Partei sogar aus vielen Landtags-
wahlen als zweistärkste Fraktion hervorgegangen, vor allem in Brandenburg, Sachsen und Thü-
ringen. In Thüringen regiert seit 2014 zudem der erste Ministerpräsident der Linkspartei in einer 
rot-rot-grünen Regierungskoalition. Ähnlich hohe Werte konnte die Linkspartei in Westdeutsch-
land nur zweimal im Saarland erreichen (2009: 21,3%; 2012: 16,1%). In allen anderen westdeut-
schen Bundesländern erhielt die Linkspartei bestenfalls 5-10% der Zweitstimmen und zog mit 
wenigen Sitzen in einige Landtage ein. In Baden-Württemberg, Bayern und in Rheinland-Pfalz 
gelang ihr dies kein einziges Mal. 
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Abbildung 58: Zweitstimmenanteile der Parteien DIE LINKE, BÜNDNIS 90/Die Grünen, FDP bei Land-
tagswahlen seit 1990  

 
Anmerkungen: Alle Landtagswahlen seit 03.10.1990 bis zur Landtagswahl in Niedersachsen am 15.10.2017 
berücksichtigt. Durchschnitt pro Jahr nach Ost und West für alle Bundesländer, in denen Landtagswahlen 
stattfanden. Wahltermine siehe jeweilige Wahlleiter. Quelle: Bundeswahlleiter (2016). Landeswahlleiter/in 
für Saarland, Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen (2017). 

Die beiden kleineren Parteien Bündnis 90/Die Grünen und die FDP haben dagegen konstant über 
die Zeit eine größere Anhängerschaft in Westdeutschland als in Ostdeutschland. Nur bei den ers-
ten gesamtdeutschen Bundestagswahlen 1990 erhielten beide Parteien in Ostdeutschland ge-
ringfügig mehr Zweitstimmen (Abbildung 57). Die Grünen ziehen bis auf drei Landtagswahlen 
(2006 in Rheinland-Pfalz, 1999 und 2017 im Saarland) in jeden westdeutschen Landtag nach der 
Wiedervereinigung ein - mit oftmals zweistelligem Ergebnis (Durchschnittswerte in Abbildung 
58). In einigen Ländern erlangten sie als Koalitionspartner Regierungsverantwortung, und in Ba-
den-Württemberg amtiert seit 2011 ein grüner Ministerpräsident. In den ostdeutschen Ländern 
schafften die Grünen jeweils zwischen 2% bis max. 10% und zogen nicht in jeden gewählten Land-
tag ein. Ähnliche Befunde gelten für die FDP (Durchschnittswerte in Abbildung 58). Die beiden 
großen Volksparteien CDU/CSU und SPD schnitten bei Bundestagswahlen im Westen (bis auf die 
SPD im Jahr 2002) immer besser ab (Abbildung 59). Eine Ausnahme bildet die Wahl zum Bundes-
tag 2002, als das Ergebnis der SPD im Osten minimal höher ausfiel als im Westen. Die Wahlergeb-
nisse der CDU unterschieden sich in Ost- und Westdeutschland vor allem bei den Wahlen 1998, 
2002 und 2005 deutlich. Die große Schere von über 10 Prozentpunkten in den Zustimmungswer-
ten für die CDU begann sich erst mit der Bundestagswahl 2009 wieder zu schließen und die Ost-
West-Differenz pendelte seither um die 5 Prozentpunkte. Bei der SPD hat sich dagegen die Ost-
West-Lücke ab der Bundestagswahl 2009 im Vergleich zu den vorherigen Wahlen, als sie zum Teil 
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schon fast verschwunden war, wieder vergrößert. 2013 und 2017 lagen die Zweitstimmenergeb-
nisse der SPD im Westen zwischen 8-10 Prozentpunkte höher als im Osten. Im Durchschnitt zeigt 
sich für die Volksparteien bei Landtagswahlen dasselbe Muster (ohne Abbildung). 

Abbildung 59: Zweitstimmenanteile der CDU/CSU und SPD bei Bundestagswahlen seit 1990  

Quelle: Bundeswahlleiter (2015, 2017). 

Parteien aus dem rechtsorientierten und rechtsextremen Spektrum erlangten anfänglich bei 
Bundestagswahlen in Westdeutschland mit 2-3 Prozent leicht höhere Stimmenanteile als in Ost-
deutschland (Abbildung 60).20 Seit der Bundestagswahl 1998 sind die Parteien aus dem rechten 
Spektrum in Ostdeutschland vergleichsweise erfolgreicher als in Westdeutschland und erlangten 
zusammen mit durchschnittlich ca. 3-4 Prozent (Hauptanteil NPD) doppelt so hohe Zweitstim-
menanteile wie in Westdeutschland. Dieses Muster zeigte sich bis zur Bundestagswahl 2013. Bei 
der jüngsten Bundestagswahl 2017 haben sich die Werte in Ost- und Westdeutschland für diese 
Parteien auf sehr niedrigem Niveau angenähert. Bislang hat es keine Partei aus dem rechtsextre-
men Spektrum geschafft, in den Deutschen Bundestag einzuziehen, allerdings ist ihnen verein-
zelt der Sprung in Landesparlamente gelungen.  

Bei Landtagswahlen verzeichneten rechtsorientierte/-extremistische Parteien in Westdeutsch-
land Erfolge bei fünf Landtagswahlen in den 1990er Jahren bzw. Anfang der 2000er Jahre (Durch-
schnittswerte in Abbildung 61). 1992 und 1996 zogen die Republikaner (REP) mit 11% bzw. 9% in 
den Landtag in Baden-Württemberg ein. Die Deutsche Volksunion (DVU) konnte in Bremen 199121 
und in Schleswig-Holstein 1992 die 5-% Hürde überspringen und in die Parlamente einziehen. 
2001 gelang der SCHILL Partei in Hamburg mit 19,4% ein erdrutschartiger Erfolg, welcher 2004 

                                                                  
20 Parteien-Zuordnung aus dem rechten Spektrum nach Stöss (2016).  
21 In der Bremischen Bürgerschaft erreichte die DVU jeweils noch einen Sitz in Wahlen 1999, 2003 und 2007, 

weil sie in Bremerhaven (als zweiter Wahlbereich neben Bremen) mehr als 5% erreichten. 

10%

15%

20%

25%

30%

35%

40%

45%

50%

55%

CDU/CSU (West) CDU/CSU (Ost) SPD (West) SPD (Ost)



II. Politische Sphäre 

 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 91 

nicht wiederholt werden konnte. In den anderen sechs westdeutschen Ländern konnten die 
rechtsorientierten Parteien keine parlamentarischen Erfolge (über 5%) erzielen und spielten bei 
über 50 Landtagswahlen keine nennenswerte Rolle. Die NPD kam im Westen bei Landtagswahlen 
nur auf Stimmenanteile zwischen 0,1 – 1,5% (Ausnahme: Saarland 2004: 4%). Im Osten erzielte 
die NPD in den 2000er Jahren Zweitstimmenanteile von 6-7% in Mecklenburg-Vorpommern und 
6 bzw. 9% in Sachsen. Die DVU gewann in Brandenburg zweimal knapp über 5% genügend Zweit-
stimmen, um in den Landtag einzuziehen. In Sachsen-Anhalt erreichte die DVU 1998 mit 12,9% 
ihr bisheriges Rekordergebnis. Seit der Wiedervereinigung zogen rechtsorientierte Parteien 
(NPD, REP, DVU, SCHILL Partei) bei 7 ostdeutschen Landtagswahlen in die Parlamente, bei 3 
Landtagswahlen scheiterten sie nur knapp, und bei 29 Landtagswahlen schnitten sie mit Stim-
menanteilen zwischen 0,1% bis 3,5% ab. Thüringen ist das einzige ostdeutsche Land, in dem bis-
lang keine rechte Partei im Landtag saß. Abbildung 61 veranschaulicht, dass im Ost-West-Ver-
gleich rechte Parteien in Westdeutschland vor allem Anfang bis Mitte der 1990er Jahre höhere 
Zweitstimmenanteile erzielten und ab Mitte der 2000er Jahre in Ostdeutschland. Insgesamt 
schwanken die Werte in Deutschland seit Mitte der 2000er Jahre auch auf niedrigem Niveau unter 
5 %. Am aktuellen Rand haben sich die Werte in Ost und West auch angeglichen. Das Gegenteil 
ist der Fall bei der neu gegründeten Partei Alternative für Deutschland (AfD). 

Abbildung 60: Zweitstimmenanteile rechter Parteien und der AfD bei Bundestagswahlen seit 1990  

Anmerkungen: Als rechte Parteien wurden folgende berücksichtigt: NPD, REP, DVU, Die RECHTE, Pro 
Deutschland, BFB (Bund freier Bürger), Schill-Partei, Offensive Deutschland, STATT-Partei, Pro DM, Deut-
sche Mitte. Quelle: Bundeswahlleiter (2015, 2017). 
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Abbildung 61: Zweitstimmenanteile rechter Parteien und der AfD bei Landtagswahlen seit 1990  

Anmerkungen: Als rechtsorientierte/rechtsextreme Parteien wurden folgende berücksichtigt: NPD, REP, 
DVU, Die RECHTE, Pro Deutschland, BFB (Bund freier Bürger), Schill-Partei, Offensive Deutschland, STATT-
Partei, Pro DM, Der III. Weg, DLVH (Deutsche Liga für Volk und Heimat). Alle Landtagswahlen seit 03.10.1990 
bis zur Landtagswahl in Niedersachsen am 15.10.2017 berücksichtigt. Durchschnitt pro Jahr nach Ost und 
West für alle Bundesländer, in denen Landtagswahlen stattfanden. Wahltermine siehe jeweilige Wahlleiter. 
Quelle: Bundeswahlleiter (2016). Landeswahlleiter/in für Saarland, Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfa-
len und Niedersachsen (2017). 

Die Parteienlandschaft in Deutschland erweiterte sich im Zuge der Eurokrise und der Euroret-
tungspolitik für Griechenland im Februar 2013 um eine weitere Partei, die Alternative für 
Deutschland (AfD). Zunächst als eurokritische Partei mit wirtschaftsliberalem Anspruch wahrge-
nommen, besetzte sie in den Folgemonaten schnell weitere politische Themenfelder. Die Partei 
entwickelte neben parteiprogrammatischen marktliberalen Positionen ein nationalkonservati-
ves Profil (Niedermayer 2015). Eine eindeutige Zuordnung im rechten Spektrum scheitert nicht 
zuletzt an definitorischen Schwierigkeiten von Rechtspopulismus und einer trennscharfen Un-
terscheidung zwischen bürgerlichem Protest, Rechtspopulismus und Rechtsextremismus.  

Während die AfD bei der Bundestagswahl am 22. September 2013 und bei der am selben Tag 
stattgefundenen Landtagswahl in Hessen noch knapp an der Fünf-Prozent-Marke scheiterte, ge-
wann die Partei in den darauffolgenden Wahlen sukzessive und deutlich an Wählerzuspruch. Bei 
der Europawahl 2014 erlangte die AfD bereits sieben Parlamentssitze.22 Seit der Bundestagswahl 
2013 fanden in vierzehn Bundesländern Landtagswahlen statt und bei allen vierzehn Wahlen 
konnte die AfD in die jeweiligen Landesparlamente einziehen (Stand Oktober 2017, Durch-
schnittswerte in Abbildung 61). Bei den Landtagswahlen 2014 in Brandenburg, Thüringen und 

                                                                  
22 Die AfD profitierte davon, dass bei der Europawahl 2014 zum ersten Mal keine Sperrklausel von 3% mehr galt. Diese 

war vom Bundesverfassungsgericht im Februar 2014 für verfassungswidrig erklärt worden. 
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Sachsen erreichte sie rund 10% der Zweitstimmen. Bei den Bürgerschaftswahlen der Stadtstaa-
ten Bremen und Hamburg 2015 im ersten Halbjahr überwand sie mit 5,5% und 6,1% knapp die 
5%-Hürde. Noch einmal kräftig zulegen konnte die Partei bei den Wahlen 2016. Mit knapp 13% in 
Rheinland-Pfalz und 15% in Baden-Württemberg zog die Partei im März 2016 erstmals in die Par-
lamente zweier westdeutscher Flächenstaaten ein. In Sachsen-Anhalt holte sie das Rekordergeb-
nis von 24,3% und wurde dort zweitstärkste Fraktion. Im September 2016 zog die AfD in das Ab-
geordnetenhaus in Berlin (14,2%) und in den Landtag in Mecklenburg-Vorpommern (20,8%) ein. 
Bei den jüngsten Landtagswahlen im Saarland, in Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen und 
Niedersachsen im Jahr 2017 gingen die Stimmenanteile der AfD auf 6-8% aller gültigen Stimmen 
zurück. Bei der Bundestagswahl 2017 wurde die AfD drittstärkste Partei hinter CDU und SPD, in-
dem sie im Westen knapp elf Prozent der Wählerstimmen erhielt und im Osten etwa jede fünfte 
Wahlstimme auf die AfD fiel (Abbildung 60). Im Vergleich zur Bundestagswahl 2013 hat sich der 
Ost-West-Unterschied in den Zweitstimmanteilen für die AfD von 1,5 Prozentpunkten auf 11 er-
höht. 

3.3 Zufriedenheit, Vertrauen und Stolz 

3.3.1 Zufriedenheit mit Demokratie und Politik 

Die Politische Kulturforschung weist den Wertorientierungen der Bürgerinnen und Bürger und 
ihren Einstellungen zur politischen Struktur eine entscheidende Rolle in der Stabilität des politi-
schen Systems zu. Eine positiv-neutrale Grundhaltung gegenüber der Demokratie in breiten Tei-
len der Bevölkerung ist eine notwendige Voraussetzung für die Stabilität demokratischer Sys-
teme.23 Dabei wird zwischen normativer Ebene und performativer Ebene unterschieden. Auf der 
normativen Ebene wird danach gefragt, inwieweit die Bevölkerung die Idee der Demokratie und 
ihre normativen Prinzipien gutheißt, auf der performativen Ebene hingegen, wie sie das aktuelle 
Funktionieren der Demokratie, die Verfassungswirklichkeit, einschätzt (Pollack 2006). 

In Deutschland sieht eine klare Mehrheit die Demokratie allgemein als die beste Staatsform an. 
In Ostdeutschland präferieren 82% diese Staatsform und in Westdeutschland 90% (Holtmann et 
al. 2015). Im Urteil der Bürgerinnen und Bürger über das Funktionieren der Demokratie in 
Deutschland sind die Menschen in Ostdeutschland dagegen deutlich kritischer eingestellt als in 
Westdeutschland (Abbildung 62). Im Zeitraum zwischen 1991 und 2015 sind im Westen durch-
schnittlich 62% der Befragten eher zufrieden mit dem Zustand der Demokratie in Deutschland, 

                                                                  
23 Das Konzept der Poltischen Kulturforschung wurde von angelsächsischen Politikforschern wie Gabriel 

Almond, Sidney Verba, David Easton und Seymour M. Lipset entwickelt. Sie wiesen Bürgern einen grö-
ßeren Einfluss auf Stabilität und Wandel politischer Systeme zu. Vgl. zum Beispiel: Almond und Verba 
(1963, 1989). 
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in Ostdeutschland war dies lediglich weniger als die Hälfte der Bevölkerung (42%).24 Der Ost-
West-Unterschied in der Demokratiezufriedenheit nimmt seit der Wiedervereinigung leicht ab 
und es zeichnet sich eine marginale Annäherung über die Zeit ab. Die Ost-West-Lücke ist etwas 
kleiner geworden. Insgesamt gibt es einige Schwankungen über die Zeit, die parallel im Osten 
und Westen zu beobachten sind. In den letzten zehn Jahren sind die Zufriedenheitswerte in bei-
den Landesteilen wieder angestiegen, wobei bei den letzten beiden Beobachtungen von 2014 auf 
2015 die Zufriedenheitskurven in beiden Landesteilen wieder leicht abfallen.  

Dieser Trend lässt sich mit Querschnittsdaten des Eurobarometer 2016 fortführen, auch wenn 
hier beachtet werden muss, dass die Fragestellung und die Antwortmöglichkeiten nicht direkt 
vergleichbar sind. Im Jahr 2016 ist bereits eine Mehrheit in Ostdeutschland nicht mehr zufrieden 
damit, wie die Demokratie in Deutschland funktioniert (Tabelle 3). Die Werte der sehr Unzufrie-
denen und der nicht sehr Zufriedenen mit dem Zustand der Demokratie sind in Ostdeutschland 
jeweils doppelt so hoch wie in Westdeutschland (16,4% versus 6,9% bzw. 40,2% versus 21,7%).  

Abbildung 62: Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland  

Anmerkungen: Politbarometer 2015: „Was würden Sie allgemein zur Demokratie in Deutschland sagen? 
Sind Sie damit eher zufrieden oder eher unzufrieden?“. 

  

                                                                  
24 Dies widerspricht nicht dem Ergebnis der Studie Deutschland 2014, in der bei der Frage nach der Demo-

kratiezufriedenheit mehrere Antwortmöglichkeiten vorgegeben waren und „lediglich 13 Prozent der 
Westdeutschen und 15 Prozent der Ostdeutschen mit dem Funktionieren der Demokratie unzufrie-
den“ sind; vgl. auch Literaturüberblick Kapitel 2. 
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Tabelle 3: Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Überhaupt nicht zufrieden 6,9 16,4 9,5 *** 
Nicht sehr zufrieden 21,7 40,2 18,5 *** 
Ziemlich zufrieden 59,0 37,6 -21,4 *** 
Sehr zufrieden 12,5 5,9 -6,6 *** 

Anmerkungen: EUROBAROMETER 2016: „Sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in Deutschland 
funktioniert, alles in allem gesehen zufrieden? Sagen Sie es mir bitte anhand dieser Skala.“ Antwortmög-
lichkeiten 1-4: siehe Tabelle. Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in West-
deutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. Im Eurobarometer kann nicht zwischen West- und 
Ost-Berlin differenziert werden. Es werden alle Daten aus Berlin der Region „Ost“ zugeteilt. 

In Bezug auf die Zufriedenheit mit der Arbeit der Bundesregierung in Berlin sind die Menschen in 
Westdeutschland ebenfalls etwas zufriedener. Allerdings sind die Ost-West-Unterschiede nicht 
so groß wie bei der Demokratiezufriedenheit, und zusätzlich ist der Ost-West-Unterschied seit 
Anfang der 2000er Jahre, als er bei 0,3 Skalenpunkten lag, bis 2014 kontinuierlich größer gewor-
den, als er 0,9 Skalenpunkte erreichte (Abbildung 63). Absolut gesehen sind alle Bürgerinnen und 
Bürger seit 2002 in der Tendenz zufriedener mit der Arbeit ihrer Regierung geworden. Ein leichter 
Zufriedenheitsverlust ist nur von 2008 auf 2010 festzustellen, was womöglich auf den in der Öf-
fentlichkeit als missglückt angesehenen Regierungsstart der schwarz-gelben Koalition 2009 zu-
rückzuführen ist. Seitdem steigen die Werte um eineinhalb Skalenpunkte deutlich an. Die Daten-
reihe endet allerdings im Jahr 2014. Betrachtet man die Einstellungen gegenüber den Politikern, 
sind im Jahr 2016 immer noch viele Menschen in Deutschland eher pessimistisch. 80% der Be-
fragten in Ostdeutschland und 70% der Befragten in Westdeutschland sind der Meinung, dass 
sich die Politiker in Wirklichkeit gar nicht für die Probleme der einfachen Leute interessieren (Ab-
bildung 64). Wenigstens ist das negative Bild der Politiker in beiden Landesteilen im Zeitverlauf 
positiver geworden. Vor zehn bis zwölf Jahren teilten noch deutlich über 80% in Westdeutschland 
und sogar über 90 % in Ostdeutschland diese Ansicht.  
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Abbildung 63: Zufriedenheit mit der nationalen Regierung 

Anmerkungen: ESS 2014: „Wenn Sie nun einmal an die Leistungen der Bundesregierung in Berlin denken. 
Wie zufrieden sind Sie mit der Art und Weise wie sie ihre Arbeit erledigt?“. Antwortmöglichkeiten 0-10: äu-
ßerst unzufrieden (0) bis äußerst zufrieden (10). 

Abbildung 64: Politiker sind uninteressiert an einfachen Leuten 

Anmerkung: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Die meisten Politiker interessieren sich in Wirklichkeit gar nicht 
für die Probleme der einfachen Leute.“ Antwortmöglichkeiten „Bin derselben Meinung“ (JA), „Bin anderer 
Meinung“ (NEIN). 
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3.3.2 Vertrauen in politische Institutionen  

Repräsentative Demokratien leben von dem Vertrauen, dass die Bürgerinnen und Bürger den po-
litischen Institutionen entgegenbringen. Nach dem Zusammenbruch des kommunistischen Sys-
tems in der ehemaligen DDR erlangten westdeutsche Institutionen mit der Herstellung der nati-
onalen Einheit Gültigkeit in ganz Deutschland. Im Gegensatz zu den anderen mittel- und osteu-
ropäischen Transformationsstaaten waren demokratische Institutionen in Deutschland schon 
vorhanden, es fehlte den Menschen in Ostdeutschland nur größtenteils an (aktuelleren) Erfah-
rungen mit ihnen (Gabriel und Zmerli 2006). Demnach konnte auch nicht davon ausgegangen 
werden, dass sich die neuen politischen Institutionen bereits unmittelbar nach dem politischen 
Umbruch auf das Vertrauen der ostdeutschen Bevölkerung haben stützen können. In der Tat zei-
gen Umfragewerte vier Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung ein großes Gefälle im Ver-
trauen in parteienstaatliche (Bundestag, Bundesregierung, ab 2002 politische Parteien) und 
rechtstaatliche Institutionen (Justiz, Bundesverfassungsgericht, Polizei) zwischen Ost- und West-
deutschen. Dabei werden erstere Institutionen eher als politiknahe „Entscheidungsinstitutio-
nen“ und letztere eher als politikferne „Implementationsinstitutionen“ eingestuft.25 Die Vertrau-
enslücke ist von 1994 bis 2002 kleiner geworden (ALLBUS Daten, ohne Grafiken; vgl. auch Rainer 
und Siedler 2009). Danach verfestigten sich die Unterschiede bzw. wurden zum Teil wieder grö-
ßer bis 2012 (ALLBUS Daten, ohne Grafiken).  

Die Ergebnisse aus den ALLBUS Daten stimmen im Wesentlichen mit den Ergebnissen des Euro-
pean Social Survey von 2002 bis 2014 überein. Auch die Studie von Holtmann et al. (2015) bestä-
tigt dies basierend auf ihren Erhebungen bis 2012. Die Vertrauenswerte in die parteienstaatlichen 
Institutionen sind in den Abbildungen 65 bis 70 dargestellt. Dem Deutschen Bundestag, dem Eu-
ropäischen Parlament, den Politischen Parteien und Politikern in Deutschland werden in West- 
und in Ostdeutschland auf der Skala von 0 („überhaupt kein Vertrauen“) bis 10 („vertraue voll 
und ganz“) Vertrauenswerte unter dem Mittelwert von 5 entgegengebracht. Dabei schwankt das 
Vertrauensniveau in Westdeutschland durchgängig auf einem leicht höheren Niveau als in Ost-
deutschland. Auffällig ist, dass das Europäische Parlament die einzige Institution ist, die über die 
Zeit nicht an Vertrauen gewinnen konnte (Abbildung 66). Die Vertrauenswerte verliefen von 2002 
bis 2014 in Ost- und Westdeutschland wellenförmig und in der Tendenz leicht sinkend, im Westen 
auf etwas höherem Niveau als im Osten. Ein Angleichungsprozess zwischen Ost- und West-
deutschland beim Vertrauen in das Europäische Parlament ist nicht zu beobachten. Das Ver-
trauen in Bundestag (Abbildung 65), in die Parteien (Abbildung 67) und das politische Personal 
(Abbildung 68) ist tendenziell über die Zeit angestiegen. Die Abstände zwischen Ost und West 
bleiben dabei im Wesentlichen gleich bzw. schwanken nur leicht. Hier ist kein Angleichungspro-
zess festzustellen, im Gegenteil die Ost-West-Lücke vergrößerte sich leicht von 2012 auf 2014. 

  

                                                                  
25 Unterscheidung nach Vertrauen in parteienstaatliche und in rechtsstaatliche Institutionen nach Fuchs et 

al. (2002), S. 437. 
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Abbildung 65: Vertrauen in den Deutschen Bundestag 

Anmerkungen: ESS 2014: „Bitte benutzen Sie Liste 11 und sagen Sie mir zu jeder öffentlichen Einrichtung 
oder Personengruppe die ich Ihnen nenne, wie sehr Sie persönlich jeder einzelnen davon vertrauen. Ver-
wenden Sie dazu diese Skala von 0 bis 10. 0 bedeutet, dass Sie dieser Einrichtung oder Personengruppe 
überhaupt nicht vertrauen, und 10 bedeutet, dass Sie ihr voll und ganz vertrauen. Wie ist das mit dem Bun-
destag?“ 

Abbildung 66: Vertrauen in das Europäische Parlament 

Anmerkungen: ESS 2014: „Frage wie bei Abbildung 33. Wie ist das mit dem Europäischen Parlament?“ 
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Abbildung 67: Vertrauen in Parteien 

Anmerkungen: ESS 2014: „Frage wie bei Abbildung 33. Wie ist das mit den Parteien?“ 

Abbildung 68: Vertrauen in Politiker 

Anmerkungen: ESS 2014: „Frage wie bei Abbildung 33. Wie ist das mit den Politikern?“ 

Die rechtsstaatlichen Institutionen der Justiz und der Polizei genießen in beiden Landesteilen im 
Betrachtungszeitraum ein relativ gleichbleibend hohes Vertrauen (Abbildung 69Abbildung 69, 
Abbildung 70), wobei die Werte wiederum im Westen persistent höher liegen als im Osten. Im 
Osten ist das Rechtsstaatsvertrauen vor allem in den 1990er Jahren angestiegen (ohne Abbildun-
gen), so dass sich die Vertrauenslücke in diesem Bereich etwas schloss und sich seit 2002 kon-
stant bei etwa einem Skalenpunkt eingependelt hat. 
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Abbildung 69: Vertrauen in die Justiz  

Anmerkungen: ESS 2014: „Frage wie bei Abbildung 40: Wie ist das mit der Justiz?“ 

Abbildung 70: Vertrauen in die Polizei 

Anmerkungen: ESS 2014: „Frage wie bei Abbildung 40: Wie ist das mit der Polizei?“ 

Aktuellere Angaben zu den Vertrauenswerten in die politischen Institutionen sind in den Euroba-
rometer Daten aus dem Jahr 2016 zu finden (Tabelle 4). Hier soll vor allem auf die großen Ost-
West-Differenzen verwiesen werden. Bis auf die Vertrauenswerte für suprastaatliche und inter-
nationale Organisationen, sowie für die politischen Parteien beträgt die Ost-West-Differenz je-
weils über 10 Prozentpunkte.  
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Tabelle 4: Vertrauen in politische Institutionen in Deutschland 

 West Ost Ost-West-Differenz 

Vertrauen in: % Prozentpunkte 

Europäische Union 32,9 27,0 -5,9 ** 
Vereinte Nationen 49,9 43,2 -6,7 ** 
Politische Parteien 25,2 17,3 -7,9 *** 
Nationales Parlament 47,9 37,9 -10,1 *** 
Nationale Regierung 44,3 33,1 -11,3 *** 
Polizei 83,9 72,5 -11,4 *** 
Öffentliche Verwaltung 62,3 49,1 -13,2 *** 
Armee 78,8 64,9 -13,9 *** 
Justiz/Rechtssystem 63,9 46,6 -17,2 *** 
Regionale oder lokale Autoritäten 73,1 53,7 -19,5 *** 

Anmerkungen: EUROBAROMETER 85.2, 2016-05, Frage: „Ich möchte nun gerne von Ihnen wissen, wie viel 
Vertrauen Sie in bestimmte Institutionen haben. Sagen Sie mir bitte für jede der folgenden Institutionen, 
ob Sie ihr eher vertrauen oder eher nicht vertrauen. Wie ist es mit: siehe Tabelle“. Hier Antwortmöglichkeit 
„Eher vertrauen“ dargestellt im Gegensatz zu „eher nicht vertrauen“. Ost-West-Differenz: Prozentwerte in 
Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. Im Euroba-
rometer kann nicht zwischen West- und Ost-Berlin differenziert werden. Es werden alle Daten aus Berlin 
der Region „Ost“ zugeteilt.  

3.3.3 Stolz auf deutsche Institutionen und Leistungen  

Neben den Vertrauenswerten in die politischen Institutionen unterscheiden sich die Menschen in 
Deutschland auch in der Auswahl dessen, auf was sie in Deutschland stolz sind. Die Befragten 
sollten aus sieben genannten deutschen Institutionen oder Leistungen von Deutschen (Grundge-
setz; Bundestag; Leistungen der deutschen Sportler; die wirtschaftlichen Erfolge; die deutsche 
Kunst und Literatur; die wissenschaftlichen Leistungen; die sozialstaatlichen Leistungen) dieje-
nigen drei Dinge auswählen, auf die sie am meisten stolz sind.  

Viele Menschen in Deutschland sind stolz auf das Grundgesetz. Dabei fällt dennoch auf, dass das 
Grundgesetz im Westen einen deutlich höheren Stellenwert genießt als in Ostdeutschland (Ab-
bildung 71). Seit der Wiedervereinigung zählen zwischen knapp 60% bis 70% der Westdeutschen 
das Grundgesetz zu den drei Dingen, auf die sie am meisten stolz sind. Die Stolz-Werte auf das 
Grundgesetz in Ostdeutschland sind im selben Zeitraum von circa 20% auf knapp 40% gestiegen, 
liegen aber konstant deutlich unter den Werten in Westdeutschland. Die Institution des Bundes-
tages wird von den wenigsten Befragten unter die drei Dinge gewählt, auf die sie am meisten stolz 
sind. Im Jahr 2016 wählten nur 5% im Westen und 3% im Osten den Bundestag bei der genannten 
Stolz-Frage aus (ohne Abbildung). Des Weiteren assoziieren die Befragten in Westdeutschland 
die „sozialstaatlichen Leistungen“ deutlich häufiger mit Stolz als die Ostdeutschen (Abbildung 
72). Die Werte diesbezüglich sind im Westen in den 2000er Jahren gesunken und im Jahr 2016 
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wieder auf das hohe Niveau der 1990er Jahre gestiegen. 58% in Westdeutschland geben an, auf 
den deutschen Sozialstaat stolz zu sein. Im Osten haben in den 1990er und 2000er Jahren weni-
ger als 30% der Befragten den Sozialstaat unter die drei Dinge gewählt, auf die sie am meisten 
stolz sind. Im Jahr 2016 ist der Wert auf 40% gestiegen. Der Ost-West-Unterschied ist im Vergleich 
zu den ersten 10 Jahren nach der Wiedervereinigung deutlich kleiner geworden, liegt aber aktuell 
immer noch bei 18 Prozentpunkten. 

Abbildung 71: Stolz auf Grundgesetz 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Auf diesen Kärtchen finden Sie eine Reihe von Dingen, auf die 
man als Deutscher stolz sein kann. Wählen Sie bitte diejenigen DREI Dinge aus, auf die Sie am meisten stolz 
sind. Das Grundgesetz.“ Antwortmöglichkeiten: Ja (genannt), Nein (nicht genannt). 
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Abbildung 72: Stolz auf sozialstaatliche Leistungen 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Auf diesen Kärtchen finden Sie eine Reihe von Dingen, auf die 
man als Deutscher stolz sein kann. Wählen Sie bitte diejenigen DREI Dinge aus, auf die Sie am meisten stolz 
sind. Die sozialstaatlichen Leistungen.“ Antwortmöglichkeiten: Ja (genannt), Nein (nicht genannt). 

Auf die wirtschaftlichen Erfolge in Deutschland sind die Menschen im Osten und im Westen mitt-
lerweile gleichermaßen stolz (Abbildung 73). Die Anteile derjenigen, die auf den Wirtschaftserfolg 
stolz sind, sind in beiden Landesteilen seit der Wiedervereinigung zurückgegangen und haben 
sich nach etwas unterschiedlichen Verläufen in den 2000er Jahren nun weitgehend angeglichen. 
56% der Befragten in Westdeutschland und 52% der Befragten in Ostdeutschland sind heute der 
Meinung, dass man auf den wirtschaftlichen Erfolg in Deutschland stolz sein kann. 

In Ostdeutschland werden deutlich häufiger der Stolz auf deutsche Kunst und Literatur (Abbil-
dung 74), auf deutsche Sportler, sowie auf wissenschaftliche Leistungen (ohne Abbildungen) ge-
nannt. Im Zeitverlaufen wählen zwischen 50% und 60% der Befragten in Ostdeutschland die 
Deutsche Kunst und Literatur unter die drei Dinge, auf die sie am meisten stolz sind (Abbildung 
74). Die Werte liegen im Westen im gesamten Beobachtungszeitraum 15 bis 25 Prozentpunkte 
niedriger. Der Stolz auf deutsche Sportler wird heute von knapp 40% der Ostdeutschen empfun-
den, aber nur 22% der Befragten im Westen wählen deutsche Sportler unter die drei Dinge, auf 
die sie am meisten stolz sind.  
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Abbildung 73: Stolz auf wirtschaftliche Erfolge 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Auf diesen Kärtchen finden Sie eine Reihe von Dingen, auf die 
man als Deutscher stolz sein kann. Wählen Sie bitte diejenigen DREI Dinge aus, auf die Sie am meisten stolz 
sind. Die wirtschaftlichen Erfolge.“ Antwortmöglichkeiten: Ja (genannt), Nein (nicht genannt). 

Abbildung 74: Stolz auf Deutsche Kunst und Literatur 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Auf diesen Kärtchen finden Sie eine Reihe von Dingen, auf die 
man als Deutscher stolz sein kann. Wählen Sie bitte diejenigen DREI Dinge aus, auf die Sie am meisten stolz 
sind. Die deutsche Kunst und Literatur.“ Antwortmöglichkeiten: Ja (genannt), Nein (nicht genannt). 
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3.4 Zuwanderung, Integration und Extremismus 
In den vergangenen Jahren flohen weltweit sehr viele Menschen vor Krieg, Verfolgung und Armut. 
Hunderttausende haben in Deutschland Zuflucht gesucht.26 Im Jahr 2015 war die Zuwanderung 
nach Deutschland so hoch wie nie zuvor.27 Bundeskanzlerin Merkel gab sich entschlossen und rief 
der Bevölkerung Ende August 2015 ihr berühmtes „Wir schaffen das!“28 zu. Der schnell anschwel-
lende Strom der Flüchtlinge setzte auf der einen Seite große Hilfsanstrengungen auf ehrenamtli-
cher Ebene und in der öffentlichen Verwaltung frei. Viele Menschen warben angesichts der hu-
manitären Katastrophe für eine offene Willkommenskultur in Deutschland. Bilder von helfenden 
Freiwilligen am Münchner Hauptbahnhof gingen um die Welt, aber auch von Demonstrationen 
gegen die Flüchtlingspolitik in Dresden. Denn auf der anderen Seite stiegen mit den Flüchtlings-
zahlen auch die Ängste der Einheimischen vor Überfremdung und hohen Integrationskosten. Sor-
gen über überforderte Verwaltungs- und Infrastruktureinrichtungen bis hin zum Kollabieren des 
Gemeinwesens, Sicherheitsbedenken und Angst vor terroristischen Anschlägen breiteten sich 
aus. Das Thema Flüchtlinge und Integration ist seit 2015 das mit Abstand beherrschende Thema 
auf der politischen Agenda.29  

Der hohe Flüchtlingszustrom der Jahre 2014 und 2015 stellte für die Aufnahmegesellschaft in 
Deutschland eine große Herausforderung dar, allerdings ist eine derartige Zuwanderungswelle 
kein gänzlich neues Phänomen. Die Bundesrepublik Deutschland stellt de facto seit langem ein 
Einwanderungsland dar, auch wenn sie lange Zeit eine andere Selbstwahrnehmung hatte.30 
Heute leben in Deutschland 17,1 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund. Das sind 21% 
der Gesamtbevölkerung.31 Etwas mehr als die Hälfte der Menschen mit Migrationshintergrund 

                                                                  
26 Nach offiziellen Angaben kamen im Jahr 2015 circa 890.000 Flüchtlinge nach Deutschland. Nach Schlie-

ßung der Balkan-Route und dem Abschluss des EU-Türkei-Abkommens sank der Zustrom im Jahr 2016 
auf circa 280.000 Flüchtlinge und damit auf ein ähnliches Niveau wie im Jahr 2014. 
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2017/01/asylantraege-2016.html. 

27 Der Wanderungsüberschuss nach Deutschland betrug 1.139.000 Personen, Zuzüge: 2.137.000, Fortzüge: 
998.000 Personen. https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilun-
gen/2016/07/PD16_246_12421.html. 

28 Angela Merkel am 31. August 2015 auf der Bundespressekonferenz in Berlin: "Deutschland ist ein star-
kes Land. Das Motiv, mit dem wir an diese Dinge herangehen, muss sein: Wir haben so vieles geschafft 
- wir schaffen das!" 

29 Seit Anfang 2015 sehen die Deutschen (durchschnittlich über 50%) das Thema „Ausländer/Integra-
tion/Flüchtlinge“ als das mit Abstand wichtigste Problem in Deutschland an. Auf Platz zwei folgt mit 
großem Abstand mit 10-20% das Sorgenthema „Rente und Alterssicherung“. Vgl. 
http://www.forschungsgruppe.de/Umfragen/Politbarometer/Langzeitentwicklung_-_The-
men_im_Ueberblick/Politik_II/. 

30 Erst in jüngerer Zeit betitelten deutsche Spitzenpolitiker Deutschland als Einwanderungsland, etwa der 
damalige Bundespräsident Christian Wulff in einer Rede 2010 oder Bundeskanzlerin Angela Merkel am 
01.06.2015 auf einer Veranstaltung in Berlin: „Wir sind im Grunde schon ein Einwanderungsland“, 
siehe unter: http://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/europa/angela-merkel-sieht-deutschland-als-
einwanderungsland-13623846.html#lesermeinungen. 

31 Vgl. http://www.bpb.de/wissen/NY3SWU,0,0,Bev%F6lkerung_mit_Migrationshintergrund_I.html 
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besitzt die deutsche Staatsbürgerschaft. Für den gesellschaftlichen Zusammenhalt sind die öf-
fentliche Meinung gegenüber dem Zuzug von Flüchtlingen und Ausländern sowie besonders auch 
die langfristigen Einstellungen zu den bereits hier lebenden Ausländern und ihren Nachkommen 
von großem Interesse. Einstellungen gegenüber anderen Menschen entstehen nicht von heute 
auf morgen, sondern sind in den meisten Fällen tiefer in Individuen und Gesellschaften verwur-
zelt und können sogar über Generationen weitergegeben werden. In Abschnitt 3.4 wird unter-
sucht, welche Meinungen die Deutschen mit ethnischen Minderheiten verbinden, welche Chan-
cen und Risiken sie in Flüchtlingen und Ausländern für Deutschland sehen, sowie welche Einstel-
lungen sie gegenüber Islam und Judentum haben.  

3.4.1 Zuwanderung nach Deutschland 

Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung möchte die Zuwanderung nach Deutschland in irgend-
einer Form begrenzt sehen (Tabelle 5). Der Zuzug von Einwanderungswilligen sollte jedenfalls 
nach Ansicht vieler Deutscher nicht uneingeschränkt möglich sein. Die Meinungen über den Zu-
zug variieren je nach Zuwandergruppe und unterscheiden sich zum Teil stark nach Ost- und West-
deutschland. Zuwanderern, die ohne Arbeit nach Deutschland kommen wollen, stehen die Be-
fragten in Deutschland ablehnend gegenüber. Der Zuzug von Nicht-EU-Arbeitnehmern bzw. 
Nicht-EU-Arbeitskräften wird auf einer Antwortskala von 1 bis 3 (1 „Zuzug soll völlig unterbunden 
werden“ – 2 „Zuzug soll begrenzt werden“ – 3 „Zuzug soll uneingeschränkt möglich sein“) im Mit-
tel mit 1,9 bis 2,1 Punkten eher begrenzend bewertet (Tabelle 5). Den Zuzug von Arbeitnehmern 
aus der EU oder außerhalb der EU, von Aussiedlern aus Osteuropa, sowie den Familiennachzug 
von Migranten sehen die Deutschen deutlich wohlwollender.  

Im Ost-West-Vergleich vertreten die Befragten ähnliche Ansichten, wenn es um den Zuzug von 
EU-Arbeitnehmern aus Osteuropa, Nicht-EU-Arbeitskräften/-Arbeitnehmern und Aussiedlern aus 
Osteuropa geht. Größere Meinungsunterschiede gibt es bei der Beurteilung des Zuzugs von Asyl-
suchenden und EU-Arbeitnehmern. Die größte Ost-West-Differenz von 0,24 Skalenpunkten be-
steht bei der Bewertung des Nachzugs von Ehepartnern und Kindern von Migranten, wenngleich 
beide Befragungsgruppen in Ost und West den Familiennachzug insgesamt positiv sehen (Ta-
belle 5).  
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Tabelle 5: Zuzug von bestimmten Gruppen aus dem Ausland 

Zuzug von … 

West Ost Ost-West-Differenz soll „unterbunden“ (1) bzw. „begrenzt“ (2) werden 

oder „uneingeschränkt möglich sein“ (3). 

EU-Arbeitnehmern aus Osteuropa 2,14 2,10 -0,04 

Nicht-EU-Arbeitskräften 1,96 1,91 -0,05 *
Aussiedlern aus Osteuropa 2,33 2,28 -0,05 *
Nicht-EU-Arbeitnehmern 2,08 2,01 -0,07 ** 
Asylsuchenden 2,18 2,09 -0,09 *** 
EU-Arbeitnehmern 2,47 2,35 -0,12 *** 
Arbeitnehmern anderer EU-Staaten 2,34 2,21 -0,13 *** 
Ehepartnern, Kindern von Migranten 2,42 2,18 -0,24 *** 

Anmerkungen: ALLBUS 2016: „Im Folgenden geht es um den Zuzug verschiedener Personengruppen nach 
Deutschland. Wie ist es mit den Nicht-EU-Arbeitskräften, Aussiedlern aus Osteuropa, EU-Arbeitnehmern 
aus Osteuropa, Asylsuchenden, EU-Arbeitnehmern, Nicht-EU-Arbeitnehmern, Arbeitnehmern anderer EU-
Staaten, Ehepartnern, Kindern von Migranten?“ Antwortmöglichkeiten 1-3: Der Zuzug soll völlig UNTER-
BUNDEN werden (1), Der Zuzug soll BEGRENZT werden (2) und Der Zuzug soll UNEINGESCHRÄNKT möglich 
sein (3). Ost-West-Differenz: Mittelwerte in Ostdeutschland – Mittelwerte in Westdeutschland. Signifikanz-
niveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Im Zeitverlauf liegen Daten über die Bewertung des Zuzugs von deutschstämmigen Aussiedlern 
aus Osteuropa, Asylsuchenden, EU-Arbeitnehmern und Nicht-EU-Arbeitnehmern seit der Wieder-
vereinigung vor. Die deutsche Gesellschaft zeigte sich mit der Zeit gegenüber allen vier Zuzugs-
gruppen offener. Im Ost-West-Vergleich entwickelte sich die Beurteilung des Zuzugs von Spät-
aussiedlern in Ost- und Westdeutschland sehr ähnlich (Abbildung 75). Bei Asylsuchenden plädie-
ren die Ostdeutschen im Jahr 2016 leicht für striktere Zuzugsregelungen als Westdeutsche. Hier 
entwickeln sich die Meinungen zwischen Ost und West von 2006 auf 2016 minimal auseinander 
(Abbildung 76). 2016 sagt jeder vierte Westdeutsche, man solle den Zuzug von Asylsuchenden 
uneingeschränkt zulassen, im Osten stimmten rund 17% dieser Aussage zu. Dagegen konvergie-
ren die Meinungen zwischen Ost- und Westdeutschen seit der Wiedervereinigung langsam über 
die Zeit, wenn nach dem Zuzug von Arbeitnehmern aus der EU gefragt wird (Abbildung 77). Mitte 
der 1990er Jahre betrug der Unterschied zwischen Ost und West über 0,4 Skalenpunkte; 2016 nur 
noch 0,1. Auch die Meinungen in Ost und West zum Zuzug von Arbeitnehmern von außerhalb der 
EU näherten sich über die Zeit auf insgesamt niedrigerem Niveau als bei EU-Arbeitnehmern an 
(ohne Abbildung).  
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Abbildung 75: Zuzug von deutschstämmigen Aussiedlern aus Osteuropa 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Im Folgenden geht es um den Zuzug verschiedener Personen-
gruppen nach Deutschland. Wie ist Ihre Einstellung dazu? Wie ist es mit den deutschstämmigen Aussied-
lern aus Osteuropa?“ Antwortmöglichkeiten 1-3: Der Zuzug soll völlig UNTERBUNDEN werden (1), Der Zu-
zug soll BEGRENZT werden (2) und Der Zuzug soll UNEINGESCHRÄNKT möglich sein (3). 

Abbildung 76: Zuzug von Asylsuchenden 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Im Folgenden geht es um den Zuzug verschiedener Personen-
gruppen nach Deutschland. Wie ist Ihre Einstellung dazu? Und mit den Asylsuchenden?“ Antwortmöglich-
keiten 1-3: Der Zuzug soll völlig UNTERBUNDEN werden (1), Der Zuzug soll BEGRENZT werden (2) und Der 
Zuzug soll UNEINGESCHRÄNKT möglich sein (3). 
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Abbildung 77: Zuzug von EU-Arbeitnehmern 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Im Folgenden geht es um den Zuzug verschiedener Personen-
gruppen nach Deutschland. Wie ist Ihre Einstellung dazu? Und mit Arbeitnehmern aus der EU?“ Antwort-
möglichkeiten 1-3: Der Zuzug soll völlig UNTERBUNDEN werden (1), Der Zuzug soll BEGRENZT werden (2) 
und Der Zuzug soll UNEINGESCHRÄNKT möglich sein (3). 

Werden die Menschen ganz allgemein danach gefragt, ob sie sich über die Zuwanderung nach 
Deutschland Sorgen machen, antworten diese über die Zeit bis 2012 tendenziell weniger häufig 
bejahend. Ab 2012 steigen die Sorgen aber wieder deutlich an und erreichen fast das Niveau von 
2005. Über den gesamten Beobachtungszeitraum blicken die Ostdeutschen mit gleichbleiben-
dem Abstand etwas sorgenvoller auf die Zuwanderung nach Deutschland als die Westdeutschen 
(Abbildung 78).  

  

Völlig unterbinden Uneingeschränkt 

zulassen

Völlig unterbinden

Stand: 2016
Uneingeschränkt 

zulassen

1,4

1,6

1,8

2,0

2,2

2,4

2,6

West Ost 95% KI 95%KI

3

1 3,0% 4,6%

47,4%
56,0%

49,6%
39,4%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

West Ost



II. Politische Sphäre 

110 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 

Abbildung 78: Sorgen über Zuwanderung 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie ist es mit den folgenden Gebieten machen Sie sich da Sorgen? Über die 
Zuwanderung nach Deutschland.“ Antwortmöglichkeiten 1-3: Keine Sorgen (1), Einige Sorgen (2) und 
Große Sorgen (3). 

3.4.2 Flüchtlinge in Deutschland 
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Bei der Beurteilung der Gründe für eine Einwanderung sind die Deutschen bei Kriegsflüchtlingen 
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land nur knapp ein Drittel begrüßt. Rund 3-6% der Westdeutschen und rund doppelt so viele der 
Ostdeutschen (6-10%) lehnen einen Zuzug der ersten beiden Gruppen komplett ab. Bei den Wirt-
schaftsflüchtlingen ist die Ost-West-Differenz noch größer. Ihren Zuzug möchten 33% der West-
deutschen und sogar 43% der Ostdeutschen ganz unterbinden. 
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Tabelle 6: Beurteilung des Zuzugs von Kriegsflüchtlingen, politisch Verfolgten und Wirtschaftsflücht-
lingen 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Zuzug von Kriegsflüchtlingen 

völlig unterbinden 2,7 5,9 3,2 *** 

begrenzen 52,6 62,7 10,1 ***

uneingeschränkt zulassen 44,8 31,4 -13,3 ***

Zuzug von politisch Verfolgten 

völlig unterbinden 5,8 10,4 4,7 *** 

begrenzen 50,5 59,1 8,6 ***

uneingeschränkt zulassen 43,8 30,5 -13,2 ***

Zuzug von Flüchtlingen wegen völlig unterbinden 32,9 43,1 10,1 *** 

wirtschaftlicher Not begrenzen 59,0 51,3 -7,7 ***

uneingeschränkt zulassen 8,0 5,6 -2,4 *

Anmerkungen: ALLBUS 2016: „Im Folgenden geht es um den Zuzug verschiedener Personengruppen nach 
Deutschland. Wie ist Ihre Einstellung dazu? Wie ist es mit Flüchtlingen aus Ländern, in denen Krieg 
herrscht?/Und mit Flüchtlingen, die in ihrer Heimat politisch verfolgt werden?/Und mit Flüchtlingen, die 
wegen der wirtschaftlichen Not in ihren Heimatländern nach Deutschland kommen?“ Antwortmöglichkei-
ten 1-3: Der Zuzug soll völlig UNTERBUNDEN werden (1), Der Zuzug soll BEGRENZT werden (2) und Der 
Zuzug soll UNEINGESCHRÄNKT möglich sein (3). Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – 
Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Die allgemeine Hilfsbereitschaft gegenüber Flüchtlingen in Deutschland ist hoch. Über drei Vier-
tel der Deutschen sind der Auffassung, dass Deutschland Flüchtlingen helfen sollte (Tabelle 7). 
Dabei ist allerdings nicht zu übersehen, dass die Ablehnung im Osten höher ist. 24% lehnen eine 
Hilfsbereitschaft eher ab, im Westen nur 11% (Antwortmöglichkeiten „stimme überhaupt nicht 
zu“ und „stimme eher nicht zu“). 
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Tabelle 7: Deutschland sollte Flüchtlingen helfen 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Stimme überhaupt nicht zu 2,9 8,3 5,4 *** 

Stimme eher nicht zu 8,5 15,7 7,2 *** 

Stimme eher zu 55,3 51,8 -3,4 

Stimme voll und ganz zu  33,3 24,2 -9,1 ***

Anmerkungen: EUROBAROMETER 85.2, 2016-05: „To what extent do you agree or disagree with each of the 
following statements? (OUR COUNTRY) should help refugees.“ Antwortmöglichkeiten 1-4: siehe Tabelle. 
Im Eurobarometer kann nicht zwischen West- und Ost-Berlin differenziert werden. Es werden alle Daten 
aus Berlin der Region „Ost“ zugeteilt. Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte 
in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Gleichzeitig finden auch 46% der Ostdeutschen, dass Deutschland zu viele Flüchtlinge aufnimmt, 
im Westen nur 32% (Tabelle 8). Im Jahr 2015 glauben zudem nur 43% der Menschen in Ost-
deutschland, dass das Land die Flüchtlingszahlen verkraften kann, während dies im Westen 56% 
denken (Tabelle 9). Zu Beginn des Jahres 2016 – nach den Vorfällen der Kölner-Silvesternacht – 
brach die Zustimmung ein und nur noch 37% der Deutschen waren der Auffassung, dass Deutsch-
land die Flüchtlinge verkraften kann (Stand Jan. 2016). Anfang Januar 2017 glaubte wieder eine 
Mehrheit von 57% daran.32  

Ebenfalls nicht derselben Meinung sind Ost- und Westdeutsche, wenn es um die Frage des Ein-
gliederungswillens der Flüchtlinge geht: gut die Hälfte der Westdeutschen (51%) glaubt, dass sich 
die meisten Flüchtlinge bei uns integrieren wollen, im Osten sind 42% der Befragten dieser Mei-
nung (Tabelle 10). Mehrheitlich skeptisch sehen die Deutschen die Aussichten, ob die Eingliede-
rung im Großen und Ganzen funktionieren wird. Außerdem klafft hier eine große Ost-West-Lücke: 
47% der Westdeutschen, aber nur 32% der Ostdeutschen sind zuversichtlich, dass die Eingliede-
rung der Flüchtlinge gelingen wird (Tabelle 11).  

32 Aktuellere Werte vom Politbarometer 2016 und 2017 werden nicht getrennt nach Ost und West ausge-
wiesen. Von bestehenden Ost-West-Unterschieden kann vermutlich weiterhin ausgegangen werden. 
Vgl. http://www.heute.de/politbarometer-vom-13.-januar-2017-mehrheit-fluechtlinge-fuer-
verkraftbar-46316294.html 
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Tabelle 8: Anzahl aufzunehmender Flüchtlinge 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Zu wenige 21,2 14,4 -6,8 ***

Gerade richtig 46,5 40,0 -6,5 ***

Zu viele 32,4 45,6 13,3 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Zurzeit kommen viele Flüchtlinge aus Krisengebieten nach 
Deutschland. Was meinen Sie, nimmt Deutschland da zu viele Flüchtlinge auf, zu wenige oder ist das so 
gerade richtig?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. 
Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Tabelle 9: Kann Deutschland den Zuzug der Flüchtlinge verkraften? 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Ja 55,7 43,0 -12,7 ***

Nein 44,3 57,0 12,7 ***

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Zurzeit kommen viele Flüchtlinge aus Krisengebieten zu uns. Was 
meinen sie, kann Deutschland das verkraften, oder kann Deutschland das nicht verkraften?“ Ost-West-Dif-
ferenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 
5%, * 10%. 

Tabelle 10: Eingliederungswille der Flüchtlinge? 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Glaube ich nicht 49,4 58,2 8,8 *** 

Glaube ich schon 50,6 41,8 -8,8 ***

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Glauben Sie, dass sich die meisten Flüchtlinge bei uns eingliedern 
wollen oder glauben Sie das nicht?“  Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte 
in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 
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Tabelle 11: Einschätzung zum Gelingen der Eingliederung von Flüchtlingen 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Wird nicht gelingen 53,5 68,4 14,9 *** 

Wird gelingen 46,5 31,7 -14,9 ***

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Was meinen Sie, wird es im Großen und Ganzen gelingen, die 
Flüchtlinge bei uns einzugliedern, oder wird das nicht gelingen?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ost-
deutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Staatliche Maßnahmen zur Arbeitsintegration von Flüchtlingen beurteilen sowohl Ost- als auch 
Westdeutsche besonders positiv mit 79% bzw. 87% (Tabelle 12). Allerdings kostet die Integration 
von Flüchtlingen und ihren Familien den deutschen Staat auch Geld. Hier zeigen sich die Deut-
schen mehrheitlich zwar einverstanden mit der Höhe der bereitgestellten Finanzmitteln für die 
Flüchtlingsintegration, jedoch halten auch 35% der Ostdeutschen diese für zu hoch. Im Westen 
sind nur 22% der Befragten dieser Auffassung (Tabelle 13).  

Tabelle 12: Maßnahmen zur Arbeitsintegration von Flüchtlingen 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Finde das nicht gut 13,0 21,5 8,5 *** 

Finde das gut 87,1 78,5 -8,5 ***

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Des Weiteren soll durch verschiedene Maßnahmen erreicht wer-
den, dass Flüchtlinge leichter in Arbeit kommen können. Finden Sie das gut oder nicht gut?“ Ost-West-
Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, 
** 5%, * 10%. 

Mit dem Vorschlag, den Flüchtlingen statt Geldleistungen Sachleistungen zur Verfügung zu stel-
len, sympathisieren fast gleichermaßen knapp 80% der Bevölkerung in Ost und West (Tabelle 14). 
Insgesamt empfindet gut jeder fünfte Befragte im Westen und jeder dritte Befragte im Osten, dass 
für Flüchtlinge und Asylsuchende „zu viel getan“ wird (Tabelle 15). 
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Tabelle 13: Beurteilung der Höhe der bereitgestellten Finanzmittel im Zuge der Flüchtlingswande-
rung 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Zu wenig 28,4 25,2 -3,3   
Genau richtig 49,5 39,7 -9,8 *** 
Zu viel 22,1 35,2 13,1 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Am Sonntag hat die Bundesregierung beschlossen, für das kom-
mende Jahr zusätzlich 6 Milliarden Euro für Maßnahmen zur Bewältigung der Flüchtlingskrise in Deutsch-
land bereitzustellen. Finden Sie das zu viel, zu wenig, oder ist das so gerade richtig?“ Ost-West-Differenz: 
Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 
10%. 

Tabelle 14: Einstellungen zu Sachleistungen statt Geldleistungen für Flüchtlinge 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Vorschlag nicht gut 20,8 19,3 -1,5   

Vorschlag gut 79,2 80,8 1,5   

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Außerdem hat die Bundesregierung beschlossen, dass Flücht-
linge und Asylsuchende in Erstaufnahme-Einrichtungen anstelle von Geldleistungen so weit wie möglich 
Sachleistungen bekommen sollen. Finden Sie das gut oder nicht gut?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte 
in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Tabelle 15: Wird für Flüchtlinge zu viel getan? 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Zu wenig 21,1 17,7 -3,4 * 

Genau richtig 56,7 48,2 -8,4 *** 

Zu viel 22,2 34,1 11,8 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Was meinen Sie ganz allgemein: Wird für Flüchtlinge und Asylsu-
chende bei uns in Deutschland zu viel getan, zu wenig getan, oder ist das so gerade richtig?“ Ost-West-
Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, 
** 5%, * 10%. 

Vor dem Hintergrund der beschriebenen Einstellungen zu den Integrationsmaßnahmen verwun-
dert es nicht, dass die Flüchtlingspolitik auf Kritik stößt, vor allem in Ostdeutschland. 50% der 
Westdeutschen bewerten die Flüchtlingspolitik der Bundeskanzlerin „eher gut“ (Tabelle 16). In 
den neuen Bundesländern finden das nur 42%. Die Werte der Bundeskanzlerin bei der Flücht-
lingspolitik sind im Vergleich zu der Bewertung ihrer allgemeinen Arbeit besonders schlecht, da 
ihre allgemeine Politikarbeit von rund 80% als eher gut eingeschätzt wird (Politbarometer 2015, 
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ohne Tabelle). Die Zusammenarbeit von Bund und Ländern bei der Bewältigung der Flüchtlings-
krise wird insgesamt sehr kritisch gesehen. Nur 19% der Westdeutschen und 15% der Ostdeut-
schen denken, dass die Zusammenarbeit gut funktioniert (Tabelle 17). In Berlin, Sachsen und 
Brandenburg sind die Werte besonders gering (jeweils unter 10%). 

Tabelle 16: Bewertung der Arbeit von Merkel in der Flüchtlingswelle 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Eher schlecht 50,3 58,8 8,5 *** 

Eher gut 49,7 41,2 -8,5 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Und wenn es speziell um die Politik im Bereich Flüchtlinge und 
Asyl geht: Macht Bundeskanzlerin Angela Merkel ihre Arbeit im Bereich Flüchtlinge und Asyl eher gut oder 
eher schlecht?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. 
Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Tabelle 17: Bewertung Zusammenarbeit Bund und Länder bei der Flüchtlingskrise 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Funktioniert eher schlecht 81,0 85,5 4,5 *** 

Funktioniert eher gut 19,0 14,5 -4,5 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Was meinen Sie, funktioniert die Zusammenarbeit zwischen dem 
Bund und den Ländern und Gemeinden in der Flüchtlingskrise eher gut oder eher schlecht?“ Ost-West-
Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, 
** 5%, * 10%. 
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3.4.2.2 Chancen und Risiken  

Allgemein gefragt, gleichen sich in den Augen der Hälfte der West- und Ostdeutschen die Vor- und 
Nachteile, die Flüchtlinge für Deutschland langfristig mit sich bringen, aus (Tabelle 18). In West-
deutschland wird zudem häufiger als in Ostdeutschland die Meinung vertreten, dass Flüchtlinge 
insgesamt eher Vorteile für Deutschland bringen. In Ostdeutschland liegt umgekehrt mit 34% der 
Anteil, der in den ankommenden Flüchtlingen eher einen Nachteil für Deutschland sieht, 5 Pro-
zentpunkte höher als in Westdeutschland.  

Tabelle 18: Bringen Flüchtlinge eher Nachteile oder Vorteile? 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Eher Nachteile 29,2 34,2 5,0 ** 
Vor- und Nachteile gleichen sich aus 48,2 50,0 1,8  
Eher Vorteile 22,6 15,8 -6,8 ***

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Und glauben Sie, dass die vielen Flüchtlinge, die aus Krisengebie-
ten zu uns kommen und bleiben, Deutschland langfristig gesehen eher Vorteile bringen, eher Nachteile 
bringen oder dass sich Vor- und Nachteile ausgleichen?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutsch-
land – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Konkret nach Chancen und Risiken gefragt, zeigen sich viele Deutsche besorgt darüber, welche 
Konsequenzen die nach Deutschland gekommenen Flüchtlinge für die gesellschaftliche Entwick-
lung in Zukunft bedeuten könnten. Die Flüchtlinge werden für den Sozialstaat und die öffentliche 
Sicherheit in beiden Landesteilen mehrheitlich mit über 64% bis zu 76% als Risiko eingestuft, und 
nur vereinzelt als Chance begriffen (Tabelle 19). Für das Zusammenleben in der Gesellschaft stel-
len die Flüchtlinge laut vieler Befragter ebenfalls ein Risiko dar, doch kann sich auch fast ein Vier-
tel der Befragten in Westdeutschland und fast ein Fünftel in Ostdeutschland eine Bereicherung 
für das Zusammenleben vorstellen. Für die deutsche Wirtschaft können durch die Flüchtlinge in 
den Augen eines Viertels der Bevölkerung Chancen entstehen. Die Menschen in Ostdeutschland 
sind bei allen Fragen durchweg skeptischer eingestellt. Beispielsweise sehen 54% unter ihnen 
eine Gefahr für den gesellschaftlichen Zusammenhalt durch die Flüchtlinge, im Gegensatz zu 
45% in Westdeutschland (Tabelle 19). 
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Tabelle 19: Flüchtlinge: Risiko oder Chance in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen 

   West Ost Ost-West-Differenz 

    % Prozentpunkte 

  mehr Risiken 64,3 66,8 2,5   
Sozialstaat weder noch 23,8 23,1 -0,7   
  mehr Chancen 11,8 10,1 -1,7   
  mehr Risiken 68,1 75,6 7,5 *** 
Sicherheit weder noch 29,6 21,5 -8,1 *** 
  mehr Chancen 2,2 2,9 0,6   
  mehr Risiken 44,8 53,9 9,1 *** 
Zusammenleben weder noch 30,8 27,8 -3,0 * 
  mehr Chancen 24,4 18,3 -6,1 *** 
  mehr Risiken 40,0 42,0 2,0   
Wirtschaft weder noch 32,3 33,5 1,2   
  mehr Chancen 27,8 24,5 -3,2 ** 

Anmerkungen: ALLBUS 2016 mp16, mp17, mp18, mp19. „Wenn Sie an die gesellschaftliche Entwicklung in 
Deutschland in den nächsten Jahren denken: Ergeben sich da Ihrer Meinung nach in den folgenden Berei-
chen wegen der Flüchtlinge mehr Chancen, mehr Risiken oder weder noch? In Bezug auf den Sozialstaat/In 
Bezug auf die öffentliche Sicherheit/In Bezug auf das Zusammenleben in der Gesellschaft/In Bezug auf die 
wirtschaftliche Lage in Deutschland.“ Antwortmöglichkeiten: mehr Risiken (kodiert aus „deutlich mehr Ri-
siken“ und „eher mehr Risiken“) (1), weder noch (2), mehr Chancen (kodiert aus „eher Chancen“ und „deut-
lich mehr Chancen“) (3). Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in West-
deutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Politbarometer-Umfragen aus 2015 kommen zu ähnlichen Ergebnissen: So fürchten 63% der 
Westdeutschen und 74% der Ostdeutschen, dass die Kriminalität durch die vielen nach Deutsch-
land gekommenen Flüchtlinge zunehmen wird (Tabelle 20). Dass unsere kulturellen und gesell-
schaftlichen Werte durch die Flüchtlinge bedroht werden, meinen 41% der Befragten aus den 
neuen Bundesländen und 34% in den alten Bundesländern. Das heißt auch umgekehrt, dass rund 
zwei Drittel der Deutschen keine Gefährdungen sehen (Tabelle 21). Allerdings wird die Flücht-
lingszuwanderung von einer deutlichen Mehrheit der Deutschen auch als Bedrohung für den Zu-
sammenhalt in der Europäischen Union gesehen. Der Anteil der Befragten, die den Zusammen-
halt in der EU stark und sehr stark gefährdet sehen, liegt im Osten bei 72% und im Westen bei 
65,5% (Tabelle 22).  
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Tabelle 20: Mehr Kriminalität wegen Flüchtlingen erwartet? 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Befürchte ich nicht 37,3 25,7 -11,6 *** 

Kriminalität wird zunehmen 62,7 74,3 11,6 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Und befürchten Sie, dass durch die Flüchtlinge die Kriminalität 
bei uns zunehmen wird, oder befürchten Sie das nicht?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutsch-
land – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Tabelle 21: Bedrohen Flüchtlinge unsere gesellschaftlichen Werte? 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Meine ich nicht 65,9 59,1 -6,8 ** 
Stellen Bedrohung dar 34,1 40,9 6,8 ** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Meinen Sie, dass die Flüchtlinge für die gesellschaftlichen und 
kulturellen Werte in Deutschland eine Bedrohung darstellen, oder meinen Sie das nicht?“ Ost-West-Diffe-
renz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 
5%, * 10%. 

Tabelle 22: Gefährdet Flüchtlingskrise den Zusammenhalt in der EU? 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Überhaupt nicht 5,1 3,9 -1,2 ** 

Nicht so stark 29,4 24,1 -5,4 *** 

Stark 46,7 49,1 2,4 * 

Sehr stark 18,8 22,9 4,1 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Und was meinen Sie ganz allgemein: Gefährdet die Flüchtlings-
krise den Zusammenhalt in der Europäischen Union sehr stark, stark, nicht so stark, oder überhaupt 
nicht?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifi-
kanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Große Befürchtungen herrschen vor, wenn die Befragten an eigene Einbußen durch die Flücht-
lingszuwanderung denken: So fürchten rund drei von vier Deutschen, dass es wegen der Ausga-
ben für die Flüchtlinge zu Einsparungen in anderen Bereichen kommt, 75% im Westen und 78% 
im Osten (Tabelle 23). Eine Chance in der Flüchtlingszuwanderung sehen die Deutschen bei der 
Behebung des Fachkräftemangels. In diesem Punkt herrscht allgemein größerer Optimismus un-
ter den Befragten. In den alten Bundesländern trauen 69% und in den neuen Bundesländern 53% 
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der Befragten den Flüchtlingen einen entlastenden Beitrag zur Behebung des Fachkräftemangels 
zu (Tabelle 24). 

Tabelle 23: Ausgaben für Flüchtlinge zu Lasten anderer Bereiche 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Befürchte ich nicht 24,8 22,1 -2,7 *

Befürchte ich schon 75,2 77,9 2,7 * 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Befürchten Sie, dass es durch die Ausgaben für die Flüchtlinge 
bei uns in anderen Bereichen zu Einsparungen kommt, oder befürchten Sie das nicht?“ Ost-West-Differenz: 
Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 
10%. 

Tabelle 24: Können Flüchtlinge den Fachkräftemangel beheben? 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Können sie nicht 30,8 47,1 16,4 *** 

Können einen Beitrag leisten 69,2 52,9 -16,4 ***

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „In Deutschland gibt es in vielen Bereichen einen Fachkräfteman-
gel. Was meinen Sie, können die Flüchtlinge einen wichtigen Beitrag zur Behebung des Fachkräftemangels 
leisten, oder können sie das nicht?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte 
in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

3.4.3 Ausländer in Deutschland 

Nach den Einstellungen der Deutschen im Zuge der Flüchtlingszuwanderung der vergangenen 
Jahre steht im Folgenden das Bild der Deutschen über die, zum Teil seit langem, in Deutschland 
lebenden Ausländer im Fokus. 

3.4.3.1 Chancen und Risiken  

Die Chancen und Risiken der hier lebenden Ausländer für das Land werden insgesamt im Mittel 
neutral (Antwort: ausgeglichen) bewertet (Tabelle 25). Im Ost-West-Vergleich sind die Unter-
schiede sehr bedeutsam und größer als bei den Flüchtlingen: Während bei den Westdeutschen 
der Anteil, der Ausländer als Nachteil wahrnimmt, bei 14% liegt, ist dieser im Osten fast doppelt 
so hoch. Bei den Befragten aus Ostdeutschland beurteilen 21% Ausländer als Vorteil für Deutsch-
land, im Westen sind es ganze 32% 
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Tabelle 25: Ausländer in Deutschland: Vor- oder Nachteil? 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Eher Nachteile 14,3 26,2 11,9 *** 
Vor- und Nachteile gleichen sich aus 53,2 53,3 0,1 *** 
Eher Vorteile 32,4 20,5 -12,0 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Wenn Sie einmal an die in Deutschland lebenden Ausländer den-
ken: Bringen die - alles in allem gesehen - für Deutschland eher Vorteile, eher Nachteile oder gleichen sich 
Vor- und Nachteile aus?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in West-
deutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Gefragt danach, ob durch die Anwesenheit der Ausländer in Deutschland der gesellschaftliche 
Zusammenhalt verloren geht ( 

Tabelle 26), äußern die Menschen in Ost- und Westdeutschland im Jahr 2016 keine großen Be-
denken.  Auf einer Antwortskala von 1 bis 7 („Stimme überhaupt nicht zu“ bis „Stimme voll und 
ganz zu“) liegt der Mittelwert in Westdeutschland bei 2,8 und in Ostdeutschland bei 3,4, d.h. die 
Deutschen sehen eher keine große Gefährdung des Zusammenhalts im Land. Vielmehr gehen sie 
davon aus, dass Deutschland durch die Ausländer toleranter und weltoffener wird (Westen: 4,4; 
Osten 3,9). Die Befragten zeigen sich auch nicht eindeutig darüber besorgt, dass die vielen aus-
ländischen Kinder in der Schule eine gute Ausbildung der deutschen Kinder verhindern könnten. 
Der Aussage, dass die Ausländer in Deutschland dazu beitragen können, den Fachkräftemangel 
zu beheben, stimmen die Deutschen im Allgemeinen eher zu. Bei allen vier Fragen schätzen die 
Befragten in Ostdeutschland im Vergleich zu denjenigen in Westdeutschland die Lage skepti-
scher ein. Die Ost-West-Differenz liegt zwischen 0,3-0,6 Skalenpunkten.  

Tabelle 26: Chancen und Risiken der in Deutschland lebenden Ausländer  

Durch Ausländer …  

West Ost Ost-West-Differenz Stimme überhaupt nicht zu (1) –  

Stimme voll und ganz zu (7) 

geht Zusammenhalt verloren 2,82 3,38 0,56 *** 

wird Deutschland toleranter 4,42 3,90 -0,51 *** 

sinkt das Niveau an Schulen 3,24 3,50 0,26 *** 

weniger Fachkräftemangel 4,11 3,54 -0,58 *** 

Anmerkungen: ALLBUS 2016: „Die Anwesenheit der Ausländer in Deutschland führt dazu, dass der gesell-
schaftliche Zusammenhalt verloren geht/Durch ihre Anwesenheit wird Deutschland toleranter und weltof-
fener/Die vielen ausländischen Kinder in der Schule verhindern eine gute Ausbildung der deutschen Kin-
der/Die Ausländer in Deutschland tragen dazu bei, den Fachkräftemangel zu beheben.“ Antwortmöglich-
keiten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). Ost-West-Differenz: Mittelwerte 
in Ostdeutschland – Mittelwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 
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Bei den Einstellungen gegenüber den in Deutschland lebenden Ausländern ist besonders ein 
Blick auf ihre Entwicklung über die vergangenen 20 Jahre interessant. In den nachstehenden Ab-
bildungen sind verschiedene Fragen zu den Konsequenzen der Anwesenheit von Ausländern in 
Deutschland im Zeitverlauf 1996 – 2006 – 2016 dargestellt. Die Befragten konnten ihre Antworten 
wiederum auf einer Skala von (1) „Stimme überhaupt nicht zu“ bis (7) „Stimme voll und ganz zu“ 
äußern. In Abbildung 79 ist zu erkennen, dass Westdeutsche die Ausländer in Deutschland heute 
als bereichernder für die Kultur wahrnehmen als noch im Jahr 1996. Diese Entwicklung ist in Ost-
deutschland weniger stark ausgeprägt, seit 2006 stagnieren dort die Zustimmungswerte. Dies 
führte dazu, dass der Unterschied zwischen Ost und West in der Einstellung zu dieser Frage im 
Zeitverlauf größer geworden ist. 

Bei der Bewertung weiterer Aussagen über die in Deutschland lebenden Ausländer sind die Be-
fragten in Ost- und Westdeutschland ebenfalls und zum Teil in noch ausgeprägterem Maße un-
terschiedlicher Meinung. In Ostdeutschland herrschen weit größere Befürchtungen darüber vor, 
dass die in Deutschland lebenden Ausländer das soziale Netz belasten (Abbildung 80). Zwischen 
Ost- und Westdeutschen besteht konstant ein großer Unterschied von bis zu einem Skalenpunkt. 
Die Befürchtungen sind in beiden Landesteilen in den letzten 20 Jahren nur geringfügig kleiner 
geworden. Die absoluten Zustimmungswerte liegen in Ostdeutschland über der neutralen Ant-
wortmöglichkeit (Mittelwert von 4), im Westen leicht darunter. 

Abbildung 79: Ausländer sind eine Bereicherung für die Kultur in Deutschland 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie ist es mit den folgenden Aussagen über die in Deutschland 
lebenden Ausländer? Bitte sagen Sie mir anhand der Skala, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen. Sie 
sind eine Bereicherung für die Kultur in Deutschland.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht 
zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). 
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Abbildung 80: Ausländer belasten das soziale Netz 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie ist es mit den folgenden Aussagen über die in Deutschland 
lebenden Ausländer? Bitte sagen Sie mir anhand der Skala, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen. Die 
in Deutschland lebenden Ausländer sind eine Belastung für das soziale Netz.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: 
Stimme überhaupt nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). 

Zugleich stützen die Ausländer nach Ansicht einiger Deutscher auch die Finanzierung der 
Rentenversicherung (Abbildung 81). Der leichte Optimismus darüber ist allerdings von 
1996 bis 2006 in beiden Landesteilen gesunken, im Osten etwas stärker. Seitdem stag-
nieren die Werte in beiden Landesteilen. Im Ergebnis entwickelte sich die Vorstellung, 
dass Ausländer die Rentenversicherung stützen, über die letzten 20 Jahre damit zwi-
schen Ost und West auseinander. 2016 betrug der Ost-West-Abstand bei dieser Frage ei-
nen Skalenpunkt. Am unteren Ende stimmten 29% in Ostdeutschland und 11% in West-
deutschland der Aussage, Ausländer tragen zur Sicherung der Rente bei, überhaupt nicht 
zu.  
  

Stimme gar nicht zu  Stimme völlig zu

Stimme gar nicht zu 

Stand: 2016
Stimme völlig zu 

2,0

2,5

3,0

3,5

4,0

4,5

5,0

5,5

West Ost 95% KI 95%KI

7

1
16,8%

9,8%

17,0%

9,5%

14,0%

10,3%

21,5%

20,8%

15,1%

15,3%

8,2%

14,4%

7,4%

19,9%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

West Ost



II. Politische Sphäre 

124 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 

Abbildung 81: Ausländer stützen die Rentenversicherung 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie ist es mit den folgenden Aussagen über die in Deutschland 
lebenden Ausländer? Bitte sagen Sie mir anhand der Skala, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen. Sie 
tragen zur Sicherung der Rente bei.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) bis Stimme 
voll und ganz zu (7).  

Die Befürchtung, dass Ausländer krimineller sind als die Deutschen, ist in den letzten 20 Jahren 
verblasst (Abbildung 82). Der Ost-West-Unterschied ist von 1996 bis 2006 kleiner geworden und 
ist seitdem konstant. Im Jahr 2016 liegen die durchschnittlichen Zustimmungswerte zu dieser 
Aussage im Osten mit 3,7 und im Westen mit 3,4 in etwa im Mittelbereich. Knapp ein Drittel der 
Befragten in Deutschland glaubt, dass Ausländer häufiger Straftaten als Deutsche begehen. 

Die Befürchtung, dass Ausländer den Deutschen Arbeitsplätze wegnehmen, erfährt über die letz-
ten 20 Jahre eine sehr stark abnehmende Zustimmung (Abbildung 83). Die Zustimmungswerte 
zu dieser Aussage sind von einem hohen Ausgangsniveau in Ostdeutschland um zwei Skalen-
punkte gefallen, in Westdeutschland ging die Angst, dass Ausländer Arbeitsplätze wegnehmen, 
um etwa einen Skalenpunkt zurück. Heute ist die Furcht, dass Ausländer Arbeitsplätze wegneh-
men, in Ost- und Westdeutschland auf insgesamt niedrigem Niveau in etwa gleich hoch. Die Auf-
fassung darüber hat sich somit angeglichen. Eine mögliche Erklärung für den Rückgang könnte 
sein, dass die Arbeitslosigkeit in Deutschland seit einigen Jahren rückläufig und in den Debatten 
weniger zentral geworden ist.  
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Abbildung 82: Ausländer begehen häufiger Straftaten 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie ist es mit den folgenden Aussagen über die in Deutschland 
lebenden Ausländer? Bitte sagen Sie mir anhand der Skala, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen. Sie 
begehen häufiger Straftaten als die Deutschen.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) 
bis Stimme voll und ganz zu (7).  

Demgegenüber spielen die vielerorts gestiegenen Miet- und Immobilienpreise in den letzten zehn 
Jahren eine große Rolle für die Deutschen. Dies beeinflusst vermutlich auch ihre Einstellung be-
züglich der Aussage, dass die Anwesenheit von Ausländern in Deutschland zu Problemen auf dem 
Wohnungsmarkt führt. Die Zustimmungswerte, dass Ausländer Wohnungen verknappen, haben 
sich in den letzten zehn Jahren in beiden Landesteilen verdoppelt (Abbildung 84Abbildung 84). 
Ost- und Westdeutsche sind sich heute mit Mittelwerten um die 4 Skalenpunkte gleichermaßen 
einig, dass Ausländer zur Wohnungsknappheit beitragen.  
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Abbildung 83: Ausländer nehmen die Arbeitsplätze weg 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie ist es mit den folgenden Aussagen über die in Deutschland 
lebenden Ausländer? Bitte sagen Sie mir anhand der Skala, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen. Sie 
nehmen den Deutschen Arbeitsplätze weg.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) bis 
Stimme voll und ganz zu (7).  

Abbildung 84: Ausländer verknappen Wohnungen 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie ist es mit den folgenden Aussagen über die in Deutschland 
lebenden Ausländer? Bitte sagen Sie mir anhand der Skala, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen. Ihre 
Anwesenheit in Deutschland führt zu Problemen auf dem Wohnungsmarkt.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: 
Stimme überhaupt nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7).  
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3.4.3.2 Forderungen an Ausländern  

Nach den Chancen und Risiken, die Ausländer für Deutschland mit sich bringen können, 
wird ein Blick auf die Ansichten über die rechtliche und soziokulturelle Gleichstellung, 
die die Befragten den in Deutschland lebenden Ausländern zugestehen, geworfen. Diese 
Haltungen zur Integration können an der Zustimmung zu bzw. Ablehnung von folgenden 
Forderungen untersucht werden: Die in Deutschland lebenden Ausländer sollten ihren 
Lebensstil ein bisschen besser an den der Deutschen anpassen (Abbildung 85), unter sich 
heiraten (Abbildung 86), sich nicht politisch betätigen (Abbildung 87), das kommunale 
Wahlrecht erhalten (Abbildung 88) und die gleichen Sozialleistungen wie die Deutschen 
erhalten (Abbildung 89). Die Befragten konnten ihre Antworten wiederum auf einer Skala 
von (1) „Stimme überhaupt nicht zu“ bis (7) „Stimme voll und ganz zu“ abstufen. Eine 
weitere Forderung, der zufolge Ausländer bei Arbeitsplatzmangel in ihre Heimat zurück-
geschickt werden sollten, wird als eindeutiger Indikator für Fremdenfeindlichkeit einge-
stuft und unter 3.4.6 detaillierter behandelt. Eine große Mehrheit in Deutschland erwar-
tet von den hier lebenden Ausländern, dass sie ihren Lebensstil ein bisschen besser an 
den der Deutschen anpassen (Abbildung 85). Die Zustimmungswerte zu dieser Forderung 
sind in beiden Landesteilen sehr hoch. Von 1994 bis circa 2006 sind sie in Ost- und West-
deutschland ähnlich stark angestiegen, ab 2006 entwickelten sie sich im Osten auf etwas 
höherem Niveau weiter als im Westen. Bis heute ist somit die ost- und westdeutsche Mei-
nung bezüglich der Lebensstilanpassung durch die Ausländer auseinandergegangen. Im 
Jahr 2016 stimmten 53% der Ostdeutschen der Forderung nach der Lebensstilanpassung 
voll und ganz zu. In Westdeutschland liegt dieser Anteil bei 38%.  
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Abbildung 85: Ausländer sollten ihren Lebensstil ein bisschen besser anpassen 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Die in Deutschland lebenden Ausländer sollten ihren Lebens-
stil ein bisschen besser an den der Deutschen anpassen.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt 
nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). 

Die Forderungen nach der Ehepartnerwahl der Ausländer innerhalb ihres eigenen Kultur-
kreises (Abbildung 86) und der politischen Nicht-Beteiligung von Ausländern (Abbildung 
87) erfahren seit 1994 in beiden Landesteilen rückläufige Zustimmung. Die Zustim-
mungswerte sind insgesamt auf niedrigem Niveau, d.h. eine Mehrheit in Deutschland 
lehnt solche diskriminierende Einstellungen gegenüber Ausländern ab. Ein Blick auf die 
aktuelle Entwicklung von 2012 bis 2016 deutet allerdings daraufhin, dass der Abwärts-
trend bei diesen zwei Aussagen in beiden Landesteilen gestoppt wurde und sich die Zu-
stimmungskurven einpendelten bzw. wieder nach oben drehten, d.h. die Forderungen 
scheinen in jüngster Zeit wieder leicht ansteigenden Zuspruch zu finden. Bezogen auf 
Differenzen zwischen Ost und West sind die Ostdeutschen seit 1994 mit relativ gleichblei-
bendem Abstand etwas stärker der Meinung, dass Ausländer unter sich heiraten sollten. 
Die Vorstellung darüber, Ausländern jede politische Betätigung in Deutschland zu unter-
sagen, ist in Ostdeutschland verbreiteter als in Westdeutschland. Nach ähnlichen Werten 
vergrößerte sich der Abstand zwischen Ost und West ab 2006 bis heute. 
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Abbildung 86: Ausländer sollten unter sich heiraten 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Die in Deutschland lebenden Ausländer sollten sich ihre Ehe-
partner unter ihren eigenen Landsleuten auswählen.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht 
zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). 

Abbildung 87: Ausländern sollten jede politische Betätigung untersagt werden 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Man sollte den in Deutschland lebenden Ausländern jede po-
litische Betätigung in Deutschland untersagen.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) 
bis Stimme voll und ganz zu (7).  
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Divergente Entwicklungen zwischen Ost- und Westdeutschland lassen sich neben der politischen 
Betätigung auch für die Zustimmung zur Gleichbehandlung von Ausländern beim kommunalen 
Wahlrecht (Abbildung 88) und beim Anspruch auf Sozialleistungen (Abbildung 89) erkennen. 1996 
und 2006 haben Ost- und Westdeutsche den Ausländern mit steigender Tendenz noch gleicher-
maßen das kommunale Wahlrecht zugestanden. Bis 2016 nahm die Zustimmung in Ostdeutsch-
land allerdings ab, während sie in Westdeutschland gleich blieb. Heute befürworten 44% der 
Westdeutschen und 36% der Ostdeutschen, dass die in Deutschland lebenden Ausländer an der 
Wahl der Stadt- oder Gemeindeparlamente teilnehmen dürfen sollten (Antworten 5, 6, 7). 42% 
stimmen im Westen eher nicht zu (Antworten 1, 2 ,3), wobei dieser Prozentsatz in Ostdeutschland 
bei 49% liegt.  

Abbildung 88: Ausländer sollten das kommunale Wahlrecht erhalten 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Bitte sagen Sie mir zu jeder der folgenden Aussagen anhand 
der Skala auf dieser Liste, inwieweit Sie ihr zustimmen. Alle in Deutschland lebenden Ausländer - egal aus 
welchen Ländern sie kommen - sollten das kommunale Wahlrecht haben, d.h. sie sollten an der Wahl der 
Stadt- oder Gemeindeparlamente teilnehmen dürfen.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt 
nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). 

Noch uneiniger als bei politischen Rechten sind sich die Bürgerinnen und Bürger in Ost- und 
Westdeutschland bei der Gewährung von gleichen Sozialleistungen für Ausländer (Abbildung 89). 
Dass die in Deutschland lebenden Ausländer den gleichen Anspruch auf Sozialhilfe und andere 
Sozialleistungen haben sollten wie die Deutschen, findet eine knappe Mehrheit in Westdeutsch-
land eher richtig, 19% sind indifferent und 30% lehnen dies eher ab. In Ostdeutschland stimmen 
dieser Aussage nur 40% eher zu und jeder Fünfte stimmt überhaupt nicht zu. Die Meinungen dazu 
entwickelten sich von einem ähnlichen Niveau im Jahr 1996 im Osten und im Westen in den da-
rauffolgenden 20 Jahren stark auseinander, indem die Westdeutschen ein wenig großzügiger 
und die Ostdeutschen restriktiver wurden in ihrer Ansicht über die Gleichstellung von Ausländern 
und Deutschen beim Bezug von Sozialleistungen.  
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Abbildung 89: Ausländer sollten gleiche Sozialleistungen erhalten wie Deutsche 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Die in Deutschland lebenden Ausländer sollten den gleichen 
Anspruch auf Sozialhilfe und andere Sozialleistungen haben wie die Deutschen.“ Antwortmöglichkeiten 1-
7: Stimme überhaupt nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). 

3.4.4 Islambild in Deutschland 

Öffentliche Debatten um Zuwanderung und Integration vermischen sich oft mit Debatten über 
den Islam in Deutschland. Muslime stellen eine große Einwanderungsgruppe in Deutschland dar. 
Im Jahr 2015 lebten zwischen 4,4 und 4,7 Millionen Muslime in Deutschland. Gut jeder Vierte da-
von ist im Zuge des Flüchtlingszustroms erst kürzlich nach Deutschland zugewandert. Muslime 
aus dem Nahen Osten haben sich mit einem Anteil von 17,1% mittlerweile zur zweitgrößten Her-
kunftsgruppe entwickelt. Etwa 50% der in Deutschland lebenden Muslime sind türkischstämmig 
(Stichs 2016). 

Das gesellschaftliche Ringen um das richtige Verhältnis Deutschlands zum Islam ist seit Jahren 
ein schwelendes Problem, das sich immer wieder an aktuellen kontroversen Themen entzündet. 
Der Flüchtlingszustrom der vergangenen Jahre ist ein solch auslösendes Moment gewesen. Etwa 
60% der 2015 in Deutschland angekommenen Flüchtlinge kamen aus den mehrheitlich musli-
misch geprägten Ländern Syrien, Afghanistan und dem Irak. „Der Islam gehört zu Deutschland“, 
konstatierte die Bundeskanzlerin im Januar 2015 und wiederholte damit eine Aussage, die der 
damalige Bundespräsident bereits 2010 machte.33 Beide Politiker haben dafür in Deutschland 
viel Zustimmung erfahren, mussten aber ebenso scharfe Kritik – auch aus den eigenen Reihen – 
einstecken. Im Jahr 2015 stimmten 53% der Westdeutschen, aber nur 34% der Ostdeutschen dem 

33 Christian Wulff sagte als damaliger Bundespräsident in seiner Festrede zum 20. Jahrestag der deut-
schen Einheit am 3. Oktober 2010: "Das Christentum gehört zweifelsfrei zu Deutschland. Das Juden-
tum gehört zweifelsfrei zu Deutschland. Das ist unsere christlich-jüdische Geschichte. Aber der Islam 
gehört inzwischen auch zu Deutschland." 
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Satz „Der Islam gehört zu Deutschland“ eher zu (Tabelle 27). Entsprechend wird von knapp 60% 
der Ostdeutschen der Einfluss des Islams in Deutschland als zu groß eingeschätzt, während dies 
in den alten Bundesländern nur knapp die Hälfte der Befragten angeben (Tabelle 28).  

Tabelle 27: Gehört der Islam zu Deutschland? 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Stimme eher nicht zu 46,7 65,8 19,1 *** 

Stimme eher zu 53,3 34,2 -19,1 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Bundeskanzlerin Angela Merkel hat die Meinung vertreten, dass 
der Islam zu Deutschland gehört. Stimmen Sie dem eher zu oder eher nicht zu?“ Ost-West-Differenz: Pro-
zentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Tabelle 28: Beurteilung Einfluss des Islam in Deutschland 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Zu wenig Einfluss 3,8 3,7 -0,1   
Gerade richtig 48,9 37,9 -11,0 *** 
Zu viel Einfluss 47,3 58,5 11,1 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Was meinen Sie allgemein zum Islam? Hat der Islam auf unsere 
Gesellschaft zu viel Einfluss, zu wenig Einfluss oder ist das so gerade richtig?“ Ost-West-Differenz: Prozent-
werte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Mit der Aussage „Der Islam passt in die deutsche Gesellschaft“ zeigen sich ebenfalls viele Men-
schen in Deutschland nicht einverstanden (Tabelle 29). Die Ablehnung ist bei Ostdeutschen stär-
ker als bei Westdeutschen. Die Aussagen, dass die Anwesenheit von Muslimen in Deutschland 
Konflikte mit sich bringe, und dass der Staat islamische Gruppen beobachten sollte, erfahren je-
weils tendenzielle Zustimmung. Viele Deutsche haben auch eher den Eindruck, dass unter den in 
Deutschland lebenden Muslimen viele religiöse Fanatiker sind. Diese Befürchtung teilen wiede-
rum deutlich mehr Befragte in Ostdeutschland als in Westdeutschland. Einen muslimischen Bür-
germeister könnten sich in beiden Teilen Deutschlands nicht so viele Menschen vorstellen, wobei 
die Ostdeutschen einen solchen noch stärker ablehnen als die Westdeutschen. Die größte Ost-
West-Differenz tritt bei der Frage auf, ob die Ausübung des islamischen Glaubens in Deutschland 
eingeschränkt werden sollte. Diesem Vorschlag stimmen die Ostdeutschen mit einem Skalen-
punkt Abstand eher zu, die Westdeutschen eher nicht zu (4,6 im Osten und 3,6 im Westen, auf 
einer Antwortskala von 1-7, Tabelle 29). 

Bei der Frage, ob der Islam eine Bedrohung für westliche Demokratien ist, unterscheiden sich die 
Meinungen in Ost- und Westdeutschland auch stark (Tabelle 30). 48% der Ostdeutschen und 36% 
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der Westdeutschen teilen diese Meinung. Keine Unterschiede gibt es hingegen bei der Frage, ob 
eine akute Anschlagsgefahr durch islamistische Terroristen besteht: Dies befürchten im Osten 
wie im Westen rund drei Viertel der Befragten (Tabelle 31). Antworten auf akute Gefährdungsla-
gen hängen stark von aktuellen Ereignissen ab. Dennoch ist auffällig, dass bei dieser Frage kein 
deutlicher Ost-West-Unterschied zu erkennen ist.  

Tabelle 29: Einstellungen zum Islam 

Einstellungen zum Islam … 

West Ost Ost-West-Differenz Stimme überhaupt nicht zu (1) –  

Stimme voll und ganz zu (7). 

Islam passt in die deutsche Gesellschaft  2,93 2,37 -0,55 *** 

Staat sollte islamische Gruppen beobachten 4,65 5,15 0,50 *** 

Anwesenheit von Muslimen bringt Konflikte 4,65 5,20 0,55 *** 

Unter Muslimen sind viele religiöse Fanatiker 4,39 4,98 0,59 *** 

Muslimischer Bürgermeister ist in Ordnung 3,70 3,00 -0,69 *** 

Islamausübung in Deutschland beschränken 3,64 4,63 0,98 *** 

Anmerkungen: ALLBUS 2016: „Im Folgenden möchte ich Ihnen nun noch einige Fragen zum Islam stellen. 
Sagen Sie mir bitte zu jeder Aussage anhand dieser Liste, inwieweit Sie ihr zustimmen. Der Islam passt in 
die deutsche Gesellschaft./Islamische Gemeinschaften sollten vom Staat beobachtet werden./Die Anwe-
senheit von Muslimen in Deutschland führt zu Konflikten./Ich habe den Eindruck, dass unter den in 
Deutschland lebenden Muslimen viele religiöse Fanatiker sind./Ich hätte nichts gegen einen muslimischen 
Bürgermeister in meiner Gemeinde./Die Ausübung des islamischen Glaubens in Deutschland sollte einge-
schränkt werden.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu 
(7). Ost-West-Differenz: Mittelwerte in Ostdeutschland – Mittelwerte in Westdeutschland. Signifikanzni-
veau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Tabelle 30: Ist der Islam eine Bedrohung für westliche Demokratien? 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Keine Bedrohung 64,2 52,4 11,9 *** 

Bedrohung 35,8 47,6 -11,9 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Zu einem anderen Thema. Was meinen Sie allgemein zum Islam? 
Glauben Sie, dass der Islam eine Bedrohung für die westlichen Demokratien ist, oder glauben Sie das 
nicht?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifi-
kanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 
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Tabelle 31: Akute Terrorgefahr durch islamistische Terroristen? 

West Ost Ost-West-Differenz 

% Prozentpunkte 

Befürchte ich  73,0 74,1 -1,1 

Befürchte ich nicht 27,0 26,0 1,1 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Was meinen Sie zur Situation in Deutschland: Befürchten Sie, 
dass islamistische Terroristen in nächster Zeit in Deutschland Anschläge verüben werden, oder befürchten 
Sie das nicht?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. 
Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

3.4.5 Nationale Identität und Einbürgerung 

Was alles zur nationalen Identität gehört, beurteilen die Menschen in Deutschland unterschied-
lich. Auf einer Skala von (1) „überhaupt nicht wichtig“ bis (7) „sehr wichtig“ stufen die Befragten 
verschiedene Aussagen ein, nach denen eine „Person mit ausländischen Wurzeln ein wirklicher 
Deutscher/eine wirkliche Deutsche“ werden kann. Sehr wichtige Voraussetzungen für eine voll-
wertige Zugehörigkeit zur nationalen Gemeinschaft, sind in den Augen der meisten Deutschen 
eine gute Beherrschung der deutschen Sprache, das Bekenntnis zur freiheitlich demokratischen 
Grundordnung in Deutschland, die Verbundenheit zu Deutschland, die Annahme der deutschen 
Staatsangehörigkeit und das Teilen von westlichen Wertvorstellungen (Tabelle 32). Dagegen ist 
das „Deutschsein“ für die meisten Bürgerinnen und Bürger in Deutschland keine Frage des Ge-
burtsortes oder der Abstammung. Das Ablegen alter Gebräuche durch die Zuwanderer wird ins-
gesamt ebenfalls als eher unwichtig befunden, ebenso wie die Zugehörigkeit zu einer christlichen 
Religion. Die Aufgabe der alten Staatsangehörigkeit und die Bekanntschaft zu vielen deutschen 
Freunden werden als mittelwichtig eingestuft. 

Im Ost-West-Vergleich werden die meisten Voraussetzungen, die ausländische Personen haben 
sollten, um „wirkliche Deutsche“ zu werden, unterschiedlich eingestuft. Einigkeit herrscht in Ost 
und West nur darüber, dass das Bekenntnis zur freiheitlich demokratischen Grundordnung sehr 
wichtig für das „Deutschsein“ ist. In Ostdeutschland halten es mehr Befragte als in Westdeutsch-
land für wichtig, dass Personen mit ausländischen Wurzeln beispielsweise ihre alten Gebräuche 
und Sitten ihres Heimatlandes ablegen und dass sie ihre ursprüngliche Staatsangehörigkeit auf-
geben. Die Zugehörigkeit zu einer christlichen Religion und das Teilen westlicher Werte hingegen 
werden in Westdeutschland als wichtiger befunden, um „wirklich deutsch“ zu werden. Vor allem 
letzteren Punkt erachten die Westdeutschen im Vergleich zu den Ostdeutschen als grundlegen-
der (Ost-West-Differenz: -0,575 Skalenpunkte). Dieser Befund ist wahrscheinlich auf die Konno-
tation der Fragestellung zurückzuführen, die die Wichtigkeit von „westlichen Wertvorstellungen“ 
der Zuwanderer abfragt. 

Neben den Einstellungen zur sozialen Abgrenzung, geben Ansichten über formale Voraussetzun-
gen für eine Einbürgerung Aufschluss über die Offenheit der deutschen Gesellschaft. Interessant 
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hierbei ist vor allem, dass man die Entwicklung dieser Einstellungen zur Einbürgerung über die 
letzten 20 Jahre beobachten kann. Die verschiedenen Einbürgerungskriterien werden auf einer 
Antwortskala von (1) „überhaupt nicht wichtig“ bis (7) „sehr wichtig“ abgefragt. Für einen starken 
Einstellungswandel kann exemplarisch auf die Frage nach dem Geburtsland verwiesen werden 
(Abbildung 90). Innerhalb von 20 Jahren verlor dieses Kriterium in Ost und West gleichermaßen 
stark an Bedeutung. Die gleiche rückläufige Rolle bei der Vergabe der deutschen Staatsbürger-
schaft wird der Abstammung der eingliederungswilligen Person zugeschrieben. Ost- und West-
deutsche sind sich einig darüber, dass Einbürgerungswillige nicht unbedingt deutsche Vorfahren 
haben müssen, um einen deutschen Pass zu erhalten (ALLBUS Daten, keine Abbildung). 

Tabelle 32: Was ist wichtig, um „wirklich deutsch“ zu werden? 

Die Person … 
West Ost Ost-West-Differenz 

Überhaupt nicht wichtig (1) - Sehr wichtig (7) 

bekennt sich zur freiheitl. demokr. Grundordnung 6,30 6,29 -0,01   

fühlt sich mit Deutschland verbunden 5,89 5,98 0,09   

spricht gut deutsch 6,19 6,28 0,09 * 

hat viele deutsche Freunde und Bekannte 4,15 4,05 -0,10   

nimmt die deutsche Staatsbürgerschaft an 5,30 5,52 0,22 ** 

hat mindestens einen deutschen Elternteil 2,31 2,57 0,26 *** 

gehört einer christlichen Religion an 2,62 2,33 -0,29 *** 

ist in Deutschland geboren 2,80 3,11 0,31 *** 

gibt ihre ursprüngliche Staatsangehörigkeit auf 3,67 4,09 0,42 *** 

gibt Sitten/Gebräuche ihres Herkunftslandes auf 3,06 3,54 0,48 *** 

hat westliche Wertvorstellungen 5,60 5,03 -0,58 *** 

Anmerkungen: ALLBUS 2016: „Wie wichtig sind die folgenden Dinge, damit Sie sagen würden, dass eine 
Person mit ausländischen Wurzeln ein wirklicher Deutscher/eine wirkliche Deutsche wird? Die Person be-
kennt sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung/ fühlt sich mit Deutschland verbunden/ 
spricht gut deutsch/ hat viele deutsche Freunde und Bekannte/ nimmt die deutsche Staatsbürgerschaft 
an/ hat mind. einen deutschen Elternteil/ gehört einer christlichen Religion an/ ist in Deutschland geboren/ 
gibt ihre ursprüngliche Staatsangehörigkeit auf/ gibt die Sitten und Gebräuche ihres Herkunftslandes auf/ 
hat westliche Wertvorstellungen.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Überhaupt nicht wichtig (1) bis Sehr wichtig 
(7). Ost-West-Differenz: Mittelwerte in Ostdeutschland – Mittelwerte in Westdeutschland. Signifikanzni-
veau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 
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Abbildung 90: Einbürgerungskriterium: Sollte hier geboren sein 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Ich nenne Ihnen jetzt verschiedene Dinge, die bei der Ent-
scheidung über die Vergabe der deutschen Staatsbürgerschaft eine Rolle spielen können. Bitte sagen Sie 
mir anhand der Skala, wie wichtig Ihrer Meinung nach diese Dinge jeweils sein sollten. Ob die Person in 
Deutschland geboren ist.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Überhaupt nicht wichtig (1) bis Sehr wichtig (7). 

Die gegenläufige Entwicklung ist bei dem Erfordernis, die deutsche Sprache zu beherrschen (Ab-
bildung 91), und der Lebensstilanpassung der Einbürgerungswilligen (ohne Abbildung) zu be-
obachten. Beide Kriterien sind in den letzten 20 Jahren für Ost- und Westdeutsche deutlich wich-
tiger geworden. Im ersten Fall haben sich die Meinungen nach größeren Unterschieden fast an-
geglichen. 1996 war noch für mehr Westdeutsche als für Ostdeutsche bei der Vergabe der deut-
schen Staatsbürgerschaft die Frage wichtig, ob die Person die deutsche Sprache beherrscht. Bei 
späteren Beobachtungszeitpunkten konvergierten die Meinungen zur Wichtigkeit der Beherr-
schung der deutschen Sprache. Im Jahr 2016 halten in Ost und West jeweils über 90% deutsche 
Sprachkenntnisse für ein wichtiges Einbürgerungskriterium (Abbildung 91, Antwortmöglichkei-
ten 5, 6 ,7). 
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Abbildung 91: Einbürgerungskriterium: Deutsche Sprache wichtig  

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Ich nenne Ihnen jetzt verschiedene Dinge, die bei der Ent-
scheidung über die Vergabe der deutschen Staatsbürgerschaft eine Rolle spielen können. Bitte sagen Sie 
mir anhand der Skala, wie wichtig Ihrer Meinung nach diese Dinge jeweils sein sollten. Ob die Person die 
deutsche Sprache beherrscht.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Überhaupt nicht wichtig (1) bis Sehr wichtig (7).  

Dass Ausländer für eine Einbürgerung in ausreichendem Maße ihren eigenen Lebensunterhalt 
bestreiten können sollten (Abbildung 92) ist für Ostdeutsche im Zeitverlauf noch relevanter ge-
worden; für Westdeutsche ist der Punkt zunächst ebenfalls wichtiger geworden, hat dann jedoch 
– zwar auf hohem Niveau – wieder leicht an Bedeutung verloren. Die Einstellungen dazu diver-
gieren also zwischen Ost und West über die Zeit. 2016 hielt eine Mehrheit in Ostdeutschland es 
für „sehr wichtig“, dass eine Person, die in Deutschland eingebürgert werden möchte, für ihren 
Lebensunterhalt selbst aufkommen kann. In Westdeutschland liegt dieser Anteil bei 36%. Mit 
kleinem gleichbleibendem Abstand und relativ konstantem und hohem Niveau sind die Deut-
schen der Meinung, dass man für eine Einbürgerung bisher nicht mit dem Gesetz in Konflikt ge-
raten sein sollte. Ostdeutsche halten eine Straffreiheit für noch wichtiger (ohne Abbildung). 
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Abbildung 92: Einbürgerungskriterium: Eigener Lebensunterhalt 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Ich nenne Ihnen jetzt verschiedene Dinge, die bei der Ent-
scheidung über die Vergabe der deutschen Staatsbürgerschaft eine Rolle spielen können. Bitte sagen Sie 
mir anhand der Skala, wie wichtig Ihrer Meinung nach diese Dinge jeweils sein sollten. Ob die Person für 
ihren Lebensunterhalt selbst aufkommen kann.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Überhaupt nicht wichtig (1) 
bis Sehr wichtig (7).  

In Einbürgerungs- und Integrationsdebatten ist die Frage der Gewährung von doppelter Staats-
bürgerschaft ein seit langem kontrovers diskutiertes Thema, das immer wieder hochkocht. EU-
Bürger und Schweizer dürfen die doppelte Staatsbürgerschaft haben. Seit 2014 ist dies unter be-
stimmten Voraussetzungen auch für Nicht-EU-Bürger möglich, da das damals geltende Options-
modell abgeschafft wurde. Die Bürgerinnen und Bürger in Ost- und Westdeutschland stehen der 
Erlaubnis von doppelten Staatsbürgerschaften mit gleichbleibendem Abstand leicht ablehnend 
gegenüber (Abbildung 93). Diese Ablehnung sinkt nur minimal über die Zeit, indem auf einer Ant-
wortskala von (1) „stimme überhaupt nicht zu“ bis (7) „stimme voll und ganz zu“ die Mittelwerte 
auf 4 Skalenpunkte im Westen bzw. 3,3 Skalenpunkte im Osten gestiegen sind. 2016 waren 41% 
der Befragten in Ostdeutschland und 28% der Befragten in Westdeutschland mit Doppelten 
Staatsbürgerschaften überhaupt nicht einverstanden. 
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Abbildung 93: Doppelte Staatsbürgerschaft erlauben? 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Die in Deutschland lebenden Ausländer sollten die Möglich-
keit haben, die deutsche Staatsbürgerschaft zu erhalten, ohne dass sie ihre bestehende Staatsbürger-
schaft aufgeben müssen, d.h. eine doppelte Staatsbürgerschaft sollte möglich sein.“ Antwortmöglichkei-
ten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). 

3.4.6 Intoleranz, Ausländerfeindlichkeit und Rechtsextremismus 

3.4.6.1 Intoleranz und Ausländerfeindlichkeit  

Determinanten von Ausländerfeindlichkeit sind in subtilen Formen alltäglicher Ausgrenzung und 
Diskriminierung gegenüber Fremden auszumachen. Wenn Fremde als Belastung und Bedrohung 
für das soziale, kulturelle und wirtschaftliche System angesehen werden, kann dies den Nährbo-
den für extremen Rassismus und Rechtsextremismus bilden. Eine eindeutig ausländerfeindliche 
Haltung kann an der Zustimmung zu der Forderung, Ausländer bei knappen Arbeitsplätzen zu-
rück in ihre Heimat zu schicken, ausgemacht werden (Abbildung 94). Deutliche Mehrheiten in bei-
den Landesteilen stimmen dieser Forderung zwar (eher) nicht zu bzw. sind indifferenter Meinung, 
andererseits stimmt dennoch jeder zehnte Befragte im Westen bzw. jeder fünfte Befragte im Os-
ten der Aussage eher bis voll und ganz zu. Auch Holtmann et al. (2015) beobachten, dass West-
deutsche oben genannte Aussage eher ablehnen, Ostdeutsche zwischen geringfügiger Ableh-
nung und minimaler Zustimmung schwanken, und keine Angleichung der Einstellungsprofile der 
alten und der neuen Bundesländer bis 2012 erfolgte. Ein Blick auf die aktuelle Entwicklung von 
2012 bis 2016 deutet zudem daraufhin, dass der tendenzielle Abwärtstrend bis 2012 bei dieser 
Aussage in beiden Landesteilen gestoppt wurde und sich die Zustimmungskurven einpendelten 
bzw. wieder nach oben drehten, d.h. die Forderungen scheinen in jüngster Zeit wieder leicht an-
steigenden Zuspruch zu finden.  
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Abbildung 94: Ausländer sollten bei Arbeitsplatzmangel zurück in ihre Heimat geschickt werden 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wenn Arbeitsplätze knapp werden, sollte man die in Deutsch-
land lebenden Ausländer wieder in ihre Heimat zurückschicken.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme über-
haupt nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7).  

Die Aussage „Es ist besser für ein Land, wenn alle Menschen einer gemeinsamen Kultur angehö-
ren“ lässt sich ebenfalls als Indikator für eine ablehnende Haltung gegenüber Fremden interpre-
tieren. Im Jahr 2016 wird eine kulturell homogene Gesellschaft von den Menschen in Deutschland 
mehrheitlich zwar nicht begrüßt (Tabelle 33). Der genannten Aussage stimmen viele Menschen 
eher bis überhaupt nicht zu. Demgegenüber sind aber auch 27% der Befragten im Westen und 
35% der Befragten im Osten der Meinung, dass alle Menschen in einem Land derselben Kultur 
angehören sollten. Dies spricht nicht für die Befürwortung einer offenen Gesellschaft und impli-
ziert eine Ablehnung von Fremden. 

Tabelle 33: Homogene Kultur  

 

West Ost Ost-West-Differenz Stimme überhaupt nicht zu (1) –  
Stimme voll und ganz zu (4) 
Besser, wenn alle Menschen eine Kultur haben 2,0 2,2 0,2 *** 

Anmerkungen: ALLBUS 2016: „Es ist besser für ein Land, wenn alle Menschen einer gemeinsamen Kultur 
angehören.“ Antwortmöglichkeiten 1-4: Stimme überhaupt nicht zu (1), Stimme eher nicht zu (2), Stimme 
eher zu (3), Stimme voll und ganz zu (4). Ost-West-Differenz: Mittelwerte in Ostdeutschland – Mittelwerte 
in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Intolerante und ausländerfeindliche Einstellungen können auch an der Bewertung der Deut-
schen zu den migrationsfeindlichen „Patrioten Europas gegen die Islamisierung des Abendlands“ 
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(Pegida) abgelesen werden.34 Pegida entstand im Herbst 2014 in Dresden und hat als Protestbe-
wegung wie andere Bewegungen der sogenannten „Neuen Rechten“ im Zuge der Flüchtlingszu-
wanderung Aufwind bekommen. In „Montagsspaziergängen“ gehen seit 2014 wöchentlich De-
monstranten auf die Straße, unter die sich auch Burschenschaftler, Neonazis und AfD-Anhänger 
mischen. Eine trennscharfe Abgrenzung zwischen den einzelnen Gruppierungen ist nicht mög-
lich. Entgegen ihrer Namensgebung richten sich die Pegida-Demonstrationen nicht nur gegen die 
Islamisierung Deutschlands. Vielmehr empören sich die Anhänger über die Politiker „da oben“, 
Migrationsunterstützer, die „Lügenpresse“ und Ausländer. Sie möchten als Protestbewegung 
ihre Nation vor Überfremdung bewahren. Bislang konnten die Protestbewegungen in Ost-
deutschland größere Mobilisierungserfolge erzielen als in Westdeutschland.35 Im Osten sind 
28% der Befragten gegenüber der Pegida-Bewegung eher positiv eingestellt. Im Westen finden 
14% die Pegida-Bewegung eher gut (Tabelle 34). Ostdeutsche fordern außerdem eher, dass die 
politischen Parteien mit Pegida Gespräche führen sollten. 88% der Befragten im Osten befürwor-
ten eine Gesprächsbereitschaft der politischen Parteien mit Pegida; im Westen stimmen 77% zu 
(Tabelle 35).  

34 Rechtsextremistischer Charakter wird der Bewegung als Ganzes nicht zugesprochen, gleichwohl sind 
bei einzelnen Mitgliedern und Rednern eindeutige rechtsextreme fremdenfeindliche Einstellungen 
sichtbar. Etwa wenn der Gründer der Pegida-Bewegung, Migranten als „Dreckspack“ und „Viehzeug“ 
bezeichnet (vgl. Pfahl-Traughber 2016). 

35 Außerhalb von Dresden bildeten sich Ableger, wie Legida in Leipzig, Bogida in Bonn oder Dügida in Düs-
seldorf. Diese Ableger sind nichts so groß wie Pegida, außerdem mischten sich unter ihnen mehr Teil-
nehmer aus der organisierten rechtsextremen Szene (vgl. Pfahl-Traughber 2016). 
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Tabelle 34: Einstellung zu Pegida 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Eher schlecht 86,1 71,7 -14,4 *** 

Eher gut 13,9 28,3 14,4 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Seit einem Jahr gibt es vor allem in Dresden Demonstrationen 
von Pegida, der Bewegung ‚Patriotischer Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes‘. Finden Sie 
die Pegida-Bewegung eher gut oder eher schlecht?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ostdeutschland 
– Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Tabelle 35: Einstellung zum Umgang mit Pegida: Sollte man Gespräche mit Pegida führen? 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Ja 77,2 88,3 -11,1 *** 

Nein 22,9 11,7 11,1 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Zurzeit wird darüber gesprochen, wie die politischen Parteien 
mit der Pegida-Bewegung umgehen sollen. Was meinen Sie: Sollten die politischen Parteien mit Pegida 
Gespräche führen oder sollte es da keine Gespräche geben? Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ost-
deutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Ostdeutsche sind deutlich seltener als Westdeutsche der Meinung (35% gegenüber 57% im Wes-
ten), dass bei Pegida-Demonstrationen rechtes Gedankengut vertreten wird (Tabelle 36). Die Er-
wartung einer Zunahme der Bewegung teilen mehr Westdeutsche als Ostdeutsche (Tabelle 37). 

Tabelle 36: Einschätzung, ob Pegida rechtes Gedankengut vertritt 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Glaube ich nicht 42,6 64,7 22,1 *** 

Ja, vertreten r. Gedankengut 57,4 35,3 -22,1 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Und glauben Sie, dass die meisten Teilnehmer der Pegida-De-
monstrationen eher rechtes Gedankengut vertreten, oder glauben Sie das nicht?“ Ost-West-Differenz: Pro-
zentwerte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 
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Tabelle 37: Erwartete Entwicklung der Pegida-Bewegung 

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Eher abnehmen 21,4 23,9 2,4 * 

Nicht viel ändern 27,6 29,1 1,5   

Eher zunehmen 51,0 47,1 -3,9 ** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Und wird die Unterstützung für die Pegida-Bewegung in nächster 
Zeit eher zunehmen, eher abnehmen oder wird sich da nicht viel ändern?“ Ost-West-Differenz: Prozent-
werte in Ostdeutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Die Angst vor Überfremdung ist in Ostdeutschland seit 2006 gestiegen. Ostdeutsche stimmen in 
ansteigendem Maße der Aussage zu, dass sie sich durch die vielen Ausländer in Deutschland zu-
nehmend als Fremde im eigenen Land fühlen (Abbildung 95). Bei Westdeutschen ist dieses Gefühl 
gegenläufig seit 2006 gesunken. Insgesamt bewegen sich die Werte aber unterhalb der neutralen 
Antwortmöglichkeit (unter 4 auf einer Skala von 1-7), d.h. die Menschen stimmen der Aussage 
tendenziell eher nicht zu. Dennoch stimmen der Aussage im Jahr 2016 15% der Ostdeutschen 
und 10% der Westdeutschen „voll und ganz zu“.  

Abbildung 95: Fremder im eigenen Land 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Durch die vielen Ausländer in Deutschland fühlt man sich zu-
nehmend als Fremder im eigenen Land.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) bis 
Stimme voll und ganz zu (7). 

Die Deutschen sind 2015 auch mehrheitlich der Meinung, dass Fremdenfeindlichkeit in Deutsch-
land stark verbreitet ist. 51% der Westdeutschen und 62% der Ostdeutschen sehen dies so (Ta-
belle 38). Weite Teile der deutschen Bevölkerung machen sich Sorgen über die Ausländerfeind-
lichkeit und den Fremdenhass im eigenen Land (Abbildung 96). Nur eine Minderheit von etwa 
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16% hat diese Bedenken nicht. Im Zeitverlauf sind die Sorgen bis 2013 zurückgegangen, aber in 
den darauffolgenden Jahren wieder deutlich größer geworden. Es gibt keine Ost-West-Unter-
schiede: Die Menschen in Ost- und Westdeutschland teilen die Sorgen über Rassismus und Frem-
denhass im Land in gleicher Weise.  

Tabelle 38: Verbreitung von Fremdenfeindlichkeit in Deutschland  

  West Ost Ost-West-Differenz 

  % Prozentpunkte 

Gar nicht stark 1,4 1,4 -0,1   

Nicht so stark 47,6 37,1 -10,5 *** 

Stark 41,7 50,4 8,7 *** 

Sehr stark 9,3 11,1 1,8 *** 

Anmerkungen: POLITBAROMETER 2015: „Was meinen Sie, ist Fremdenfeindlichkeit in Deutschland sehr 
stark verbreitet, stark, nicht so stark, oder gar nicht verbreitet?“ Ost-West-Differenz: Prozentwerte in Ost-
deutschland – Prozentwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Abbildung 96: Sorgen über Ausländerfeindlichkeit und Fremdenhass in Deutschland  

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie ist es mit den folgenden Gebieten machen Sie sich da Sorgen? Über Aus-
länderfeindlichkeit und Fremdenhass in Deutschland.“ Antwortmöglichkeiten 1-3: Keine Sorgen (1), Einige 
Sorgen (2) und Große Sorgen (3). 
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3.4.6.2 Rechtsextremismus 

Rassistische Hetze gegen Flüchtlinge und Asylsuchende ist seit Jahren ein zentrales Thema der 
extremen Rechten (vgl. Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke).36 Hasskommentare in sozialen 
Netzwerken haben sich seitdem vervielfacht.37 Sie handeln von rassistischer Abwertung von Mig-
ranten bis hin zu offenen Gewaltfantasien.38 In noch extremerer Form spiegelt sich der gesell-
schaftliche Konflikt in Art und Ausmaß politisch motivierter Kriminalität am rechten Rand wider. 

Proteste gegen geplante oder bestehende Flüchtlingsunterkünfte und verübte Angriffe auf eben 
solche sind seit 2014, vor allem im dritten und vierten Quartal 2015, stark gestiegen (Abbildung 
97).39 Insgesamt wurden in den Jahren 2015 und 2016 jeweils circa 1.000 Angriffe gegen Flücht-
lingsunterkünfte verübt.40 Im Jahr 2014 waren es nur knapp 200. Die Anzahl der Kundgebungen 
und Proteste gegen Flüchtlingsunterkünfte lag 2014 und 2015 bei circa 100 und sank auf 25 im 
Jahr 2016. Bei den meisten Angriffen handelte es sich um Sachbeschädigungen, Propaganda und 
Volksverhetzungsdelikten. Neun von zehn Straftaten waren rechtsextremistisch motiviert. Der 

36 Vgl. Vorbemerkung der Fragesteller: Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Jan van Aken, Annette Groth, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE „Proteste gegen und Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte im 
ersten Quartal 2014“, Deutscher Bundestag, Drucksache 18/1399, zu finden unter http://dipbt.bundes-
tag.de/dip21.web/. 

37 Der Bundesminister des Innern hat beispielsweise die Internetplattform „Altermedia Deutschland“ am 
27. Januar 2016 verboten. Hintergrund war insbesondere die Verbreitung rassistischer, ausländer-
feindlicher, antisemitischer und islamfeindlicher Inhalte. 

38 Vgl. Bundesministerium des Inneren: Verfassungsschutzbericht 2015, Fakten und Tendenzen, Kurzzu-
sammenfassung. 

39 Vgl. Antworten der Bundesregierung auf die Kleine Anfragen der Abgeordneten Ulla Jelpke, Jan van A-
ken, Annette Groth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE „Proteste gegen und Übergriffe 
auf Flüchtlingsunterkünfte“. Zahlen für vier Quartale 2014: Bundestag Drucksache 18/3964 vom 
06.02.2015; Zahlen für vier Quartale 2015: Bundestag Drucksache 18/7465 vom 04.02.2016; Zahlen für 
vier Quartale 2016: Bundestag Drucksache 18/11298 vom 22.02.2017. Zahlen für erstes und zweites 
Quartal 2017: Bundestag Drucksache 18/13242 vom 03.08.2017, zu finden unter http://dipbt.bundes-
tag.de/dip21.web/. Die Zahlen zu den Angriffen auf Flüchtlingsunterkünfte in den Antworten sind auf-
grund von späteren Nachmeldungen etwas niedriger als die Zahlen der endgültigen amtlichen Statis-
tik, werden hier aber verwendet, weil sie die Straftaten pro Bundesland ausweisen.   

40 Für das hier betrachtete Unterthema „gegen Asylunterkünfte“ sind die Zahlen aus den Jahren 2014, 
2015, 2016, 2017 vergleichbar (vgl. BT-Drucksache 18/11298 vom 22.02.2017, S4.). Seit 2016 wird zu-
sätzlich auch die Anzahl der Überfälle, Anschläge, Sachbeschädigungen und der tatsächlichen Angriffe 
auf Flüchtlinge bzw. Asylsuchende außerhalb ihrer Unterkunft oder dezentralen Wohnungen ausge-
wiesen. Die Zahl lag für ganz Deutschland bei 2545, und wird in der Grafik nicht berücksichtigt. 
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rückläufige Trend im zweiten Halbjahr 2016 setzte sich auch im ersten Halbjahr 2017 fort. In Re-
lation zur Einwohnerzahl41 liegt die Zahl der Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte in den ostdeut-
schen Bundesländern inkl. Berlin höher als in den westdeutschen Bundesländern (Abbildung 97).  

Abbildung 97: Proteste gegen und Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte je 100.000 Einwohner  

 
Anmerkungen: Alle Proteste und Übergriffe gegen Asylunterkünfte nach Ost und West je 100.000 Einwoh-
ner. Berlin wird hier zu Ostdeutschland gezählt, Trennung in Ost- und West-Berlin nach den Daten nicht 
möglich. Quelle: Bundestagsanfragen der Fraktion DIE LINKE „Proteste gegen und Übergriffe auf Flücht-
lingsunterkünfte“ (siehe Fußnote 30).  

Zu den ausländerfeindlichen und rechtsextremistischen Straf- und Gewalttaten liegen ebenfalls 
Zahlen für Ost- und Westdeutschland aus Antworten der Bundesregierung auf Bundestagsanfra-
gen vor (Abbildung 98).42 Wie bei den Angriffen auf die Flüchtlingsunterkünfte sind drei Punkte 
deutlich zu erkennen: erstens sind die Straftaten mit fremdenfeindlichem Hintergrund von 2014 
auf 2015 dramatisch angestiegen, zweitens sind die Straftaten ab 2016 wieder rückläufig, stabi-
lisieren sich aber auf höherem Niveau als in 2014. Im ersten Halbjahr 2017 sind die Zahlen im 

                                                                  
41 Vgl. Bevölkerungsstand nach Jahr 2014 und 2015 (wird als letztverfügbares Jahr auch für 2016 und 2017 

verwendet) für westdeutsche Länder und ostdeutsche Länder inkl. Berlin https://www.desta-
tis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Bevoelkerung/Bevoelkerungsstand/Tabel-
len_/lrbev03.html 

42 Vgl. Antworten der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Petra Pau, Frank Tempel, 
Sevim Dagdelen, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE „Ausländerfeindliche und rechts-
extremistische Straftaten in der Bundesrepublik Deutschland im Januar 2014“, Deutscher Bundestag, 
Drucksache 18/781 vom 12.03.2014. Monatlich fortlaufend bis August 2017 Drucksache 18/13671 vom 
09.10.2017, zu finden unter http://dipbt.bundestag.de/dip21.web/. Die Zahlen zu ausländerfeindlichen 
und rechtsextremistischen Straftaten in den Antworten sind aufgrund von späteren Nachmeldungen 
etwas niedriger als die Zahlen der endgültigen amtlichen Statistik, werden hier aber verwendet, weil 
sie die Straftaten pro Bundesland ausweisen.  
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Osten angestiegen. Drittens werden im Osten Deutschlands in Relation zur Einwohnerzahl häufi-
ger fremdenfeindlich motivierte Straf- und Gewalttaten verübt als im Westen.43  

Abbildung 98: Straf- und Gewalttaten mit fremdenfeindlichem Hintergrund je 100.000 Einwohner 

Anmerkungen: Straf- und Gewalttaten mit fremdenfeindlichem Hintergrund je 100.000 Einwohner, nach 
Ost und West je 100.000 Einwohner. Berlin wird hier zu Ostdeutschland gezählt, Trennung in Ost- und West-
Berlin nach den Daten nicht möglich. Quelle: Monatliche Bundestagsanfragen der Fraktion DIE LINKE „Aus-
länderfeindliche und rechtsextremistische Straftaten in der Bundesrepublik Deutschland“, Januar 2014 – 
August 2017.  

Neben Flüchtlingshass und der Befürwortung von Ausländerfeindlichkeit gehört Antisemitismus 
zu den Einstellungen, die eindeutig einem rechtsextremistischen Weltbild zugeordnet werden 
können (Niedermayer und Stöss, 2005).44 Die Einstellungen der Ost- und Westdeutschen gegen-
über Juden sind in Tabelle 39 dargestellt. Die Aussagen „Juden tun mir leid“, „Juden regen mich 
auf“ oder „Juden machen mir Angst“ lehnen die meisten Menschen in Deutschland auf einer 
Skala von (1) „trifft überhaupt nicht zu“ bis (4) „trifft voll und ganz zu“ deutlich ab. Die Westdeut-
schen mit Werten von 1,3-1,5 noch etwas mehr als die Ostdeutschen. Sympathiewerte für Juden 
liegen in Deutschland durchschnittlich im Mittelbereich. „Juden sind mir sympathisch“ trifft für 
Westdeutsche mit einem Mittelwert von 2,7 knapp eher zu, für Ostdeutsche mit 2,4 knapp eher 
nicht zu (Tabelle 39).  

43 Vgl. Bevölkerungsstand nach Jahr 2014 und 2015 (wird als letztverfügbares Jahr auch für 2016 und 2017 
verwendet) für westdeutsche Länder und ostdeutsche Länder inkl. Berlin https://www.desta-
tis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Bevoelkerung/Bevoelkerungsstand/Tabel-
len_/lrbev03.html 

44 Weitere rechtsextreme Einstellungen sind Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur, Chauvinis-
mus, Sozialdarwinismus und Verharmlosung des Nationalsozialismus (Niedermayer und Stöss, 2016). 
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Tabelle 39: Einstellungen zu Juden  

Juden … 
West Ost Ost-West-Differenz Trifft überhaupt nicht zu (1) –  

Trifft voll und ganz zu (4) 

tun mir leid 1,49 1,65 0,16 *** 
regen mich auf 1,36 1,51 0,15 *** 
sind mir sympathisch 2,71 2,36 -0,35 *** 
machen mir Angst 1,27 1,42 0,15 *** 

Anmerkungen: ALLBUS 2016: „In Deutschland lebende Juden tun mir leid/regen mich auf/sind mir sympa-
thisch/machen mir Angst.“ Antwortmöglichkeiten 1-4: Trifft überhaupt nicht zu (1), Trifft eher nicht zu (2), 
Trifft eher zu (3) und Trifft voll und ganz zu (4 Ost-West-Differenz: Mittelwerte in Ostdeutschland – Mittel-
werte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Antisemitismus mit der israelischen (Siedlungs-)Politik zu rechtfertigen, halten etwas mehr Ost-
deutsche als Westdeutsche für angebracht (Tabelle 40). Hier bewegen sich die Zustimmungs-
werte in beiden Landesteilen auf mittlerem, gerade noch ablehnendem Niveau (Mittelwerte im 
Westen 3,4; im Osten 3,6; auf einer Antwortskala von (1) „Stimme überhaupt nicht zu“ bis (7) 
„Stimme voll und ganz zu“). Explizit danach gefragt, ob es ungerecht sei, dass Israel den Palästi-
nensern Land wegnimmt, lässt die Zustimmung nach oben schnellen, sie liegt im Osten und im 
Westen in etwa gleich hoch bei Mittelwerten über 5 Skalenpunkten. 

Im Zeitverlauf sind negative Einstellungen gegenüber Juden in Deutschland im Westen zurück-
gegangen, während sie im Osten gleichgeblieben bzw. sogar größer geworden sind. Dies führt 
dazu, dass sich die Einstellungen seit 2012 in beiden Landesteilen weitgehend angeglichen ha-
ben.  

Im Einzelnen zeigt sich, dass die Abneigungen gegen Juden am größten sind, wenn diese indirekt 
negativ auf das eigene persönliche Wohl wirken könnten. Das ist der Fall, wenn „viele Juden ver-
suchen, aus der Vergangenheit des Dritten Reiches heute ihren Vorteil zu ziehen und die Deut-
schen dafür zahlen zu lassen.“ Dieser Aussage stimmen die Deutschen auf einer Skala von 1 
(„stimme überhaupt nicht zu“) bis 7 „stimme voll und ganz zu“ seit 20 Jahren mit Werten zwi-
schen 3,8 und 4,4 zu (Abbildung 99). Im Ost-West-Vergleich zeigen sich wie beschrieben entge-
gengesetzte Verläufe. Die Überzeugung, dass Juden die deutsche Vergangenheit ausnutzen, ist 
im Westen über die letzten 20 Jahre deutlich zurückgegangen, und im Osten leicht angestiegen, 
so dass diese antisemitische Einstellung nun im Osten minimal weiter verbreitet ist.  
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Tabelle 40: Einstellungen gegenüber Israel 

  
West Ost Ost-West-Differenz Stimme überhaupt nicht zu (1) – 

Stimme voll und ganz zu (7) 
Ablehnung wegen Politik Israels 3,40 3,63 0,23 *** 
Ungerecht, dass Israel Land wegnimmt 5,26 5,32 0,07   

Anmerkungen: ALLBUS 2016: „Bei der Politik, die Israel macht, kann ich gut verstehen, dass man etwas 
gegen Juden hat/Es ist ungerecht, dass Israel den Palästinensern Land wegnimmt.“ Antwortmöglichkeiten 
1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). Ost-West-Differenz: Mittelwerte in Ost-
deutschland – Mittelwerte in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Abbildung 99: Juden nutzen deutsche Vergangenheit aus 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Man hört hier und da verschiedene Meinungen über Juden. 
Wir haben einmal einige davon hier zusammengestellt. Würden Sie mir bitte – wieder anhand der Liste – 
sagen, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen oder nicht zustimmen? Viele Juden versuchen, aus der 
Vergangenheit des Dritten Reiches heute ihren Vorteil zu ziehen und die Deutschen dafür zahlen zu lassen.“ 
Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). 

Dieser konvergente Trend lässt sich auch in Abbildung 100 ablesen, die in etwas abstrakterer 
Form als bei der vorherigen Frage die Einstellung der Deutschen über den Einfluss der Juden auf 
der Welt darstellt. Auf niedrigem Niveau mit unterdurchschnittlichen Werten von circa 2,9-3,5 
Skalenpunkten stimmen die Deutschen der Aussage, dass die Juden zu viel Einfluss auf der Welt 
haben, eher nicht zu. Die Werte lagen 1996 und 2006 im Westen deutlich höher als im Osten und 
glichen sich im Jahr 2012 dem niedrigeren Ost-Niveau an. Dies steht im Einklang mit den Ergeb-
nissen von Holtmann et al. (2015). Seitdem ist die Zustimmung im Osten angestiegen und im 
Westen konstant geblieben, sodass sich am aktuellen Rand 2016 die Ost-West-Differenz um-
drehte. Knapp mehr Ostdeutsche als Westdeutsche sind im Durchschnitt der Meinung, dass Ju-
den zu viel Einfluss auf der Welt haben. 
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Abbildung 100: Juden haben zu viel Einfluss auf der Welt  

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Man hört hier und da verschiedene Meinungen über Juden. 
Wir haben einmal einige davon hier zusammengestellt. Würden Sie mir bitte – wieder anhand der Liste – 
sagen, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen oder nicht zustimmen? Juden haben auf der Welt zu viel 
Einfluss.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). 

Der Aussage „Mich beschämt, dass Deutsche so viele Verbrechen an den Juden begangen ha-
ben“, stimmen in beiden Landesteilen auf hohem Niveau deutliche Mehrheiten zu (Abbildung 
101). Im Osten sind die Zustimmungswerte in den Jahren 1996 und 2006 deutlich höher als im 
Westen. Aber auch hier ist ein rückläufiger Trend zu beobachten. Die Scham über deutsche Un-
taten sinkt in Ostdeutschland bis zum Jahr 2016. In Westdeutschland hat die Scham von 2012 bis 
2016 zugenommen, diejenige der Ostdeutschen aber nicht überholt. Aktuell besteht bei dieser 
Einstellung auf hohem Niveau Einigkeit in Ost- und Westdeutschland.  
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Abbildung 101: Scham über deutsche Verbrechen an Juden 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Man hört hier und da verschiedene Meinungen über Juden. 
Wir haben einmal einige davon hier zusammengestellt. Würden Sie mir bitte – wieder anhand der Liste – 
sagen, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen oder nicht zustimmen? Mich beschämt, dass Deutsche 
so viele Verbrechen an den Juden begangen haben.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht 
zu (1) bis Stimme voll und ganz zu (7). 

Auf insgesamt niedrigerem Niveau mit Mittelwerten zwischen 2,2 und 2,7 finden die Deutschen, 
dass die Juden durch ihr Verhalten nicht ganz unschuldig an ihren Verfolgungen sind (Abbildung 
102). Im Osten sind die Zustimmungswerte relativ konstant über die Zeit bzw. in den letzten vier 
Jahren leicht sinkend. Im Westen waren die Werte in den Jahren 1996 und 2006 zunächst höher 
als im Osten und fielen dann bis 2016 deutlicher ab, sodass mittlerweile etwas mehr Ostdeutsche 
als Westdeutsche der Meinung sind, die Juden tragen eine Mitschuld an ihrer Verfolgung. 

Im Extremismusbereich lassen sich Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland feststel-
len. Die antisemitischen Straf- und Gewalttaten aus dem Phänomenbereich Politisch motivierte 
Kriminalität-rechts pro 100.000 Einwohner45 sind in Ostdeutschland (inkl. Berlin) seit Jahren auf 

                                                                  
45 Vgl. Bevölkerungsstand nach Jahr 2014 und 2015 (wird als letztverfügbares Jahr auch für 2016 und 2017 

verwendet) für westdeutsche Länder und ostdeutsche Länder inkl. Berlin https://www.desta-
tis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Bevoelkerung/Bevoelkerungsstand/Tabel-
len_/lrbev03.html 
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einem höheren Niveau als in Westdeutschland (Abbildung 103).46 Da in den Bundestagsdrucksa-
chen die Zahlen für Berlin nicht nach Ost-Berlin und West-Berlin separat ausgewiesen werden, 
und vor allem weil in Berlin im Vergleich zu allen anderen deutschen Bundesländern sehr viel 
häufiger antisemitische Straftaten begangen werden, sind in Abbildung 104 die antisemitischen 
Straf- und Gewalttaten nochmals ohne dem Bundesland Berlin dargestellt. Die Ost-West-Diffe-
renz halbiert sich im Großen und Ganzen, bleibt aber persistent bestehen. 

Abbildung 102: Juden an ihren Verfolgungen nicht ganz unschuldig  

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Man hört hier und da verschiedene Meinungen über Juden. 
Wir haben einmal einige davon hier zusammengestellt. Würden Sie mir bitte – wieder anhand der Liste – 
sagen, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen oder nicht zustimmen? Durch ihr Verhalten sind die Ju-
den an ihren Verfolgungen nicht ganz unschuldig.“ Antwortmöglichkeiten 1-7: Stimme überhaupt nicht zu 
(1) bis Stimme voll und ganz zu (7).  

  

                                                                  
46 Vgl. Antworten der Bundesregierung auf die Kleine Anfragen der Abgeordneten der Abgeordneten Petra 

Pau, Jan Korte, Dr. André Hahn, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE „Antisemitische 
Straftaten im ersten Quartal 2012“, Deutscher Bundestag, Drucksache 17/9901 vom 11.06.2012. Quar-
talsweise fortlaufend bis 2. Quartal 2017 BT-Drucksache 18/13266 vom 07.08.2017, zu finden unter 
http://dipbt.bundestag.de/dip21.web/. Die Zahlen zu antisemitischen Straftaten in den Antworten 
sind aufgrund von späteren Nachmeldungen etwas niedriger als die Zahlen der endgültigen amtlichen 
Statistik, werden hier aber verwendet, weil sie die Straftaten pro Bundesland ausweisen.  



II. Politische Sphäre 

 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 153 

Abbildung 103: Antisemitische Straf- und Gewalttaten aus dem Phänomenbereich Politisch moti-
vierte Kriminalität-rechts je 100.000 Einwohner 

Anmerkungen: Antisemitische Straf- und Gewalttaten aus dem Phänomenbereich Politisch motivierte Kri-
minalität-rechts, nach Ost und West je 100.000 Einwohner. Berlin wird hier zu Ostdeutschland gezählt, 
Trennung in Ost- und West-Berlin nach den Daten nicht möglich. Quelle: Anfragen der Fraktion DIE LINKE 
„Antisemitische Straftaten pro Quartal“, 1. Quartal 2014 – 2. Quartal 2017.  

Abbildung 104: Antisemitische Straf- und Gewalttaten aus dem Phänomenbereich Politisch moti-
vierte Kriminalität-rechts je 100.000 Einwohner, ohne Berlin 

Anmerkungen: Antisemitische Straf- und Gewalttaten aus dem Phänomenbereich Politisch motivierte Kri-
minalität-rechts, nach Ost und West je 100.000 Einwohner. Ohne Bundesland/Einwohner Berlin. Quelle: 
Anfragen der Fraktion DIE LINKE „Antisemitische Straftaten pro Quartal“, 1. Quartal 2014 – 2. Quartal 2017.  
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4.  Ursachenforschung nach Ost-West-Unterschieden 

In der deskriptiven Analyse wurde deutlich, dass die Entwicklung der Einstellungen aus der poli-
tischen Sphäre in Ost- und Westdeutschland differenziert betrachtet werden muss. Während ei-
nige Einstellungen konvergiert sind oder sich ohnehin kaum unterschieden, bestehen bei einigen 
Einstellungen Unterschiede bis zum aktuellen Rand fort. In diesem Kapitel wird eine Auswahl an 
Einstellungen, die noch immer deutliche Ost-West-Unterschiede zeigen, einer tieferen Analyse 
unterzogen. In zwei Analyseschritten wird untersucht, inwieweit die Ost-West-Unterschiede er-
klärt werden können und in welchen Bevölkerungsgruppen die Unterschiede vornehmlich vor-
herrschen.47  

Der erste Analyseschritt stellt die Frage, ob demographische, wirtschaftliche und soziale Unter-
schiede zwischen Ost- und Westdeutschland für die Unterschiede in Einstellungen verantwort-
lich sind. Denn Ostdeutsche unterscheiden sich in vielen Merkmalen, die wiederum Einstellungen 
beeinflussen, von Westdeutschen. Beispielsweise sind die Befragten in Ostdeutschland im Durch-
schnitt älter, verfügen über geringere Haushaltseinkommen und haben seltener einen Migrati-
onshintergrund. Außerdem sind die ostdeutschen Regionen von höherer Arbeitslosigkeit ge-
prägt.48 Anhand der Ergebnisse von Regressionsanalysen kann abgelesen werden, ob die Unter-
schiede auch nach Angleichung der Merkmale zwischen Ost- und Westdeutschland fortbestehen 
würden. Für die Analysen werden sowohl individuelle als auch regionale Erklärungsfaktoren ver-
wendet. Die individuellen Merkmale sind das Alter in Jahren (und das quadrierte Alter), das Ge-
schlecht, der Migrationshintergrund, der Ehestand, der Schulabschluss, die Anzahl der Kinder, 
die Erwerbssituation und das Haushaltseinkommen.49 Auf der Ebene von insgesamt 96 Regionen, 
in denen die Befragten wohnen, kommen die Geburtenziffer, acht Maße der Altersstruktur der 
Bevölkerung (20-34, 35-49, 50-64, 65 und älter, jeweils nach Geschlecht), der Anteil der Asylleis-
tungsempfänger und der Ausländeranteil als demographische regionale Maße zum Einsatz. Re-
gionale wirtschaftliche Kontrollen sind die Arbeitslosenquote, die Arbeitslosenquote der 15-24-
Jährigen, die Arbeitslosenquote der Ausländer, das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, das verfüg-
bare Einkommen pro Kopf und der Anteil der SGBII-Bezieher. 

Im zweiten Analyseschritt wird untersucht, in welchen Bevölkerungsgruppen und Regionen die 
Ost-West-Unterschiede besonders groß sind und in welchen sie womöglich gar nicht beobachtet 
werden. Dazu werden die Ost-West-Unterschiede innerhalb kleiner Gruppen, die anhand der 
oben genannten Merkmale beschrieben werden, ausgewiesen. Ost-West-Unterschiede in Einstel-
lungen innerhalb besser vergleichbarer Gruppen können nähere Hinweise darauf liefern, wel-
chen Ursprung sie haben und wie wahrscheinlich sie auch in Zukunft fortbestehen. 

                                                                  
47 Eine nähere Beschreibung der Analysemethoden befindet sich im Anhang. 
48 Eine nähere Beschreibung der Merkmalsunterschiede befindet sich im Anhang. 
49 Wegen einer großen Anzahl fehlender Werte kann das Haushaltseinkommen nicht in den Regressions-

analysen mit dem Allbus verwendet werden. 
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4.1 Sind die Ost-West-Unterschiede erklärbar? 
In Westdeutschland neigen mehr Menschen einer bestimmten politischen Partei zu als in Ost-
deutschland. Gleiche individuelle Merkmale würden den Unterschied sogar noch vergrößern. 
Durch Hinzunahme der regionalen Kontrollen verringert sich der Unterschied, aber auch wenn 
alle Merkmale sich angleichen, ist nicht damit zu rechnen, dass die Westdeutschen nicht trotz-
dem häufiger eine Parteineigung zeigen.  

Von Politikern denken Ostdeutsche häufiger, dass sie an den einfachen Leuten nicht interessiert 
seien. Ein Einfluss von individuellen Merkmalen ist nicht auszumachen, während regionale Be-
dingungen einen Teil des Unterschieds zu erklären scheinen, aber wegen großer Schätzunsicher-
heit schwer zu interpretieren sind. Ostdeutsche sind seltener Parteimitglied, häufiger Nichtwäh-
ler und sehen sich auf der Links-Rechts-Skala weiter links. Unterschiede in den politischen Ein-
stellungen sind von der Hinzunahme individueller Kontrollen unbeeinflusst; regionale Unter-
schiede tragen mit großer Schätzunsicherheit unterschiedlich zur Erklärung bei. Im Falle der 
Links-Rechts-Einstufung wird der Unterschied durch die regionalen Kontrollen noch weiter ver-
größert, was durch die unterschiedliche Altersstruktur der Bevölkerung hervorgerufen wird, wie 
sich in tiefergehenden Analysen zeigt. 

Bei den Fragen, auf was die Deutschen stolz in ihrem Land sind, antworten die Befragten beider 
Landesteile unterschiedlich. Der Stolz auf die deutschen Errungenschaften in Kunst und Literatur 
ist in Ostdeutschland stärker ausgeprägt, der Stolz auf den Sozialstaat und das Grundgesetz da-
für stärker in Westdeutschland. Die individuellen Kontrollen können kaum etwas von diesen Un-
terschieden erklären. Regional unterschiedliche Bedingungen scheinen ein Grund für den Unter-
schied im Stolz auf den Sozialstaat zu sein, dennoch lässt er sich nicht vollständig erklären. Die 
Ost-West-Unterschiede in den beiden anderen Maßen sind auch von regionalen Kontrollen un-
beeinflusst. 

Die Einstellungen gegenüber Ausländern fallen in Ostdeutschland negativer aus als in West-
deutschland. Ostdeutsche möchten eher, dass Ausländer untereinander heiraten und bei knap-
per Arbeit heimgeschickt werden. Außerdem sind Ostdeutsche häufiger gegen die doppelte 
Staatsbürgerschaft und betonen stärker, dass die Möglichkeit, den eigenen Lebensunterhalt zu 
verdienen, eine Voraussetzung für die Einbürgerung sein sollte. Die Unterschiede werden kaum 
durch individuelle Kontrollen beeinflusst und bleiben groß und statistisch signifikant. Dafür ver-
ringert sich der Unterschied in allen Maßen durch Hinzunahme der regionalen Merkmale. Unter-
schiede in regionalen Begebenheiten sind also teilweise für die großen Ost-West-Unterschiede in 
den Einstellungen gegenüber Ausländern verantwortlich. Hauptsächlich kann der Erklärungsge-
halt auf die Unterschiede in der Altersstruktur der Bevölkerung zurückgeführt werden. Einen Teil 
des Unterschieds in der Befürwortung, dass Ausländer bei knapper Arbeit heimgeschickt werden 
sollen, lässt sich außerdem mit unterschiedlichen Anteilen ausländischer Bevölkerung in der Re-
gion erklären. Wegen der großen Schätzunsicherheit kann aber nicht direkt abgeleitet werden, 
dass die Unterschiede bei Angleichung der regionalen Bedingungen verschwinden würden.  
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Ostdeutsche befürworten wesentlich stärker eine Einschränkung der Islamausübung, was nicht 
durch individuelle Kontrollen erklärt wird. Außerdem wollen sie Ausländern seltener gleiche So-
zialleistungen zugestehen als Westdeutsche. Mit gleichen individuellen Merkmalen und regiona-
len Begebenheiten würden sich die Ost-West-Unterschiede nicht wesentlich verkleinern.  

Ostdeutsche vertreten eher die Meinung, dass Ausländer mehr Straftaten begehen.  Besonders 
stark ausgeprägt ist der Unterschied aber bei der Ansicht, dass Ausländer das Sozialnetz belas-
ten. Ostdeutsche sehen in Ausländern eher Störfaktoren und sind seltener als Westdeutsche der 
Meinung, dass Ausländer die Kultur bereichern; vielmehr glauben sie häufiger, dass Ausländer 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt gefährden. Keiner der Unterschiede ist signifikant durch 
individuelle Merkmalsdifferenzen zu erklären. Lediglich in der Frage der Bereicherung der Kultur 
verringert sich der Unterschied bei Hinzunahme von regionalen Kontrollen deutlich. Wirtschaft-
liche Unterschiede tragen nur wenig Erklärungsgehalt bei, der wesentliche Beitrag kommt von 
Unterschieden in den Ausländeranteilen und der Altersstruktur in der Bevölkerung in den Regio-
nen. 

Sowohl Wirtschaftsflüchtlingen als auch Asylsuchenden wollen Ostdeutsche seltener den Zuzug 
ins Land erlauben als Westdeutsche. Individuelle Kontrollen ändern kaum etwas an diesem Un-
terschied. Die Schätzungen der Ost-West-Unterschiede werden bei Hinzunahme der regionalen 
Kontrollen sehr unpräzise.  In der Tendenz verringern die Ausländeranteile und auch demogra-
phische Zusammensetzung den Unterschied, während die Kontrolle von wirtschaftlichen regio-
nalen Merkmalen den Ost-West-Unterschied wieder leicht vergrößert.  

Insgesamt kann konstatiert werden, dass die Einstellungen der Ostdeutschen gegenüber Auslän-
dern deutlich negativer ausfallen als diejenigen der Westdeutschen. Diese Unterschiede können 
nicht auf persönliche beobachtbare Merkmale zurückgeführt werden. Wären die Bevölkerungen 
im Osten und Westen gleich zusammengesetzt – nach Alter, Migrationshintergrund, Bildungs-
grad, Familienstand, und wirtschaftlicher Lage – würden sie sich trotzdem noch in ihren Einstel-
lungen gegenüber Ausländern unterscheiden. In mehreren Fällen zeigt sich die Tendenz, dass die 
Unterschiede in den regionalen Ausländeranteilen und der regionalen demographischen Zusam-
mensetzung einen Teil der Ost-West-Differenz erklären können. 
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Wie sind die Graphiken zu lesen? 

Die Abbildungen in den Kapiteln zur Ursachenforschung zeigen die Ergebnisse verschiede-
ner statistischer Berechnungen. Diese Regeln helfen sie ganz einfach zu verstehen: 

 Die Balken verdeutlichen den Ost-West-Unterschied. Je größer der Balken, desto grö-
ßer der Ost-West-Unterschied.  

 Ein Balken nach links in den negativen Bereich bedeutet: die Einstellung ist in Ost-
deutschland weniger ausgeprägt. Ein Balken nach rechts in den positiven Bereich sagt 
entsprechend, dass die Einstellung in Ostdeutschland stärker ausgeprägt ist. 

 Die erste Abbildung dieses Kapitels führt „Kontrollen“ ein. Damit sind Merkmale der Be-
fragten gemeint. Der Balken sagt aus: wie groß ist der Ost-West-Unterschied, wenn 
diese Merkmale gleich wären? 

 Alle weiteren Abbildungen beschreiben den Unterschied in Einstellungen innerhalb ver-
schiedener Gruppen. Ein Beispiel: wie groß ist der Ost-West-Unterschied für alle unter 
35-Jährigen? 
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Abbildung 105: Ost-West-Unterschiede mit Kontrollvariablen 

Lesebeispiel: Die Sorgen über Zuwanderung sind bei Ostdeutschen um 0,2 Punkte stärker ausgeprägt als 
bei Westdeutschen. Werden individuelle Kontrollen A hinzugefügt, verringert sich der Abstand auf 0,17, 
Kontrollen B und C erhöhen ihn wieder. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. An-
merkungen: Die ersten beiden Variablen aus SOEP 2015, alle anderen Variablen aus Allbus 2016. Kontrollen 
A beinhalten individuelle Merkmale (Alter, Geschlecht, Migrationshintergrund, Ehestand, Schulabschluss, 
Anzahl der Kinder, Erwerbssituation, Haushaltseinkommen), Kontrollen B beinhalten die regionale Merk-
malsgruppe Demographie, Kontrollen C beinhalten die regionale Merkmalsgruppe Wirtschaft. Für vollstän-
dige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2 Analyse unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen  
Um näher zu beleuchten, welche Bevölkerungsgruppen für die Ost-West-Unterschiede verant-
wortlich sind, werden im Nachfolgenden die Ost-West-Unterschiede für verschiedene Bevölke-
rungsgruppen, die anhand der individuellen und regionalen Merkmale definiert werden, unter-
sucht. 

4.2.1 Ältere Generation für viele Ost-West-Unterschiede verantwortlich  

In Abbildung 106 werden die Ost-West-Unterschiede innerhalb von Bevölkerungsgruppen unter-
sucht, die nach Altersgruppen unterschieden werden. Die Regressionsergebnisse der Differenzen 
werden für 18-34-Jährige, 35-64-Jährige sowie für ab 65-Jährige getrennt ausgewiesen.  

Die Ost-West-Unterschiede in den geäußerten Sorgen der Bevölkerung über Zuwanderung unter-
scheiden sich zwischen den 18-64-Jährigen und den Befragten ab 65-Jahren. Die Unterschiede in 
den Sorgen sind sowohl bei 18-34-Jährigen und den 35-64-Jährigen fast gleich stark ausgeprägt 
und überwiegen die Ost-West-Differenz der Befragten ab 65-Jahren deutlich. Bei der Zuneigung 
zu einer politischen Partei stellt es sich anders dar. Hier überwiegt die sehr große Ost-West-Diffe-
renz der Befragten ab 65-Jahren und eine Ost-West-Differenz der 18-34-Jährigen ist fast nicht 
vorhanden. 35-64-Jährige im Westen scheinen ebenfalls eine stärkere Parteizuneigung als Ost-
deutsche zu haben, jedoch ist auch hier der Ost-West-Unterschied im Vergleich zu den Befragten 
ab 65-Jahren recht klein.  

Mehr Befragte im Osten sind der Meinung, dass sich Politiker nicht für einfache Leute interessie-
ren und die Ost-West-Differenz steigt mit dem Alter an. Des Weiteren befinden sich mehr Nicht-
wähler im Alter von über 35-Jahren im Osten und die Ost-West-Differenz ist für die 35-64-Jährigen 
am Größten, wobei der Unterschied zu den Personen ab 65-Jahren nur minimal ist. Parteimit-
glieder im Alter von über 35-Jahren sind überwiegend im Westen Deutschlands zu finden und die 
Ost-West-Differenz der Befragten ab 65-Jahren unterscheidet sich kaum von den 35-64-Jährigen. 
Bezüglich der Links-Rechts-Einstufung ist die Ost-West-Differenz der Personen ab 65-Jahren sehr 
groß und mehr Befragte aus dem Westen können sich damit im Vergleich zu Ostdeutschen iden-
tifizieren.  

Unterschiede im Stolz auf deutsche Errungenschaften sind bei den 18-34-Jährigen insbesondere 
bei Stolz auf den deutschen Sozialstaat sowie Stolz auf das deutsche Grundgesetz etwas weniger 
stark ausgeprägt als bei den Befragten ab 35-Jahren. Ansonsten unterscheiden sich die Ost-West-
Differenzen der verschiedenen Altersgruppen kaum und deutliche und statistisch signifikante 
Ost-West-Unterschiede bleiben vorhanden.  

Ein ähnliches Muster ist bei den Einstellungen gegenüber Ausländern zu finden. Bei den 18-34-
Jährigen sind die Ost-West-Unterschiede in den Fragen, ob Ausländer unter sich heiraten sollen, 
die doppelte Staatsbürgerschaft erlaubt sein soll, die Islamausübung eingeschränkt werden soll, 
Ausländer die gleichen Sozialleistungen erhalten sollen, Ausländer häufiger straffällig sind, der 
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Einschätzung ob Ausländer den Sozialstaat belasten, die Kultur bereichern und Ausländer den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt stören weniger stark ausgeprägt als für Befragte ab 35-Jahren. 
Für die Frage ob Ausländer unter sich heiraten sollen sowie ob diese die gleichen Sozialleistungen 
bekommen sollen, überwiegt die Ost-West-Differenz der Befragten ab 65-Jahren den Ost-West-
Unterschied der 35-64-Jährigen. Ansonsten unterscheiden sich die Ost-West-Differenzen der 35-
64-Jährigen nicht wesentlich von den Ost-West-Differenzen der Befragten ab 65-Jahren. Nach 
der Frage ob die doppelte Staatsbürgerschaft erlaubt werden soll, sprechen sich etwas mehr 35-
64-Jährige als Personen ab 65-Jahren aus. Ebenfalls sind es die 35-64-Jährigen, für welche die 
Ost-West-Differenz bei der Frage, ob Ausländer bei knapper Arbeit heimgeschickt werden sollen, 
am größten ist. Hier unterscheiden sich die 18-64-Jährigen nicht von den Befragten ab 65-Jahren. 
Bei der Frage danach, ob Ausländer bei der Einbürgerung ihren eigenen Lebensunterhalt vorwei-
sen sollen, überwiegt die Ost-West-Differenz der 18-34-Jährigen, jedoch unterscheiden diese sich 
nur gering von den Ost-West-Differenzen der Befragten ab 35-Jahren. 

Die Unterschiede in den Einstellungen zur Zuwanderung unterscheiden sich ebenfalls zwischen 
den Generationen. Die 18-34-Jährigen zeigen einen im Mittel kleineren Unterschied in der Frage 
der Begrenzung von Flüchtlingen, die vor der wirtschaftlichen Not in ihren Heimatländern flie-
hen. In der Frage der Begrenzung von Asylsuchenden dreht sich der Ost-West-Unterschied für die 
18-34-Jährigen sogar um und ist ebenfalls kleiner als der Unterschied der Befragten ab 35-Jah-
ren. Die Ost-West-Differenzen der 35-64-Jährigen sowie die Personen ab 65-Jahren unterschei-
den sich bei den Zuwanderungsfragen nicht.  

Mehrheitlich deuten die gezeigten Einstellungen darauf hin, dass die Unterschiede zwischen Ost- 
und Westdeutschland der 18-34-Jährigen kleiner sind. In der institutionalisierten politischen Par-
tizipation und der politischen Einordnung unterscheiden sich die 18-34-jährigen Ostdeutschen 
nicht in großem Maße von den Westdeutschen. Bei diesen Fragen sind vor allem die Befragten ab 
65-Jahren für Ost-West-Unterschiede verantwortlich. 

Die Einstellungen gegenüber Ausländern sind für viele Fragen unter 18-34-Jährigen Ostdeut-
schen zwar weiterhin weniger positiv als bei gleichaltrigen Westdeutschen, aber der Abstand ver-
ringert sich in sehr vielen Maßen gegenüber den Befragten ab 35-Jahren.  

Bei Fragen der Zuwanderung und der Nennung von Kategorien, die Stolz hervorrufen, sind die 
Unterschiede der 18-34-Jährigen auch kleiner als die Ost-West-Differenzen der Befragten ab 35-
Jahren. 
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Abbildung 106: Ost-West-Unterschiede für verschiedene Altersgruppen 

Lesebeispiel: Die Sorge über Zuwanderung ist bei Ostdeutschen im Alter von 18-34 Jahren um 0,21 Punkte 
stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen im gleichen Alter. Die Striche auf den Balken verkörpern die 
Schätzunsicherheit.  Anmerkungen: Die ersten beiden Variablen aus SOEP 2015, alle anderen Variablen aus 
Allbus 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollstän-
dige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 

4.2.2 Höheres Bildungsniveau reduziert Ost-West-Unterschiede 

Die Ost-West-Unterschiede in Einstellungen werden in Abbildung 107 für Menschen mit mindes-
tens einem Schulabschluss, der die Fachhochschulreife oder das Abitur bedeutet, und für Men-
schen mit einem Schulabschluss, von maximal der mittleren Reife, getrennt ausgewiesen.  
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Die Diskrepanzen in den Sorgen über Zuwanderung sind bei Menschen mit Fachabitur/Abitur ge-
nauso stark ausgeprägt wie bei Menschen mit einem Schulabschluss von maximal der mittleren 
Reife.  

Das Vorhandensein einer Parteipräferenz, die Absicht nicht zu wählen, die eigene Parteimitglied-
schaft und die Annahme, dass sich Politiker nicht für die einfachen Leute interessieren, unter-
scheiden sich innerhalb der Personen mit Fachabitur/Abitur tendenziell weniger stark zwischen 
Ost- und Westdeutschland als dies für Personen mit einem Schulabschluss, welcher über die 
mittlere Reife nicht hinausgeht, der Fall ist.  

Dafür ist die Differenz in der Links-Rechts-Einordnung unter den Befragten mit Fachabitur/Abitur 
tendenziell größer. Die Unterschiede im Stolz auf die deutschen kulturellen Leistungen, den So-
zialstaat und das Grundgesetz sind in der Gruppe der Personen mit Fachabitur oder Abitur kaum 
merklich kleiner.  

Die vielfältigen Einstellungen gegenüber Ausländern ergeben eine klare Tendenz. Für Befragte 
mit Fachabitur/Abitur sind die Ost-West-Unterschiede in den meisten Fällen weniger groß als in 
der Gruppe der Befragten mit einem Schulabschluss von maximal der mittleren Reife.   

Die Unterschiede unter ost- und westdeutschen Personen mit Fachabitur/Abitur sind beispiels-
weise in den Fragen, ob Ausländer unter sich heiraten sollen, Ausländer bei knapper Arbeit heim-
geschickt werden sollen, die Islamausübung beschränkt werden soll, die Ausländer den Sozial-
staat belasten und ob Ausländer den gesellschaftlichen Zusammenhalt stören, deutlich kleiner 
als unter den Befragten mit einem Schulabschluss von maximal der mittleren Reife.  

Bei der Frage danach, ob Ausländer einen eigenen Lebensunterhalt bei der Einbürgerung aufwei-
sen sollen, ist es jedoch die Ost-West-Differenz der Befragten mit Fachabitur/Abitur, welche deut-
lich überwiegt.  

Jedoch sind es vermehrt die Befragten im Westen mit maximal einem mittleren Bildungsab-
schluss, welche sich dafür aussprechen, dass die doppelte Staatsbürgerschaft erlaubt werden 
soll, Ausländer die gleichen Sozialleistungen bekommen sollen, Ausländer die Kultur bereichern 
und der Zuzug von Wirtschaftsflüchtlingen und Asylbewerbern zugelassen werden soll.  

Insgesamt erscheinen die Ost-West-Unterschiede in politischen Einstellungen sowie Einstellun-
gen den Stolz auf deutsche Errungenschaften betreffend, kein alleiniges Phänomen von Bil-
dungsabschlüssen der Bevölkerung zu sein. Selbst unter den Menschen mit Fachabitur/Abitur 
sind deutliche Ost-West-Unterschiede in den Einstellungen gegenüber Ausländern und Zuwan-
derung zu finden. Dennoch sind einige dieser Unterschiede in der Gruppe der Befragten mit Fach-
abitur/Abitur zumindest etwas weniger ausgeprägt als in der Gruppe der Befragten, mit einem 
Schulabschluss von maximal der mittleren Reife.  
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Abbildung 107: Ost-West-Unterschiede nach Bildungsniveau 

Lesebeispiel: Die Sorge über Zuwanderung ist bei Ostdeutschen mit höchstens mittlerer Reife um 0,15 
Punkte stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen mit der gleichen Schulbildung. Die Striche auf den Bal-
ken verkörpern die Schätzunsicherheit.  Anmerkungen: Die ersten beiden Variablen aus SOEP 2015, alle 
anderen Variablen aus Allbus 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen 
ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 
95%-Niveau angegeben. 
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4.2.3 Persönliche Haushaltslage beeinflusst Ost-West-Unterschiede kaum 

In Abbildung 108 und Abbildung 109 wird dargestellt, wie sich die Ost-West-Unterschiede in Ein-
stellungen nach der Erwerbstätigkeit der Befragten und ihrem Haushaltseinkommen50 unter-
schieden. Die Unterschiede in den Sorgen über Zuwanderung sind unter den Erwerbstätigen et-
was stärker ausgeprägt als unter nicht Erwerbstätigen, aber auch in Haushalten mit Einkommen 
unterhalb des Medians gegenüber Haushalten mit höheren Einkommen. Die Differenzierungen 
nach Erwerbstätigkeit und Einkommen verändern die Ost-West-Unterschiede jedoch nur mini-
mal.  

Die Absicht nicht zu wählen, unterscheidet sich zwischen Ost- und Westdeutschen sehr deutlich 
bei nicht Erwerbstätigen und Haushalten mit geringen Einkommen. In den spiegelbildlichen 
Gruppen ist der Unterschied praktisch nicht mehr vorhanden. In der Links-Rechts-Einstufung un-
terscheiden sich erwerbstätige Ost- und Westdeutsche praktisch gar nicht, nicht Erwerbstätige 
dafür umso deutlicher. Die Unterschiede in der Parteimitgliedschaft und der Einschätzung, dass 
sich Politiker nicht für die einfachen Leute interessieren, sind entlang dieser Dimensionen hinge-
gen kaum verschieden.  

Die Unterschiede im Stolz auf deutsche Errungenschaften sind ebenfalls in allen Gruppen vor-
handen und nicht eindeutig der ökonomisch schwächeren oder stärkeren Gruppe zuzuordnen. 
Tendenziell scheint der Unterschied im Stolz auf das Grundgesetz bei den Erwerbstätigen und 
besser Verdienenden etwas schwächer ausgeprägt zu sein.  

Die Unterschiede in der Meinung, dass Ausländer unter sich heiraten sollten, sind bei nicht Er-
werbstätigen und Haushalten mit Einkommen unterhalb des Medians größer. Bei den übrigen 
Einstellungen gegenüber ethnischen Minderheiten scheint der persönliche wirtschaftliche Hin-
tergrund nicht sehr entscheidend für die Ost-West-Unterschiede zu sein. Beinahe alle Unter-
schiede sind in allen vier Gruppen weiterhin aufzufinden und kleinere Unterschiede zwischen den 
Gruppen sind statistisch meist kaum unterscheidbar.  

  

                                                                  
50 Wegen vieler fehlender Werte sind die Schätzungen auf Basis des Allbus mit großer Schätzunsicherheit 

behaftet, zu erkennen am großen Konfidenzintervall. 
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Abbildung 108: Ost-West-Unterschiede bei Erwerbstätigen und nicht Erwerbstätigen 

 
Lesebeispiel: Die Sorge über Zuwanderung ist bei erwerbstätigen Ostdeutschen um 0,2 Punkte stärker aus-
geprägt als bei erwerbstätigen Westdeutschen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicher-
heit.  Anmerkungen: Die ersten beiden Variablen aus SOEP 2015, alle anderen Variablen aus Allbus 2016. 
Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte 
siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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Abbildung 109: Ost-West-Unterschiede nach Haushaltseinkommen 

Lesebeispiel: Die Sorge über Zuwanderung ist bei Ostdeutschen mit überdurchschnittlichen Haushaltsein-
kommen um 0,18 Punkte stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen mit überdurchschnittlichen Haushalts-
einkommen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit.  Anmerkungen: Die ersten bei-
den Variablen aus SOEP 2015, alle anderen Variablen aus Allbus 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen 
wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfiden-
zintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2.4 Persönlicher Kontakt zu Ausländern reduziert Ost-West-Unterschiede 

In Abbildung 110 werden die Ost-West-Unterschiede für zwei Gruppen getrennt ausgewiesen, von 
denen eine Gruppe Kontakt zu Ausländern pflegt, während die andere Gruppe keinen Kontakt zu 
Ausländern hat. In diesen Vergleich fließen deshalb keine Antworten von Migranten ein.  

Die Antworten auf die Frage, ob man sich Sorgen über Zuwanderung mache, sind in Ost- und 
Westdeutschland in der Gruppe ohne Kontakt zu Ausländern stark verschieden. Die deutlich grö-
ßeren Sorgen über Zuwanderung der Ostdeutschen verschwinden beim Vergleich von Gruppen, 
die beide über Kontakt zu Ausländern verfügen.  

Die Parteizuneigung und die Zustimmung zur Aussage, dass sich Politiker nicht für die einfachen 
Leute interessieren, unterscheiden sich in der Gruppe mit Kontakt zu Ausländern zwischen Ost- 
und Westdeutschen kaum noch. Geringe Veränderungen sind bei den Unterschieden in der Par-
teimitgliedschaft, der Wahlabsicht und der Links-Rechts-Einstufung zu finden. 

Die Unterschiede im Stolz auf deutsche Errungenschaften bleiben in beiden Gruppen weitgehend 
bestehen. Lediglich der Stolz auf das Grundgesetz unterscheidet sich zwischen Ost- und West-
deutschen mit Kontakt zu Ausländern etwas weniger.  

Bei den Ost-West-Differenzen in den Einstellungen gegenüber Ausländern zeigen sich deutliche 
Unterschiede für die Gruppen mit und ohne Kontakt zu Ausländern. Ost- und Westdeutsche sind 
sich generell ähnlicher in ihren Einstellungen, wenn sie Kontakt zu Ausländern pflegen. In der 
Frage, ob Ausländer unter sich heiraten sollen, stimmen Ostdeutsche ohne Kontakt deutlich häu-
figer zu, während sich Ost- und Westdeutsche mit Kontakt zu Ausländern beinahe einig sind. Auch 
der Vorsprung in der Zustimmung von Ostdeutschen zur Aussage, dass Ausländer bei knapper 
Arbeit zurückgeschickt werden sollen, verringert sich bei Kontakt deutlich. Die doppelte Staats-
bürgerschaft trifft bei Ost- und Westdeutschen mit Kontakt zu Ausländern ebenfalls auf gleich 
große Zustimmung. Die Unterschiede in der Zustimmung die Islamausübung zu beschränken 
und Ausländern gleiche Sozialleistungen zu gewähren, sowie die Unterschiede in der Überzeu-
gung, dass Ausländer den Sozialstaat belasten und den gesellschaftlichen Zusammenhalt ge-
fährden, gehen in der Gruppe mit Ausländerkontakt merklich zurück. Ost- und Westdeutsche sind 
sich dann sogar in der Frage einig, ob Ausländer die Kultur bereichern. Den Zuzug von Wirt-
schaftsflüchtlingen und Asylsuchenden befürworten Ost- und Westdeutsche mit Kontakt zu Aus-
ländern praktisch gleichermaßen, wenn auch mit großer Schätzunsicherheit behaftet.  

Der Kontakt zu Ausländern ist ein guter Indikator für schwindendende Unterschiede in politi-
schen Einstellungen zwischen Ost- und Westdeutschen. In den Einstellungen gegenüber Auslän-
dern ähneln sich die Landesteile sehr viel mehr, wenn die Befragten Kontakt zu Ausländern pfle-
gen. Auch andere politische Einstellungen unterscheiden sich innerhalb dieser Gruppe weniger. 
Das bedeutet zwar nicht zwingend, dass häufigerer Kontakt mit Ausländern die Unterschiede 
zwischen Ost- und Westdeutschland verringern würde. Es ist auch denkbar, dass sich Menschen, 
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die sich für den stärkeren Kontakt zu Ausländern entscheiden, in beiden Landesteilen für ähnli-
che Werte einstehen. Da aber auch der Kontakt in Westdeutschland, wo deutlich mehr Ausländer 
wohnen, stärker ausgeprägt ist, spricht viel dafür, dass keine bewusste Entscheidung für mehr 
Kontakt die entscheidende Erklärung ist. Vielmehr drängt sich die Vermutung auf, dass der Kon-
takt zu Ausländern eine ursächliche Wirkung auf die Einstellungen haben könnte. 
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Abbildung 110:  Ost-West-Unterschiede nach Kontakt zu Ausländern 

 
Lesebeispiel: Die Sorge über Zuwanderung ist bei Ostdeutschen mit Kontakt zu Ausländern um 0,01 Punkte 
stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen mit Kontakt zu Ausländern. Die Striche auf den Balken verkör-
pern die Schätzunsicherheit.  Anmerkungen: Die ersten beiden Variablen aus SOEP 2015, alle anderen Va-
riablen aus Allbus 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für 
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vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau an-
gegeben. 

4.2.5 Kleinere Ost-West-Unterschiede in Regionen mit junger Bevölkerung 

Die Ost-West-Unterschiede in den Einstellungen werden nun für Gruppen ausgewiesen, die an-
hand regionaler Charakteristika differenziert werden. Anhand von Merkmalen in der Raumord-
nungsregion des Wohnortes werden die Befragten in zwei Gruppen unterteilt In Abbildung 111 
werden die Regionen anhand der Arbeitslosenquote zugeordnet, in  Abbildung 112 anhand des 
Anteils der 20-35-jährigen Bevölkerung. Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit (Arbeitslosenquote 
über dem 75. Perzentil51) und Regionen mit niedriger Arbeitslosigkeit unterscheiden sich in vielen 
politischen Einstellungen gleichermaßen zwischen Ost- und Westdeutschland (Abbildung 111). 
Die Ost-West-Unterschiede in den Sorgen über Zuwanderung scheinen in Regionen mit niedriger 
Arbeitslosigkeit etwas größer zu sein als in Regionen mit höherer Arbeitslosigkeit. Dieses Muster 
ist jedoch die Ausnahme. Die Differenzen in der Parteimitgliedschaft, im Stolz auf das Grundge-
setz, in der Zustimmung die Islamausübung zu beschränken, in der Überzeugung, dass Ausländer 
den Sozialstaat belasten und in der Befürwortung des Zuzugs von Asylsuchenden sind in Regio-
nen mit hoher Arbeitslosigkeit im Ost-West-Vergleich größer als in Regionen mit niedriger Ar-
beitslosigkeit. In der Tendenz bleiben die Ost-West-Unterschiede allerdings in beiden Regionsty-
pen bestehen. 

In  Abbildung 112 zeigt sich, dass im Ost-West-Vergleich von Regionen mit besonders junger Be-
völkerungsstruktur weniger Einstellungsunterschiede zu finden sind. Mit Ausnahme von Partei-
mitgliedschaft, der Links-Rechts-Einstufung und dem Stolz auf Kunst und Kultur, sind alle politi-
schen Einstellungen in jüngeren Regionen in der Tendenz ähnlicher und teilweise deutlich ähnli-
cher zwischen Ost und West. Für einige Einstellungsmaße, beispielweise das Vorhandensein ei-
ner Parteizuneigung, die Zustimmung zur Aussage, dass Ausländer die Kultur bereichern, und die 
Befürwortung des Zuzugs von Flüchtlingen, gilt sogar, dass in jungen Regionen keine Ost-West-
Unterschiede mehr auftreten. Besonders deutlich ist der Rückgang in der Differenz auch bei der 
Zustimmung zur doppelten Staatsbürgerschaft und bei der Befürwortung gleicher Sozialleistun-
gen für Ausländer.  

Insgesamt können die regionalen Disparitäten zwischen Ost- und Westdeutschland zwar nicht 
vollständig erklären, weshalb Unterschiede in Einstellungen zwischen Ost- und Westdeutschen 
vorherrschen. Dennoch kann man konstatieren, dass Regionen mit ungünstiger Demographie 
stärker zu den Ost-West-Unterschieden in politischen Einstellungen beitragen.  

51 Wegen hoher Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland muss hier eine höhere Grenze als der Median gezogen 
werden, damit auch ostdeutsche Regionen zum Vergleich in der niedrigen Kategorie bereitstehen. 
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Abbildung 111:  Ost-West-Unterschiede nach regionaler Arbeitslosenquote 

Lesebeispiel: Die Sorge über Zuwanderung ist bei Ostdeutschen in Regionen mit überdurchschnittlich ho-
her Arbeitslosenquote über dem 75. Perzentil um 0,13 Punkte stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen in 
vergleichbaren Regionen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit.  Anmerkungen: 
Die ersten beiden Variablen aus SOEP 2015, alle anderen Variablen aus Allbus 2016. Die Ergebnisse der drei 
Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die 
Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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Abbildung 112: Ost-West-Unterschiede nach regionaler Bevölkerungszusammensetzung

Die Sorge über Zuwanderung ist bei Ostdeutschen in Regionen mit überdurchschnittlich vielen 20-34-Jäh-
rigen um 0,07 Punkte stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen in vergleichbaren Regionen. Die Striche 
auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit.  Anmerkungen: Die ersten beiden Variablen aus SOEP 
2015, alle anderen Variablen aus Allbus 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schät-
zungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für 
das 95%-Niveau angegeben. 
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5. Fazit: Politische Einstellungen und Verhaltensweisen im ver-
einigten Deutschland 

Politisches Interesse in West und Ost hat sich angeglichen 

Das politische Interesse der Bürgerinnen und Bürger bewegte sich in beiden Landesteilen etwas 
schwankend über zwei Jahrzehnte und lag dabei im Westen leicht höher. Seit 2010 unterscheidet 
sich das politische Interesse in Ost und West kaum noch und hat sich weitgehend angeglichen. 
Absolut betrachtet stieg das Interesse an Politik von 2012 auf 2014 deutlich an. Das im Zeitverlauf 
vergleichsweise hohe Niveau kann auch für 2016 bestätigt werden. Ob dies den Beginn einer 
Trendwende hin zu einem anhaltend höheren Politikinteresse in der Bevölkerung markiert oder 
nur eine vorübergehende Erscheinung ist, bleibt abzuwarten. Nichtsdestotrotz interessieren sich 
am aktuellen Rand im Jahr 2016 etwa 16-17% der Befragten in Deutschland überhaupt nicht für 
Politik, egal ob in Ost- oder Westdeutschland wohnhaft.  

Westdeutsche stufen sich auf Links-Rechts-Skala im Durchschnitt weiter rechts ein, leichte An-
näherung ist über die Zeit zu beobachten 

Auf der politischen Links-Rechts-Achse ordneten sich die Westdeutschen über lange Zeit deutlich 
rechter ein als die Ostdeutschen. In jüngerer Zeit nähern sich die Mittelwerte geringfügig an. Seit 
der Wiedervereinigung wurde 2016 der geringste Skalenunterschied gemessen, aber der Unter-
schied ist immer noch signifikant. Bei den 18-34-Jährigen und innerhalb der Erwerbstätigen ver-
schwinden die Ost-West-Unterschiede in der politischen Positionierung. Die konstant differente 
Links-Rechts-Positionierung ist ein beharrendes Element in den politischen Kulturen Ost- und 
Westdeutschlands. 

Ost- und Westdeutsche ordnen sich mittlerweile gleich häufig am rechten Rand ein 

Eine ähnliche Entwicklung ist am rechten Rand zu beobachten; die Westdeutschen fühlten sich 
in den zwei Jahrzehnten nach der Wiedervereinigung mit deutlichem Abstand selbst häufiger 
dem rechten Rand des Links-Rechts-Spektrums zugehörig als die Ostdeutschen. Erst in jüngster 
Vergangenheit begann eine ziemlich deutliche Konvergenz bei der Einordnung am rechten Rand, 
die vor allem durch einen Rückgang im Westen zustande kam. Im Jahr 2016 stufte sich etwa jeder 
Zehnte in Deutschland (Ost und West) auf der Links-Rechts-Skala deutlich weit rechts ein. Nach 
ansteigenden Werten von 1996 bis 2006 sinkt insgesamt das Ausmaß an autoritärer Unterwürfig-
keit als Ausdruck zur Zustimmung von rechten Einstellungen seit zehn Jahren kontinuierlich. Die 
geringfügig leicht höheren Werte in Westdeutschland haben sich bis heute den ostdeutschen 
Werten angeglichen.  
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Ost- und Westdeutsche nähern sich bei Parteiidentifikation leicht an 

Mehr Menschen in Westdeutschland fühlen sich mit einer bestimmten Partei verbunden als in 
Ostdeutschland, wobei die Unterschiede in den Einstellungen zu langfristigen Parteibindungen 
in den Jahren 2014 und 2016 etwas kleiner geworden und auf 10 Prozentpunkte gesunken sind. 
Die Ost-West-Unterschiede verschwinden gänzlich, wenn nur die 18-34-Jährigen oder Regionen 
mit überdurchschnittlich vielen jungen Menschen betrachtet werden. Nur sehr geringe Unter-
schiede gab und gibt es in der Intensität der Parteibindungen. Das heißt, wenn sich Deutsche 
einer Partei verbunden fühlen, tun sie das in ähnlichem Ausmaß. 

Grüne sind konstant im Westen die Linke konstant im Osten beliebter 

Bei der Beliebtheit der Parteien zeigen sich ganz unterschiedliche Muster. Während die 
Beliebtheitskurven der CDU in beiden Landesteilen über die Zeit ähnlich schwanken, und bei der 
SPD sowie der FDP nahezu identisch verlaufen, erreichen die Grünen im Westen und die Linke im 
Osten deutlich höhere Werte auf dem Sympathie-Skalometer. Die Unterschiede bei den Grünen 
und den Linken verringern sich, wenn überhaupt, nur sehr langsam und es ist keine Konvergenz 
in absehbarer Zeit zu erwarten. Keine Unterschiede zwischen Ost und West gibt es bei der Bewer-
tung der jeweiligen Regierungsarbeit. Insgesamt ist bei der Beurteilung der Parteien und der Re-
gierungsarbeit auffällig, dass sich die Zustimmungs- und Ablehnungswerte in den meisten Fällen 
– ob auf gleichem oder unterschiedlichem Niveau – in Ost und West in die gleiche Richtung be-
wegen.

West- und Ostdeutsche unterscheiden sich kaum bei Parteimitgliedschaften und bei nicht-in-
stitutionalisierten Beteiligungsformen 

Die Mitgliedsraten in politischen Parteien liegen in Ost- und Westdeutschland seit der Wiederver-
einigung auf sehr niedrigem Niveau. In Westdeutschland schwanken die Werte mit kleineren Aus-
schlägen nach oben und unten gleichbleibend um die 4%. Im Osten sind die Werte tendenziell 
rückläufig und schwanken seit Anfang der 2000er Jahre nur noch um die 2%. Auf diesem niedri-
gen Niveau könnte sogar von einer divergierenden Entwicklung gesprochen werden. Bei den 18-
34-jährigen Befragten können nur kleine Unterschiede in der Parteimitgliedschaft zwischen Ost- 
und Westdeutschland ausgemacht werden, genau wie bei Menschen mit Fachabitur/Abitur. Be-
funde aus den SOEP-Daten mit breiterer Fragestellung, kommen zu dem Schluss, dass die Betei-
ligungsraten an Parteien, Kommunalpolitik und in Bürgerinitiativen in Ost- und Westdeutschland 
seit 1992 auf sehr ähnlichem niedrigem Niveau liegen.

Nicht-institutionalisierte Beteiligungsformen, die eher auf wechselnde und einmalige Themen 
bezogen und meist nicht innerhalb starrer verbindlicher Strukturen stattfinden, werden seit 2002 
in Ost- und Westdeutschland vermehrt ausgeübt. Nur die Teilnahme an Demonstrationen ist ins-
gesamt gesunken. Im Jahr 2014 nehmen ähnliche viele Menschen in beiden Landesteilen an De-
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monstrationen und Unterschriftensammlungen teil. Produktboykotte und die Mitarbeit in Verei-
nen, Verbänden und Organisationen werden im Westen häufiger als im Osten genutzt, um „etwas 
in Deutschland zu verbessern“ (vgl. European Social Survey).  

Westdeutsche gehen konstant häufiger an die Wahlurne, Parteien an politischen Rändern er-
halten mehr Stimmen im Osten  

Bezüglich der tatsächlichen Wahlbeteiligung lässt sich eindeutig konstatieren, dass die Bürgerin-
nen und Bürger in Westdeutschland konstant häufiger von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen 
als in Ostdeutschland. Eine Angleichung scheint sich nicht abzuzeichnen. Dies gilt vor allem bei 
Bundestagswahlen und Landtagswahlen. Innerhalb enger gefasster Gruppen ähneln sich Ost- 
und Westdeutsche jedoch wiederum sehr in ihrer Wahlabsicht. Innerhalb der Gruppe mit höheren 
Einkommen, Fachabitur/Abitur oder den 18-34-Jährigen können keine Ost-West-Unterschiede 
mehr gefunden werden. 

Differenzen bei der Stimmenverteilung an unterschiedliche Parteien zeigen sich weniger an der 
Zustimmung zu den großen Volksparteien, sondern vielmehr an der Zustimmung an den Rändern 
des politischen Spektrums. Vor allem durch die Zweitstimmenanteile für die Linken auf Bundes-
ebene unterscheidet sich das Verhalten der Wähler in beiden Teilen Deutschlands stark. Die Wäh-
leranteile für die Linkspartei lagen im Osten bis zu 20 Prozentpunkte höher als im Westen. Bei der 
letzten Bundestagswahlen 2017 haben sich die Werte bis auf 10 Prozentpunkte angenähert, eine 
Angleichung ist nicht in Sicht. Auf der anderen Seite des Parteienspektrums bewegen sich die 
Ergebnisse für rechtsextremistische Parteien nach leicht höheren Werten im Osten in den 2000er 
Jahren am aktuellen Rand in beiden Landesteilen auf demselben niedrigen Niveau. Die am rech-
ten Parteienspektrum einzuordnende AfD erzielte bei den Landtagswahlen der Jahre 2013-2017 
in ostdeutschen Ländern höhere Zweistimmenergebnisse. Auch bei der Bundestagswahl 2017 
schnitt sie im Ost-West-Vergleich im Osten deutlich besser ab, wo sie 22% der gültigen Zweitstim-
men erhielt. Im Westen stimmten 11% der Wähler für die AfD. 

Nur minimale Annäherung bei Zufriedenheits-, Vertrauens- und Stolzeinstellungen zwischen 
Ost- und Westdeutschen 

Die Menschen in Ost- und Westdeutschland werden im Zeitverlauf zufriedener mit dem Funktio-
nieren der Demokratie in Deutschland. Zeitgleich herrscht in diesem Punkt noch ein großes Zu-
friedenheitsgefälle zwischen Ost- und Westdeutschland seit der Wiedervereinigung. Über die 
letzten 20 Jahre zeichnet sich nur eine marginale Konvergenz ab. Mit der Arbeit der Bundesregie-
rung sind die Menschen in Deutschland von 2002 bis 2014 in ansteigendem Maße zufrieden, im 
Westen etwas mehr als im Osten. Die pessimistische Einstellung, dass Politiker an einfachen Leu-
ten nicht interessiert seien, teilen deutliche Mehrheiten in beiden Landesteilen. Im Zeitverlauf 
bewerten die Deutschen die Politiker wieder etwas optimistischer. Bei allen Einschätzungen zur 
Demokratie, zur Regierung und zu Politikern drücken die Ostdeutschen eine höhere Unzufrieden-
heit aus. Die Unterschiede zwischen Ost und West sind persistent und es zeichnet sich nur leichte 
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Konvergenz in den Einstellungen ab. Die pessimistische Wahrnehmung von Politkern ist zumin-
dest in der Gruppe mit Fachabitur/Abitur und bei Menschen mit engem Kontakt zu Ausländern 
nicht mehr zwischen Ost- und Westdeutschen verschieden.  

Derselbe Befund des Ost-West-Gefälles lässt sich für die Vertrauenswerte festhalten: Ein Viertel-
jahrhundert nach dem Zusammenbruch des Kommunismus vertrauen die Menschen in Ost-
deutschland ihren politischen Institutionen immer noch nicht im gleichen Maße wie dies West-
deutsche tun. Im Vergleich der politischen Institutionen untereinander genießen die rechtsstaat-
lichen Institutionen ein deutlich höheres Vertrauensniveau als die parteistaatlichen Institutio-
nen. In Ostdeutschland bauten die Menschen vor allem in den 1990er Jahren mehr Vertrauen in 
die politischen Institutionen auf, so dass sich die bestehende Vertrauenslücke zwischen Ost- und 
Westdeutschland etwas schloss. Allerdings kann bis 2014 nicht von einem Angleichungsprozess 
gesprochen werden. Die im Jahr 2014 gemessenen Ost-West-Unterschiede bei den meisten Ein-
stellungen im Institutionenvertrauen sind sogar leicht höher als im Jahr 2012.  

Bei Betrachtung der Angaben der Deutschen über die Dinge, auf die sie stolz sind, ergibt sich 
ebenfalls ein eindeutiges Muster. Die Menschen in Westdeutschland wählen deutlich häufiger in-
stitutionelle Errungenschaften wie das Grundgesetz und den Sozialstaat unter die drei Dinge, auf 
die sie am meisten stolz sind. Im Osten assoziieren die Befragten Stolz deutlich häufiger mit 
menschlichen Leistungen. Sie sind häufiger stolz auf deutsche Sportler und wissenschaftliche 
Leistungen sowie deutsche Künstler und Literaten. In keinen der untersuchten homogenen Be-
völkerungsgruppen ähneln sich die Angaben der Ost- und Westdeutschen. Selbst in der jüngeren 
Bevölkerung sind die Unterschiede noch groß. Lediglich beim wirtschaftlichen Erfolg konvergier-
ten die Einschätzungen in Ost- und Westdeutschland. Auf den wirtschaftlichen Erfolg in Deutsch-
land sind die Ost- und Westdeutschen mittlerweile (wieder) gleichermaßen stolz. 

Zuwanderung nach Deutschland 2016: Ostdeutsche sind bei allen Zuzugsgruppen skeptischer 

Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung möchte im Jahr 2016 die Zuwanderung nach Deutsch-
land in irgendeiner Form begrenzt sehen, jedenfalls sollte sie nicht uneingeschränkt möglich 
sein, aber auch nicht völlig unterbunden werden. Die Meinungen über den Zuzug variieren je 
nach Zuwandergruppe. Absolut gesehen möchten die Deutschen die Zuwanderung von Auslän-
dern ohne Arbeit und Menschen, die vor wirtschaftlicher Not fliehen, eher unterbinden. Deutlich 
offener stehen sie Zuwanderern gegenüber, die zum Arbeiten nach Deutschland kommen wollen 
oder aus humanitären Gründen aus ihrer Heimat fliehen müssen. Es gibt keine Zuwanderungs-
gruppe, der die Ostdeutschen einen leichteren Zuzug einräumen würden als Westdeutsche. Die 
größten Ost-West-Meinungsverschiedenheiten bestehen bei Kriegsflüchtlingen, politisch Ver-
folgten, sowie Kindern und Ehepartnern von Migranten, wenngleich deutliche Anteile in beiden 
Landesteilen einen Zuzug dieser Gruppen begrüßen. Die Unterschiede in der Befürwortung des 
Zuzugs von Ausländern sind in der Gruppe, die Kontakt zu Ausländern pflegt, kleiner als in der 
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Gruppe, die dies nicht tut. Außerdem erscheinen die 18-34-Jährigen und die Personen mit Fach-
abitur/Abitur in Ost und West sich eher in ihren Einstellungen dazu zu ähneln, genau wie Perso-
nen in Regionen mit junger Bevölkerung. 

Zuwanderung im Zeitverlauf: Die deutsche Gesellschaft wird offener, gleichzeitig sind Sorgen 
über Zuwanderung im Osten konstant höher 

Der Zuzug von deutschstämmigen Aussiedlern aus Osteuropa, Asylsuchenden, EU-Arbeitneh-
mern und Nicht-EU-Arbeitnehmern wird sowohl in Ostdeutschland als auch in Westdeutschland 
seit der Wiedervereinigung zunehmend wohlwollender beurteilt, im Westen leicht positiver. Die 
Einstellungen zum Zuzug von Arbeitnehmern konvergierten zwischen Ost und West, diejenigen 
zu Asylsuchenden und Spätaussiedlern verliefen von Anfang an ziemlich ähnlich. 

Gleichzeitig sind die Sorgen vieler Deutscher über die Zuwanderung nach Deutschland seit 2012 
stark angestiegen, nachdem sie in den 2000er Jahren deutlich zurückgegangen waren. Die ge-
stiegene Skepsis ist wahrscheinlich weniger auf die Zuzugsgruppen aus Europa zurückzuführen, 
sondern vielmehr auf die verstärkte Zuwanderung an Flüchtlingen in den vergangenen Jahren. 
Die Sorgen über Zuwanderung liegen im Osten konstant höher als im Westen. Es zeigt sich keine 
Konvergenz. Lediglich in der Gruppe, die Kontakt zu Ausländern pflegt, ist kein Ost-West-Unter-
schied mehr zu finden. Innerhalb der anderen mit individuellen Merkmalen charakterisierten 
Gruppen sorgen sich die Ostdeutschen mehr über Zuwanderung als Westdeutsche. In jüngeren 
Regionen sind die Ost-West-Unterschiede zumindest kleiner.  

Befürchtungen wegen Flüchtlingszuwanderung sind im Osten größer 

In der Flüchtlingsfrage der letzten Jahre herrscht grundsätzlich eine hohe Hilfsbereitschaft. Eine 
große Mehrheit von drei Vierteln der Bevölkerung findet, dass Deutschland Flüchtlingen helfen 
sollte und geht allgemein davon aus, dass sich Vor- und Nachteile von Flüchtlingen für Deutsch-
land langfristig ausgleichen bzw. Flüchtlinge für Deutschland Vorteile bringen können.  

Auf konkretere Fragen nach der Aufnahme und Integration von Flüchtlingen antworten viele 
Menschen allerdings verhaltener. Auswertungen für den aktuellen Rand der Jahre 2015 und 2016 
zeigen zudem große Ost-West-Unterschiede. Ostdeutsche beurteilen die Aufnahmefähigkeit von 
Deutschland und den Eingliederungswillen von Flüchtlingen, sowie die politischen und finanzi-
ellen Maßnahmen zur Flüchtlingsintegration durchwegs skeptischer und pessimistischer als 
Westdeutsche.  

Viele Menschen in Deutschland gehen davon aus, dass die Flüchtlingszuwanderung für die Ge-
sellschaft in Deutschland Risiken mit sich bringen wird. Die Flüchtlinge werden vor allem für den 
Sozialstaat und die öffentliche Sicherheit in beiden Landesteilen mehrheitlich als Risiko einge-
stuft, und nur vereinzelt als Chance begriffen. Eine Mehrheit in Deutschland befürchtet einen An-
stieg der Kriminalität wegen der Flüchtlinge. Für das Zusammenleben in der Gesellschaft stellen 
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die Flüchtlinge laut vieler Befragter ebenfalls ein Risiko dar, doch kann sich auch fast ein Viertel 
der Befragten in Westdeutschland und fast ein Fünftel in Ostdeutschland eine Bereicherung für 
das Zusammenleben vorstellen. Für die deutsche Wirtschaft können durch die Flüchtlinge in den 
Augen eines Viertels der Befragten Chancen entstehen. Viele Menschen glauben auch, dass in der 
Flüchtlingszuwanderung eine Chance zur Behebung des Fachkräftemangels in Deutschland lie-
gen könnte. Im Vergleich zwischen Ost und West stufen die Ostdeutschen die Risiken von Flücht-
lingen deutlich höher ein, vor allem im Sicherheitsbereich und bezüglich der Belastungen für den 
Sozialstaat liegen ihre Befürchtungen deutlich höher.  

Auf politischer Ebene befürchtet ein hoher Anteil der Befragten, das Flüchtlingsthema gefährdet 
den Zusammenhalt in der EU. Große Befürchtungen herrschen ebenfalls vor, wenn die Befragten 
an eigene Einbußen durch die Flüchtlingszuwanderung denken: So fürchten rund drei von vier 
Deutschen, dass es wegen der Ausgaben für die Flüchtlinge zu Einsparungen in anderen Berei-
chen kommt. An dieser Stelle denken die Menschen in West- und Ostdeutschland sehr ähnlich. 

Einstellungen zu Ausländern seit der Wiedervereinigung: Insgesamt positiver geworden, aber 
nach wie vor zum Teil große Ost-West-Unterschiede 

Die Sicht auf alle in Deutschland lebenden Ausländer fällt bei den meisten Fragen insgesamt 
recht positiv aus. Viele Einschätzungen zu Ausländern bewegen sich im neutralen bis positiven 
Antwortbereich. Gleichzeitig zeigte sich die deutsche Gesellschaft im Zeitraum der letzten 20 
Jahre gegenüber Ausländern zunehmend offener und toleranter. Allerdings bestehen bei vielen 
Einstellungsfragen zu Ausländern nach wie vor große Unterschiede, und es zeichnet sich keine 
Konvergenz zwischen Ost- und Westdeutschland ab.  

Ein Beispiel dafür ist, dass die Ausländer in Deutschland zunehmend als kulturelle Bereicherung 
wahrgenommen werden. Der Anteil derjenigen Befragten, die in den in Deutschland lebenden 
Ausländern eine kulturelle Bereicherung sehen, liegt im Westen konstant höher als im Osten. Der 
Unterschied ist über die Zeit sogar noch größer geworden. Bei den 18-34-Jährigen und unter Bür-
gerinnen und Bürgern, die Kontakt zu Ausländern pflegen, können dagegen nur noch sehr kleine 
Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland wahrgenommen werden, auch in Regionen 
mit junger Bevölkerungsstruktur verblasst der Ost-West-Unterschied.  

Des Weiteren glauben die Deutschen auf etwa gleichbleibendem mittlerem Niveau, dass Auslän-
der einerseits das soziale Netz belasten, andererseits die deutsche Rentenversicherung stützen 
können. Der Unterschied zwischen Ost und West ist konstant groß. In Ostdeutschland sind die 
Befürchtungen der Belastungen für den Sozialstaat durch die Ausländer weitaus verbreiteter. 
Dieses Muster findet sich auch in allen betrachteten Bevölkerungsgruppen. Immer weniger Men-
schen sind hingegen der Meinung, dass Ausländer häufiger Straftaten begehen als Deutsche, und 
die Zustimmungswerte zu der Aussage, dass Ausländer den Deutschen Arbeitsplätze wegneh-
men, sind stark zurückgegangen. Bei beiden Aussagen haben sich die Meinungen in Ost und West 
angenähert. Ein negativer Stimmungsumschwung fand bei der Einschätzung der Ausländer und 
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ihrer Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt statt. Viele Deutsche machen Ausländer für die 
Wohnungsknappheit verantwortlich, die Werte haben sich von 2006 auf 2016 nahezu verdoppelt 
und konvergierten in Ost- und Westdeutschland.  

Forderung nach einer Lebensstilanpassung ist im Osten deutlicher gestiegen 

Eine große Mehrheit in Deutschland erwartet von den hier lebenden Ausländern, dass sie ihren 
Lebensstil ein bisschen an den der Deutschen anpassen. Die Zustimmungswerte zu dieser Forde-
rung sind in beiden Landesteilen über die Zeit gestiegen, im Osten sogar etwas mehr, sodass die 
Meinungen ab 2006 divergierten. Im Jahr 2016 stimmten 53% der Ostdeutschen der Forderung 
nach der Lebensstilanpassung „voll und ganz“ zu. In Westdeutschland lag dieser Anteil bei 38%. 
Andererseits ist eine deutliche und über die Zeit steigende Mehrheit in Deutschland gegen die 
Aussage, dass sich Ausländer ihre Ehepartner unter ihren eigenen Landsleuten auswählen sollen. 
Der Ost-West-Unterschied ist konstant gleich hoch. Heute fordern 9% der Befragten in Ost-
deutschland und 4% in Westdeutschland, dass Ausländer ihre Partnerwahl in ihrem eigenen Kul-
turkreis treffen sollten. In der erwerbstätigen, der höher gebildeten und der jüngeren Bevölke-
rung ist dieser Unterschied zwar noch vorhanden, aber deutlich kleiner gegenüber den Ver-
gleichsgruppen.  

Ansichten zu gleichen Rechten für Ausländer sind durchwachsen, es sind Divergenzen in Ost 
und West zu erkennen 

Eine Minderheit der Befragten in Deutschland ist der Meinung, dass Ausländern jegliche politi-
sche Betätigung untersagt werden sollte. Die Zustimmungswerte zu dieser Aussage sind seit 1996 
gesunken, allerdings ab 2012 wieder etwas angestiegen. Sie liegen im Osten höher als im Westen 
und der Abstand zwischen beiden vergrößerte sich in den letzten Jahren. Eine ähnlich divergente 
Entwicklung lässt sich bei der Einstellung über die Gleichstellung von Ausländern und Deutschen 
beim Erhalt von Sozialleistungen beobachten. Eine knappe Mehrheit in Westdeutschland 
stimmte und stimmt konstant einer Gleichstellung zu.  In Ostdeutschland sank der Anteil auf 40% 
im Jahr 2016, 18% sind indifferent und 42% lehnen eher ab. Lediglich unter Personen, die Kontakt 
zu Ausländern pflegen, ist dieser Ost-West-Unterschied nicht zu finden. 44% der Westdeutschen 
und 36% der Ostdeutschen würden heute den in Deutschland lebenden Ausländern das kommu-
nale Wahlrecht einräumen. Bis 2006 teilten Ost- und Westdeutsche in diesem Punkt eine gleiche 
Meinung. Danach entwickelten sich die Ansichten stark auseinander, indem die Zustimmungs-
werte im Osten sanken und im Westen gleichblieben. 

In Ostdeutschland sind mehr Menschen skeptischer gegenüber dem Islam in Deutschland ein-
gestellt als in Westdeutschland  

Immense Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland treten am aktuellen Rand bei den 
Einstellungen zum Islam in Deutschland auf. Das Stimmungsbild zum Islam in Deutschland ist 
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vor dem Hintergrund der Flüchtlingszuwanderung zu sehen, bei der viele Flüchtlinge aus mehr-
heitlich muslimisch geprägten Ländern eingewandert sind. Es ist von skeptischer bis ablehnen-
der Haltung geprägt. In Westdeutschland stimmt noch eine Mehrheit mit 58% der Aussage zu, 
dass der Islam zu Deutschland gehöre. In Ostdeutschland stimmt nur eine Minderheit von 36% 
dieser Aussage zu, und damit 22 Prozentpunkte weniger. Viele Menschen – jeweils mehr in Ost-
deutschland als in Westdeutschland – sind der Meinung, dass der Islam nicht in die deutsche Ge-
sellschaft passt, die Anwesenheit von Muslimen Konflikte bringt und unter den Muslimen viele 
religiöse Fanatiker sind. Einige Menschen – in Ostdeutschland deutlich mehr als in Westdeutsch-
land – sind auch der Meinung, dass man die Islamausübung in Deutschland beschränken sollte. 
Unter den Befragten mit Fachabitur/Abitur und den 18-34-Jährigen sind die Unterschiede in der 
Befürwortung der Islambeschränkung jedoch kleiner. Mehrheitlich sehen die Deutschen im Islam 
keine Bedrohung für die westlichen Demokratien, wenngleich drei Viertel der Deutschen – und 
hier bestehen keine Ost-West-Unterschiede – eine Terrorgefahr durch islamistische Terroristen 
befürchtet.  

Unterschiedliche Einstellungen zu nationaler Identität und Einbürgerungskriterien 

Die Menschen in Deutschland beurteilen in unterschiedlicher Weise was zur nationalen Identität 
gehört und welche Einbürgerungskriterien eine wichtige Rolle spielen sollen. Sehr wichtige Vo-
raussetzungen zum „Deutsch sein“ und für eine Einbürgerung waren und sind in den Augen der 
meisten Befragten gute deutsche Sprachkenntnisse und das Bekenntnis zur freiheitlich demo-
kratischen Grundordnung in Deutschland. Außerdem sollten sich die Einbürgerungswilligen dem 
deutschen Lebensstil anpassen. Alle drei Einbürgerungskriterien erfahren im Zeitverlauf anwach-
sende Zustimmung. Im Falle der deutschen Sprachkenntnisse konvergierten die Ansichten in Ost 
und West über die Zeit. Bei den beiden anderen herrschen kleinere gleichbleibende Unter-
schiede, die Ostdeutschen halten die Kriterien für etwas wichtiger. Mit gleichbleibendem etwas 
größerem Abstand und auf schwankendem aber hohem Niveau sind die Deutschen der Meinung, 
dass man für eine Einbürgerung nicht mit dem Gesetz in Konflikt gewesen sein sollte. Ostdeut-
sche halten eine Straffreiheit für noch wichtiger. Der Erlaubnis von doppelten Staatsbürgerschaf-
ten stehen die Menschen in beiden Landesteilen mit gleichbleibendem Abstand leicht ablehnend 
gegenüber.  

Für einen starken Einstellungswandel, der in Ost- und Westdeutschland gleichermaßen von stat-
ten ging, kann auf die Fragen nach dem Geburtsland und der Abstammung der eingliederungs-
willigen Person verwiesen werden. Innerhalb von 20 Jahren verloren diese Kriterien in Ost und 
West gleichermaßen stark an Bedeutung.  

Divergenzen sind in den Ansichten über wirtschaftliche Einbürgerungskriterien zu finden. Dass 
Ausländer für eine Einbürgerung ausreichend ihren eigenen Lebensunterhalt bestreiten sollen, 
ist für Ostdeutsche im Zeitverlauf noch wichtiger geworden; für Westdeutsche ist der Punkt zu-
nächst wichtiger und dann – zwar auf hohem Niveau – wieder leicht unwichtiger geworden. Die 
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Einstellungen dazu divergieren also zwischen Ost und West über die Zeit. Die Unterschiede sind 
auch in allen untersuchten Bevölkerungsgruppen vorhanden. 

Intolerante und ausländerfeindliche Einstellungen sind im Osten ausgeprägter 

Determinanten von Ausländerfeindlichkeit sind in subtilen Formen alltäglicher Ausgrenzung und 
Diskriminierung gegenüber Fremden auszumachen. Wenn Fremde als Belastung und Bedrohung 
für das soziale, kulturelle und wirtschaftliche System angesehen werden, kann dies den Nährbo-
den für Rassismus und Rechtsextremismus bilden. Wer Ausländer in ihre Heimat zurückschicken 
möchte, wenn die Arbeitsplätze in Deutschland knapp werden, dem ist eine fremdenfeindliche 
Haltung zuzuordnen. Die Zustimmungsraten zu dieser Aussage sinken in beiden Landesteilen seit 
den 1990er Jahren. Der Abwärtstrend in den Zustimmungswerten wurde in den Jahren von 2010 
auf 2012 lediglich gestoppt und die Meinungen verharren in beiden Landesteilen seit 2012 auf 
niedrigem Niveau. Im Zeitverlauf fordern konstant mehr Ostdeutsche als Westdeutsche eine 
Rückführung von Ausländern bei Arbeitsplatzmangel. 2016 sympathisierte jeder Zehnte im Wes-
ten und jeder Fünfte im Osten mit dieser Meinung. Dieser Ost-West-Unterschied findet sich auch 
in allen Bevölkerungsgruppen. Nur innerhalb der Personengruppe, die Kontakt zu Ausländern 
pflegt, ist die Differenz zumindest geringer. Etwa 27% der Befragten in Westdeutschland und 35% 
in Ostdeutschland sind darüber hinaus eher bis voll und ganz der Meinung, dass es besser ist, 
wenn alle Menschen in einem Land derselben Kultur angehören. Dies ist ebenfalls dem auslän-
derablehnenden Spektrum zuzurechnen.  

Intolerante und ausländerfeindliche Einstellungen können auch an der Bewertung der Deut-
schen zu der migrationsfeindlichen Protestbewegung Pegida abgelesen werden. Diese erzielt ak-
tuell in Ostdeutschland deutlich größere Mobilisierungserfolge und Sympathiewerte als in West-
deutschland. 

Immer mehr Ostdeutsche geben an, sich durch die Ausländer wie Fremde im eigenen Land zu 
fühlen. Bei Westdeutschen ist dieses Gefühl gegenläufig seit 2006 etwas gesunken. Insgesamt be-
wegen sich die Werte aber unterhalb der neutralen Antwortmöglichkeit (unter 4 auf einer Skala 
von 1-7), d.h. die Menschen stimmen der Aussage tendenziell eher nicht zu. Dennoch stimmen 
am aktuellen Rand auch 15% der Ostdeutschen und 10% der Westdeutschen der Aussage „voll 
und ganz zu“.  

Ost- und Westdeutsche sorgen sich in gleichem Ausmaß über Fremdenfeindlichkeit in 
Deutschland 

Die Deutschen sind mehrheitlich der Meinung, dass Fremdenfeindlichkeit in Deutschland stark 
verbreitet ist. 50% der Westdeutschen und 59% der Ostdeutschen sehen dies so. Weite Teile der 
deutschen Bevölkerung machen sich auch Sorgen über die Ausländerfeindlichkeit und den Frem-
denhass im eigenen Land. Nur eine Minderheit von knapp 18% macht sich deswegen keine Sor-
gen. Im Zeitverlauf sind die Sorgen bis 2013 zurückgegangen, aber am aktuellen Rand wieder 
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deutlich größer geworden. Trotz vieler unterschiedlicher Meinungen gegenüber Ausländern zwi-
schen Ost- und Westdeutschen, gibt es bei den Sorgen keine Unterschiede: Die Menschen Ost und 
West teilen die Sorgen über Rassismus und Fremdenhass in Deutschland in gleicher Weise.  

Rechtsextremistisch motivierte Straf- und Gewalttaten sind im Osten stärker gestiegen 

Proteste und Angriffe gegen geplante oder bestehende Flüchtlingsunterkünfte, sowie politisch 
motivierte Straf- und Gewalttaten am rechten Rand sind von 2014 auf 2015 stark gestiegen. Ab 
2016 sind die Straftaten wieder rückläufig, stabilisieren sich aber auf höherem Niveau als im Jahr 
2014. In Relation zur Einwohnerzahl liegt die Zahl der Übergriffe und Straftaten in den ostdeut-
schen Bundesländern höher.  

Bei antisemitischen Einstellungen sind Konvergenzen in Ost- und Westdeutschland zu erken-
nen 

Antisemitische Einstellungen gehören zu den Einstellungen, die eindeutig einem rechtsextremis-
tischen Weltbild zugeordnet werden können. Seit 1996 sind negative Einstellungen gegenüber 
Juden in Deutschland im Westen zurückgegangen, während sie im Osten gleichgeblieben bzw. 
sogar größer geworden sind. Dies führte dazu, dass sich die Einstellungen seit 2012 in beiden 
Landesteilen weitgehend angeglichen haben.  

Im Extremismusbereich lassen sich dagegen Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland 
feststellen. Die antisemitischen Straf- und Gewalttaten pro 100.000 Einwohner sind in Ost-
deutschland im Betrachtungszeitraum 2012 bis 2017 auf einem höheren Niveau als in West-
deutschland.  
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III. Ökonomische Sphäre

1. Hinführung und Kapitelstruktur

Mit der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion wurde am 01. Juli 1990 die ökonomische Verei-
nigung der damals noch existierenden DDR und der Bundesrepublik Deutschland vollzogen, so-
gar noch vor der politischen Einigung am 3. Oktober 1990. Seitdem sind in vielen wirtschaftlichen 
Bereichen des Lebens in Ostdeutschland Fortschritte zu sehen. Vor allem direkt nach der Wende 
und in den 90er Jahren hat Ostdeutschland ökonomisch rasch aufgeholt. Das Bruttoinlandspro-
dukt pro Erwerbstätigen hat sich von 1991 bis 2014 mehr als verdoppelt, die verfügbaren Einkom-
men je Einwohner sind um das Zweieinhalbfache gestiegen und die Arbeitsmarktlage hat sich 
auch in Ostdeutschland zunehmend entspannt. Allerdings hat aus ökonomischer Sicht bis heute 
keine Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost- und Westdeutschland stattgefunden. Die Ar-
beitslosenquoten verliefen in Ost- und Westdeutschland auf unterschiedlichem Niveau. Im 
Durchschnitt lag die Arbeitslosenquote der ostdeutschen Länder um rund ein Drittel bis zur 
Hälfte höher als im Durchschnitt in Westdeutschland. Erst in den Jahren seit 2008 näherten sich 
die ostdeutschen Arbeitslosenzahlen den niedrigen Werten im Westen immer weiter an, dennoch 
besteht nach wie vor ein Rückstand Ostdeutschlands gegenüber Westdeutschland bei der Ar-
beitslosigkeit. Dieser Befund gilt in noch ausgeprägterem Maße für die Wirtschaftskraft in Ost und 
West. Bereits seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre zeigt sich eine persistente Lücke Ost-
deutschlands beim Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf, die sich bis zum aktuellen Rand nicht 
aufgelöst hat. Das BIP je Einwohner liegt im Osten nur bei rund 70% des westdeutschen Durch-
schnittswertes, und auch beim BIP je Erwerbstätigen besteht weiterhin eine Lücke von rund 25 
Prozentpunkten (Ragnitz 2015). Der „statistische Aufholprozess“ des Ostens ist noch nicht gelun-
gen.  

Im vorliegenden Kapitel der „Ökonomischen Sphäre“ wird der Fokus nicht auf harte wirtschaftli-
chen Indikatoren wie BIP und Arbeitslosigkeitszahlen gelegt, sondern es werden die ökonomi-
schen Einstellungen in Ost- und Westdeutschland systematisch untersucht. Erwartungen und 
Einschätzungen von Deutschlands Bürgerinnen und Bürgern sind auf ökonomischer Ebene äu-
ßerst relevant, da diese Einschätzungen letztlich ökonomische Entscheidungen begründen. Ab-
hängig davon, wie Menschen die aktuelle Konjunktur und die kommende Entwicklung der deut-
schen Wirtschaft einschätzen, werden sie unterschiedliche Entscheidungen treffen. Unterneh-
mer wie Privatpersonen orientieren sich bei der Entscheidung zu investieren, zu konsumieren o-
der zu sparen an gesamtwirtschaftlichen Indikatoren, aber handeln auch oft nach Stimmungen. 
Man erwartet, dass optimistische Marktteilnehmer mehr investieren und konsumieren, und dass 
pessimistische Markteilnehmer eher sparen, um sich auf eventuelle Rezessionen vorzubereiten. 
Alle wirtschaftlichen Märkte, vom Immobilienmarkt bis hin zum Wechselkursmarkt, reagieren auf 
das Meinungsbild der Menschen. Zum anderen haben diese Entscheidungen wiederum Auswir-
kungen auf gesamtwirtschaftliche Nachfrage und Angebot. Die Wirtschaft in Deutschland hängt 
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dementsprechend stark von den Einstellungen der Bevölkerung ab, das heißt der Konsumenten, 
Unternehmer und anderen Entscheidungsträgern. Des Weiteren hat die Sichtweise bezüglich der 
wirtschaftlichen Situation Deutschlands auch einen Einfluss auf andere, nicht-ökonomische Fel-
der. Regionen, die sich wirtschaftlich schlecht entwickeln, zeigen häufig auch soziale und gesell-
schaftliche Probleme. Insgesamt könnten sich die wirtschaftlichen Erwartungen in Ostdeutsch-
land deutlich von denen im Westen unterscheiden, aufgrund der unterschiedlichen wirtschaftli-
chen Systeme vor dem Mauerfall: In der DDR wurde die Wirtschaft planwirtschaftlich von oben 
gelenkt, die BRD folgte dem Wirtschaftssystem der „Sozialen Marktwirtschaft“.  

Im vorliegenden Kapitel liegt der Fokus auf der Untersuchung ökonomischer Einstellungen und 
Verhaltensweisen in Ost- und Westdeutschland. Nach einer übergreifenden und ausführlichen 
Analyse der Ergebnisse aus der relevanten Literatur (Abschnitt 2) folgen detaillierte deskriptive 
Auswertungen unterschiedlicher Datensätze (Abschnitt 3). Es werden viele verschiedene Einstel-
lungen und Verhaltensweisen im Zeitablauf beschrieben und auf mögliche Unterschiede bzw. 
Gemeinsamkeiten in Ost- und Westdeutschland hin untersucht. Konkrete Untersuchungsgegen-
stände sind die Bewertung der ökonomischen Lebensbedingungen zur Allgemeinen und Persön-
lichen Wirtschaftslage und die Allgemeine Lebenszufriedenheit (Punkt 3.1), Einstellungen zu Ge-
rechtigkeit und Ungleichheit in Deutschland (Punkt 3.2), sowie zu Risikopräferenzen (Punkt 3.3). 
Im letzten Teil der Analyse werden ausgewählte vorgefundene Differenzen in den Einstellungen 
und Verhaltensweisen anhand von Regressionsanalysen näher auf ihre Ursachen hin untersucht 
(Abschnitt 4). Ein Fazit schließt das Kapitel der Ökonomischen Sphäre ab. Es fasst die wichtigsten 
Ergebnisse zusammen und widmet sich der Frage, ob sich die Meinungen und Haltungen im Be-
reich der Ökonomie in beiden Landesteilen angeglichen oder womöglich auseinander entwickelt 
haben, beziehungsweise gleichbleibend unterschiedlich sind (Abschnitt 5). 

2. Überblick über den Forschungsstand

Einschätzungen der allgemeinen und der persönlichen wirtschaftlichen Situation 

Einschätzungen zur aktuellen Wirtschaftslage in Deutschland und zur persönlichen wirtschaftli-
chen Situation sind ein etablierter Bestandteil vieler Umfragen in den Sozialwissenschaften. 
Holtmann et al. (2015) hat die Entwicklung dieser Einschätzungen seit der Wiedervereinigung zu-
sammengefasst und konzentriert sich dabei auf Unterschiede zwischen Ostdeutschen und West-
deutschen. Nach der Euphorie der Wiedervereinigung wurde die aktuelle Wirtschaftslage in 
Deutschland bis Mitte der 1990er Jahre kontinuierlich schlechter eingeschätzt. Es folgte eine Er-
holung bis zum Jahr 2000 und ein erneuter Absturz bis zum Jahr 2002/2003. Seitdem ist ein relativ 
klarer und kontinuierlicher Aufwärtstrend mit leichten zyklischen Schwankungen zu erkennen. 
Im Jahr 2012 wurde die Wirtschaftslage in Deutschland überwiegend positiv eingeschätzt. Unter-
schiede in den Einschätzungen zwischen Ostdeutschen und Westdeutschen sind über den ge-
samten Zeitverlauf kaum zu erkennen. Betrachtet man die Einschätzungen zur zukünftigen wirt-
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schaftlichen Entwicklung Deutschlands, so ist das Muster sehr ähnlich. Nach der Anfangseupho-
rie wurden die Ostdeutschen bis zum Jahr 1992 eher pessimistisch bezüglich der zukünftigen 
wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands. Seit Mitte der 1990er Jahre schätzen Ost- und West-
deutsche die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands allerdings sehr ähnlich ein. 
Der positive Trend, der bei der Einschätzung zur aktuellen wirtschaftlichen Lage noch recht klar 
zu erkennen ist, fällt bei der Einschätzung zur zukünftigen wirtschaftlichen Lage Deutschlands 
etwas weniger deutlich aus.  

Bezüglich der Einschätzung der persönlichen wirtschaftlichen Situation halten Holtmann et al. 
(2015) fest, dass diese über den gesamten Zeitraum von 1990 bis 2012 sowohl bei Ostdeutschen 
als auch bei Westdeutschen im Durchschnitt positiv ausfällt. Direkt nach der Wiedervereinigung 
schätzten Westdeutsche ihre persönliche wirtschaftliche Situation noch deutlich besser ein als 
Ostdeutsche. Die Einschätzungen der Westdeutschen wurden jedoch im Laufe der 1990er Jahre 
weniger positiv, während die Einschätzungen der Ostdeutschen in etwa konstant blieben. 
Dadurch haben sich die Unterschiede zwischen Ostdeutschen und Westdeutschen bis zum Jahr 
2000 verringert, ohne jedoch gänzlich zu verschwinden. In der Periode von 2000 bis 2012 sind 
diese Unterschiede annähernd gleich geblieben. Seit 2004 ist ein leichter Aufwärtstrend bei bei-
den Gruppen erkennbar. Betrachtet man schließlich die Erwartungen bezüglich der zukünftigen 
persönlichen Wirtschaftslage, so waren die Ostdeutschen unmittelbar nach der Wiedervereini-
gung noch deutlich optimistischer als die Westdeutschen. Bis in die Mitte der 1990er Jahre waren 
diese Unterschiede jedoch verschwunden und haben sich ab der Jahrtausendwende sogar um-
gekehrt. Seitdem sehen die Westdeutschen etwas positiver in die Zukunft als die Ostdeutschen. 
Im Jahr 2002/2003 hatten die Erwartungen bezüglich der zukünftigen persönlichen Wirtschafts-
lage in Ost- und Westdeutschland einen Tiefpunkt erreicht, ehe sie sich in den Folgejahren (mit 
leichten Schwankungen) wieder schrittweise aufhellten.  

Arbeitslosigkeit, Einkommen und Lebenszufriedenheit 

Ökonomische Gegebenheiten wie Beschäftigung und Löhne beeinflussen das persönliche Wohl-
ergehen von Menschen in erheblichem Ausmaß. Eine der ersten Arbeiten, die sich quantitativ mit 
den Auswirkungen von Arbeitslosigkeit auf das mentale Wohlergehen auseinandersetzten, 
stammt von Clark und Oswald (1994). Sie verwenden Daten des British Household Panel aus dem 
Jahr 1991, im Rahmen dessen die Teilnehmer eine Reihe von Fragen  zu ihrem mentalen Wohl-
befinden beantworten mussten. Die Antworten auf diese Fragen gelten in der Literatur als ver-
lässlicher Indikator für psychisches Leid. Es zeigt sich, dass das mentale Wohlbefinden von Ar-
beitslosen deutlich unter dem von Beschäftigten liegt. Dies impliziert, dass der Großteil der Ar-
beitslosen nicht „freiwillig“ arbeitslos ist, sondern tatsächlich unter Arbeitslosigkeit leidet. Ar-
beitslosigkeit wirkt sich Clark und Oswald (1994) zufolge sogar stärker negativ auf das Wohlbe-
finden aus als eine Scheidung. Darüber hinaus zeigt sich, dass das psychische Leid von Langzeit-
arbeitslosen niedriger ist als das psychische Leid von Menschen, die erst kürzlich arbeitslos ge-
worden sind. Die von Clark und Oswald (1994) verwendeten Querschnittsdaten erlauben es nicht, 
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eindeutig nachzuweisen, dass die negative Korrelation zwischen Arbeitslosigkeit und mentalem 
Wohlergehen tatsächlich einem kausalen Effekt entspricht und nicht durch unbeobachtete dritte 
Variablen getrieben ist. Hier setzen Winkelmann und Winkelmann (1998) an, indem sie die Panel-
daten des Sozio-oekonomischen Panels von 1984 bis 1989 verwenden und so für unbeobachtete 
zeitkonstante Unterschiede zwischen Individuen kontrollieren können. Ihre Schätzungen bestä-
tigen das Ergebnis von Clark und Oswald (1994) und erhärten dadurch die Vermutung, dass es 
sich bei der negativen Korrelation tatsächlich um einen ursächlichen Effekt der Arbeitslosigkeit 
auf das mentale Wohlbefinden handelt. Außerdem zeigen Winkelmann und Winkelmann (1998), 
dass der Verlust des Einkommens durch die Arbeitslosigkeit nur einen relativ kleinen Teil des ne-
gativen Effekts erklären kann. Vielmehr scheinen non-monetäre Faktoren und damit psychologi-
sche Kosten von Arbeitslosigkeit eine zentrale Rolle zu spielen.  

Bereits Clark und Oswald (1994) erwähnen, dass soziale Normen und Vergleiche eine wichtige 
Rolle für die Auswirkungen von Arbeitslosigkeit auf das Wohlergehen zu spielen scheinen. Ihre 
Ergebnisse zeigen, dass die negative Korrelation zwischen Arbeitslosigkeit und mentalem Wohl-
befinden in Regionen, in denen die Arbeitslosenquote verhältnismäßig hoch ist, geringer ausge-
prägt ist. Lalive und Stutzer (2004) arbeiten diese Bedeutung sozialer Normen weiter heraus. Da-
bei verwenden sie den Anteil der Wähler in einer Gemeinde, der sich in einem Schweizer Referen-
dum für eine letztlich nicht realisierte Reduzierung von Arbeitslosengeld aussprach, als Maß da-
für, wie stark in einer Region die soziale Norm ist, dass es falsch ist auf Kosten des Staates zu 
leben. Anschließend zeigen sie, dass das subjektive Wohlbefinden von Arbeitslosen umso 
schlechter ist je höher der regionale Anteil an Wählern, die sich für die Reduzierung von Arbeits-
losengeld aussprach. Zudem scheinen sich Arbeitslose in diesen Regionen auch stärker zu bemü-
hen schneller wieder einen Job zu finden. Denn auch die Dauer der Arbeitslosigkeit ist in diesen 
Regionen systematisch niedriger als in anderen Regionen, in denen sich weniger Wähler für eine 
Reduzierung des Arbeitslosengelds aussprachen. Die Ergebnisse legen also nahe, dass soziale 
Normen bezüglich der Akzeptanz von Arbeitslosigkeit die Dauer der Arbeitslosigkeit sowie das 
Wohlbefinden von Arbeitslosen beeinflussen. Zu ganz ähnlichen Ergebnissen kommt Clark (2003) 
auf Basis des British Household Panels, der als Maß für soziale Normen bezüglich der Akzeptanz 
von Arbeitslosigkeit unter anderem das Ausmaß der regionalen Arbeitslosigkeit verwendet. 

Die makroökonomische Literatur identifiziert in aller Regel deutliche negative Effekte von regio-
naler Arbeitslosigkeit auf die Lebenszufriedenheit von Menschen (Di Tella et al. 2001). Bei Be-
schäftigten könnte eine hohe Arbeitslosenquote in der Region Angst hervorrufen, auch bald den 
Arbeitsplatz zu verlieren. Folgt man Clark und Oswald (1994) sowie Clark (2003), so würde man 
speziell für Arbeitslose jedoch erwarten, dass eine hohe regionale Arbeitslosigkeit den sozialen 
Druck für Arbeitslose mindert. Wenn Arbeitslosigkeit in einer Region verbreitet ist, fühlen sich Ar-
beitslose weniger gesellschaftlich ausgegrenzt, was die negativen Auswirkungen von Arbeitslo-
sigkeit auf das mentale Wohlbefinden etwas mindern könnte. Andererseits ist allerdings auch 
vorstellbar, dass eine hohe regionale Arbeitslosigkeit die negativen Effekte individueller Arbeits-
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losigkeit noch einmal verstärkt. Dies wäre dann der Fall, wenn eine hohe regionale Arbeitslosig-
keit die Erwartungen eines Arbeitslosen dämpft, schnell wieder einen neuen Job zu finden. Unter 
Verwendung von Daten des Sozio-oekonomischen Panels von 1999 bis 2009 untersucht Chadi 
(2014) den Zusammenhang zwischen regionaler Arbeitslosigkeit und mentalem Wohlbefinden 
von Arbeitslosen noch einmal detaillierter. Er findet Evidenz für beide genannte Wirkungsmecha-
nismen. Je höher die regionale Arbeitslosigkeit, desto stärker ist der negative Effekt von Arbeits-
losigkeit auf das eigene Wohlbefinden. Blickt man jedoch nicht auf den Effekt von eigener Ar-
beitslosigkeit, sondern auf den Effekt abhängig von Staatstransfers zu sein, dann zeigt sich, dass 
die Auswirkungen auf das Wohlbefinden geringer sind, wenn die regionale Arbeitslosigkeit hoch 
und damit der normative soziale Druck geringer ist. 

Wie das eigene Einkommen die Lebenszufriedenheit von Menschen in Deutschland beeinflusst, 
ist Thema der Studie von Ferrer-i-Carbonell (2005). Sie verwendet das Sozio-oekonomische Panel 
und zeigt, dass das eigene Einkommen nur geringfügig positiv mit Lebenszufriedenheit korreliert. 
Nach Aufteilung der Stichprobe in Ostdeutsche und Westdeutsche erkennt sie einen deutlich 
stärkeren Einfluss des Einkommens auf die Lebenszufriedenheit unter Ostdeutschen. Beim Ver-
gleich des Effekts des eigenen Einkommens mit dem Effekt des Einkommens von anderen zeigt 
sich, dass Anstiege des eigenen Einkommens keine Effekte auf die Lebenszufriedenheit haben, 
wenn das Einkommen der Referenzgruppe in gleichem Ausmaß steigt. Je niedriger das eigene 
Einkommen im Vergleich zur Referenzgruppe ist, desto unzufriedener sind die Menschen. Rei-
chere Menschen werden jedoch nicht zufriedener durch ein Einkommen, das über dem Durch-
schnitt der Referenzgruppe liegt. Damit bestätigt sich die zentrale Einsicht Easterlins (1995), dass 
die Lebenszufriedenheit (zumindest leicht) mit dem eigenen Einkommen steigt, während es mit 
dem Einkommen der Referenzgruppe abnimmt.  

Lebenszufriedenheit wird also sowohl von eigener Arbeitslosigkeit und von der Arbeitslosigkeit 
der Referenzgruppe geprägt als auch vom eigenen Einkommen und dem Einkommen der Refe-
renzgruppe. Vor diesem Hintergrund ist es interessant zu untersuchen, welche Rolle die teils un-
terschiedlichen ökonomischen Entwicklungen in Ost- und Westdeutschland nach der Wiederver-
einigung für die Lebenszufriedenheit von Ost- und Westdeutschen spielte. Frijters et al. (2004a, 
2004b) zeigen anhand des Sozio-oekonomischen Panels, dass es insbesondere in den ersten Jah-
ren nach Wiedervereinigung zu einem signifikanten Anstieg der Lebenszufriedenheit von Ost-
deutschen kam. In einer Dekompositionsanalyse gehen sie den Triebkräften für diesen Anstieg 
nach. Die Ergebnisse legen nahe, dass höhere Realeinkommen und verbesserte Rahmenbedin-
gungen die Lebenszufriedenheit erhöhten. Die Realeinkommen stiegen in Ostdeutschland von 
1991 bis 2001 immerhin um circa 60 Prozent, wobei der Anstieg fast ausschließlich bis 1996 statt-
fand. Zu den verbesserten Rahmenbedingungen könnten Frijters et al. (2004a) zufolge beispiels-
weise Reisefreiheit, politische Freiheit und staatliche Transfers in Form von Leistungen der Sozi-
alversicherung oder Investitionen in die öffentliche Infrastruktur (Straßen, Telekommunikation, 
Wohnen) zählen. Der dadurch entstehende Zugewinn an Lebenszufriedenheit wurde etwas ge-
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dämpft durch Verluste von Jobs und in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre auch durch eine Ver-
schlechterung familiärer und gesundheitlicher Bedingungen. Insgesamt stellen Frijters et al. 
(2004b) auch fest, dass der Anstieg der Lebenszufriedenheit unter Ostdeutschen insbesondere 
durch jüngere und gut gebildete Bürger getrieben ist. Easterlin (2009) gelingt es, dieses Ergebnis 
mit Hilfe des World Value Surveys zu generalisieren. Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs und 
dem Zusammenbruch der UdSSR brach die Lebenszufriedenheit in den Ländern des ehemaligen 
Ostblocks zuerst dramatisch ein, bevor es in den Folgejahren zu einem stetigen Anstieg kam. Die-
ser Anstieg kann vor allem mit einer Verbesserung der materiellen Lebensbedingungen erklärt 
werden, während ein Rückgang der Zufriedenheit mit der Arbeit (insbesondere der Sicherheit der 
Arbeitsstelle), der Gesundheit und dem Familienleben die Lebenszufriedenheit belastete. Im 
Laufe der Jahre wurden in diesen Ländern die Unterschiede in der Lebenszufriedenheit größer, 
wobei vor allem jüngere und besser gebildete Menschen zufriedener wurden. In Ostdeutschland 
hatte die Lebenszufriedenheit Ende der 1990er Jahre im Durchschnitt wieder das Niveau erreicht, 
das vor dem umsturzbedingten Einbruch beobachtet werden konnte (Easterlin und Plagnol 
2008). In vielen anderen ehemaligen Ostblock-Staaten war dies erst einige Jahre später der Fall 
(Easterlin 2009).  

Auch Easterlin und Plagnol (2008) untersuchen auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels Ver-
änderungen der Lebenszufriedenheit von Ostdeutschen im Zuge der Wiedervereinigung. Sie kon-
zentrieren sich aber stärker auf die Rolle von absolutem und relativem Einkommen. Als Maß für 
relatives Einkommen verwenden sie den Anteil des durchschnittlichen Einkommens der Ostdeut-
schen (Westdeutschen) am gesamtdeutschen Durchschnittseinkommen. Da dieses Maß auf der 
verhältnismäßig strikten Annahme beruht, dass sich die Bürger tatsächlich mit dem deutschen 
Durchschnitt vergleichen, wird noch ein alternatives Maß herangezogen, nämlich die Zufrieden-
heit mit dem eigenen Einkommen. Easterlin und Plagnol (2008) argumentieren, dass dieses al-
ternative Maß den Vorteil hat, dass keine Referenzgruppe per Annahme vorgegeben wird, son-
dern zugelassen wird, dass unterschiedliche Menschen ganz unterschiedliche Referenzgruppen 
haben. Am Ende stellt sich heraus, dass die Ergebnisse dieser Studie für beide Maße des relativen 
Einkommens sehr ähnlich sind. Wie Frijters et al. (2004a, 2004b) zeigen Easterlin und Plagnol 
(2008), dass über die 1990er Jahre ein Anstieg des absoluten Einkommens der Ostdeutschen mit 
einem Anstieg der Lebenszufriedenheit der Ostdeutschen zusammenfällt. In der Folge sank je-
doch die Lebenszufriedenheit der Ostdeutschen bis 2004, obwohl das absolute Einkommen kon-
stant blieb. Es fällt jedoch auf, dass das relative Einkommen der Ostdeutschen in dieser Periode 
sank. Aus dieser Beobachtung ziehen Easterlin und Plagnol (2008) den Schluss, dass das relative 
Einkommen als Determinante der Lebenszufriedenheit relevanter erscheint als das absolute Ein-
kommen. Die Zufriedenheit mit dem Einkommen als alternatives Maß für das relative Einkom-
men zeichnet die Bewegung in der Lebenszufriedenheit sogar noch etwas besser nach. 

Betrachtet man die Lebenszufriedenheit der Ostdeutschen und der Westdeutschen im Zeitver-
lauf von 1990 bis 2012, so sieht man, dass in den frühen 1990er Jahren die Westdeutschen noch 
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deutlich zufriedener waren als die Ostdeutschen. Bis zum Jahr 1995 kam es zu einer leichten An-
näherung; seitdem sind die Unterschiede in etwa konstant. Im Zeitraum von 2003 bis 2012 hat 
sich die Lebenszufriedenheit unter Ostdeutschen und unter Westdeutschen kontinuierlich ver-
bessert (Holtmann et al. 2015). In der Umfrage Deutschland 2014 stellen Holtmann et al. (2015) 
fest, dass die Lebenszufriedenheit einheitlich auf hohem Niveau liegt und die Unterschiede zwi-
schen Ostdeutschen und Westdeutschen nicht sehr groß sind: 83 Prozent der Westdeutschen und 
76 Prozent der Ostdeutschen sind mit ihrem Leben „eher zufrieden“ oder sogar „sehr zufriede-
nen“. Demgegenüber stehen 3 Prozent der Westdeutschen und 5 Prozent der Ostdeutschen, die 
mit ihrem Leben „unzufrieden“ sind. 

Van Hoorn und Maseland (2010) nähern sich dem Untersuchungsgegenstand aus einer anderen 
Perspektive. Sie untersuchen mit den Daten des Sozio-oekonomischen Panels, ob sich die Ge-
wichte der einzelnen Determinanten von Lebenszufriedenheit zwischen Ostdeutschen und West-
deutschen unterscheiden. Es geht also beispielhaft um die Frage, ob Einkommen für die Lebens-
zufriedenheit von Ostdeutschen genauso wichtig, weniger wichtig oder wichtiger ist als für West-
deutsche. Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass Ostdeutsche eine geringere Wertschätzung für 
akademische Bildung im Vergleich zur Berufsausbildung haben als Westdeutsche und dass die 
Lebenszufriedenheit von Ostdeutschen mit einem Anstieg von Wochenarbeitsstunden stärker 
sinkt als die von Westdeutschen. Gleichzeitig sind Beschäftigung, Einkommen und beruflicher 
Status für die Lebenszufriedenheit von Ostdeutschen jedoch sogar wichtiger als für Westdeut-
sche. Dies legt laut van Hoorn und Maseland (2010) nahe, dass die Präferenzen von Ostdeutschen 
in dieser Hinsicht nicht weniger marktwirtschaftlich orientiert sind als die von Westdeutschen. 

Ungleichheit und Präferenzen für Umverteilung 

Selbst wenn Bürger grundsätzlich marktwirtschaftlich denken und funktionierende Märkte zu al-
lokativ effizienten Ergebnissen führen, impliziert dies noch lange nicht, dass das Marktergebnis 
von der Gesellschaft auch als „gerecht“ angesehen wird. Deshalb kann es Aufgabe des Staates 
sein, das Marktergebnis durch Umverteilung zu korrigieren. Eine der grundsätzlichsten politi-
schen Einstellungen von Individuen betrifft die Frage, in welchem Ausmaß der Staat tatsächlich 
umverteilen soll. Dabei kann Umverteilung sowohl von Reichen zu Armen oder von Beschäftigten 
zu Arbeitslosen stattfinden, aber auch von Gesunden zu Kranken oder von Jungen zu Alten. Im 
gesellschaftlichen Diskurs bekunden Individuen ihre Präferenzen hinsichtlich Umverteilung und 
beeinflussen dadurch im demokratischen Prozess auch die Politik.  

Es sind mehrere Gründe denkbar, warum Menschen in Ost- und Westdeutschland sehr unter-
schiedliche Einstellungen zu Umverteilung haben könnten. Nach der Wiedervereinigung ist die 
Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland im Vergleich zu Westdeutschland stark angestiegen und die 
Löhne in Ostdeutschland blieben unter dem westdeutschen Niveau. Beide Tatsachen könnten 
dazu führen, dass sich ostdeutsche Bürgerinnen und Bürger für eine stärkere Unterstützung von 
Armen und Arbeitslosen und damit für mehr Umverteilung aussprechen. Zudem wurden Men-
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schen, die in der ehemaligen DDR lebten, in einem politökonomischen Regime sozialisiert, wel-
ches Gleichheit propagierte und in dem der zentralistische Staat eine durchdringende Rolle ein-
nahm. Auch diese Sozialisation könnte dazu führen, dass die Präferenzen für Umverteilung durch 
den Staat in Ostdeutschland selbst nach Wiedervereinigung stärker ausfallen als in Westdeutsch-
land. 

Die wissenschaftliche Literatur hat sich eingehend mit der Frage beschäftigt, wodurch individu-
elle Einstellungen zur Umverteilung beeinflusst werden. Dabei zeigt sich wie erwartet, dass Men-
schen umso stärkere Präferenzen für Umverteilung haben, desto mehr sie von dieser Umvertei-
lung profitieren würden. Je höher das eigene Einkommen, umso mehr wird Umverteilung abge-
lehnt (z.B. Piketty 1995, Corneo 2001, Alesina und Giuliano 2009, Durante et al. 2014). Ein ganz 
ähnliches Muster ergibt sich bei der beruflichen Stellung: Je besser die berufliche Stellung, desto 
eher wird Umverteilung abgelehnt (Guillaud 2013). In einem System, welches Ungleichheit mit 
einer progressiven Einkommenssteuer einerseits und mit Transfers an Arme andererseits ein-
dämmt, wird die zu zahlende Steuer umso höher sein, je höher das eigene Einkommen ist. Je 
niedriger das eigene Einkommen ist, desto höher werden staatliche Transfers ausfallen. Mit der 
einfachen Modellfigur des „homo oeconomicus“, des rationalen Eigennutzmaximierers, ist daher 
leicht zu erklären, warum die Zustimmung zu Umverteilung mit dem eigenen steigenden Einkom-
men abnimmt. Corneo (2001) findet Evidenz für diesen homo oeconomicus Effekt sowohl in West-
deutschland als auch in Ostdeutschland. 

Für die Zustimmung zu Umverteilung ist jedoch nicht nur die absolute Veränderung des eigenen 
Einkommens nach Steuern und Transfers relevant, sondern auch die Veränderung der relativen 
Position in der Gesellschaft. So kann es sein, dass sich Individuen gegen Umverteilung ausspre-
chen, obwohl diese ihr absolutes Einkommen erhöht, wenn sich gleichzeitig ihre relative Position 
gegenüber anderen verschlechtert (Corneo 2001, Corneo und Grüner 2002, Kuziemko et al. 2014). 
Man spricht in diesem Fall davon, dass die durch Umverteilung resultierende Veränderung des 
sozialen Status Einstellungen zu Umverteilung beeinflusst. Corneo (2001) kann dies für West-
deutschland nachweisen, während er für Ostdeutschland keine Evidenz dafür findet, dass sich 
die durch Umverteilung induzierte Veränderung der relativen Position in der Gesellschaft auf re-
distributive Einstellungen auswirkt. 

Aber auch Erwartungen über zukünftige Entwicklungen spielen eine nicht zu vernachlässigende 
Rolle für Einstellungen zu Umverteilung (Piketty 1995, Benabou und Ok 2001). Demnach könnten 
sich selbst ärmere Individuen, die aktuell von Umverteilung profitieren würden, gegen Umvertei-
lung aussprechen, wenn diese erwarten, dass sie in Zukunft aufgrund einer verbesserten Position 
in der Einkommensverteilung nicht mehr von Umverteilung profitieren. Rainer und Siedler (2008) 
verwenden Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP), um zu zeigen, dass eigene Einschät-
zungen über berufliche Mobilität tatsächlich mit Einstellungen zu Umverteilung zusammenhän-
gen. Je höher die Befragten die Wahrscheinlichkeit einschätzten, in den kommenden zwei Jahren 
eine Gehaltserhöhung zu bekommen, desto seltener (häufiger) gaben sie an, dass die Steuern für 
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unqualifizierte Arbeiter (Manager) zu hoch seien. Das analoge Bild findet man bei der Wahr-
scheinlichkeit einer Degradierung: Je höher die Befragten die Wahrscheinlichkeit einschätzten, 
in den kommenden zwei Jahren degradiert zu werden, desto häufiger (seltener) gaben sie an, 
dass die Steuern für unqualifizierte Arbeiter (Manager) zu hoch seien. Dabei sollten auch die hin-
ter den Erwartungen stehenden Triebkräfte berücksichtigt werden. Menschen, die selbstbewuss-
ter im Hinblick auf ihre eigene Leistungsfähigkeit sind, schätzen das Risiko einer Lohnsenkung 
oder Degradierung als geringer ein und votieren deshalb eher für weniger Umverteilung (Durante 
et al. 2014). Negative Ereignisse in jungen Jahren können Menschen risikoaverser und weniger 
optimistisch hinsichtlich ihrer zukünftigen Entwicklung machen, was sich in einer stärkeren Prä-
ferenz für Umverteilung niederschlägt. So zeigen etwa Giuliano und Spilimbergo (2012), dass 
Menschen, die im Alter von 18 bis 25 eine Rezession erlebten, deutlich häufiger denken, dass 
Glück für Erfolg wichtiger ist als harte Arbeit. Entsprechend stimmen sie auch häufiger der Aus-
sage zu, dass sich der Staat um die Ärmeren in einer Gesellschaft kümmern soll.  

Dabei ist die Motivation für diese Zustimmung zu Umverteilung nicht nur streng eigennutzorien-
tiert (Corneo 2001). Soziale Präferenzen wie Ungleichheitsaversion (Fehr und Schmidt 1999) spie-
len ebenso eine Rolle. Viele Menschen sind bereit, dafür zu bezahlen, dass Ungleichheit zwischen 
Dritten verringert wird (Durante et al. 2014; Henninghausen und Heinemann 2015), insbesondere 
wenn das Schicksal nicht rein selbstverschuldet ist. Alesina und Angeletos (2005) liefern für die-
sen Zusammenhang erstmals ein formal analytisches Modell, in welchem Gesellschaften unter-
schiedliche Auffassungen darüber haben, ob Glück oder eigene Leistung Einkommen determi-
niert. Sie argumentieren, dass Gesellschaften, in denen der Glaube vorherrscht, dass vor allem 
Glück für Erfolg relevant ist, eher Umverteilungspolitik unterstützen. Gesellschaften, in denen der 
Glaube vorherrscht, dass vor allem eigene Leistung für Erfolg relevant ist, sprechen sich dagegen 
eher gegen Umverteilungspolitik aus. 

Betrachtet man vor diesem Hintergrund Ost- und Westdeutschland, so ergibt sich ein interessan-
tes Muster. Alesina und Fuchs-Schündeln (2007) finden auf Basis von Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels, dass Ostdeutsche viel weniger als Westdeutsche der Ansicht sind, dass Glück für 
Erfolg im Leben verantwortlich ist. Trotzdem waren Ostdeutsche nach der Wiedervereinigung 
deutlich häufiger der Meinung, dass sich vor allem der Staat (und weniger privatwirtschaftliche 
Institutionen) um die finanzielle Sicherheit für Familien, bei Arbeitslosigkeit, Krankheit, Pflege-
bedürftigkeit und Alter kümmern sollte. Bauernschuster et al. (2012) bestätigen mit Daten der 
Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS), dass Ostdeutsche sich 
häufiger als Westdeutsche dafür aussprechen, dass sich der Staat um Kranke, Arme, Alte und Ar-
beitslose kümmern soll. Zudem finden sie auch, dass Ostdeutsche seltener als Westdeutsche der 
Ansicht sind, dass Einkommensunterschiede und Unterschiede im Status gerecht sind. Beide Stu-
dien haben gemein, dass die Unterschiede in den Einstellungen zwischen Ost- und Westdeut-
schen nicht komplett durch Unterschiede in individuellen und regionalen Charakteristika zu er-
klären sind. Vielmehr gehen die Autoren davon aus, dass auch das kommunistische Regime in 
der ehemaligen DDR einen direkten Einfluss auf die Präferenzen der Bevölkerung hatte. Alesina 
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und Fuchs-Schündeln (2007) und Svallfors (2010) zeigen auch, dass eine gewisse Konvergenz der 
Einstellungen über die Jahre nach der Wiedervereinigung zu erkennen ist. Es wird aber laut Ale-
sina und Fuchs-Schündeln (2007) ein bis zwei Generationen dauern, bis sich die Einstellungen zu 
Umverteilung von Ost- und Westdeutschen vollständig angeglichen haben. Luttmer und Singhal 
(2011) zeigen, dass Einstellungen zu Umverteilung auch als eine Art kulturelles Erbe gesehen wer-
den können, welches Menschen von Generation zu Generation weitergeben. Dies würde auch er-
klären, warum sich Einstellungen nicht unmittelbar ändern, wenn sich die sozio-ökonomischen 
oder politischen Bedingungen ändern. 

Einen weiteren interessanten Einflussfaktor für Einstellungen zu Umverteilung betrachten Dahl-
berg et al. (2012). Mit Daten aus Schweden weisen sie nach, dass erhöhte Flüchtlingszahlen in 
einer Region negative kausale Effekte auf die Unterstützung redistributiver Politikmaßnahmen 
haben. Dabei ist dieser Effekt insbesondere bei Besserverdienern stark ausgeprägt. Als Grund, 
warum ethnische Vielfalt Präferenzen für Umverteilung senkt, wird in der Literatur meist hervor-
gehoben, dass sich Menschen eher altruistisch gegenüber der eigenen Gruppe, nicht aber gegen-
über anderen (auch ethnischen) Gruppen, verhalten (in–group bias). Dies hat zur Folge, dass Be-
fürwortung von Umverteilung umso stärker sinkt, je mehr Mitglieder anderer Gruppen in einer 
Region leben. 

Es ist durchaus auch vorstellbar, dass Informationen über das Ausmaß an Ungleichheit in einem 
Land das Problembewusstsein der Menschen und damit die Einstellungen zu Umverteilung ver-
ändert. Kuziemko et al. (2015) haben genau das anhand eines in eine Online-Umfrage integrier-
ten Experiments untersucht. Nachdem eine zufällig ausgewählte Gruppe an Befragten mit tat-
sächlichen Daten zur Einkommensungleichheit in den USA konfrontiert wurde, zeigte diese 
Gruppe ein deutlich stärkeres Problembewusstsein für Ungleichheit als die Vergleichsgruppe. 
Nichtsdestotrotz veränderten die Informationen zu Ungleichheit ihre Haltung zu politischen Um-
verteilungsmaßnahmen im US-amerikanischen Steuer- und Transfersystem kaum. Dieser 
scheinbare Widerspruch wird von Kuziemko et al. (2015) teilweise damit erklärt, dass die Men-
schen wohl nicht genügend Vertrauen in den Staat haben. Konkret vertrauen sie nicht darauf, 
dass redistributiv gedachte Politikmaßnahmen tatsächlich die Ungleichheit mildern können. Nur 
wenn Teilnehmer explizit darauf aufmerksam gemacht wurden, dass bestimmte Maßnahmen 
Ungleichheit tatsächlich reduzieren könnten, erhöhten sie ihre Zustimmung zu diesen Maßnah-
men.  

Risikopräferenzen 

Viele menschliche Entscheidungen lassen sich als Entscheidungen unter Unsicherheit charakte-
risieren. Damit spielen Risikopräferenzen eine entscheidende Rolle für menschliches Entschei-
dungsverhalten und nehmen entsprechend einen zentralen Platz in ökonomischen Modellen ein. 
Bezogen auf Arbeitsmarktentscheidungen zeigt sich beispielsweise, dass risikofreudigere Men-
schen häufiger Berufe wählen, in denen zwar einerseits relativ hohe Löhne möglich sind, gleich-
zeitig aber auch die Gefahr besteht, auf ein relativ niedriges Lohnniveau zu fallen – Berufe also, 
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die sich durch eine hohe Unsicherheit bezüglich der Lohnhöhe auszeichnen (Bonin et al. 2007). 
Gleichzeitig machen sich risikofreudige Menschen häufiger selbständig (Cramer et al. 2002, Fair-
lie 2002), sie sind mobiler und ziehen eher um (Jaeger et al. 2010, Bauernschuster et al. 2014). Ein 
gewisses Maß an Risiko einzugehen, kann dabei häufig produktiv sein. Andererseits kann ein zu 
risikofreudiges Verhalten nicht nur für den einzelnen Menschen selbst, sondern auch für die Ge-
sellschaft als Ganzes schädlich sein. Man denke an zu risikoreiche Investments bei der Altersvor-
sorge oder an risikoreiches Gesundheitsverhalten.  

Häufig wird argumentiert, dass makroökonomische Schocks wie Weltwirtschaftskrisen die Risi-
kopräferenzen ganzer Generationen prägen können. Malmendier und Nagel (2011) zeigen, dass 
Individuen, die im Laufe ihres Lebens höhere Renditen am Aktienmarkt erlebt haben, mehr finan-
zielle Risiken eingehen. Sie investieren wahrscheinlicher am Aktienmarkt und investieren, wenn 
sie in Aktien investieren, auch mehr Geld. Erfahrungen bezüglich der Renditen am Aktienmarkt 
aus der jüngeren Vergangenheit beeinflussen das Verhalten dabei stärker als länger zurücklie-
gende Renditen. Malmendier und Nagel (2011) finden Evidenz dafür, dass die gemachten Erfah-
rungen die Erwartungen der Individuen bezüglich zukünftiger Renditen verändern. Sie können 
jedoch auch nicht komplett ausschließen, dass die Erfahrungen die Risikopräferenzen selbst be-
einflussen. Vor diesem Hintergrund ist die Frage interessant, wie sich Ostdeutsche und Westdeut-
sche nach den politökonomischen Umbrüchen im Zuge der Wiedervereinigung hinsichtlich ihrer 
Risikopräferenzen unterscheiden und wie sich etwaige Unterschiede über die Zeit entwickelten. 

Theoretisch ist dabei nicht eindeutig, ob man unter Ostdeutschen stärker oder schwächer aus-
geprägte Risikoaversion als unter Westdeutschen erwarten sollte. Folgt man Heineck und Süß-
muth (2013), so könnte man annehmen, dass Ostdeutsche unmittelbar nach Wiedervereinigung 
risikofreudiger waren als Westdeutsche. Makroökonomische Schocks führten in der ehemaligen 
DDR nicht zu Arbeitslosigkeit, da der sozialistische Staat Vollbeschäftigung zusicherte. Heineck 
und Süßmuth (2013) argumentieren, dass die Menschen in Ostdeutschland deshalb nicht wie von 
Malmendier und Nagel (2011) beschrieben auf makroökonomische Schocks mit höherer Risiko-
aversion reagierten. Zugleich führen sie an, dass die systematische Unterdrückung und Ausspio-
nierung der Bevölkerung durch den sozialistischen Staat die Konsequenz hatte, dass den Bürgern 
ein überdurchschnittliches Maß an Risikofreude abverlangt wurde, um tatsächlich den friedli-
chen Umsturz des Systems zu erreichen. Zur empirischen Überprüfung dieser Hypothese verwen-
den Heineck und Süßmuth (2013) die Daten des Sozio-oekonomischen Panels. In den Jahren 
2004 und 2008 wurden die Teilnehmer dieser Umfrage nach ihren Risikopräferenzen gefragt. 
Konkret mussten sie auf einer Skala von 0 („gar nicht risikobereit“) bis 10 („sehr risikobereit“) ihre 
Risikopräferenzen angeben. Dohmen et al. (2011) zeigen, dass die Selbsteinstufung auf dieser 
Skala sehr stark mit tatsächlichem Risikoverhalten der gleichen Individuen im Labor korreliert. 
Heineck und Süßmuth (2013) weisen nach, dass Ostdeutsche noch im Jahr 2004 tatsächlich risi-
kofreudiger waren als Westdeutsche. Bis 2008 sank die Risikofreude der Ostdeutschen jedoch 
und erreichte das eher risikoaverse Niveau der Westdeutschen. Als möglichen Grund für diese 
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Entwicklung führen Heineck und Süßmuth (2013) an, dass sich die relativen Positionen der Men-
schen in der Einkommensverteilung über die Zeit kaum änderten. Die soziale Rangordnung war 
also relativ starr, wodurch Anreize verloren gingen, Risiken einzugehen, um eine bessere relative 
Position zu erklimmen. 

3.  Ökonomische Einstellungen und Verhaltensweisen in Ost- 
und Westdeutschland 

3.1 Ökonomische Lebensbedingungen 

3.1.1 Wirtschaftslage in Deutschland 

Ein üblicher Indikator für wirtschaftliche Aktivität eines Landes ist das Bruttoinlandsprodukt, 
welches durch seine Bestandteile der Konsum- und Investitionsausgaben wiederum stark von 
Erwartungen über die jetzige und vor allem zukünftige wirtschaftliche Entwicklung abhängt. Wie 
optimistisch oder pessimistisch die deutsche Bevölkerung die allgemeine wirtschaftliche Lage 
einschätzt, ist deswegen äußerst relevant für die Wirtschaft in Deutschland. 

Die Beurteilung der Wirtschaftslage Deutschlands folgt in beiden Landesteilen einem sehr ähnli-
chen Trend (Abbildung 113). Kurz nach der Wiedervereinigung schätzten die Deutschen die wirt-
schaftliche Lage im Land überdurchschnittlich gut ein mit Mittelwerten über 3,5 Punkten auf ei-
ner Beurteilungsskala von 1 (schlecht) bis 5 (sehr gut). Anschließend relativierte sich diese Zuver-
sicht ziemlich schnell bis 1994. Im weiteren Verlauf schwanken die beiden Linien stark zyklisch 
und die Wirtschaftslage wird mit einer Ausnahme im Jahr 2000 nicht überdurchschnittlich positiv 
bewertet. Ein negativer Tiefstand in der Einschätzung der wirtschaftlichen Lage wird mit unter 
2,5 Punkten im Jahr 2004 gemessen. Anschließend hellte sich die Stimmung in der Bevölkerung 
kontinuierlich wieder auf. Ab 2014/2016 sieht die aktuelle Wirtschaftslage Deutschland nach Mei-
nung der Befragten erstmals wieder so vielversprechend aus wie 1991. Im Jahr 2016 bewerten 
Mehrheiten in beiden Teilen Deutschlands die Wirtschaftslage als gut bzw. sehr gut. Rund ein 
Drittel entscheidet sich für die neutrale Antwortmöglichkeit „teils gut/teils schlecht“. Nur 5-6% 
halten die Wirtschaftslage für schlecht. Die Antwortkategorie „sehr schlecht“ zur Beurteilung der 
Wirtschaftslage wird so gut wie nie ausgewählt: nur 0,8% im Westen und 0,5% im Osten tun dies. 

Ost-West-Unterschiede bei der Bewertung der wirtschaftlichen Lage waren meist marginal. Die 
positive Wendestimmung bezüglich der Wirtschaftslage war im Westen anfangs ausgeprägter. 
Auch in den Jahren um die Jahrtausendwende schätzten die Westdeutschen die Wirtschaftslage 
in Deutschland etwas positiver ein. In den Folgejahren nähern sich die Einschätzungen wieder an 
und ab 2004 kann kein messbarer Unterschied zwischen Ost und West mehr festgestellt werden. 
Die in Kapitel 2 vorgestellte Studie von Holtmann et al. (2015) unterstützt die hier getroffenen 
Aussagen. 
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Auswertungen derselben Frage zur wirtschaftlichen Lage in Deutschland im Politbarometer zei-
gen im Wesentlichen ähnliche Ergebnisse. Hier finden sich zunächst größere Ost-West-Diskre-
panzen in den 1990er Jahren. Ab 2002 konvergierte die Stimmungslage bezüglich der Wirt-
schaftslage in beiden Landesteilen, zunächst auf niedrigem Niveau (ohne Abbildung). Anschlie-
ßend verbesserte sich wiederum die Stimmung kontinuierlich bis zum Jahr 2015, in dem die 
Deutschen dieselben Erwartungen zur Wirtschaft in Deutschland hegen (Tabelle 41). Etwa jeder 
Vierte findet mit der deutschen Wirtschaft gehe es zurzeit eher aufwärts. Demgegenüber ist etwa 
jeder Fünfte in Deutschland der Meinung, mit der Wirtschaft in Deutschland gehe es zurzeit eher 
bergab. Rund die Hälfte meint, es verändert sich zurzeit nicht viel an der Wirtschaftslage. 

Abbildung 113: Beurteilung der Wirtschaftslage in Deutschland heute 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie beurteilen Sie ganz allgemein die heutige wirtschaftliche 
Lage in Deutschland?“ Antwortmöglichkeiten: Sehr schlecht (1), Schlecht (2), Teils gut / teils schlecht (3), 
Gut (4), Sehr gut (5). 
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Tabelle 41: Erwartungen zur deutschen Wirtschaft 

 
West Ost Ost-West-Differenz 

Prozentpunkte   % 

Es geht eher abwärts  21,5 19,1 -2,4** 

Es verändert sich nicht 
viel  

53,7 52,9 -0,8* 

Es geht eher aufwärts  24,8 28,0 3,2*** 

Anmerkungen: Politbarometer 2015: „Und was meinen Sie, geht es mit der Wirtschaft in Deutschland zur-
zeit eher aufwärts, zurzeit eher abwärts oder verändert sich da nicht so viel?“ Antwortmöglichkeiten: Eher 
aufwärts, Eher abwärts, Es verändert sich da nicht viel. Ost-West-Differenz: Mittelwert in Ostdeutschland – 
Mittelwert in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Die Einschätzung über die zukünftige Wirtschaftslage ist ebenfalls ein aussagekräftiger Indikator 
für kommende Investitions- und Konsumbereitschaft. Bei der Frage wie man die wirtschaftliche 
Lage im Land in einem Jahr einschätzt (Abbildung 114), sind die Deutschen im Vergleich zur Be-
wertung der aktuellen Lage allerdings deutlich zurückhaltender eingestellt, wenngleich ein di-
rekter Vergleich aufgrund unterschiedlicher Antwortvorgaben nicht möglich ist. Die Antwortmög-
lichkeiten reichen von der Annahme die wirtschaftliche Lage in einem Jahr werde „(wesentlich) 
schlechter sein als heute (1 und 2)“ über „gleichbleibend (3)“ bis sie werde „(wesentlich) besser 
sein als heute“ (4 und 5).  

Direkt nach der Wende gingen noch viele Bürgerinnen und Bürger in Deutschland davon aus, dass 
sich die Wirtschaftslage weiter verbessern würde (Abbildung 114). 1991 sahen Ostdeutsche die 
zukünftige Konjunktur mit einem Mittelwert von über 3,7 deutlich positiver als Westdeutsche mit 
knapp 3,3 Punkten. Beide Regionen verlieren allerdings schnell ihren Optimismus, vor allem im 
Westen stürzt die Zuversicht in die kommende wirtschaftliche Lage innerhalb eines Jahres ab.  
Insgesamt besteht der Ost-West-Unterschied bis 1994 fort. Ab 1996 erholen sich die Zukunftsein-
schätzungen ein wenig und pendeln sich im Osten wie im Westen auf einen Wert um 2,8 ein. Sie 
liegen damit also konstant unter der neutralen Antwortmöglichkeit, die wirtschaftliche Lage 
bliebe künftig gleichbleibend.  Mitte der 2000er Jahre waren die Werte im Westen zeitweise etwas 
höher als im Osten. Seit 2008 entwickeln sich die Meinungen in beiden Teilen Deutschlands wie-
der sehr ähnlich.  
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Abbildung 114: Beurteilung der Wirtschaftslage Deutschland in einem Jahr 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Was glauben Sie, wie wird die wirtschaftliche Lage in Deutsch-
land IN EINEM JAHR sein?“ Antwortmöglichkeiten: Wesentlich schlechter als heute (1), Etwas schlechter 
als heute (2), Gleichbleibend (3), Etwas besser als heute (4), Wesentlich besser als heute (5). 

Offensichtlich waren die Ostdeutschen direkt nach der Wiedervereinigung also überzeugter da-
von, dass sich die wirtschaftliche Situation in Deutschland verbessern wird. Demgegenüber 
fürchteten Westdeutsche eher Probleme bei der Eingliederung des Ostens in die soziale Markt-
wirtschaft. Der wirtschaftliche Optimismus beider Regionen fällt nach der Wiedervereinigung 
und bleibt bis 2016 auf einem mittleren Niveau. 2016 sind circa 60% aller Befragten der Meinung, 
die wirtschaftliche Lage in Deutschland entwickelt sich gleichbleibend weiter, circa 30% vermu-
ten die Wirtschaftslage wird in einem Jahr etwas schlechter sein und circa 10% vermuten eine 
verbesserte Lage (Abbildung 114).  

Im Einklang mit der seit Mitte der 2000er Jahre kontinuierlich ansteigenden positiven Bewertung 
der aktuellen Wirtschaftslage in Deutschland aus Abbildung 113 stehen auch die zurückgehen-
den Sorgen um die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung (Abbildung 115). In den Jahren 2002 
bis 2006 und nach der Finanzkrise 2009 machten sich viele Deutsche Sorgen um die Wirtschaft, 
seither sinken die Sorgen wieder kontinuierlich. Im ganzen Beobachtungszeitraum unterschie-
den sich die Meinungen in Ost- und Westdeutschland zum Teil erheblich. Vor allem nach der Wie-
dervereinigung und um die Jahrtausendwende blickten Ostdeutsche sorgenvoller auf die wirt-
schaftliche Entwicklung als Westdeutsche. In den darauffolgenden Jahren näherten sich die 
Werte im Osten denjenigen im Westen an. Seit 2009 sind annähernd keine Ost-West-Diskrepan-
zen mehr zu finden. Im Jahr 2015 machen sich rund 60% der Deutschen einige Sorgen und circa 
15% große Sorgen um die Wirtschaft in Deutschland. Erfreulich ist, dass sich immerhin auch jeder 
vierte Befragte in Deutschland keine Sorgen um die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung 
macht.  
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Abbildung 115: Sorge um allgemeine wirtschaftliche Entwicklung 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie ist es mit den folgenden Gebieten - machen Sie sich da Sorgen? - Um die 
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung?“ Antwortmöglichkeiten: Keine Sorgen (1), Einige Sorgen (2), 
Große Sorgen (3).  

Bei der Bewertung der allgemeinen Wirtschaftslage in Deutschland bleibt abschließend festzu-
halten, dass die deutschen Bürgerinnen und Bürger grundsätzlich mit der sozialen Marktwirt-
schaft in Deutschland mehrheitlich eher zufrieden sind (Tabelle 42). Allerdings unterscheiden 
sich hier Ost- und Westdeutsche in ihrer Meinung. Im Westen sind 64% der Befragten eher zufrie-
den mit der Sozialen Marktwirtschaft, im Osten liegt der Wert um 9 Prozentpunkte niedriger bei 
55%. 
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Tabelle 42: Zufriedenheit mit Marktwirtschaft in Deutschland 

  West Ost Ost-West-Differenz 

Prozentpunkte   % 

Eher unzufrieden  36,1 45,4 9,3*** 

Eher zufrieden 63,9 54,6 -9,3*** 

Anmerkungen: Politbarometer 2015: „Was meinen Sie zur sozialen Marktwirtschaft in Deutschland? Sind 
Sie damit eher zufrieden oder eher unzufrieden?“ Antwortmöglichkeiten: Eher unzufrieden, Eher zufrieden. 
Ost-West-Differenz: Mittelwert in Ostdeutschland – Mittelwert in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 
1%, ** 5%, * 10%.  

3.1.2 Persönliche Wirtschaftslage 

3.1.2.1 Eigene Lage und Altersversorgung 

Wie die allgemeine Wirtschaftslage eingeschätzt wird, kann sich mitunter stark von der jeweili-
gen eigenen wirtschaftlichen Situation unterscheiden. Die Bewertung der aktuellen und künfti-
gen persönlichen Wirtschaftslage beeinflusst jedoch genauso, vermutlich sogar noch stärker, 
Konsum und Investitionen. Im Vergleich zur allgemeinen Wirtschaftslage beurteilen die Deut-
schen ihre eigene wirtschaftliche Lage im Zeitverlauf im Durchschnitt gleichbleibender und meist 
positiver (Abbildung 116). Erst am aktuellen Rand im Jahr 2016 werden die eigene und die allge-
meine Wirtschaftslage in Deutschland sehr ähnlich mit guten Mittelwerten eingeschätzt. In Zei-
ten hoher Arbeitslosigkeit Mitte der 2000er Jahre wurde beispielsweise die allgemeine Wirt-
schaftslage deutlich schlechter eingestuft als die tatsächliche persönliche Lage.  
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Abbildung 116: Beurteilung der eigenen Wirtschaftslage heute 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Wie beurteilen Sie Ihre eigene wirtschaftliche Lage heute?“ 
Antwortmöglichkeiten: Sehr schlecht (1), Schlecht (2), Teils gut / teils schlecht (3), Gut (4), Sehr gut (5). 

Beginnend mit einem starken Ost-West-Unterschied 1991 (Osten: 3,1 und Westen: 3,7), zeigen die 
Ergebnisse zur persönlichen Wirtschaftslage eine Konvergenz, mit Ausnahme Anfang der 2000er. 
2016 beurteilen 70% der Befragten in Westdeutschland und 65% derjenigen in Ostdeutschland 
ihre private Wirtschaftssituation als gut bis sehr gut. Nur 8% im Westen bzw. 10% im Osten sind 
der Meinung, dass es ihnen wirtschaftlich schlecht oder sehr schlecht geht. Die Veränderungen 
im Zeitverlauf bestätigen Holtmann et al. (2015). Trotz der insgesamt guten Bewertung der per-
sönlichen Lage haben gleichzeitig gut 50% der Westdeutschen und gut 40% der Ostdeutschen 
überhaupt nicht das Gefühl, dass sie von der insgesamt verbesserten Wirtschaft in Deutschland 
persönlich profitieren würden (Tabelle 43). Nur 10% der Befragten im Westen haben das Gefühl, 
dass sich durch den Wirtschaftsaufschwung in Deutschland ihre persönliche Lage stark bis sehr 
stark verbessert hat. Im Osten liegt dieser Wert um 4 Prozentpunkte höher. 

Bei der Einschätzung über die private Wirtschaftslage wird wiederum ein Blick auf die zukünftige 
Erwartung in einem Jahr geworfen (Abbildung 117). Hierbei waren die ostdeutschen Befragten 
zunächst optimistischer eingestellt als die Westdeutschen, dies ändert sich jedoch ab 1996. Ab 
diesem Zeitpunkt folgen die Zukunftserwartungen in beiden Landesteilen einem ähnlichen 
Trend, wonach im Durchschnitt konstant rund 70% eine gleichbleibende persönliche Wirt-
schaftslage annehmen. 
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Tabelle 43: Persönliche Auswirkungen der verbesserten Wirtschaft 

  West Ost Ost-West-Differenz 

Prozentpunkte   % 

Überhaupt nicht 52,9 43,1 -9,8*** 

Nicht so stark 37,1 42,7 5,5** 

Stark 8,8 13,0 4,2** 

Sehr stark 1,1 1,3 0,1 

Anmerkungen: Politbarometer 2015: „Mit der Wirtschaft in Deutschland geht es aufwärts. Wie stark hat sich 
durch diesen Aufschwung alles in allem Ihre persönliche Lage verbessert?“ Antwortmöglichkeiten: Über-
haupt nicht verbessert, Nicht so stark, Stark, Sehr stark. Ost-West-Differenz: Mittelwert in Ostdeutschland 
– Mittelwert in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%. 

Abbildung 117: Beurteilung der eigenen Wirtschaftslage in einem Jahr 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Und wie wird Ihre eigene wirtschaftliche Lage in einem Jahr 
sein?“ Antwortmöglichkeiten: Wesentlich schlechter als heute (1), Etwas schlechter als heute (2), Gleich-
bleibend (3), Etwas besser als heute (4), Wesentlich besser als heute (5). 

Die Beurteilung der eigenen wirtschaftlichen Lage der Befragten kann durch weitere Auswertun-
gen von Fragen zu den Sorgen, die Menschen bezüglich ihrer wirtschaftlichen Situation oder ihrer 
Altersversorgung hegen, untermauert werden. Zu Beginn des untersuchten Zeitraums gehen die 
Antworten über wirtschaftliche Sorgen in Ost und West stark auseinander. Die ostdeutsche Be-
völkerung machte sich nach der Wiedervereinigung zunächst deutlich mehr Sorgen um die ei-
gene wirtschaftliche Situation, als es die Westdeutschen taten (Abbildung 118). Ob sich die Be-
fragten Sorgen machen, scheint über die Zeit jedoch immer weniger von der Zugehörigkeit zu 
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Ost- oder Westdeutschland abzuhängen. Es zeichnet sich eine stetige Konvergenz ab. 2015 liegt 
der Unterschied noch bei 0,1 auf der Skala von 1 (Keine Sorgen) bis 3 (Große Sorgen). 45% im 
Westen und 51% im Osten machen sich einige Sorgen. Deutlich weniger Menschen zwischen 14% 
im Westen und 17% im Osten geben an, sich große Sorgen zu machen. Ein Drittel im Osten und 
40% im Westen sind sorgenfrei was ihre persönliche wirtschaftliche Situation betrifft.  

Abbildung 118: Sorge um eigene wirtschaftliche Situation 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie ist es mit den folgenden Gebieten - machen Sie sich da Sorgen? - Um Ihre 
eigene wirtschaftliche Situation?“ Antwortmöglichkeiten: Keine Sorgen (1), Einige Sorgen (2), Große Sor-
gen (3).  

Im Vergleich zu den aktuellen wirtschaftlichen Sorgen sind die Sorgen der Deutschen größer, 
wenn sie an ihre Altersversorgung denken (Tabelle 44). Rund ein Viertel der Befragten (23% im 
Westen und 28% im Osten) gibt 2015 an, mit großen Sorgen auf die eigene Altersversorgung zu 
blicken und rund 40% der Befragten in beiden Landesteilen zumindest mit einigen Sorgen. Da-
gegen sorgen sich 37% im Westen und 30% im Osten nicht um ihre Versorgung im Alter. Zumin-
dest bezeichneten im Jahr 2014 bei etwas anderer Fragestellung 68% der Bürgerinnen und Bür-
ger in Westdeutschland und 58% in Ostdeutschland ihre persönliche Alterssicherung oder Siche-
rung vor Invalidität und im Krankheitsfall als ausreichend (Abbildung 119). 1994 lag dieser Wert 
im Westen noch bei 77%, im Osten dagegen noch niedriger, wo nur rund 53% der Befragten der 
Meinung waren, dass ihre Alterssicherung ausreichen wird. Über die Zeit nähern sich die Meinun-
gen im Osten und Westen an. Westdeutsche sind nun tendenziell weniger überzeugt von der Qua-
lität ihrer Altersversicherung als vorher, wobei Ostdeutsche, die 2000 befragt wurden, einen Teil 
ihrer Sorgen abgelegt zu haben scheinen. In der Folge fallen die Zustimmungswerte zu der Frage 
nach ausreichender Altersvorsorge sowohl im Osten, als auch im Westen. Bis zum Jahr 2014 er-
holt sich dies etwas, es denken jedoch weiterhin ca. 32% der westdeutschen und 42% der ost-
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deutschen Befragten, dass sie im Alter, im Invaliditäts- oder Krankheitsfall nicht ausreichend ge-
sichert sind. Dies sind in jedem Falle nicht vernachlässigbare Anteile der (befragten) Bevölke-
rung.  

Tabelle 44: Sorgen um eigene Altersversorgung 

 
West Ost Ost-West-Differenz 

Prozentpunkte   % 

Keine Sorgen  36,7 29,5 -7,2*** 

Einige Sorgen 40,0 42,5 2,5*** 

Große Sorgen  23,4 28,0 4,7*** 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie ist es mit den folgenden Gebieten - machen Sie sich da Sorgen? – Um Ihre 
eigene Altersversorgung?“ Antwortmöglichkeiten: Keine Sorgen, Einige Sorgen, Große Sorgen. Ost-West-
Differenz: Mittelwert in Ostdeutschland – Mittelwert in Westdeutschland. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, 
* 10%. 

Abbildung 119: Ist die eigene Alterssicherung ausreichend? 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Wie ist es mit ihrer persönlichen Alterssicherung oder Sicherung vor Invali-
dität und im Krankheitsfall? Fühlen Sie sich ausreichend gesichert oder nicht ausreichend gesichert oder 
haben Sie sich darüber noch keine Gedanken gemacht?“ Antwortmöglichkeiten: Ausreichend gesichert (1), 
Nicht ausreichend gesichert (0), Keine Gedanken gemacht (als fehlender Wert interpretiert). 

3.1.2.2 Einkommen und Haushaltslage 

Eine andere Art sich mit der persönlichen wirtschaftlichen Situation der deutschen Bevölkerung 
zu beschäftigen, ist die Zufriedenheit mit ihrem Einkommen genauer zu untersuchen (Abbildung 
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120). Die Zufriedenheit mit dem individuellen Einkommen folgt einem konstant ansteigenden 
Trend, bei dem gleichzeitig ein stärkerer Ost-West Gegensatz als bei der Bewertung der persönli-
chen Lage zu erkennen ist. Während im letzten Jahrzehnt die Zufriedenheit um das eigene indi-
viduelle Einkommen im Westen im Durchschnitt mit knapp 6 von 10 möglichen Punkten bewertet 
wird, war man im Osten unzufriedener. Dort gab man in den Jahren 2004 bis 2008 durchschnitt-
lich etwa 5 von 10 Punkten auf der Zufriedenheitsskala an. Die Menschen in beiden Teilen 
Deutschlands werden über die Zeit zufriedener mit ihrem Einkommen, wobei der Osten seinen 
Rückstand leicht aufholt. Trotzdem ist die Zufriedenheit mit dem persönlichen Einkommen im 
Jahr 2015 im Osten immer noch etwas geringer als im Westen, wo etwa 40 Prozent und damit 8 
Prozentpunkte mehr Leute als im Osten angeben, mit ihrem Einkommen sehr zufrieden zu sein 
(Antwortmöglichkeiten 8, 9, 10). 

Abbildung 120: Zufriedenheit mit eigenem Einkommen 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig mit den folgenden Bereichen Ihres Lebens? 
-Wie zufrieden sind Sie mit Ihrem persönlichen Einkommen?“ Antwortmöglichkeiten 0-10: Ganz und gar 
unzufrieden (0) bis Ganz und gar zufrieden (10).  

Aus gutem Grund werden häufig auch Haushaltsdaten genutzt, wenn es um die private wirt-
schaftliche Situation geht, da diese stark von der Anzahl der Haushaltsmitglieder und deren Ein-
künften abhängt. Die Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen liegt im Durchschnitt in bei-
den Landesteilen etwas höher als die Zufriedenheit mit dem eigenen Einkommen (Abbildung 
121). Wie auch beim individuellen Einkommen steigen die Zufriedenheitswerte seit 2004 kon-
stant an, allerdings schwankten sie vorher zum Teil auch auf höherem Niveau. Die Ost-West-Dif-
ferenz lag im Jahr 2004 bei 1 Skalenpunkt und damit doppelt so hoch als wie bei der Zufrieden-
heit mit dem Individualeinkommen.  Vorher, in den 1990er Jahren und vor allem kurz nach der 
Wiedervereinigung war die Zufriedenheitslücke zwischen Ost und West noch deutlicher und be-
trug bis zu 2 Skalenpunkte. Im Gesamtverlauf nimmt der Ost-West-Unterschied bei der Zufrie-
denheit mit dem Haushaltseinkommen kontinuierlich über die Zeit ab, und ist bis zum Ende der 
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Datenreihe, 2015, auf einen halben Skalenpunkt geschrumpft. Es sind kontinuierliche Konver-
genztendenzen zu beobachten. Wie beschrieben sind viele Menschen in Deutschland ziemlich bis 
sehr zufrieden mit ihrem Haushalteinkommen. Am unteren Ende der Einkommensverteilung sa-
gen 5% im Westen und 8% im Osten, dass sie mit dem Einkommen ihres Haushalts sehr bis ganz 
und gar unzufrieden sind (Antwortmöglichkeiten 0, 1, 2).  

Abbildung 121: Zufriedenheit mit Haushaltseinkommen 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig mit den folgenden Bereichen Ihres Lebens? 
- Wie zufrieden sind Sie mit dem Einkommen Ihres Haushaltes?“ Antwortmöglichkeiten 0-10: Ganz und gar 
unzufrieden (0) bis Ganz und gar zufrieden (10).  

3.1.2.3 Arbeitssituation 

Neben dem monetären Einkommen spielt auch die Arbeitszufriedenheit eine wichtige Rolle für 
die Bewertung der persönlichen Lage. Die Zufriedenheit mit der eigenen Arbeit wird vor dem Hin-
tergrund einer immer später eintretenden Rente immer relevanter. Arbeitnehmer, die zufrieden 
mit ihrer Tätigkeit sind, bleiben gesünder und sind außerdem produktiver. Folglich ist es auch 
interessant, sich die Entwicklung zur Arbeitszufriedenheit über die Zeit in Deutschland anzuse-
hen und herauszufinden, ob es Ost-West-Unterschiede in diesem Bereich gibt (Abbildung 122). 
Im Jahr der Wiedervereinigung beurteilten ost- und westdeutsche Befragte ihre Arbeit mit gleich 
guten Zufriedenheitswerten. Für Ostdeutschland war dies zugleich der höchste jemals gemes-
sene Wert. In den darauffolgenden Jahren entwickelten sich die Werte allerdings auseinander. 
Im Westen pendelten sich Werte um die 7 Zufriedenheitspunkte von 10, im Osten schwankten die 
Werte um etwa 0,5 Punkte darunter. In den Jahren 2008 und 2009 und am aktuellen Rand der 
Daten von 2013 bis 2015 waren die Ost-West-Unterschiede sehr klein.  
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Abbildung 122: Zufriedenheit mit Arbeit 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig mit den folgenden Bereichen Ihres Lebens? 
- Wie zufrieden sind Sie mit Ihrer Arbeit?“ Antwortmöglichkeiten 0-10: Ganz und gar unzufrieden (0) bis 
Ganz und gar zufrieden (10).  

Während sich die Zufriedenheitswerte mit der Arbeit auf insgesamt relativ konstantem Niveau 
bewegen, sind die Sorgen vor Arbeitslosigkeit weit größeren Schwankungen ausgesetzt (Abbil-
dung 123, Abbildung 124). Der Anteil, der im Osten Angst um den Arbeitsplatz hatte, war nach der 
Wiedervereinigung sehr hoch (Abbildung 123). Dort befürchteten 43% der Befragten, in naher Zu-
kunft arbeitslos zu werden oder ihre Stelle wechseln zu müssen. Im Westen Deutschlands lag der 
Anteil 1991 bei nur 2%. Der Ost-West-Unterschied war damals enorm hoch. In den darauffolgen-
den Post-Wendejahren nahm die Furcht vor Arbeitsplatzverlust im Osten ab und erreichte nur 
1998 einen nochmaligen Höchstwert von 35%, gleichzeitig verachtfachte sich der Wert im Westen 
von 2% auf knapp 16% im Jahr 1998. Somit sank die Ost-West-Differenz bereits auf 22 Prozent-
punkte. Nach weiteren Schwankungen nach unten und oben, aber tendenziell rückläufigen Wer-
ten verkleinerte sich die Ost-West-Lücke auf 10 Prozentpunkte in den Jahren 2006 und 2008. In 
den darauffolgenden Jahren verloren die Menschen in Ost und West nochmals deutlich die Angst 
vor Arbeitslosigkeit und der Ost-West-Unterschied bei dieser Frage schrumpfte auf 2,5 Prozent-
punkte zusammen. Bei der Frage nach der Arbeitsplatzsicherheit ist eine eindeutige und sehr 
starke Konvergenz zwischen Ost- und Westdeutschland zu beobachten. Die Menschen in ganz 
Deutschland haben in den letzten Jahren kaum Angst, ihre Arbeitsstelle zu verlieren. Ein wichti-
ger Grund hierfür dürfte die gute und robuste Arbeitsmarktentwicklung der letzten 10 Jahre sein.  
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Abbildung 123: Furcht vor Arbeitsplatzverlust 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Befürchten Sie, in naher Zukunft arbeitslos zu werden […]?“ 
Antwortmöglichkeiten: Nein (interpretiert als 0), Ja, befürchte, arbeitslos zu werden (interpretiert als 1). 

Gleichzeitig sind in den letzten zehn Jahren die Sorgen um die Sicherheit des Arbeitsplatzes zu-
rückgegangen. Dieser Befund wird in Abbildung 124 nochmals bestätigt. Im Zeitraum davor be-
wegten sich die Werte im Osten abgesehen von den Jahren nach der Wiedervereinigung um 2,0, 
d.h. im Durchschnitt machten sich die Ostdeutschen einige Sorgen um ihren Arbeitsplatz. Im 
Westen sind die Sorgen von der Wiedervereinigung bis Mitte der 2000er Jahre kontinuierlich an-
gestiegen. Dies geschah zwar auf etwas niedrigerem Niveau, führte aber dazu, dass sich die Ein-
stellungen zwischen Ost und West in diesem Punkt annäherten. Diese langsame aber stetige An-
näherung lässt sich bis zum letzten Beobachtungsjahr 2015 beobachten, als sich 62% im Westen 
und 52% im Osten keine Sorgen um die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes machten bzw. sich 8% im 
Westen und 10% im Osten große Sorgen machten.  

Betrachtet man die Entwicklung der Einstellungen zum Thema Arbeitsplatzverlust seit der Wie-
dervereinigung nochmals im gesamten Beobachtungszeitraum, lässt sich folgendes festhalten: 
Die Konvergenz bei der Einstellung zum Arbeitsplatzverlust ist zwar zum Großteil auf den Rück-
gang der Werte im Osten zurückzuführen, allerdings darf nicht verkannt werden, dass die Zahl 
der Westdeutschen, die um ihre Existenz fürchten, von 1991 bis 2016 auf niedrigem Niveau zuge-
nommen hat und die Sorgen von Westdeutschen um die Arbeitsplatzsicherheit auch ähnlich ge-
blieben sind. 
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Abbildung 124: Sorgen um eigenen Arbeitsplatz 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie ist es mit den folgenden Gebieten - machen Sie sich da Sorgen? – [Nur 
wenn Sie erwerbstätig sind:] Um die Sicherheit Ihres Arbeitsplatzes?“ Antwortmöglichkeiten: Keine Sorgen 
(1), Einige Sorgen (2), Große Sorgen (3).  

3.1.2.3 Wohnsituation 

Die Beurteilung der Wohnsituation lässt ebenfalls Rückschlüsse auf die Meinung zur persönlichen 
wirtschaftlichen Lage zu. Bei der Beurteilung der Wohnungsgröße ist im Grunde genommen kein 
Unterschied zwischen Ost und West zu finden ist, und das schon seit dem dritten Jahr nach dem 
Fall der Mauer (ohne Abbildung). Allgemein sind die Deutschen zufrieden mit der Größe ihrer 
Wohnung, so gaben 2015 rund drei Viertel an, dass diese gerade richtig sei. Ihre Wohnung für zu 
groß halten 17% im Westen und 11% im Osten. Etwa gleich viele Anteile von 15% der Befragten 
in beiden Landesteilen bezeichnen ihre Wohnung als zu klein.  

Bei der Bewertung des Zustandes des Hauses, in dem man wohnt, dauerte der Angleichungspro-
zess dagegen länger (Abbildung 125). Anfang der Neunzigerjahre beschrieb noch die Mehrheit der 
im Osten lebenden Personen ihr Wohnhaus als (teilweise) renovierungsbedürftig. Ab Mitte der 
90Jahre schienen die größtenteils marktwirtschaftlich finanzierten Sanierungsarbeiten erkenn-
bar Früchte zu tragen, und ab dem Jahr 2005 stellte sich eine komplette Konvergenz dieser eher 
subjektiven Beurteilungswerte ein. Auch die neuen Bundesländer sind damit letztendlich weit im 
oberen Viertel der Bewertungsskala angekommen, von dem man in den alten Bundesländern 
schon 1990 gestartet war. Im Jahr 2015 beurteilen rund 70% der Befragten in Ost und West den 
Zustand des Hauses, in dem sie wohnen, in gutem Zustand. Knapp 30% halten das Haus für teil-
weise renovierungsbedürftig, und sehr wenige für „ganz renovierungsbedürftig“. Die Antwort-
möglichkeit, das Haus, in dem man wohnt, ist abbruchreif, wählt in Deutschland kein Befragter 
aus.  
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Bei der Zufriedenheit mit der Wohnung im Allgemeinen verhält es sich ganz ähnlich wie bei der 
Beurteilung des Zustandes des Hauses. Im Westen befinden sich die Werte ebenfalls schon von 
Anfang an im oberen Viertel der Bewertungsskala (Abbildung 126). Die Ostwerte nähern sich die-
sem hohen Zufriedenheitslevel bis 2002 stetig an und die große Ost-West-Lücke schließt sich fast. 
Seitdem verlaufen die Einstellungskurven für den Westen und Osten weitestgehend parallel, wo-
bei sich für letzteren immer ein etwas geringer Durchschnittswert ergibt als für den westlichen 
Teil des Landes. Generell ist zudem im Falle der Zufriedenheit etwas mehr Volatilität und Diskre-
panz zwischen Ost und West zu erkennen als bei den Angaben zum Bauzustand der Wohnge-
bäude.  

Abbildung 125: Zustand des Hauses 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie beurteilen Sie den Zustand des Hauses, in dem Sie wohnen?“ Antwort-
möglichkeiten: Abbruchreif (1), Ganz renovierungsbedürftig (2), Teilweise renovierungsbedürftig (3), In gu-
tem Zustand (4).  
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Abbildung 126: Zufriedenheit mit Wohnung 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig mit den folgenden Bereichen Ihres Lebens? 
- Wie zufrieden sind Sie mit Ihrer Wohnung?“ Antwortmöglichkeiten 0-10: Ganz und gar unzufrieden (0) bis 
Ganz und gar zufrieden (10). 

 

3.1.3 Allgemeine Lebenszufriedenheit 

Die Frage nach der allgemeinen Zufriedenheit mit dem Leben ist ein guter Indikator für die gene-
relle Stimmung im Land, da sie auf die globale Bewertung des gegenwärtigen Lebens zielt und 
sich nicht nur auf einzelne Lebensbereiche oder Lebenssituationen bezieht. Wenngleich Ergeb-
nisse aus der Literatur zeigen, dass das Antwortverhalten stark von ökonomischen Lebensbedin-
gungen, wie dem absoluten oder relativen Einkommen oder von Arbeitslosigkeit abhängt. Die 
subjektive Einschätzung des eigenen Wohlbefindens der ost- und westdeutschen Befragten ist in 
Abbildung 127 dargestellt. Die Befragten konnten auf einer Skala von 0 – 10 einschätzen, wie zu-
frieden sie gegenwärtig, alles in allem, mit ihrem Leben sind. Die absoluten Durchschnittswerte 
schwanken in Ost und West seit der Wiedervereinigung zwischen 6 und 7,5 Punkten, d.h. viele 
Menschen in Deutschland sind mit ihrem Leben zufrieden. Von 1990 auf 1991 fiel die Lebenszu-
friedenheit im Osten zunächst ab und lag damit 1,3 Skalenpunkte unter der Zufriedenheit der 
westdeutschen Befragten (7,3). Diese hohe Ost-West-Lücke halbierte sich bis Mitte der 90er Jahre 
durch einen Anstieg der Lebenszufriedenheit der Ostdeutschen und bewegte sich in den an-
schließenden Jahren bis 2007 konstant zwischen 0,5 und 0,7 Skalenpunkten. Frijters et al. (2004a, 
2004b) können anhand des Soziooekonomischen Panels ebenfalls einen Anstieg der Lebenszu-
friedenheit in Ostdeutschland in den Jahren nach der Wiedervereinigung zeigen. Zudem machen 
sie wie Easterlin und Plagnol (2008) zusätzlich auf den Abwärtstrend der ostdeutschen Zufrieden-
heit bis 2004 aufmerksam. In den Folgejahren bis 2015 pendelte sich der Abstand zwischen Ost 
und West auf noch niedrigerem Niveau bei 0,4 Punkten ein. Über den gesamten Zeitraum kann 
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eine langsame Annäherung der Lebenszufriedenheit in Ost und West beobachtet werden. Die Le-
benszufriedenheit der Ostdeutschen nähert sich seit der Wende dem Niveau in Westdeutschland 
an, erreicht dieses aber nicht. Gleichzeitig verlaufen die Kurven der Lebenszufriedenheit in bei-
den Landesteilen seit Mitte der 90er Jahre in der Tendenz immer in die gleiche Richtung, und seit 
10 Jahren kontinuierlich nach oben. 

Abbildung 127: Allgemeine Lebenszufriedenheit 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Zum Schluss möchten wir Sie noch nach Ihrer Zufriedenheit mit Ihrem Leben 
insgesamt fragen. Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig, alles in allem, mit Ihrem Leben?“ Antwortmöglich-
keiten 0-10: Ganz und gar unzufrieden (0) bis Ganz und gar zufrieden (10). 

3.2 Gerechtigkeit und Ungleichheit 

3.2.1 Subjektive Schichteinstufung 

Im vorherigen Abschnitt zur Einschätzung der ökonomischen Lebensbedingungen in Deutsch-
land wurde deutlich, dass die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland die wirtschaftliche Lage 
positiv einschätzen. Vor allem die eigene wirtschaftliche Situation wurde immer von deutlichen 
Mehrheiten in Ost und West als mindestens gut eingeschätzt, mit ansteigender Tendenz. Seit der 
Wiedervereinigung haben noch nie so wenige Menschen ihre wirtschaftliche Situation als 
schlecht eingestuft wie in den letzten Jahren – nur etwa 8%. Mit anderen Worten den Deutschen 
geht es nach eigenem Empfinden besser als je zuvor. Dies spiegelt sich auch in der subjektiven 
Einordnung in die Gesellschaft ein. 

Die Durchschnittswerte der subjektiven Zuordnung zur Unterschicht, Arbeiterschicht, Mittel-
schicht, oberen Mittelschicht und Oberschicht schwanken in beiden Landesteilen nur gering und 
verlaufen weitgehend konstant über die Zeit im Westen und in der Tendenz leicht ansteigend im 
Osten von 1991 bis 2016 (Abbildung 128). Die Werte in Westdeutschland liegen dabei immer et-
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was höher als im Osten, in den 1990er Jahren um etwa 0,4 Skalenpunkte, ab der Jahrtausend-
wende noch um 0,3 bis 0,2 Skalenpunkte. Der durchschnittliche Ost-West-Abstand verringerte 
sich also langsam im Laufe der Zeit. Sieht man sich die subjektive Zuordnung zu den einzelnen 
Schichten genauer an, kristallisieren sich folgende Punkte deutlich heraus: Der in etwa gleich-
bleibende Durchschnitt im Westen bzw. leicht ansteigende Durchschnitt im Osten in der subjek-
tiven Schichteinstufung bildet sich aus relativ gleichbleibenden Einordnungsmustern zur oberen 
Mittelschicht (4), zu der sich im Westen im Zeitverlauf 10–15% zählen und im Osten 3-7%, und 
aus relativ gleichbleibenden niedrigen Zuordnungswerten zur Unterschicht (1) und zur Ober-
schicht (5) (ohne Abbildungen). Das Zugehörigkeitsgefühl zu diesen Schichten scheint also in bei-
den Landesteilen ziemlich verfestigt zu sein.  

Abbildung 128: Subjektive Schichteinstufung 

Anmerkungen: ALLBUS 2016: „Es wird heute viel über die verschiedenen Bevölkerungsschichten gespro-
chen. Welcher Schicht rechnen Sie sich selbst eher zu?, Antwortmöglichkeiten: der Unterschicht (1), der 
Arbeiterschicht (2), der Mittelschicht (3), der oberen Mittelschicht (4), der Oberschicht (5). 

Bei der Einstufung in die Arbeiterschicht und in die Mittelschicht zeigen sich dagegen Verände-
rungen im Zeitverlauf, vor allem in Ostdeutschland (Abbildung 129 und Abbildung 129). Im Osten 
ist der Anteil derjenigen, die sich selbst der Arbeiterschicht zuordnen, von knapp 60% nach der 
Wende auf heute 35% gefallen. Die Werte schwankten zunächst etwas über die Zeit, sind aber 
dann in den Jahren 2004-2016 kontinuierlich und deutlich zurückgegangen (Abbildung 129). 
Gleichzeitig stiegen die Zugehörigkeitsgefühle zur Mittelschicht im Osten von 37% im Jahr 1991 
auf heute 54% an (Abbildung 130). Im selben Zeitraum schwankten die Werte im Westen bei der 
subjektiven Einstufung zur Arbeiter- und Mittelschicht zwar auch, aber die Werte veränderten 
sich über die Zeit nicht stark. Heute wähnen sich ähnlich viele Westdeutsche in der Mittelschicht 
(60%) und in der Arbeiterschicht (23%) wie 1991. In der Summe näherte sich die subjektive 
Schichteinstufung zwischen Ost und West seit der Wiedervereinigung, vor allem in den 1990er 
Jahren, an. Der Ost-West-Abstand wurde kleiner, besteht aber nach wie vor. Im Jahr 2016 fühlten 
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sich rund 83% im Westen und 88% im Osten der Arbeiter- bzw. Mittelschicht zugehörig (Abbildung 
128). 15% der Westdeutschen gehören nach eigener Auffassung zur oberen Mittelschicht bzw. 
Oberschicht. Im Osten sind es weniger als halb so viele. Am anderen Ende zählen sich 2% im Wes-
ten und 5% im Osten zur Unterschicht (Abbildung 128). 

Abbildung 129: Subjektive Zuordnung zur Arbeiterschicht 

Anmerkungen: Anmerkungen: ALLBUS 2016: „Es wird heute viel über die verschiedenen Bevölkerungs-
schichten gesprochen. Welcher Schicht rechnen Sie sich selbst eher zu?, Antwortmöglichkeiten: der Unter-
schicht (1), der Arbeiterschicht (2), der Mittelschicht (3), der oberen Mittelschicht (4), der Oberschicht (5). 
Hier codiert Arbeiterschicht (2) als JA-Anteile/ (1)(3)(4)(5) als Nein-Anteile.  

Abbildung 130: Subjektive Zuordnung zur Mittelschicht 

 
Anmerkungen: Anmerkungen: ALLBUS 2016: „Es wird heute viel über die verschiedenen Bevölkerungs-
schichten gesprochen. Welcher Schicht rechnen Sie sich selbst eher zu?, Antwortmöglichkeiten: der Unter-
schicht (1), der Arbeiterschicht (2), der Mittelschicht (3), der oberen Mittelschicht (4), der Oberschicht (5). 
Hier codiert Mittelschicht (3) als JA-Anteile/ (1)(2)(4)(5) als Nein-Anteile.  
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3.2.2 Soziale Ungleichheit 

Nach der subjektiven Selbsteinstufung in verschiedene Schichten ist es für eine Gesellschaft äu-
ßerst relevant, ob die Menschen die unterschiedlichen Rangunterschiede auch akzeptieren. Un-
ter der Annahme, dass Rangunterschiede zwischen Menschen im Wesentlichen das ausdrücken, 
was die Menschen aus den ihnen zur Verfügung stehenden Chancen gemacht haben, akzeptierte 
2014 rund die Hälfte der Befragten soziale Rangunterschiede (Abbildung 131). Die andere Hälfte 
findet soziale Rangunterschiede eher nicht bis überhaupt nicht akzeptabel. Darunter stimmten 
15% im Osten und 12% im Westen der Aussage, dass Rangunterschiede zwischen den Menschen 
akzeptabel sind, überhaupt nicht zu. Nach ähnlichen Werten kurz nach der Wiedervereinigung, 
schwankt die Einschätzung zu den sozialen Rangunterschieden im Westen im Zeitverlauf nur 
leicht, im Osten dagegen schwankte sie stärker und auf niedrigerem Niveau als im Westen. In 
Ostdeutschland ging die Akzeptanz vor allem in den 1990er Jahren zurück und vergrößerte damit 
den Abstand zwischen Ost und West. Seit Ende der 1990er Jahre stieg die Akzeptanz im Osten 
tendenziell wieder an. Bis zum letzten Beobachtungsjahr 2014 hat sich die Einschätzung zu dieser 
Frage in Ost und West ziemlich angeglichen. 

Abbildung 131: Rangunterschiede sind akzeptabel 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Hier ist eine Liste mit verschiedenen Auffassungen darüber, wie es in 
Deutschland mit den sozialen Unterschieden tatsächlich aussieht und wie es sein sollte (…): Die Rangun-
terschiede zwischen den Menschen sind akzeptabel, weil sie im Wesentlichen ausdrücken, was man aus 
den Chancen, die man hatte, gemacht hat.“ Antwortmöglichkeiten: Stimme überhaupt nicht zu (1), 
Stimme eher nicht zu (2), Stimme eher zu (3), Stimme voll zu (4). 

Allgemeiner danach gefragt, ob die sozialen Unterschiede in unserem Land im Großen und Gan-
zen als gerecht empfunden werden, sinken im Vergleich zur Akzeptanz von sozialen Rangunter-
schieden erstens die absoluten Zustimmungswerte. Eine deutliche Mehrheit in Deutschland hält 
die sozialen Unterschiede nicht bzw. eher nicht für gerecht. Zweitens zeigt sich ein größerer Ost-
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West-Unterschied von rund 0,4 Skalenpunkten auf einer Skala von 1 bis 4 im Jahr 2014 (Abbil-
dung 132). Mehr Menschen im Westen als im Osten halten die sozialen Verhältnisse für gerecht. 
Der Ost-West Unterschied in dieser Einstellungsfrage war in den 1990er Jahre noch größer bei 
über 0,6 Punkten und verkleinerte sich nur langsam über die Zeit. Im letzten Beobachtungsjahr 
stimmten rund 16% im Westen der Aussage, soziale Unterschiede sind im Großen und Ganzen 
gerecht, überhaupt nicht zu. Im Osten lag der Anteil doppelt so hoch. Umgekehrt halten im Wes-
ten ein gutes Drittel und im Osten jeder fünfte Befragte die sozialen Unterschiede in Deutschland 
im Großen und Ganzen für gerecht (Antwortmöglichkeiten 3 und 4). 

Abbildung 132: Soziale Unterschiede sind im Großen und Ganzen gerecht 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Hier ist eine Liste mit verschiedenen Auffassungen darüber, wie es in 
Deutschland mit den sozialen Unterschieden tatsächlich aussieht und wie es sein sollte (…): Ich finde die 
sozialen Unterschiede in unserem Land im Großen und Ganzen gerecht“ Antwortmöglichkeiten: Stimme 
überhaupt nicht zu (1), Stimme eher nicht zu (2), Stimme eher zu (3), Stimme voll zu (4). 

Etwas ähnlicher in ihrer Einschätzung sind sich Ost- und Westdeutsche wieder darin, wenn es um 
die Umsetzungsmöglichkeit geht, soziale Ungleichheit zu reduzieren (Abbildung 133). Die Zu-
stimmungswerte dazu haben sich von 1994 und 2014 etwas angenähert, indem sie im Westen von 
1994 bis 2014 minimal gesunken und im Osten minimal angestiegen sind. Im Jahr 2014 gehen 
rund 43% im Westen und 36% im Osten nicht davon aus, dass man die sozialen Ungleichheiten 
im Land geringer machen könnte. Etwa gleich viele Menschen, um die 45%, in Ost und West glau-
ben eher daran. Und 21% im Osten sind davon überzeugt, dass man die sozialen Ungleichheiten 
in Deutschland abbauen könnte, wenn man das wollte. Im Westen liegt dieser Anteil nur bei 12%. 
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Abbildung 133: Soziale Ungleichheit in Deutschland ist nicht weiter reduzierbar 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Ich habe hier einige Meinungen über Staat und Wirtschaft in Deutschland. 
Sagen Sie mir bitte zu jeder Meinung, ob Sie ihr - überhaupt nicht zustimmen (1), eher nicht zustimmen (2), 
eher zustimmen (3), voll zustimmen (4). Selbst wenn man es wollte, könnte man die sozialen Ungleichhei-
ten kaum geringer machen, als sie bei uns in Deutschland sind.“ 

3.2.3 Bildungschancen und persönlicher Erfolg  

Unter dem Aspekt der Gerechtigkeit und sozialen Ungleichheit kann auch die Wahrnehmung der 
Bildungschancen und des persönlichen Erfolgs im Leben betrachtet werden. Die Chancengleich-
heit bei der Bildung beinhaltet, dass jeder das Erwünschte erreichen kann, unabhängig von sei-
ner Schichtzugehörigkeit. Einstellungen zum persönlichen Erfolg zielen in die Richtung, ob man 
sein Leben eher in der eigenen Hand sieht oder der Erfolg durch Schicksal oder Glück bestimmt 
ist bzw. wie stark man für Erfolg arbeiten muss. 

Im Jahr 1994 stimmte 65% der Westdeutschen der Aussage zu, dass jeder in Deutschland die 
Möglichkeit hat, sich nach seiner Begabung und seinen Fähigkeiten auszubilden (Abbildung 134). 
Im Gegensatz dazu haben Ostdeutsche diese Chancengleichheit in der Bildung in dieser Höhe 
nicht wahrgenommen. Nur rund halb so viele ostdeutsche Befragte (34%) haben zugestimmt, 
dass jeder die Möglichkeit hat, sich im Rahmen seiner persönlichen Fähigkeiten zu bilden. In den 
Jahren 1994 bis 2010 ging die Wahrnehmung großer Chancengleichheit im Westen kontinuierlich 
und stark bis auf 40% zurück, während sich die Wahrnehmung im Osten diesbezüglich bis 2010 
kaum verändert hat (33%). Dadurch haben sich die Werte in Ost- und Westdeutschland auf eine 
Differenz von circa 7-8 Prozentpunkte angenähert. Insgesamt ist die Wahrnehmung gleicher Bil-
dungschancen für Alle bis 2014 absolut wieder angestiegen, und die Zustimmungswerte kletter-
ten im Osten auf 47% und im Westen auf 59%. Der Ost-West-Unterschied hat sich damit seit 2010 
weitgehend stabilisiert, liegt aber immer noch bei 10 Prozentpunkten. 
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Abbildung 134: Bildungsmöglichkeit in Deutschland: jeder nach seiner Begabung 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Was meinen Sie: Hat bei uns heute jeder die Möglichkeit, sich ganz nach 
seiner Begabung und seinen Fähigkeiten auszubilden?“ Antwortmöglichkeiten: Ja/Nein 

Die Einstellung darüber, inwieweit man für den persönlichen Erfolg im Leben eigenverantwort-
lich ist, ist in Abbildung 135 dargestellt. Auf einer Skala von 1 „stimme überhaupt nicht zu“ bis 7 
„stimme voll zu“ antworteten die Befragten auf die Frage, „was man im Leben erreicht, ist in ers-
ter Linie eine Frage von Schicksal oder Glück“. Die Ansicht zu dieser Frage, zu der Ergebnisse für 
die Jahre 2005 – 2010 – 2015 vorliegen, hat sich im Zeitverlauf im jeweiligen Landesteil kaum 
geändert und der Ost-West-Abstand hat sich minimal verringert auf 0,2 Skalenpunkte. Im Westen 
neigten etwas mehr Menschen als im Osten zu dem Standpunkt, dass Lebenserfolg in erster Linie 
von Schicksal oder Glück abhängt. 2015 stimmte rund ein Drittel im Westen zu, im Osten etwa 
28%. Alesina und Fuchs-Schündeln (2007) kommen auf Basis von Daten des Soziooekonomi-
schen Panels ebenfalls zu dem Schluss, dass Ostdeutsche weniger als Westdeutsche der Ansicht 
sind, dass Glück verantwortlich ist für Erfolg im Leben. 

Auf derselben Antwortskala sollten die Befragten angeben, ob ihrer Meinung nach die Fähigkei-
ten, die man mitbringt, wichtiger als alle Anstrengungen sind (Abbildung 136). Absolut betrach-
tet, bejahen diese Aussage deutlich mehr Befragte als die Aussage zum Schicksal und Glück, 
gleichzeitig findet sich fast kein Ost-West-Unterschied in den drei Beobachtungsjahren. 2015 gin-
gen rund 60% im Westen und 64% im Osten davon aus, dass die Fähigkeiten, die man mitbringt, 
wichtiger sind als die Tatsache, wie sehr man sich im Leben anstrengt. Rund ein Viertel der Be-
fragten wählt die neutrale Antwortmöglichkeit aus, das heißt, dass umgekehrt nur 12-14% glau-
ben, sie können durch persönliche Anstrengungen mehr im Leben erreichen als durch die Fähig-
keiten, die sie mitbringen.  

Interessanterweise gehen trotz des Befundes der Abbildung 136 die allermeisten Deutschen den-
noch davon aus, dass man sich Erfolg im Leben hart erarbeiten muss (Abbildung 137). Es reicht 
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also nach Ansicht der Befragten nicht nur aus, die richtigen Fähigkeiten mitzubringen. Knapp 90 
% in Ost- und Westdeutschland waren 2015 der Meinung, dass man für Erfolg hart arbeiten muss. 
Die durchschnittlichen Zustimmungswerte liegen im Osten nur marginal höher und sie gingen 
von 2005 bis 2015 auf sehr hohem Niveau in beiden Landesteilen leicht zurück, im Osten etwas 
stärker als im Westen. 

Abbildung 135: Was man im Leben erreicht, ist in erster Linie eine Frage von Schicksal oder Glück 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Die folgenden Aussagen kennzeichnen verschiedene Einstellungen zum Leben 
und zur Zukunft. In welchem Maße stimmen Sie persönlich den einzelnen Aussagen zu: Was man im Leben 
erreicht, ist in erster Linie eine Frage von Schicksal oder Glück.“ Antwortmöglichkeiten: Stimme überhaupt 
nicht zu (1) – Stimme voll zu (7). 
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Abbildung 136: Wichtiger als alle Anstrengungen sind die Fähigkeiten, die man mitbringt 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Die folgenden Aussagen kennzeichnen verschiedene Einstellungen zum Leben 
und zur Zukunft. In welchem Maße stimmen Sie persönlich den einzelnen Aussagen zu: Wichtiger als alle 
Anstrengungen sind die Fähigkeiten, die man mitbringt.“ Antwortmöglichkeiten: Stimme überhaupt nicht 
zu (1) – Stimme voll zu (7). 

Abbildung 137: Erfolg muss man sich hart erarbeiten 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Die folgenden Aussagen kennzeichnen verschiedene Einstellungen zum Leben 
und zur Zukunft. In welchem Maße stimmen Sie persönlich den einzelnen Aussagen zu: Erfolg muss man 
sich hart erarbeiten.“ Antwortmöglichkeiten: Stimme überhaupt nicht zu (1) – Stimme voll zu (7). 
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3.2.4 Verteilungsgerechtigkeit 

Für die Einschätzung der realisierten Verteilungsgerechtigkeit ist insbesondere relevant, in wel-
chem Ausmaß die Deutschen glauben, dass sie ihren gerechten Anteil am ökonomischen Erfolg 
erhalten. In Abbildung 138 ist das Stimmungsbild darüber dargestellt, ob die wirtschaftlichen Ge-
winne in Deutschland im Großen und Ganzen gerecht verteilt werden. Innerhalb eines Ant-
wortspektrums von 1 „stimme überhaupt nicht zu“ bis 4 „stimme voll zu“ konnten die Befragten 
ihre Zustimmung zur gerechten Verteilung der Gewinne ausdrücken. Über den Befragungszeit-
raum von 1994 bis 2014 stimmen die Deutschen darin überein, dass die wirtschaftlichen Gewinne 
eher nicht gerecht verteilt werden, aber der Osten empfindet diese Verteilung durchwegs als un-
gerechter. Im Osten steigt die Zustimmung zur gerechten Gewinnverteilung immerhin leicht an 
über die Zeit, während sie im Westen relativ gleich bleibt. Das heißt der Ost-West-Unterschied 
wurde über die Zeit minimal kleiner. Im Jahr 2014 sind dennoch 37% der Befragten im Osten der 
Meinung, dass die Gewinne in Deutschland überhaupt nicht gerecht verteilt werden. Im Westen 
liegt dieser Anteil um 15 Prozentpunkte niedriger. Generell kann man sagen, dass der Osten sich 
bei der Verteilung der wirtschaftlichen Gewinne in Deutschland benachteiligter fühlt als der Wes-
ten.  

Nachdem nur rund jeder Vierte bis Sechste der Befragten die wirtschaftliche Gewinnverteilung in 
Deutschland als gerecht empfindet, glauben deutlich mehr Menschen, dass sie einen gerechten 
Anteil am Lebensstandard erhalten (Abbildung 139). Knapp 70% im Westen und knapp 50% im 
Osten gaben im Jahr 2016 an, ihren gerechten Anteil oder sogar mehr als ihren gerechten Anteil 
im Vergleich zu anderen in Deutschland Lebenden zu erhalten. Die Ost-West-Lücke ist allerdings 
groß, auch wenn sie sich seit der Wiedervereinigung von 1 auf 0,3 Skalenpunkte verringert hat. 
Diese Annährung der Werte kommt daher, dass vor allem die Menschen in Ostdeutschland in an-
steigendem Maße ihren Anteil am Lebensstandard als gerechter empfinden. Die westdeutsche 
Kurve verläuft seit der Wiedervereinigung relativ konstant. Trotz positivem Verlauf der Einstel-
lung im Osten darf nicht übersehen werden, dass im Jahr 2016 die andere Hälfte der Ostdeut-
schen angibt, etwas weniger bis sehr viel weniger als den gerechten Anteil zu erhalten, verglichen 
mit dem Rest in Deutschland. Im Westen glaubt knapp ein Drittel, nicht seinen gerechten Anteil 
zu erhalten.  

Generell kann festgehalten werden, dass die Wahrnehmung der gerechten Verteilung der Ge-
winne und des Lebensstandards immer noch nicht in beiden Teilen Deutschlands überein-
stimmt. Der Osten fühlt sich nach wie vor benachteiligter als der Westen, die Ost-West-Unter-
schiede sind nur langsam und geringfügig kleiner geworden. 
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Abbildung 138: Gewinne werden in Deutschland gerecht verteilt 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Ich habe hier einige Meinungen über Staat und Wirtschaft in Deutschland. 
Sagen Sie mir bitte zu jeder Meinung, ob Sie ihr - überhaupt nicht zustimmen (1), eher nicht zustimmen (2), 
eher zustimmen (3), voll zustimmen (4). Die wirtschaftlichen Gewinne werden heute in Deutschland im 
Großen und Ganzen gerecht verteilt.“  

Abbildung 139: Gerechter Anteil am Lebensstandard 

Anmerkungen: ALLBUS 2016, ALLBUS 2016: „Im Vergleich dazu, wie andere hier in Deutschland leben: Glau-
ben Sie, dass Sie Ihren gerechten Anteil erhalten (3), mehr als Ihren gerechten Anteil (4), etwas weniger (2), 
sehr viel weniger (1)“. 

3.2.5 Sozialstaat und Umverteilung 

Wie die Menschen die soziale Ungleichheit wahrnehmen und akzeptieren, und welche Gerechtig-
keitsvorstellungen sie haben, beeinflusst auch ihre Einstellungen gegenüber dem deutschen 
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Wohlfahrtsstaat.52 Andersherum gibt die Einstellung zum Sozialstaat einen guten Einblick über 
die Vorstellung der Menschen zur sozialen Gerechtigkeit bzw. Akzeptanz der sozialen Ungleich-
heit in einer Gesellschaft. Je stärker ausgebaut der Sozialstaat ist, desto mehr Umverteilungswir-
kungen entfaltet er. Die Einstellung zur Reichweite und Grenze des Sozialstaats spiegelt auch die 
Einstellung darüber wider, wieviel Eigenverantwortung dem Einzelnen zugeschrieben wird bzw. 
inwieweit die soziale Absicherung in der Zuständigkeit des Staates gesehen wird.  

Die Entwicklung der Sozialstaatsvorstellungen der Deutschen lässt sich anhand mehrerer Fragen 
nachvollziehen. In Abbildung 140 sind die Einstellungen gegenüber der staatlichen Einkommens-
sicherung in Risikofällen, dem sogenannten institutionellen Kern des deutschen Sozialstaats, 
dargestellt. Insgesamt besitzt der Sozialstaat in Deutschland einen großen Rückhalt bei einer 
breiten Mehrheit der Bevölkerung. Kurz nach der Wiedervereinigung lagen die Zustimmungs-
werte für die staatliche Zuständigkeit in Krankheit, Not, Arbeitslosigkeit und im Alter im Osten 
noch höher als im Westen. Dies bestätigen auch, wie in Kapitel 2 bereits erwähnt, die Studien von 
Alesina und Fuchs-Schündeln (2007) sowie von Bauernschuster et al. (2012). Von 1991 bis 2010 
nehmen die Zustimmungswerte kontinuierlich ab, im Osten etwas stärker. Ab 2010 steigen die 
Ansprüche an die staatliche Verantwortlichkeit im persönlichen Krisenfall oder im Alter wieder 
etwas an, im Westen etwas stärker. Die Einstellungen zum Sozialstaat in Ost und West haben sich 
somit über den gesamten Beobachtungszeitraum kontinuierlich angenähert. Im Jahr 2014 stim-
men 89% der Befragten im Westen und 91% der Befragten im Osten der Aussage, dass der Staat 
dafür sorgen muss, dass man auch bei Krankheit, Not, Arbeitslosigkeit und im Alter ein gutes Aus-
kommen hat, eher bis voll zu. Betrachtet man nur die Anteile, die voll zustimmen, liegt die Ost-
West-Lücke bei 8 Prozentpunkten.  

                                                                  
52 Das Grundgesetz verpflichtet den deutschen Staat mehrfach auf das Sozialstaatsprinzip (Art. 1 GG, Art. 

20 GG). Vorrangige Ziele des Sozialstaats bestehen in der Hilfe gegen Not und Armut, der Bereitstel-
lung einer angemessenen Daseinsvorsorge, der Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit durch Verminde-
rung großer Wohlstandsdifferenzen und in der sozialen Sicherung gegen die typischen Risiken einer 
arbeitsteiligen Gesellschaft. Das Sozialversicherungssystem als tragende Säule im deutschen Sozial-
staat blickt auf eine lange Tradition zurück. Die Anfänge reichen bis ins vorletzte Jahrhundert zurück, 
als Otto von Bismarck 1883 die gesetzliche Krankenversicherung einführte. Heute umfasst es die Ren-
ten-, Arbeitslosen-, Unfall-, Pflege- und Krankenversicherung. 
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Abbildung 140: Staat soll für gutes Auskommen bei Not und Arbeitslosigkeit sorgen 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Der Staat muss dafür sorgen, dass man auch bei Krankheit, Not, Arbeitslo-
sigkeit und im Alter ein gutes Auskommen hat.“ Antwortmöglichkeiten 1-4: Stimme überhaupt nicht zu (1), 
Stimme eher nicht zu (2), Stimme eher zu (3), Stimme voll zu (4). 

Ein ähnliches Bild der angleichenden Entwicklung ergibt sich, wenn man auf die Frage nach der 
Kürzung bzw. Ausweitung der Sozialleistungen blickt (Abbildung 141). In Ostdeutschland sind 
seit Mitte der 1990er im Durchschnitt mehr Befragte der Meinung, dass die Sozialleistungen aus-
geweitet werden sollen, als in Westdeutschland. Im Zeitverlauf näherten sich die Werte in dieser 
Einstellung an, weil erstens der Zuspruch zum Umfang des Sozialstaates im Osten bis 2004 stär-
ker zurückging als im Westen, und zweitens umgekehrt die Westdeutschen in den Jahren von 
2004 bis 2014 wieder stärker für eine Ausweitung des Sozialstaats plädierten als die Ostdeut-
schen. Dadurch hat sich die große Ost-West-Lücke im Jahr 1994 von knapp 0,6 auf 0,14 im Jahr 
2014 reduziert. Im letzten Beobachtungsjahr 2014 finden 60% der befragten Westdeutschen und 
47% der befragten Ostdeutschen die Höhe der Sozialleistungen in Ordnung. 30% im Westen bzw. 
44% im Osten sind der Meinung, dass die Sozialleistungen noch ausgeweitet werden sollten. Nur 
rund 10% der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland möchten Sozialleistungen gekürzt sehen.  
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Abbildung 141: Sozialleistungen kürzen oder ausweiten? 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Wie ist Ihre Meinung: Sollten die Sozialleistungen in Zukunft gekürzt werden 
oder sollte es so bleiben, wie es ist, oder sollte man die Sozialleistungen ausweiten?“ Antwortmöglichkei-
ten 1-3: Sollten gekürzt werden (1), Sollten so bleiben wie bisher (2), Sollten ausgeweitet werden (3). 

Deutlich unterschiedlicher Meinung sind die Menschen in Ost- und Westdeutschland, wenn es 
darum geht, dass der Staat Einkommensdifferenzen abbauen, also umverteilen, soll (Abbildung 
142). Die Menschen in Ostdeutschland wünschen sich dies konstant in größerem Maße als die 
Westdeutschen. Die Lücke in der Zustimmung ist von 2002 bis 2014 nur marginal kleiner gewor-
den. Absolut gesehen liegen die Zustimmungswerte auf hohem Niveau. 70% im Westen und 88% 
im Osten sehen den Staat in der Pflicht, Maßnahmen zu ergreifen, um Einkommensunterschiede 
zu verringern (Antworten 4 und 5). Nur 16% im Westen und 8% im Osten lehnen eine solche For-
derung ab. Gleichzeitig vertritt aber auch rund die Hälfte der Befragten in Deutschland die Mei-
nung, dass erst größere Unterschiede im Einkommen und im sozialen Ansehen einen Anreiz für 
persönliche Leistungen setzen (Abbildung 143). Diesbezüglich waren die Menschen in Ost- und 
Westdeutschland kurz nach der Wiedervereinigung interessanterweise ziemlich einer Meinung. 
Bei den darauffolgenden Befragungen in den 1990er und 2000er Jahren entwickelten sich die 
Meinungen dagegen zwischen Osten und Westen auseinander, weil gerade in Ostdeutschland die 
Zustimmung zurückging. In den Jahren 2010 und 2014 näherte sich die Meinung in Ost- und West-
deutschland wieder an. 9% in Westdeutschland und 13% in Ostdeutschland gehen überhaupt 
nicht davon aus, dass Einkommensunterschiede dazu führen, dass sich Leute überhaupt erst an-
strengen. Und rund ein Drittel in Ost und West glaubt eher nicht daran. 
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Abbildung 142: Staat soll Einkommensunterschiede abbauen 

Anmerkungen: ESS 2014: „Der Staat sollte Maßnahmen ergreifen, um Einkommensunterschiede zu verrin-
gern.“ Antwortmöglichkeiten: Stimme gar nicht zu (1), Stimme nicht zu (2), Weder noch (3), Stimme zu (4), 
Stimme stark zu (5). 

Abbildung 143: Einkommensdifferenz erhöht Motivation 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Hier ist eine Liste mit verschiedenen Auffassungen darüber, wie es in 
Deutschland mit den sozialen Unterschieden tatsächlich aussieht und wie es sein sollte (…): Nur wenn die 
Unterschiede im Einkommen und im sozialen Ansehen groß genug sind, gibt es auch einen Anreiz für per-
sönliche Leistungen.“ Antwortmöglichkeiten: Stimme überhaupt nicht zu (1), Stimme eher nicht zu (2), 
Stimme eher zu (3), Stimme voll zu (4). 

Die Meinung im Osten und Westen über mögliche negative Konsequenzen des Sozialstaats auf 
die individuelle Arbeitsbereitschaft konvergiert im Jahr 2014 nach großen Unterschieden 1994 
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und 2004 (Abbildung 144). In 1994 und 2004 vertraten noch deutlich mehr Westdeutsche als Ost-
deutsche die Meinung, dass zu hohe Leistungen der sozialen Sicherung, wie Lohnfortzahlungen 
im Krankheitsfall, Arbeitslosenunterstützung und Frührenten, nur dazu führen, dass die Leute 
nicht mehr arbeiten wollen. Die Zustimmungswerte zu dieser Aussage sind im Zeitverlauf im Os-
ten stark angestiegen, die Werte im Westen blieben in der Summe gleich. Insgesamt besteht in 
den Augen der Mehrheit der Deutschen aber nicht die Gefahr, dass die soziale Absicherung in 
Deutschland den Arbeitswillen reduziert, jeweils 60% in Ost- und Westdeutschland befürchten 
dies nicht. 

Abbildung 144: Soziale Sicherheit reduziert Arbeitswillen 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Wenn die Leistungen der sozialen Sicherung, wie Lohnfortzahlungen im 
Krankheitsfall, Arbeitslosenunterstützung und Frührenten, so hoch sind wie jetzt, führt dies nur dazu, dass 
die Leute nicht mehr arbeiten wollen.“ Antwortmöglichkeiten 1-4: Stimme überhaupt nicht zu (1), Stimme 
eher nicht zu (2), Stimme eher zu (3), Stimme voll zu (4). 

3.3 Risikopräferenzen  
Unter Risikopräferenz versteht man generell, wie eine Person Risiken gegenüber eingestellt ist. 
In der Realität sind viele wichtige Entscheidungssituationen durch eine nicht zu vernachlässi-
gende Risiko- und Unsicherheitslage geprägt. Informationen über die individuellen Einstellungen 
gegenüber Risiken können helfen, die Entscheidungen von Menschen in bestimmten Situationen 
zu erläutern und besser nachzuvollziehen. Risikopräferenzen sind entscheidend dafür, wie sich 
Menschen in einer Situation der Unsicherheit zwischen Alternativen entscheiden. Während risi-
kofreudige Menschen eher dazu neigen, für potentiell größere Gewinne auch einen möglichen 
Verlust in Kauf zu nehmen, werden risikoaverse Menschen eher versuchen, Unsicherheit zu ver-
meiden, auch wenn die möglichen Gewinne kleiner ausfallen.  

Ost- und Westdeutsche wurden nach ihrer persönlichen Risikobereitschaft gefragt und konnten 
auf einer Skala von 0 (gar nicht risikobereit) bis 10 (sehr risikobereit) antworten (Abbildung 144). 
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Die Zeitreihen von 2004 bis zum aktuellen Rand in 2015 hinsichtlich der persönlichen Risikobe-
reitschaft verlaufen in Ost-und Westdeutschland ähnlich. Ostdeutsche zeigen sich etwas risiko-
affiner als Westdeutsche. Am aktuellen Rand 2015 gaben Befragte aus Ostdeutschland im Mittel 
4,9 Punkte an, was einer mittleren Risikobereitschaft (Risikoneutralität) entspricht, während 
Westdeutsche nur etwas weniger risikobereit sind (im Mittel 4,8 Punkte). Die Personen beider 
Landesteile sind über die Zeit in der Tendenz risikofreudiger geworden. In 2004 lag der Mittelwert 
im Osten noch bei 4,5 Punkten, während er im Westen bei 4,2 Punkten lag. Es ist auch deutlich zu 
erkennen, dass zu Beginn der Finanzmarktkrise die individuelle Risikobereitschaft in Ost und 
West stark gefallen ist, diese ist jedoch mit Ende der Krise schnell wieder angestiegen ist. Auch 
Heineck und Süßmuth (2013) stellen fest, dass die Risikobereitschaft Ostdeutscher bis 2004 hö-
her war, anschließend bis 2008 sank und somit ein ähnliches Niveau wie das der Westdeutschen 
erreichte. 

Abbildung 144: Persönliche Risikobereitschaft 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie schätzen Sie sich persönlich ein: Sind Sie im Allgemeinen ein risikobereiter 
Mensch oder versuchen Sie, Risiken zu vermeiden?“ Antwortmöglichkeiten 0-10: Gar nicht risikobereit (0) 
bis Sehr risikobereit (10). 

Eine weitere Frage zur Risikobereitschaft galt der beruflichen Karriere, welche ebenfalls auf einer 
Skala von 0 (gar nicht risikobereit) bis 10 (sehr risikobereit) beantwortet werden konnte. Wie 
schon bei der persönlichen Risikobereitschaft folgen auch hier die Zeitreihen für Ost und West 
einem ähnlichen Trend und auch hier sind Ostdeutsche stets etwas risikobereiter als Westdeut-
sche. Zu Beginn der Zeitreihe war die Diskrepanz zwischen Ost und West noch etwas größer als 
am aktuellen Rand, wo sich 2014 eine Annäherung der Risikobereitschaften zeigte. Im Jahr 2014 
liegt die Risikobereitschaft der Ostdeutschen bei im Mittel 3,9 Punkten und die der Westdeut-
schen im Mittel bei 3,7 Punkten. Absolut betrachtet scheinen Ost-und Westdeutsche in Bezug auf 
ihre berufliche Karriere eher risikoscheu zu sein.  
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Ein ziemlich ähnlicher Verlauf der Zeitreihen in Ost und West zeigt sich auch für die Frage nach 
der Risikobereitschaft bei Geldanlagen. Jedoch sind nun Westdeutsche stets etwas risikoaffiner 
als Ostdeutsche, wobei die Ost-West-Lücke sehr gering ausfällt. Insgesamt sind die Befragten bei-
der Landesteile (sehr) risikoavers eingestellt. Die Risikopräferenz der Westdeutschen (Ostdeut-
schen) lag 2004 im Mittel bei 2,3 (2,2) Punkten, in 2009 ist diese in der Finanzmarktkrise noch 
weiter abgesunken und liegt am aktuellen Rand 2014 wieder bei 2,4 (2,3) Punkten. Jeder Dritte 
im Westen und im Osten Deutschlands hat im Jahr 2014 angegeben gar nicht risikobereit zu sein, 
wenn es um Geldanlagen geht.  

Abbildung 145: Risikobereitschaft bei beruflicher Karriere 

 
Anmerkungen: SOEP 2015: „Man kann sich in verschiedenen Bereichen ja unterschiedlich verhalten. Wie 
würden Sie Ihre Risikobereitschaft in Bezug auf die folgenden Bereiche einschätzen? -Wie ist das bei Ihrer 
beruflichen Karriere?“ Antwortmöglichkeiten 0-10: Gar nicht risikobereit (0) bis Sehr risikobereit (10). 
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Abbildung 146: Risikobereitschaft bei Geldanlagen 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Man kann sich in verschiedenen Bereichen ja unterschiedlich verhalten. Wie 
würden Sie Ihre Risikobereitschaft in Bezug auf die folgenden Bereiche einschätzen? -Wie ist das bei Geld-
anlagen?“ Antwortmöglichkeiten 0-10: Gar nicht risikobereit (0) bis Sehr risikobereit (10). 

Bezüglich der Frage ob in den nächsten zwei Jahren die Aufnahme einer freiberuflichen Tätigkeit 
wahrscheinlich ist, zeigt die Zeitreihe sowohl für ostdeutsche als auch für westdeutsche Befragte 
starke Bewegung. Die Befragten konnten auf einer Skala von 0-100 antworten.  Zur besseren Ver-
anschaulichung wurde in der Abbildung 147 diese Skala auf den Bereich 0-10 herunterskaliert. 
Zu Beginn der Zeitreihe im Jahr 1999 gaben Ostdeutsche im Mittel 1,04 Punkte an, was einer sehr 
geringen Wahrscheinlichkeit entspricht, dass sich die Befragten in den nächsten zwei Jahren 
selbstständig machen. Für Westdeutsche war die Wahrscheinlichkeit mit im Mittel 1,15 Punkten 
nur geringfügig höher. Lediglich in den Jahren 2007 und 2009 war es für Ostdeutsche wahrschein-
licher in zwei Jahren einer selbstständigen Tätigkeit nachzugehen als es für Westdeutsche war. 
Die Wahrscheinlichkeit sich selbstständig zu machen, ist über den Zeitverlauf geringer geworden. 
2015 liegen die Mittelwerte bei 1,03 Punkten für Westdeutsche und 0,83 Punkten für Ostdeutsche. 
Über 70% der Westdeutschen und fast 80% der Ostdeutschen sagen also, dass es überhaupt nicht 
wahrscheinlich ist, dass sie sich in den nächsten 2 Jahren selbstständig machen werden. Diese 
Angaben stehen im Einklang mit der risikoscheuen Einstellung der Befragten hinsichtlich ihrer 
beruflichen Karriere und hinsichtlich Geldanlagen.  
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Abbildung 147: Wahrscheinlichkeit der Selbstständigkeit in nächsten zwei Jahren 

Anmerkungen: SOEP 2015: „Wie wahrscheinlich ist es, dass innerhalb der nächsten zwei Jahre die folgen-
den beruflichen Veränderungen für Sie eintreten? Dass Sie sich selbständig machen bzw. freiberuflich tätig 
werden?“ Antwortmöglichkeiten 0-100 (bzw. 10): Das wird in den nächsten 2 Jahren mit Sicherheit nicht 
eintreten (0) bis Das wird in den nächsten 2 Jahren mit Sicherheit eintreten (100 bzw. interpretiert als 10).  

4.  Ursachenforschung nach Ost-West-Unterschieden 

In der deskriptiven Analyse wurde deutlich, dass die Entwicklung der Einstellungen aus der öko-
nomischen Sphäre in Ost- und Westdeutschland differenziert betrachtet werden muss. Während 
einige Einstellungen konvergiert sind oder sich ohnehin kaum unterschieden, bestehen bei eini-
gen Einstellungen Unterschiede bis zum aktuellen Rand fort. In diesem Kapitel wird eine Auswahl 
an Einstellungen, die noch immer deutliche Ost-West-Unterschiede zeigen, einer tieferen Analyse 
unterzogen. In zwei Analyseschritten wird untersucht, inwieweit die Ost-West-Unterschiede er-
klärt werden können und in welchen Bevölkerungsgruppen die Unterschiede vornehmlich vor-
herrschen.53  

Der erste Analyseschritt stellt die Frage, ob demographische, wirtschaftliche und soziale Unter-
schiede zwischen Ost- und Westdeutschland für die Unterschiede in Einstellungen verantwort-
lich sind. Denn Ostdeutsche unterscheiden sich in vielen Merkmalen, die wiederum Einstellungen 
beeinflussen, von Westdeutschen. Beispielsweise sind die Befragten in Ostdeutschland im Durch-
schnitt älter, verfügen über geringere Haushaltseinkommen und haben seltener einen Migrati-
onshintergrund. Außerdem sind die ostdeutschen Regionen von höherer Arbeitslosigkeit ge-
prägt.54 Anhand der Ergebnisse von Regressionsanalysen kann abgelesen werden, ob die Unter-
schiede auch nach Angleichung der Merkmale zwischen Ost- und Westdeutschland fortbestehen 

                                                                  
53 Eine nähere Beschreibung der Analysemethoden befindet sich im Anhang. 
54 Eine nähere Beschreibung der Merkmalsunterschiede befindet sich im Anhang. 
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würden. Für die Analysen werden sowohl individuelle als auch regionale Erklärungsfaktoren ver-
wendet. Die individuellen Merkmale sind das Alter in Jahren (und das quadrierte Alter), das Ge-
schlecht, der Migrationshintergrund, der Ehestand, der Schulabschluss, die Anzahl der Kinder, 
die Erwerbssituation und das Haushaltseinkommen.55 Auf der Ebene von insgesamt 96 Regionen, 
in denen die Befragten wohnen, kommen die Geburtenziffer, acht Maße der Altersstruktur der 
Bevölkerung (20-34, 35-49, 50-64, 65 und älter, jeweils nach Geschlecht), der Anteil der Asylleis-
tungsempfänger und der Ausländeranteil als demographische regionale Maße zum Einsatz. Re-
gionale wirtschaftliche Kontrollen sind die Arbeitslosenquote, die Arbeitslosenquote der 15-24-
Jährigen, die Arbeitslosenquote der Ausländer, das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, das verfüg-
bare Einkommen pro Kopf und der Anteil der SGBII-Bezieher. 

Im zweiten Analyseschritt wird untersucht, in welchen Bevölkerungsgruppen und Regionen die 
Ost-West-Unterschiede besonders groß sind und in welchen sie womöglich gar nicht beobachtet 
werden. Dazu werden die Ost-West-Unterschiede innerhalb kleiner Gruppen, die anhand der 
oben genannten Merkmale beschrieben werden, ausgewiesen. Ost-West-Unterschiede in Einstel-
lungen innerhalb besser vergleichbarer Gruppen können nähere Hinweise darauf liefern, wel-
chen Ursprung sie haben und wie wahrscheinlich sie auch in Zukunft fortbestehen. 

 

4.1 Sind die Ost-West-Unterschiede erklärbar? 
In Abbildung 148 ist die Ost-West-Differenz für verschiedene Einstellungen als Ergebnis von Re-
gressionen abgetragen.56 In Ostdeutschland sorgen sich mehr Menschen um die eigene wirt-
schaftliche Situation als in Westdeutschland. Individuelle Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschen erklären diese Differenz nicht, sie ist im Gegenteil tendenziell sogar größer. Eine An-
gleichung der regionalen Bedingungen, insbesondere der demographischen Merkmale, würde 
den Ost-West-Unterschied in den wirtschaftlichen Sorgen noch zusätzlich vergrößern. Entspre-

                                                                  
55 Wegen einer großen Anzahl fehlender Werte kann das Haushaltseinkommen nicht in den Regressions-

analysen mit dem Allbus verwendet werden. 
56 Der Balken zeigt an, ob der Wert in Ostdeutschland höher (Balken zeigt nach rechts) oder niedriger (Bal-

ken zeigt nach links) ausfällt. Der Strich in den Balken repräsentiert das 95%-Konfidenzintervall aus den 
Regressionsergebnissen. Schließt das Intervall, also der Strich, die Nulllinie nicht mit ein, spricht man 
von einem statistisch signifikanten Unterschied zwischen Ost- und Westdeutschland. Der erste Balken 
in lila beschreibt die Differenz in den Rohdaten ohne Hinzufügung von Kontrollen. Für eine vergleich-
bare Darstellung sind hier alle Variablen auf einen Mittelwert von Null standardisiert. Der zweite Balken 
in grün zeigt die Ost-West-Differenz an, nachdem für alle individuellen Merkmale kontrolliert wurde. Der 
Balken kann als derjenige Unterschied interpretiert werden, der zwischen Ost- und Westdeutschland 
herrschen würde, wenn die durchschnittlichen individuellen Merkmale der Menschen gleich wären. Die 
weiteren zwei Balken in orange und blau kontrollieren über die individuellen Merkmale hinaus für regi-
onale Merkmale aus den Raumordnungsregionen der Befragten. Der dritte Balken in orange kontrolliert 
zusätzlich für die Merkmalsgruppe Demographie, der vierte Balken in blau zusätzlich für wirtschaftliche 
Merkmale. 
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chend sind Ostdeutsche auch mit ihrem Haushaltseinkommen weniger zufrieden als Westdeut-
sche. Ein kleiner Teil der Differenz kann durch Unterschiede in individuellen Merkmalen erklärt 
werden, trotzdem bliebe die Differenz auch bei gleichen individuellen Charakteristika bestehen. 
Regionale Unterschiede haben wenig Erklärungsgehalt für Unterschiede in der Einkommenszu-
friedenheit. 

Die Sorgen um den eigenen Arbeitsplatz sind im Osten stärker ausgeprägt als im Westen. Indivi-
duelle Unterschiede tragen wenig zur Erklärung bei, tendenziell würde eine Angleichung den Un-
terschied noch erhöhen. Die Unterschiede in der demographischen Zusammensetzung der Re-
gion, insbesondere die Altersstruktur, scheinen dagegen einen Teil der Ost-West-Differenz zu er-
klären. 

Die allgemeine Lebenszufriedenheit ist im Osten geringer als im Westen. Wären die individuellen 
Merkmale zwischen Ost- und Westdeutschen ähnlicher, ginge auch der Unterschied in der Le-
benszufriedenheit zurück. Trotzdem wären die Ostdeutschen immer noch weniger zufrieden mit 
Ihrem Leben. Die regionalen Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland scheinen die Un-
terschiede in der Lebenszufriedenheit nicht zu erklären, sondern sie im Gegenteil eher kleiner 
erscheinen zu lassen, was bei näherer Analyse vor allem an der demographischen Zusammen-
setzung liegt. Würden sich die Bedingungen in Ost und West gleichen, wäre die Differenz in der 
Lebenszufriedenheit also noch einmal größer.  

In Westdeutschland sind mehr Menschen als in Ostdeutschland davon überzeugt, dass das, was 
man im Leben erreicht, in erster Linie eine Frage von Schicksal oder Glück ist. Durch die Kontrolle 
der individuellen Merkmale wird der Unterschied ein wenig kleiner. Werden zusätzlich regionale 
Demographie und Wirtschaft kontrolliert, wird der Ost-West-Unterschied klein und insignifikant. 
Diese Veränderung ist bei näherer Analyse vor allem auf die unterschiedliche Altersstruktur in 
den Regionen zurückzuführen. 

Weniger Ostdeutsche als Westdeutsche halten ihre eigene Alterssicherung für ausreichend. Indi-
viduelle Merkmalsunterschiede können dies nicht erklären und regionale Unterschiede können 
wegen der großen Schätzunsicherheit ebenfalls nicht als Erklärung herangezogen werden.  

Mehr Befragte aus dem Osten Deutschlands identifizieren sich mit einer subjektiven Zuordnung 
zur Arbeiterschicht als Befragte aus Westdeutschland. Eine Angleichung der Befragten hinsicht-
lich individueller Merkmale ändert nichts an der Ost-West-Differenz. Unterschiede in den regio-
nalen Begebenheiten, hier in erster Linie die unterschiedliche Altersstruktur, scheinen die Ost-
West-Differenz jedoch zu einem großen Teil erklären zu können, auch wenn es die Schätzunsi-
cherheit nicht zulässt, von einer vollständigen Angleichung zu sprechen. 

Die sozialen Unterschiede in der Bevölkerung werden von Ostdeutschen seltener als gerecht be-
zeichnet als von Westdeutschen. Dafür sind individuelle Merkmale nur zu einem sehr kleinen Teil 
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verantwortlich. Regionale Unterschiede, hier wiederum die Altersstruktur, können die Differenz 
zumindest zu einem Teil erklären, wobei die Schätzunsicherheit groß ist.  

Ostdeutsche tendieren eher als Westdeutsche dazu die Sozialleistungen auszuweiten und nicht 
zu kürzen. Wieder können individuelle Merkmale diese Differenz nicht erklären. Die regionalen 
Unterschiede, obwohl mit einiger Schätzunsicherheit behaftet, scheinen die Differenz jedoch zu 
einem großen Teil erklären zu können. Auch hier ist die demographische Zusammensetzung, ins-
besondere die Unterschiede in der Altersstruktur, die Ursache für die Wirksamkeit der regionalen 
Kontrollen. 

Die Verteilung der Gewinne im Land und die Einschätzung des eigenen Lebensstandards halten 
weniger Ostdeutsche als Westdeutsche für gerecht. Individuelle Merkmalsunterschiede tragen 
nicht zu diesem Unterschied bei. Die regionalen Bedingungen haben auf diese Ost-West-Unter-
schiede ebenfalls kaum einen Einfluss. Die Unterschiede blieben auch bei Angleichung aller Merk-
male bestehen. 

  

Wie sind die Graphiken zu lesen? 

Die Abbildungen in den Kapiteln zur Ursachenforschung zeigen die Ergebnisse verschiedener 
statistischer Berechnungen. Diese Regeln helfen sie ganz einfach zu verstehen: 

 Die Balken verdeutlichen den Ost-West-Unterschied. Je größer der Balken, desto grö-
ßer der Ost-West-Unterschied.  

 Ein Balken nach links in den negativen Bereich bedeutet: die Einstellung ist in Ost-
deutschland weniger ausgeprägt. Ein Balken nach rechts in den positiven Bereich sagt 
entsprechend, dass die Einstellung in Ostdeutschland stärker ausgeprägt ist. 

 Die erste Abbildung dieses Kapitels führt „Kontrollen“ ein. Damit sind Merkmale der Be-
fragten gemeint. Der Balken sagt aus: wie groß ist der Ost-West-Unterschied, wenn 
diese Merkmale gleich wären? 

 Alle weiteren Abbildungen beschreiben den Unterschied in Einstellungen innerhalb ver-
schiedener Gruppen. Ein Beispiel: wie groß ist der Ost-West-Unterschied für alle unter 35-
Jährigen? 
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Abbildung 148: Ost-West-Unterschiede mit Kontrollvariablen 

Lesebeispiel: Die Sorgen um die eigene wirtschaftliche Lage sind bei Ostdeutschen um 0,14 Punkte stärker 
ausgeprägt als bei Westdeutschen. Werden individuelle Kontrollen A hinzugefügt, vergrößert sich der Ab-
stand auf 0,19, Kontrollen B und C verringern ihn weiter. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schät-
zunsicherheit. Anmerkungen: Variablen bis „Erreichtes ist vor allem Glück“ aus SOEP 2015, Variablen da-
runter Allbus 2014 oder 2016. Kontrollen A beinhalten individuelle Merkmale (Alter, Geschlecht, Migrati-
onshintergrund, Ehestand, Schulabschluss, Anzahl der Kinder, Erwerbssituation, Haushaltseinkommen), 
Kontrollen B beinhalten die regionale Merkmalsgruppe Demographie, Kontrollen C beinhalten die regio-
nale Merkmalsgruppe Wirtschaft. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle 
sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2 Analyse unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen  
Um näher zu beleuchten, welche Bevölkerungsgruppen für die Ost-West-Unterschiede verant-
wortlich sind, werden im Nachfolgenden die Ost-West-Unterschiede für verschiedene Bevölke-
rungsgruppen, die anhand der individuellen und regionalen Merkmale definiert werden, unter-
sucht. 

4.2.1 Größte Ost-West-Unterschiede bei Fragen zur Gerechtigkeit unter Älteren 

In Abbildung 149 werden die Ost-West-Unterschiede innerhalb von Bevölkerungsgruppen unter-
sucht, die nach ihrem Alter unterschieden werden. Die Differenzen werden für Menschen im Alter 
von 18-34 Jahren, 35-64 Jahren sowie einem Alter ab 65 Jahren getrennt ausgewiesen. 

Die Ost-West-Unterschiede sind über die drei Altersgruppen relativ ähnlich. Am ehesten unter-
scheiden sich die Meinungen zwischen Ost- und Westdeutschen in der Altersgruppe über 65 
Jahre. Sorgen über die eigene wirtschaftliche Situation, die Zufriedenheit mit dem Haushaltsein-
kommen und die Einschätzung, dass die eigene Alterssicherung ausreichend ist, sind in allen Al-
tersgruppen ähnlich stark zwischen Ost- und Westdeutschland verschieden. Die Sorgen um den 
eigenen Arbeitsplatz sind bei 18-34 jährigen Ostdeutschen genauso wie bei 35-64 jährigen Ost-
deutschen größer als in Westdeutschland. Naturgemäß spielt der Arbeitsplatz bei den ab 65 Jäh-
rigen keine große Rolle mehr und es wird auch keine Ost-West-Differenz gefunden. Die Unter-
schiede in der Lebenszufriedenheit sind in der älteren Bevölkerung am stärksten ausgeprägt und 
nehmen in der jüngeren Bevölkerung ab, allerdings nicht so stark, dass der Unterschied aufgelöst 
werden würde. 

Dass das Erreichte vor allem vom Glück abhängt, glauben Ostdeutsche bis 64 Jahre nur ein wenig 
seltener als Westdeutsche. Groß ist der Unterschied allerdings bei den über 65 Jährigen. Die Ost-
deutschen in dieser Altersgruppe stimmen der Aussage eindeutig weniger zu als die Westdeut-
schen im selben Alter. Ähnlich verhält es sich bei Zuordnung zur Arbeiterschicht, bei der unter 
den älteren Befragten größere Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen bestehen. Aller-
dings sind die Schätzunsicherheiten zu groß, um die Unterschiede statistisch zu unterscheiden. 

Bei den Fragen zur Gerechtigkeit, betreffend die sozialen Unterschiede, die Verteilung der Ge-
winne und den gerechten Anteil am Lebensstandard, sowie in der Frage der Ausweitung von So-
zialleistungen zeichnet sich ab, dass die ältere Generation sich am stärksten zwischen Ost- und 
Westdeutschland unterscheidet. Zwar sind nicht alle Unterschiede auch statistisch nachweisbar, 
aber in der Tendenz sind die Älteren in Ostdeutschland mit der sozialen Gerechtigkeit deutlich 
weniger zufrieden als die Älteren in Westdeutschland. 
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Abbildung 149: Ost-West-Unterschiede nach Altersgruppen 

Lesebeispiel: Die Sorge um die eigene wirtschaftliche Situation ist bei Ostdeutschen im Alter von 18-34 
Jahren um 0,18 Punkte stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen im gleichen Alter. Die Striche auf den 
Balken verkörpern die Schätzunsicherheit.  Anmerkungen: Variablen bis „Erreichtes ist vor allem Glück“ 
aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in ge-
trennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind 
als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2.2 Teilweise kleinere Ost-West-Unterschiede unter Befragten mit Abitur 
In Abbildung 150 werden die Ost-West-Unterschiede für Personen mit höchstem Schulabschluss 
mittlere Reife oder weniger und Personen mit Fachabitur/Abitur getrennt ausgewiesen. Ostdeut-
sche, deren höchster Schulabschluss das Fachabitur oder Abitur ist, sind den Westdeutschen in 
der Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen, den Sorgen um den eigenen Arbeitsplatz, der 
Lebenszufriedenheit, der Zuordnung zur Arbeiterschicht, der Einschätzung der Gerechtigkeit der 
sozialen Unterschiede und der Einstellung zur Ausweitung von Sozialleistung ähnlicher als Ost-
deutsche mit niedrigerem Schulabschluss. Größer ist der Ost-West-Unterschied bei Personen mit 
Abitur nur in den Fragen, ob die eigene Alterssicherung ausreichend ist und ob jemandem der 
gerechte Anteil am Lebensstandard zuteilwurde, wobei die Unterschiede auch nur schwach un-
terscheidbar sind. Unabhängig vom Schulabschluss findet sich jedoch in allen Einstellungen, au-
ßer ganz knapp bei den Sozialleistungen, ein signifikanter Ost-West-Unterschied.  
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Abbildung 150: Ost-West-Unterschiede nach Bildungsniveau 

Lesebeispiel: Die Sorge um die eigene wirtschaftliche Situation ist bei Ostdeutschen mit höchstens mittle-
rer Reife um 0,18 Punkte stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen mit der gleichen Schulbildung. Die Stri-
che auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variablen bis „Erreichtes ist vor al-
lem Glück“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen 
wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfiden-
zintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2.3 Kleinere Ost-West-Unterschiede bei Erwerbstätigen  

In Abbildung 151 und Abbildung 152 werden die identifizierten Ost-West-Unterschiede in den je-
weiligen Einstellungen je nach Beschäftigungsstatus bzw. Haushaltseinkommen der Befragten 
dargestellt. Die Ost-West-Unterschiede unterscheiden sich teilweise deutlich nach Erwerbsstatus 
(Abbildung 151). In den meisten Fällen sind sich erwerbstätige Ost- und Westdeutsche in ihren 
ökonomischen Einstellungen ähnlicher als Nicht-Erwerbstätige. Insbesondere in der Lebenszu-
friedenheit, der Einschätzung, ob die sozialen Unterschiede gerecht sind, ob Sozialleistungen ge-
kürzt oder ausgeweitet werden sollten, und ob man selbst einen gerechten Anteil am Lebens-
standard bekommt, unterscheiden sich Erwerbstätige in Ost- und Westdeutschland deutlich we-
niger. In der Frage, ob Sozialleistungen gekürzt werden sollen, ist die Ost-West-Differenz zwar 
noch messbar, aber nicht mehr statistisch signifikant. 

Hinsichtlich des Haushaltseinkommens (Abbildung 152) lässt sich nur eine schwache Tendenz 
erkennen, dass Personen mit höheren Haushaltseinkommen eher für die Ost-West-Unterschiede 
verantwortlich sind. In der Gruppe der Haushaltseinkommen unter dem Median unterscheiden 
sich die Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation zwar nicht mehr zwischen Ost- und West-
deutschen, dafür aber in den Sorgen um den eigenen Arbeitsplatz umso mehr. Bei der Zufrieden-
heit mit dem Haushaltseinkommen und der Einschätzung einen gerechten Anteil am Lebensstan-
dard zu bekommen sind die Ost-West-Differenzen bei geringeren Haushaltseinkommen ebenfalls 
kleiner als bei höheren Einkommen. Viele Einstellungsunterschiede sind in den beiden Gruppen 
jedoch ähnlich stark ausgeprägt. 
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Abbildung 151: Ost-West-Unterschiede bei Erwerbstätigen und nicht Erwerbstätigen 

Lesebeispiel: Die Sorge um die eigene wirtschaftliche Situation ist bei erwerbstätigen Ostdeutschen um 
0,12 Punkte stärker ausgeprägt als bei erwerbstätigen Westdeutschen. Die Striche auf den Balken verkör-
pern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variablen bis „Erreichtes ist vor allem Glück“ aus SOEP 2015, 
Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schät-
zungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für 
das 95%-Niveau angegeben.  
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Abbildung 152: Ost-West-Unterschiede nach Haushaltseinkommen 

Lesebeispiel: Die Sorge um die eigene wirtschaftliche Situation ist bei Ostdeutschen mit überdurchschnitt-
lichen Haushaltseinkommen um 0,09 Punkte stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen mit überdurch-
schnittlichen Haushaltseinkommen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmer-
kungen: Variablen bis „Erreichtes ist vor allem Glück“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 
2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fra-
getexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2.4 Arbeitslosenquote hat kaum Erklärungskraft, Regionen mit junger Bevölkerung 
etwas ähnlicher 

Die Ost-West-Unterschiede in den Einstellungen werden nun für Gruppen ausgewiesen, die an-
hand regionaler Charakteristika differenziert werden. Anhand von Merkmalen in der Raumord-
nungsregion des Wohnortes werden die Befragten in zwei Gruppen unterteilt. In Abbildung 153 
werden die Regionen anhand der Arbeitslosenquote zugeordnet, in Abbildung 154 anhand des 
Anteils der 20-35-jährigen Bevölkerung.  

Die regionale Arbeitslosenquote (Arbeitslosenquote über dem 75. Perzentil57) beeinflusst den 
Ost-West-Unterschied in ökonomischen Einstellungen kaum (Abbildung 153). In Regionen mit 
hoher Arbeitslosigkeit ist lediglich die Einschätzung, dass die eigene Alterssicherung ausreichend 
ist, nicht mehr zwischen Ost- und Westdeutschen verschieden, während sie in Regionen mit nied-
riger Arbeitslosigkeit bei Ostdeutschen weniger Zustimmung findet. In allen anderen Einstellun-
gen unterscheiden sich die Ost-West-Unterschiede nur geringfügig nach der regionalen Arbeits-
losigkeit. 

Abbildung 154 zeigt, dass die Ost-West-Unterschiede in Regionen mit überdurchschnittlich vielen 
20-35-Jährigen bezüglich der Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation und den eigenen 
Arbeitsplatz praktisch verschwinden. Regionen mit älterer Bevölkerungsstruktur unterscheiden 
sich diesbezüglich deutlich stärker. Der Ost-West-Unterschied in der Einschätzung den gerechten 
Anteil am Lebensunterhalt zu bekommen ist in jüngeren Regionen ebenfalls kleiner, aber immer 
noch vorhanden. Tendenziell geht in jüngeren Regionen auch der Unterschied in der Zufrieden-
heit mit dem Haushaltseinkommen und in der allgemeinen Lebenszufriedenheit zurück. Ledig-
lich in der Frage der gerechten Verteilung von Gewinnen unterscheiden sich die jüngeren Regio-
nen etwas stärker zwischen Ost und West. Für die meisten Einstellungsunterschiede spielt die 
Bevölkerungszusammensetzung hingegen keine große Rolle. 

  

                                                                  
57 Wegen hoher Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland muss hier eine höhere Grenze als der Median gezogen 

werden, damit auch ostdeutsche Regionen zum Vergleich in der niedrigen Kategorie bereitstehen. 
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Abbildung 153: Ost-West-Unterschiede nach regionaler Arbeitslosenquote 

Lesebeispiel: Die Sorge um die eigene wirtschaftliche Situation ist bei Ostdeutschen in Regionen mit über-
durchschnittlich hoher Arbeitslosenquote um 0,07 Punkte stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen in ver-
gleichbaren Regionen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Vari-
ablen bis „Erreichtes ist vor allem Glück“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Die 
Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte 
siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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Abbildung 154: Ost-West-Unterschiede nach regionaler Bevölkerungszusammensetzung 

Lesebeispiel: Die Sorge um die eigene wirtschaftliche Situation ist bei Ostdeutschen in Regionen mit über-
durchschnittlich vielen 20-34-Jährigen um 0,04 Punkte stärker ausgeprägt als bei Westdeutschen in ver-
gleichbaren Regionen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Vari-
ablen bis „Erreichtes ist vor allem Glück“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Die 
Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte 
siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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5. Fazit: Ökonomische Einstellungen und Verhaltensweisen im 
vereinigten Deutschland 

Keine Ost-West-Unterschiede in der Beurteilung der allgemeinen aktuellen Wirtschaftslage, 
auch Sorgen haben sich angeglichen 

Die Beurteilung der allgemeinen gegenwärtigen Wirtschaftslage Deutschlands folgte in beiden 
Landesteilen einem sehr ähnlichen Trend. Kurz nach der Wiedervereinigung erreichte die Ein-
schätzung gute Werte und lag im Westen leicht höher als im Osten. In den Folgejahren schwank-
ten die Bewertungen auf niedrigerem Niveau und es wurden vereinzelt kleinere Ost-West-Unter-
schiede gemessen. Diese verblassten ab dem Jahr 2004. Seitdem ist kein Ost-West-Unterschied 
mehr vorhanden und die Einschätzung der ost- und westdeutsche Befragte zur allgemeinen Wirt-
schaftslage in Deutschland verbesserten sich kontinuierlich. 2016 schätzten rund 60% im Osten 
und Westen den Zustand der Wirtschaft als gut bis sehr gut ein, rund ein Drittel als teils gut/teils 
schlecht. Nur kleine Anteile stufen die Wirtschaftslage als schlecht bis sehr schlecht ein.  

Ost- und Westdeutsche Befragte äußern sich nach unterschiedlicher Einschätzung direkt nach 
der Wende seit 1994 ziemlich ähnlich, wenn es darum geht, die allgemeine Wirtschaftslage in ei-
nem Jahr einzuschätzen. Die Zukunftsprognosen der Befragten sind etwas zurückhaltender als 
bei der Bewertung der aktuellen Wirtschaftslage. Die Werte pendeln um die neutrale Antwort-
möglichkeit. 2016 sind circa 60% aller Befragten der Meinung, die wirtschaftliche Lage in 
Deutschland entwickelt sich gleichbleibend weiter, circa 30% vermuten die Wirtschaftslage wird 
in einem Jahr etwas schlechter sein und nur circa 10% vermuten eine verbesserte Lage. Bei der 
Beurteilung der aktuellen und zukünftigen wirtschaftlichen Lage können somit die Ergebnisse 
von Holtmann et al. (2015) bestätigt werden. 

Im Einklang mit der seit Mitte der 2000er Jahre kontinuierlich ansteigenden positiven Bewertung 
der aktuellen Wirtschaftslage in Deutschland stehen auch die zurückgehenden Sorgen um die 
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung. Hier bestanden in manchen Beobachtungsjahren grö-
ßere Sorgen im Osten. Seit 2009 sind annähernd keine Ost-West-Diskrepanzen mehr zu finden. 
Im Jahr 2015 machen sich rund 60% der Deutschen einige Sorgen und circa 15% große Sorgen 
um die Wirtschaft in Deutschland. Umgekehrt gibt immerhin auch jeder vierte Befragte in 
Deutschland an, sich nicht um die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung zu sorgen. 

Westdeutsche sind zufriedener mit der Sozialen Marktwirtschaft (nur Querschnitt 2015) 

Die deutschen Bürgerinnen und Bürger sind grundsätzlich mit der sozialen Marktwirtschaft in 
Deutschland mehrheitlich eher zufrieden. Allerdings unterscheiden sich hier Ost- und Westdeut-
sche in ihrer Meinung. Während im Westen 64% der Befragten eher zufrieden mit der Sozialen 
Marktwirtschaft sind, liegt der Wert im Osten um 9 Prozentpunkte niedriger. 
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Fast keine Ost-West-Unterschiede mehr bei der Einschätzung der persönlichen Wirtschafts-
lage, Annäherung bei Sorgen um wirtschaftliche Situation und Altersvorsorge 

Ost- und Westdeutsche unterscheiden sich in der Einschätzung ihrer persönlichen Wirtschafts-
lage heute kaum noch. Dies war nicht immer so. In den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung 
und in den ersten Jahren des neuen Jahrtausends schätzten Ostdeutsche ihre Lage unter dem 
Niveau der Westdeutschen ein. Der Unterschied verschwand fast ganz bis an den aktuellen Rand. 
2016 beurteilen 70% im Westen und 65% im Osten ihre private Wirtschaftssituation als gut bis 
sehr gut, und nur 8-10% als schlecht bis sehr schlecht. Trotz der insgesamt guten persönlichen 
Einschätzung haben gleichzeitig 50% in Westdeutschland und 60% in Ostdeutschland das Gefühl, 
dass sie von der guten Wirtschaftslage in Deutschland persönlich überhaupt nicht profitieren 
würden. Keine Unterschiede gibt es wiederum in der Zukunftserwartung der persönlichen Wirt-
schaftslage in einem Jahr. Schon seit Mitte der 90 Jahre folgen die Zukunftserwartungen in bei-
den Landesteilen einem ähnlichen Trend, wonach im Durchschnitt konstant rund 70% eine 
gleichbleibende persönliche Wirtschaftslage erwarten.  

Weitere Auswertungen zeigen, dass trotz ähnlicher Einschätzung der persönlichen wirtschaftli-
chen Lage in beiden Landesteilen, die Sorgen im Osten höher sind, wenn die Befragten an ihre 
wirtschaftliche Lage und ihre Altersvorsorge denken. Der große Ost-West-Unterschied in den Sor-
gen um die eigene persönliche Situation und die Altersversorgung in 90er Jahren verkleinerte 
sich sukzessive bis zu den letzten Beobachtungsjahren 2015 bzw. 2014. 45% im Westen und 51% 
im Osten machen sich einige Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation. Deutlich weniger 
Menschen, zwischen 14% im Westen und 17% im Osten geben an, sich große Sorgen zu machen. 
Ein Drittel im Osten und 40% im Westen sind sorgenfrei was ihre persönliche wirtschaftliche Si-
tuation betrifft. In der Bevölkerungsgruppe mit einem Haushaltseinkommen unter dem Median 
machen sich Menschen in Ost und West gleich viele Sorgen.  

Die Sorgen um die Sicherung im Alter, vor Invalidität und im Krankheitsfall haben sich nach gro-
ßen Ost-West-Unterschieden in den 1990er Jahren ab 2000 zumindest etwas weiter angeglichen. 
Unterschiede gibt es trotzdem noch. Bis zum Jahr 2014 erholen sich die negativen Zukunftsan-
nahmen in dieser Frage zwar etwas, dennoch denken jedoch weiterhin ca. 32% der westdeut-
schen und 42% der ostdeutschen Befragten, dass sie im Alter, im Invaliditäts- oder Krankheitsfall 
nicht ausreichend abgesichert sind. Dies sind in jedem Falle nicht vernachlässigbare Anteile der 
(befragten) Bevölkerung. Prägnant sind die Ost-West-Unterschiede vor allem in der Bevölkerung 
mit hohem Schulabschluss und in Regionen mit niedriger Arbeitslosigkeit.  

Unterschiede bei der Zufriedenheit mit dem persönlichen Einkommen bleiben bestehen, An-
näherung jedoch bei der Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen 

Die Zufriedenheit mit dem individuellen Einkommen folgt von 2004 bis 2015 einem konstant an-
steigenden Trend in Deutschland, bei dem gleichzeitig die Westwerte durchwegs höher liegen als 
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im Osten. Die Werte nähern sich nur langsam an, indem der Osten seinen Rückstand leicht auf-
holt. Im Jahr 2015 geben etwa 40 Prozent im Westen und damit 8 Prozentpunkte mehr Befragte 
als im Osten an, mit ihrem Einkommen sehr zufrieden zu sein (Antwortmöglichkeiten 8, 9, 10 auf 
einer Skala von 1 bis 10). Stärkere Konvergenztendenzen erkennt man, wenn man das gesamte 
Haushaltseinkommen in den Blick nimmt. Die Zufriedenheit mit diesem liegt im Durchschnitt in 
beiden Landesteilen etwas höher als die Zufriedenheit mit dem eigenen Einkommen. Im Ver-
gleich sind wiederum Westdeutsche zufriedener. Die Zufriedenheitslücke war in den ersten Jah-
ren nach der Wiedervereinigung sehr groß und verringerte sich langsam aber stetig über die Zeit. 
Bis zum Jahr 2015 ist sie auf einen halben Skalenpunkt geschrumpft. Knapp die Hälfte der Be-
fragten im Westen und 37 % der im Osten sind sehr zufrieden mit ihrem Haushalteinkommen. Am 
unteren Ende der Einkommensverteilung sagen nur 5% im Westen und 8% im Osten, dass sie mit 
dem Einkommen ihres Haushalts sehr bis ganz und gar unzufrieden sind. Die Ost-West-Unter-
schiede sind in allen Bevölkerungsgruppen zu finden. Ein Viertel der Lücke lässt sich auf Unter-
schiede in individuellen Merkmalen zwischen Ost- und Westdeutschen zurückführen. 

Ost- und Westdeutsche nähern sich in der Zufriedenheit mit ihrer Arbeit an, deutliche Anglei-
chung auch bei den Sorgen betreffend Arbeitslosigkeit erkennbar 

Die Werte der Arbeitszufriedenheit liegen im Westen – außer im Jahr 1990 – etwas höher als im 
Osten. Die Höhe der Ost-West-Lücke schwankte etwas über die Zeit, und ist ab dem Jahr 2013 
ziemlich klein. 2015 sind 80% der Westdeutschen und 77% der Ostdeutschen (eher) zufrieden mit 
ihrer Arbeit. Jeder Vierte im Westen und jeder Fünfte im Osten ist sogar sehr zufrieden. 

Während sich die Zufriedenheitswerte mit der Arbeit auf vergleichsweise konstantem Niveau be-
wegen, sind die Sorgen vor Arbeitslosigkeit weit größeren Schwankungen ausgesetzt. Bei den 
geäußerten Sorgen bezüglich der Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes bestanden vor allem kurz 
nach der Wiedervereinigung enorme Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland. Die Sor-
gen um die Sicherheit des Arbeitsplatzes näherten sich dann langsam aber über die Zeit stetig 
an. Die Ost-West-Lücke verkleinerte sich deutlich. 2015 machten sich 62% im Westen und 52% im 
Osten keine Sorgen um die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes. Nur 8% im Westen und 10% im Osten 
machen sich große Sorgen. Die Ost-West-Unterschiede sind besonders groß bei denjenigen mit 
niedrigerem Schulabschluss und niedrigem Haushaltseinkommen. Im Vergleich von Regionen, in 
denen überdurchschnittlich viele junge Leute wohnen, gibt es keinen Ost-West-Unterschied. 

Der Konvergenz bei der Einstellung zum Arbeitsplatzverlust zwar zum Großteil auf den Rückgang 
der Werte im Osten zurückzuführen, allerdings darf nicht verkannt werden, dass die Zahl der 
Westdeutschen, die um ihre Existenz fürchten, von 1991 bis 2016 auf niedrigem Niveau zugenom-
men hat und die Sorgen um die Arbeitsplatzsicherheit auch ähnlich geblieben sind.  
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Keine Unterschiede bei der Beurteilung der Wohnungsgröße erkennbar, keine Angleichung bei 
der Zufriedenheit mit der Wohnung und des Zustands des Hauses  

Bei der Beurteilung der Wohnungsgröße ist im Grunde genommen seit 1992 kein Unterschied 
zwischen Ost und West zu finden. In der Bewertung des Zustandes des Hauses, in dem man 
wohnt, und der Zufriedenheit mit der Wohnung spiegelt sich die in der DDR vernachlässigte und 
in Folge der Wiedervereinigung nachgeholte Instandsetzung des vorhandenen Wohnungsbestan-
des deutlich wider. Die Werte im Westen verliefen über den gesamten Betrachtungszeitrum rela-
tiv konstant und schwankten nur wenig. Die Konvergenz in den Einstellungen zwischen Ost und 
West resultiert daher, dass die Beurteilungswerte im Osten in den ersten 10 bis 15 Jahren nach 
der Wiedervereinigung stark angestiegen sind. Im Jahr 2015 beurteilten rund 70% der Befragten 
in Ost und West den Zustand des Hauses, in dem sie wohnen, in gutem Zustand. Knapp 30% hal-
ten das Haus für teilweise renovierungsbedürftig, und sehr wenige für „ganz renovierungsbedürf-
tig“. Die Antwortmöglichkeit, das Haus, in dem man wohnt, ist abbruchreif, wählt in Deutschland 
kein Befragter aus. Bei der Zufriedenheit mit der Wohnung im Allgemeinen verhält es sich ganz 
ähnlich wie bei der Beurteilung des Zustandes des Hauses. 65% im Osten und 70% im Westen 
sind im Jahr 2015 (fast) ganz und gar zufrieden mit ihrer Wohnung. 

Allgemeine Lebenszufriedenheit ist im Westen höher, jedoch kontinuierliche langsame Annä-
herung über die Zeit  

Die Frage nach der allgemeinen Zufriedenheit mit dem Leben ist ein guter Indikator für die gene-
relle Stimmung im Land, da sie auf die globale Bewertung des gegenwärtigen Lebens zielt und 
sich nicht nur auf einzelne Lebensbereiche oder Lebenssituationen bezieht. Wenngleich Ergeb-
nisse aus der Literatur zeigen, dass das Antwortverhalten stark von ökonomischen Lebensbedin-
gungen, wie dem absoluten oder relativen Einkommen oder von Arbeitslosigkeit abhängt. Die 
Lebenszufriedenheit bewegt sich in Deutschland insgesamt auf hohem Niveau. Im Westen wer-
den zwar höhere Werten angegeben als im Osten, aber die subjektive Einschätzung des eigenen 
Wohlbefindens der ost- und westdeutschen Befragten hat sich über den gesamten Beobach-
tungszeitraum kontinuierlich angenähert. Frijters et al. (2004a, 2004b), Easterlin und Plagnol 
(2008) sowie Holtmann et al. (2015) können dies mit ihren Daten ebenfalls zeigen. Die nach der 
Wiedervereinigung sehr hohe Ost-West-Lücke halbierte sich bis Mitte der 90er Jahre. Anschlie-
ßend näherte sich die Lebenszufriedenheit der Ostdeutschen bis 2015 weiter dem Niveau in 
Westdeutschland an, erreicht dieses aber (noch) nicht. Im letzten Beobachtungsjahr fühlten sich 
57% im Westen und 46% im Osten (fast) ganz und gar zufrieden mit ihrem Leben. Die Ost-West-
Unterschiede sind bei Menschen mit niedrigerem Schulabschluss größer. Besonders dramatisch 
ist die Differenz bei den Nicht-Erwerbstätigen. Ostdeutsche in dieser Gruppe sind im Vergleich zu 
Nicht-Erwerbstätigen im Westen besonders unzufrieden mit ihrem Leben.  
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Ost- und Westdeutsche nähern sich langsam in ihrer subjektiven Schichteinstufung an 

Die Durchschnittswerte der subjektiven Zuordnung zu unterschiedlichen Gesellschaftsschichten 
(Unterschicht, Arbeiterschicht, Mittelschicht, obere Mittelschicht und Oberschicht) schwankten 
in beiden Landesteilen über die Zeit nur gering. Im Westen bewegen sie sich relativ konstant auf 
höherem Niveau, im Osten sind sie in der Tendenz ansteigend von 1991 bis 2016. Der durch-
schnittliche Ost-West-Abstand verringerte sich daher leicht, vor allem bis Anfang der 2000er 
Jahre. Seitdem hält die Ost-West-Lücke konstant an. 2016 fühlten sich 60% bzw. 22% im Westen 
und 54% bzw. 35% im Osten der Mittelschicht bzw. der Arbeiterschicht zugehörig. Während das 
Einordnungsmuster zu den verschiedenen Schichten im Westen ziemlich verfestigt zu sein 
scheint und sich über die Zeit nicht grundlegend verändert, ist im Osten ein auffallender Befund 
zu sehen. Seit der Wiedervereinigung stiegen die Zugehörigkeitsgefühle zur Mittelschicht im Os-
ten von 37% im Jahr 1991 auf 54% in 2016 an. Gleichzeitig ist der Anteil derjenigen, die sich selbst 
der Arbeiterschicht zuordnen, von knapp 60% nach der Wende auf 35% im letzten Beobachtungs-
jahr 2016 gefallen. Im Westen fühlten sich 2016 22% der Arbeiterschicht zugehörig. Der Ost-West-
Unterschied hier ist vor allem bei den Befragten zu finden, die höchstens über einen mittleren 
Schulabschluss verfügen.  

Akzeptanz von Rangunterschieden ist im Westen höher, Konvergenz allerdings in 2014 

Rund die Hälfte der Befragten in Deutschland akzeptierte 2014 Rangunterschiede zwischen den 
Menschen, weil sie im Wesentlichen das ausdrücken, was die Menschen aus den ihnen zur Verfü-
gung stehenden Chancen gemacht haben. Die andere Hälfte stimmte der Aussage (eher) nicht zu. 
Im Westen wird diese Auffassung seit der Wiedervereinigung relativ konstant vertreten. Im Osten 
schwankten die Werte in stärkerem Maße und auf niedrigerem Niveau. Vor allem in den 90er Jah-
ren, aber auch in den 2000er Jahren fanden viel weniger Ostdeutsche als Westdeutsche Rangun-
terschiede akzeptabel. Seit 2010 zeichnet sich allerdings eine Konvergenz ab und im Jahr 2014 
sind die Einschätzungen in dieser Frage fast gleich. 

Westdeutsche empfinden soziale Unterschiede als gerechter, die Ost-West-Lücke wird lang-
sam und kontinuierlich kleiner 

Ein größerer Abstand zwischen Ost- und Westdeutschland findet sich, wenn nach der Gerechtig-
keit der sozialen Unterschiede in Deutschland gefragt wird, wenngleich auch hier langsame Kon-
vergenztendenzen auszumachen sind. In Westdeutschland schwankten die Werte durchgängig 
auf höherem Niveau als in Ostdeutschland. Die Ost-West-Lücke verringerte sich aber dadurch, 
dass die soziale Gerechtigkeit im Osten im Jahr 2014 im Vergleich zu 1991 auf etwas höherem 
Niveau wahrgenommen wird. Die Zustimmungswerte sind im Osten also in der schwankend aber 
insgesamt im Zeitverlauf angestiegen, im Westen pendelten sie eher auf konstantem Niveau. Im 
letzten Beobachtungsjahr 2014 stimmten rund 16% im Westen der Aussage, soziale Unterschiede 
sind im Großen und Ganzen gerecht, überhaupt nicht zu. Im Osten lag der Anteil doppelt so hoch. 
Umgekehrt halten im Westen ein gutes Drittel und im Osten jeder fünfte Befragte die sozialen 
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Unterschiede in Deutschland im Großen und Ganzen für gerecht. Die stärksten Ost-West-Unter-
schiede finden sich bei den über 65-Jährigen, Menschen mit niedrigem Schulabschluss und 
Nicht-Erwerbstätigen. 

Etwas ähnlicher in ihrer Einschätzung sind sich Ost- und Westdeutsche wieder darin, wenn es um 
die Umsetzungsmöglichkeit geht, soziale Ungleichheit zu reduzieren. Die Ost- und Westwerte ha-
ben sich hier seit 1994 angenähert. Im Jahr 2014 gehen rund 43% im Westen und 36% im Osten 
nicht davon aus, dass man die sozialen Ungleichheiten im Land geringer machen könnte. Etwa 
gleich viele Menschen, um die 45%, in Ost und West glauben eher daran. Und 21% im Osten sind 
davon überzeugt, dass man die sozialen Ungleichheiten in Deutschland abbauen könnte, wenn 
man das wollte. Im Westen liegt dieser Anteil nur bei 12%. 

Starke Konvergenz bei der Einschätzung von Chancengleichheit bei Bildung in Ost und West  

Von 1994 bis weit in die 2000er Jahre hinein gab es enorme Unterschiede zwischen West- und 
Ostdeutschen bezüglich der Einschätzung, inwieweit in Deutschland eine Gleichheit von Bil-
dungschancen gegeben ist. Im Westen vertraten bis zu 35 Prozentpunkte mehr der Befragten die 
Auffassung, dass in Deutschland jeder die Möglichkeit hat, sich nach seiner Begabung und seinen 
Fähigkeiten auszubilden. Absolut gesehen stimmten im Osten von1994 – 2010 zwischen 25% - 
35% der genannten Aussage zu, im Westen sackte der Werte von 65% im Jahre 1994 auf 40% in 
den Jahren 2008 und 2010 ab. Das heißt die Konvergenz resultierte aus stark abfallenden Zustim-
mungswerten im Westen, während die Wahrnehmung der (fehlenden) Chancengleichheit in der 
Bildung im Osten bis 2010 relativ konstant blieb. Insgesamt ist in beiden Landesteilen die Zustim-
mung bis 2014 wieder deutlich angestiegen, im Osten auf 47% und im Westen auf 59%. Die Un-
terschiede in der Wahrnehmung haben sich damit seit 2010 weitgehend stabilisiert, aber liegen 
immer noch bei rund 10 Prozentpunkten.  

Bei der Rolle von Schicksal oder Glück für den Lebenserfolg besteht ein konstant kleiner Un-
terschied, leichte Annäherung 

Die Ansicht zu der Aussage „was man im Leben erreicht, ist in erster Linie eine Frage von Schicksal 
oder Glück“, hat sich im Zeitverlauf im jeweiligen Landesteil kaum geändert und der Ost-West-
Abstand hat sich nur minimal verringert. Im Westen neigen durchgängig etwas mehr Menschen 
als im Osten zu dem Standpunkt, dass Lebenserfolg in erster Linie von Schicksal oder Glück ab-
hängt. Alesina und Fuchs-Schündeln (2007) kommen zu dem gleichen Schluss.  2015 stimmte 
rund ein Drittel im Westen zu, im Osten etwa 28%. Dieser Einstellungsunterschied lässt sich vor 
allem auf ältere Menschen in Ost und West zurückführen. Unter den 18- bis 34-Jährigen verblasst 
der Unterschied. 
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Einstellungen zum persönlichen Erfolg unterscheiden sich kaum in Ost und West 

Es bestehen in den Beobachtungsjahren 2005 – 2010 – 2015 annähernd keine Unterschiede zwi-
schen Ost- und Westdeutschen in ihrer Einstellung zu persönlichem Erfolg. 2015 gingen rund 60% 
im Westen und 64% im Osten davon aus, dass die Fähigkeiten, die man mitbringt, wichtiger sind 
als die Tatsache, wie sehr man sich im Leben anstrengt. Gleichzeitig gehen dennoch die aller-
meisten Deutschen davon aus, dass man sich Erfolg im Leben hart erarbeiten muss. Es reicht also 
nach Ansicht der Befragten nicht nur aus, die richtigen Fähigkeiten mitzubringen. Knapp 90 % in 
Ost- und Westdeutschland waren 2015 der Meinung, dass man für Erfolg hart arbeiten muss.  

Verteilungsgerechtigkeit wird im Westen stärker empfunden, geringe Annäherung im Zeitver-
lauf ist zu beobachten 

Von 1994 bis 2014 stimmen die Deutschen darin überein, dass die wirtschaftlichen Gewinne eher 
nicht gerecht verteilt werden, aber der Osten empfindet diese Verteilung durchwegs als unge-
rechter. Der Ost-West-Unterschied wurde über die Zeit nur minimal kleiner. Im Jahr 2014 sind 
37% der Befragten im Osten der Meinung, dass die Gewinne in Deutschland überhaupt nicht ge-
recht verteilt werden. Im Westen liegt dieser Anteil um 15 Prozentpunkte niedriger. Ostdeutsche 
fühlen sich bei der Verteilung der wirtschaftlichen Gewinne in Deutschland also benachteiligter. 
Selbst bei Haushalten, die über ein höheres Haushaltseinkommen verfügen, ist die wahrgenom-
mene Benachteiligung im Osten größer. 

Bei der Frage nach dem gerechten Anteil am Lebensstandard zeigt sich eine große Ost-West-Lü-
cke, die nur langsam kleiner wird. Knapp 70% im Westen und knapp 50% im Osten gaben im Jahr 
2016 an, ihren gerechten Anteil oder sogar mehr als ihren gerechten Anteil im Vergleich zu ande-
ren in Deutschland Lebenden zu erhalten. In den 90er Jahren war die Lücke noch größer und 
verringerte sich langsam, indem die ostdeutsche Kurve in der Tendenz nach oben zeigte und sich 
so den relativ stabilen Werten im Westen zumindest annäherte. Trotz positivem Verlauf der Ein-
stellung im Osten darf nicht übersehen werden, dass im Jahr 2016 die andere Hälfte der Ostdeut-
schen angibt, etwas weniger bis sehr viel weniger als den gerechten Anteil zu erhalten, verglichen 
mit dem Rest in Deutschland. Im Westen glaubt knapp ein Drittel, nicht seinen gerechten Anteil 
zu erhalten. Die Unterschiede in dieser Einstellung lassen sich vor allem auf ältere Menschen in 
Ost und West, Nicht-Erwerbstätige, Haushalte mit überdurchschnittlichem Einkommen und Re-
gionen mit älterer Bevölkerungsstruktur zurückführen. 

Bei Einstellungen zum Sozialstaat kann meist von konvergenten Tendenzen gesprochen wer-
den 

Insgesamt besitzt der Sozialstaat in Deutschland einen großen Rückhalt bei einer breiten Mehr-
heit der Bevölkerung. Im Jahr 2014 stimmen 89% der Befragten im Westen und 91% der Befrag-
ten im Osten der Aussage, dass der Staat dafür sorgen muss, dass man auch bei Krankheit, Not, 
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Arbeitslosigkeit und im Alter ein gutes Auskommen hat, eher bis voll zu. Kurz nach der Wieder-
vereinigung lagen die Werte im Osten sogar noch höher. Dies deckt sich mit den Ergebnissen von 
Alesina und Fuchs-Schündeln (2007) sowie Bauernschuster et al. (2012). Im Zeitverlauf sanken 
die Werte im Osten und näherten sich den relativ gleichbleibenden Werten im Westen an.  

In Ostdeutschland sind seit Mitte der 1990er im Durchschnitt mehr Befragte der Meinung, dass 
die Sozialleistungen ausgeweitet werden sollen, als in Westdeutschland. Im Zeitverlauf näherten 
sich die Werte in dieser Einstellung auch an, weil erstens der Zuspruch zum Umfang des Sozial-
staates im Osten zurückging und zweitens im Westen anstieg. Dadurch hat sich die große Ost-
West-Lücke im Jahr 1994 von knapp 0,6 auf 0,14 im Jahr 2014 reduziert. Im letzten Beobachtungs-
jahr 2014 fanden 60% der befragten Westdeutschen und 47% der befragten Ostdeutschen die 
Höhe der Sozialleistungen in Ordnung. Nur rund 10% der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland 
möchten Sozialleistungen gekürzt sehen. 30% im Westen bzw. 44% im Osten sind der Meinung, 
dass die Sozialleistungen noch ausgeweitet werden sollten. Niedrige Gebildete und Nicht-Er-
werbstätige in Ost- und Westdeutschland unterscheiden sich bei dieser Forderung besonders 
stark.  

Die Aussage, dass der Staat Einkommensdifferenzen abbauen soll erntet im Osten höheren 
Zuspruch als im Westen, Ost-West-Unterschiede sind gleichbleibend, Konvergenz bei der Aus-
sage „Einkommensdifferenz erhöht Motivation“ zu erkennen 

Die Menschen in Ostdeutschland wünschen sich in konstant größerem Maße als die Westdeut-
schen, dass der Staat Einkommensdifferenzen abbauen, also umverteilen, soll. Die Ost-West-Lü-
cke in der Zustimmung ist von 2002 bis 2014 nur marginal kleiner geworden. Absolut gesehen 
liegen die Zustimmungswerte auf hohem Niveau. 70% im Westen und 88% im Osten sehen den 
Staat in der Pflicht, Maßnahmen zu ergreifen, um Einkommensunterschiede zu verringern. 
Gleichzeitig vertritt aber auch rund die Hälfte der Befragten in Deutschland die Meinung, dass 
erst größere Unterschiede im Einkommen und im sozialen Ansehen einen Anreiz für persönliche 
Leistungen setzen. Nach unterschiedlichen Verläufen näherten sich die sich die Meinung in Ost- 
und Westdeutschland in den Jahren 2010 und 2014 wieder an.  

Meinung Ost- und Westdeutscher zur Aussage, dass sich der Arbeitswille durch soziale Sicher-
heit reduziert nähert sich nach großen Unterschieden an 

Die Meinung im Osten und Westen über mögliche negative Konsequenzen des Sozialstaats auf 
die individuelle Arbeitsbereitschaft konvergiert im Jahr 2014 nach großen Unterschieden 1994 
und 2004. In 1994 und 2004 vertraten noch deutlich mehr Westdeutsche als Ostdeutsche die Mei-
nung, dass zu hohe Leistungen der sozialen Sicherung, wie Lohnfortzahlungen im Krankheitsfall, 
Arbeitslosenunterstützung und Frührenten, nur dazu führen, dass die Leute nicht mehr arbeiten 
wollen. Die Zustimmungswerte zu dieser Aussage sind im Zeitverlauf im Osten stark angestiegen, 
die Werte im Westen blieben in der Summe gleich. Insgesamt besteht in den Augen der Mehrheit 
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der Deutschen aber nicht die Gefahr, dass die soziale Absicherung in Deutschland den Arbeitswil-
len reduziert, jeweils 60% in Ost- und Westdeutschland befürchten dies nicht. 

Risikopräferenzen in Ost und West sind ziemlich ähnlich bzw. konvergieren 

Die Zeitreihen von 2004 bis zum aktuellen Rand in 2015 hinsichtlich der persönlichen Risikobe-
reitschaft verlaufen in Ost- und Westdeutschland ähnlich. Ostdeutsche zeigen sich minimal risi-
koaffiner als Westdeutsche. Die Werte bewegen sich insgesamt meist im Mittel. Dies bestätigt die 
Empirie von Heineck und Süßmuth (2013). Während der Finanzmarktkrise ist die individuelle Ri-
sikobereitschaft in Ost und West stark gefallen ist, jedoch mit Ende der Krise auch wieder schnell 
angestiegen. Die Risikobereitschaft hinsichtlich der beruflichen Karriere und vor allem hinsicht-
lich Geldanlagen bewegt sich insgesamt auf noch niedrigerem Niveau. Die Werte bei der berufli-
chen Risikobereitschaft waren zunächst im Osten noch höher, näherten sich bis zum aktuellen 
Rand 2014 aber auch den Westwerten an. Die Risikobereitschaft bei Geldanlagen ist in Ost und 
West gleich gering. Die Wahrscheinlichkeit, sich in den nächsten zwei Jahren selbständig zu ma-
chen, ist ebenfalls auf niedrigem Niveau. Über 70% der Westdeutschen und fast 80% der Ostdeut-
schen sagen 2015, dass es überhaupt nicht wahrscheinlich ist, dass sie sich in den nächsten 2 
Jahren selbstständig machen werden. 
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VI. Familiale Sphäre 

1. Hinführung und Kapitelstruktur 

Die Auffassungen darüber, welche Rollen Frauen und Männer in einer Gesellschaft zufallen, kön-
nen stark variieren. Die meisten Menschen habe eine klare Vorstellung davon, welche Aufgabe 
oder Tätigkeit welchem Geschlecht zuzuordnen ist. Partnerschaften zeichnen sich deshalb häu-
fig durch geschlechtsspezifische Arbeitsteilung aus, so dass „typisch männliche“ und „typisch 
weibliche“ Kategorisierungen von Tätigkeiten existieren, die teilweise sehr persistent, aber 
ebenso unter bestimmten Voraussetzungen auch schnell wandelbar sind. Es ist bekannt, dass 
politische Regime und institutionelle Rahmenbedingungen vorherrschende Rollenbilder prägen 
und verändern können (Bauernschuster und Rainer 2012). 

Geschlechtsspezifische Rollenzuschreibungen und die damit einhergehenden Verhaltensweisen 
wirken sich nicht nur auf den privaten Bereich und innerfamiliäre und partnerschaftliche Arran-
gements aus, sondern sind von gesamtgesellschaftlicher Relevanz.  Sie haben Einfluss darauf ob 
und in welchem Umfang Frauen am Arbeitsmarkt partizipieren und wirken sich somit auch auf 
die wirtschaftliche Gesamtleistung eines Landes aus. 

Die Familie als die am häufigsten vorkommende soziale Gruppe ist für die deutsche Bevölkerung 
auch heute noch von zentraler Bedeutung. Jedoch gibt es unterschiedlichste Auffassungen dar-
über, auf welche Konstellationen der Begriff „Familie“ angewendet werden kann. Das lange Zeit 
vorherrschende traditionelle Modell der bürgerlichen Kleinfamilie, bestehend aus einem verhei-
rateten heterosexuellen Elternpaar mit mindestens einem Kind, hat hierzulande an Bedeutung 
eingebüßt. Die Ehe ist, der gesellschaftlich vorherrschenden Meinung zufolge, heutzutage mit-
nichten das konstituierende Element der Familie. So spiegelt sich die Pluralisierung der Fami-
lienformen unter anderem in der hohen Anzahl nicht-ehelicher Geburten, der steigenden Zahl 
alleinerziehender Mütter und Väter und der gesetzlichen Gleichstellung gleichgeschlechtlicher 
Ehen wider. 

Die konkurrierenden politischen Systeme in Ost- und Westdeutschland waren durch grundver-
schiedene familienpolitische Ausrichtungen geprägt. Während im Osten eine auf Gleichstellung 
der Geschlechter ausgerichtete Politik propagiert und umgesetzt wurde, war im Westen ein tra-
ditionell-konservatives Familienbild Richtschnur für familienpolitische Gesetzgebung. 

Inwieweit sich die vor der Wiedervereinigung herrschenden gegensätzlichen Paradigmen auch 
heute noch auf die Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger beider Landesteile hinsichtlich Ge-
schlechterrollen, Arbeitsteilung und der Bedeutung von Familie auswirken, soll im vorliegenden 
Kapitel untersucht werden. 
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In Abschnitt 2 wird eine detailreiche und profunde Übersicht zum wissenschaftlichen Hinter-
grund des Themenkomplexes gegeben. Darauf folgen detaillierte deskriptive Auswertungen ver-
schiedener ausgewählter Datensätze (Abschnitt 3). Es werden zahlreiche, dem familialen Bereich 
zugehörige, Einstellungen und Verhaltensweisen im Zeitverlauf beschrieben. Ein besonderer Fo-
kus liegt hierbei auf der Benennung möglicher Unterschiede bzw. Gemeinsamkeiten in Ost- und 
Westdeutschland. 

Zunächst werden die Einstellungen in Bezug auf die Berufstätigkeit von Frauen/Müttern und 
Männern/Vätern nähergehend betrachtet (Abschnitt 3.1). Im Weiteren werden verschiedene Tä-
tigkeiten der häuslichen Arbeit unter geschlechtsspezifischen Aspekten untersucht (Abschnitt 
3.2). Der deskriptive Analyseteil endet mit der intensiven Betrachtung und Beschreibung des The-
menkomplexes „Stellenwert von und Zufriedenheit mit der Familie und Heirat“ (Abschnitt 3.3). 
Die Analyse komplettierend werden anschließend ausgewählte, eruierte Ost-West-Einstellungs- 
und Verhaltensdifferenzen mithilfe von Regressionsanalysen auf ihre Ursachen hin untersucht 
(Abschnitt 4). 

Im abschließenden Fazit werden die wichtigsten Ergebnisse zusammengefasst. Dabei ist die 
zentrale Fragestellung, inwiefern sich die Einstellungen zu geschlechtsspezifischen Rollenbil-
dern, weiblicher und männlicher Erwerbstätigkeit und Arbeitsteilung sowie Zufriedenheit und 
Bedeutung von Familie und Heirat in Ost- und Westdeutschland angeglichen oder auseinander 
entwickelt haben, beziehungsweise gleichbleibend unterschiedlich sind (Abschnitt 5). 

 

2. Überblick über den Forschungsstand 

Anstieg der Erwerbstätigkeit von Frauen und Rückgang der Kinderzahl 

Der substantielle Anstieg der Erwerbstätigkeit verheirateter Frauen und Mütter ist eine der be-
deutendsten sozio-ökonomischen Veränderungen der letzten Jahrzehnte. Verschiedene wissen-
schaftliche Studien haben sich mit dieser Entwicklung beschäftigt und versucht, die zugrunde-
liegenden Ursachen zu verstehen. Greenwood et al. (2005) argumentieren, dass technologische 
Errungenschaften wie der Geschirrspüler, der Kühlschrank, der Staubsauger oder die Waschma-
schine „Engines of Liberation“ waren, die aufgrund ihrer arbeitssparenden Funktion Frauen die 
Teilnahme am Arbeitsmarkt erst ermöglichten. Goldin (1984) und Galor und Weil (1996) betonen, 
dass strukturelle Veränderungen am Arbeitsmarkt wie eine Bewegung weg von physisch anstren-
genden hin zu geistig herausfordernden Tätigkeiten und insbesondere das Aufkommen von Jobs 
im Bürobereich dazu beigetragen haben, die geschlechterspezifische Beschäftigungslücke zu 
schließen.  Auch der Pille wird eine nicht zu vernachlässigende Bedeutung beigemessen. Durch 
Bereitstellung einer effektiven Verhütungsmethode erhöhte die Pille die Planbarkeit der Famili-
engründung ohne dabei enthaltsam leben zu müssen (Goldin und Katz 2002). Dadurch wurden 
Anreize geschaffen, das Heiratsalter zu erhöhen und in die eigene Ausbildung und Karriere zu 
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investieren. Komplementär dazu zeigt Bailey (2006), dass der Zugang zur Pille die Wahrschein-
lichkeit einer Geburt im sehr jungen Alter reduzierte und das Arbeitsangebot von Frauen erhöhte. 
Langfristig führte dies zu positiven Effekten auf die Löhne von Frauen; die geschlechterspezifi-
sche Lohnlücke wurde kleiner (Bailey et al. 2012).  

Der Anstieg in der Erwerbstätigkeit von Frauen ging einher mit einer deutlichen Bildungsexpan-
sion, aber auch mit einem Rückgang der Geburtenziffer. Für diesen Rückgang werden verschie-
dene Faktoren verantwortlich gemacht. Zum einen steigen durch die höhere Bildung und die da-
mit einhergehenden höheren Löhne von Frauen die Opportunitätskosten von Kindern (Becker 
1960), was ceteris paribus zu einem Rückgang der Kinderzahl führen sollte. Bailey (2010) zeigt 
zudem, dass auch die Pille einen gewissen Anteil des Rückgangs der Geburtenziffer erklären 
kann. Nicht zuletzt argumentieren Becker und Lewis (1974), dass bei erhöhter Bedeutung von 
Bildung in der Gesellschaft Eltern die Investitionen in die Bildung ihrer Kinder erhöhen und im 
Gegenzug die Anzahl der Kinder reduzieren.  

Dass eine hohe Frauenerwerbsquote nicht zwangsläufig zu einer niedrigen Geburtenziffer führt, 
ist aus wissenschaftlicher Sicht heute eindeutig. Rein deskriptiv lässt sich seit Mitte der 1980er 
Jahre erkennen, dass Länder mit einer höheren Frauenerwerbsquote auch eine systematisch hö-
here Geburtenziffer haben. Es lässt sich erahnen, dass die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
eine zentrale Rolle bei der Erklärung dieses Zusammenhangs darstellt. Auf Deutschland bezogen 
zeigen Bauernschuster und Schlotter (2015) und Bauernschuster et al. (2016), dass familienpoli-
tische Maßnahmen wie die öffentlich geförderte Kinderbetreuung, die die Erwerbstätigkeit von 
Müttern erhöhen in einem zweiten Schritt auch die Geburtenzahlen positiv beeinflussen können. 
Haan und Wrohlich (2011) können diese Ergebnisse anhand eines strukturellen Modells stützen. 
Kluve und Tamm (2013) und Raute (2016) kommen zu ähnlichen Schlüssen für Elterngeld-Arran-
gements, die eine Auszeit vom Beruf für einen begrenzten Zeitraum erlauben und Kompensati-
onszahlungen enthalten, welche positiv vom Einkommen vor der Geburt abhängen. Eine verbes-
serte Vereinbarkeit von Familie und Beruf kann also grundsätzlich dazu führen, dass Länder eine 
hohe Erwerbstätigkeit von Frauen und gleichzeitig hohe Geburtenzahlen haben. Borck (2014) 
verdeutlicht dabei, dass Familienpolitik selbst nicht zufällig entsteht, sondern ihrerseits von ge-
sellschaftlichen Einstellungen zu Geschlechterrollen beeinflusst wird. Er argumentiert, dass Län-
der mit einer positiveren Einstellung zu am Arbeitsmarkt tätigen Müttern mehr staatlich geför-
derte Betreuungsangebote zur Verfügung stellen, was die Geburtenziffer und die Frauenerwerbs-
quote erhöht.  

Intergenerationelle Übertragung von Geschlechterrollen 

All diese dargestellten Veränderungen der letzten Jahrzehnte, die die Erwerbstätigkeit von 
Frauen positiv beeinflussten, könnten einen sich selbst verstärkenden Effekt haben, wenn man 
generationenübergreifende Effekte berücksichtigt. Fernandez et al. (2004) zeigen beispielsweise, 
dass Männer, deren Mütter am Arbeitsmarkt tätig waren, eine zwischen 24 und 32 Prozentpunkte 
höhere Wahrscheinlichkeit haben, mit einer Frau verheiratet zu sein, die selbst auch beschäftigt 



VI. Familiale Sphäre 

 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 257 

ist. Dadurch, dass die Autoren exogene Variation in der Erwerbstätigkeit von Müttern ausnutzen, 
die durch quasi-zufällige Variation von Militäreinzugsraten über US Bundesstaaten während des 
Zweiten Weltkriegs entstand, können sie sicherstellen, dass es sich bei dem gefundenen Zusam-
menhang tatsächlich um einen kausalen Effekt der eigenen Erfahrung, eine arbeitende Mutter zu 
haben, handelt. Der Effekt kommt dadurch zustande, dass diese Erfahrung entweder die Präfe-
renzen von Männern für eine arbeitende Ehefrau verändert oder diese zu kooperativen Partnern 
macht, die sich in der Hausarbeit einbringen und so die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit der Ehe-
frau vereinfachen. Dass die eigene Mutter nicht nur das Rollenverständnis ihrer Söhne, sondern 
auch das Rollenverständnis ihrer Töchter prägen kann, zeigen Olivetti et al. (2016). Anhand von 
Daten aus den USA weisen sie nach, dass sowohl die Erwerbstätigkeit der eigenen Mutter als auch 
die Erwerbstätigkeit der Mütter von Freunden das Arbeitsmarktverhalten von Mädchen positiv 
beeinflusst.  

Dass hinter diesen intergenerationellen Korrelationen im Verhalten tatsächlich auch intergene-
rationelle Korrelationen in den Einstellungen stehen, können Farré und Vella (2013) belegen. 
Hierfür messen die Autoren Einstellungen von Frauen zu Geschlechterrollen im National Longitu-
dinal Survey of Youth des Jahres 1979. Diese Daten werden dann mit späteren Umfragen aus den 
Jahren 1994, 1996, 1998 und 2002 verbunden, in denen die nun 15- bis 22-jährigen Kinder die 
gleichen Fragen zu Einstellungen bezüglich Geschlechterrollen beantworteten wie ihre Mütter im 
Jahr 1979. Die Regressionsergebnisse zeigen einen eindeutig positiven Zusammenhang zwischen 
den Einstellungen der Mütter und den Einstellungen ihrer Kinder. Je traditioneller die Einstellun-
gen der Mütter, desto traditioneller sind auch die Einstellungen ihrer Kinder. Zu einem analogen 
Ergebnis kommen Johnston et al. (2014) mit Daten der British Cohort Study 1970. Sie finden zu-
dem heraus, dass Töchter, deren Mütter ein egalitäres Rollenverständnis hatten, mehr in ihre Bil-
dung investieren, häufiger am Arbeitsmarkt partizipieren und mehr Wochenstunden arbeiten. 
Zwischen den Einstellungen der Mütter und den Bildungsinvestitionen und dem Arbeitsangebot 
der Söhne gibt es keinen Zusammenhang, wohl aber zwischen den Einstellungen der Mütter und 
dem Arbeitsangebot der Schwiegertöchter, was wiederum die Ergebnisse von Fernandez et al. 
(2004) bestätigt. 

Die intergenerationelle Übertragung von Rollenbildern kann theoretisch auch wie ein dynami-
scher Lernprozess modelliert werden. Fernandez (2013) fällt auf, dass die S-förmige Entwicklung 
der Beteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt58 stark an die typischen S-förmigen Kurven bei der 
Diffusion neuer Technologien erinnert. Daraus folgert sie, dass beide Phänomene einem ähnli-
chen Informationsdiffusionsmechanismus unterliegen könnten. Konkret nimmt Fernandez 

                                                                  
58 Betrachtet man die Entwicklung der Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen über die Zeit, so erkennt man, 

dass diese anfangs auf einem niedrigen Niveau liegt und nur langsam zunimmt. Ab einem bestimmten 
Zeitpunkt kommt es jedoch zu einem deutlichen, fast sprunghaften Anstieg. Nach einer gewissen Zeit 
nimmt die Dynamik wieder ab und die Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen pendelt sich auf einem Ni-
veau ein, das deutlich höher liegt als das Ausgangsniveau. Grafisch erinnert diese Entwicklung an ein 
langgestrecktes „S“, wodurch sich die Bezeichnung „S-förmiger Verlauf“ erklärt. 
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(2013) an, dass Frauen über den langfristigen Nutzen einer Beteiligung am Arbeitsmarkt lernen, 
indem sie privat beobachtbare, aber auch öffentliche Signale wahrnehmen. Auf Basis dieser Sig-
nale treffen sie eine eigene Entscheidung bezüglich ihrer Beteiligung am Arbeitsmarkt. Die Auto-
rin kalibriert ihr Modell und zeigt, dass durch diesen unterstellten Lernprozess eine S-förmige 
Entwicklung der Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen resultiert, welche die tatsächliche Entwick-
lung in den USA über die vergangenen 120 Jahre gut abbildet. Ein ganz ähnliches Lernmodell 
legen Fogli und Veldkamp (2011) vor, betonen dabei aber vor allem geographische Heterogenei-
täten. Kinder erben die Meinung der Eltern und passen diese Meinung nach Beobachtung der be-
nachbarten Frauen der Elterngeneration an. Sie lernen allerdings nur etwas über die Auswirkun-
gen der Erwerbstätigkeit von Frauen, wenn sie Frauen in der Nachbarschaft beobachten, die tat-
sächlich auch arbeiten. In Regionen, in denen wenige Frauen arbeiten, sind die Informationen 
dünn, die Unsicherheit entsprechend hoch und die Erwerbstätigkeit von Frauen wird dement-
sprechend nur langsam zunehmen. Je mehr Frauen in einer Region arbeiten, umso schneller geht 
jedoch der Lernprozess und umso schneller steigt die Erwerbstätigkeit von Frauen. Dadurch kann 
es dazu kommen, dass die Erwerbstätigkeit von Frauen in einer „Übergangszeit“ in manchen Re-
gionen viel schneller zunimmt als in anderen Regionen. Sobald sich die Informationen über die 
Auswirkungen der Erwerbstätigkeit von Frauen jedoch in der gesamten Volkswirtschaft verbrei-
tet haben, konvergieren die Meinungen, der Anstieg der Erwerbstätigkeit von Frauen wird flacher 
und Regionen werden dadurch mit der Zeit wieder ähnlicher. Ähnlich wie bei Fernandez (2013) 
entsteht also eine S-förmige Entwicklung der Frauenerwerbstätigkeit, die bei Fogli und Veldkamp 
(2011) jedoch geographisch heterogen ist. Fogli und Veldkamp (2011) zeigen die empirische Re-
levanz ihres theoretischen Modells, indem sie es kalibrieren und mit den tatsächlichen zeitlichen 
und geographischen Entwicklungen in den USA vergleichen. 

Polit-ökonomische und historische Determinanten von Geschlechterrollen 

Gesellschaftliche Einstellungen beeinflussen nicht nur die Politik, sondern können gleichzeitig 
auch selbst durch die Politik beeinflusst werden. Es besteht also ein kompliziertes Wechselver-
hältnis. Bauernschuster und Rainer (2012) benutzen Daten der Allgemeinen Bevölkerungsum-
frage der Sozialwissenschaften (ALLBUS), um Einstellungen zur Rolle von Frauen und insbeson-
dere auch Müttern in Ost- und Westdeutschland zu untersuchen. Die deutsche Trennung und Wie-
dervereinigung stellt aus wissenschaftlicher Sicht eine besonders interessante Kulisse dar. Denn 
durch die Trennung wurden Menschen in Westdeutschland und Ostdeutschland, die zuvor in ei-
nem gemeinsamen Land lebten, mit völlig unterschiedlichen politischen Regimen konfrontiert. 
Politische Maßnahmen und Institutionen in Westdeutschland unterstützen eher ein traditionel-
les Familienmodell, in dem der Ehemann Vollzeit am Arbeitsmarkt tätig war, während die Ehe-
frau, insbesondere sobald Kinder geboren waren, im Haushalt arbeitete oder höchstens Teilzeit 
arbeitete. Das sozialistische Regime in Ostdeutschland hingegen propagierte stets die Gleichheit 
von Mann und Frau in allen Lebensbereichen und damit auch auf dem Arbeitsmarkt. Um eine 
hohe Beteiligung der Frauen am Arbeitsmarkt zu erreichen, baute es ein universelles Kinderbe-
treuungsangebot auf, welches die Nachfrage komplett deckte. Bauernschuster und Rainer (2012) 
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stellen fest, dass nach der Wiedervereinigung Ostdeutsche deutlich egalitärere Rollenbilder ha-
ben als Westdeutsche. Beispielsweise ist die Zustimmung zur Aussage „Es ist für alle Beteiligten 
viel besser, wenn der Mann voll im Berufsleben steht und die Frau zu Hause bleibt und sich um den 
Haushalt und die Kinder kümmert“ in Ostdeutschland um 22 Prozentpunkte niedriger als in West-
deutschland. Die Zustimmung zur Aussage “Es ist für ein Kind sogar gut, wenn seine Mutter berufs-
tätig ist und sich nicht nur auf den Haushalt konzentriert“ liegt unter Ostdeutschen um 28 Prozent-
punkte höher als unter Westdeutschen. Betrachtet man die Veränderung dieser Ost-West-Unter-
schiede von 1991 bis 2008, so fällt auf, dass es keine Anzeichen für eine Konvergenz dieser Ein-
stellungen gibt. Zwar werden die Einstellungen der Westdeutschen egalitärer; aber gleichzeitig 
werden auch die Einstellungen der Ostdeutschen, startend von einem hohen Niveau, weiter ega-
litärer, so dass sich der Unterschied nicht reduziert. Dieses Bild bleibt bestehen, selbst wenn man 
Unterschiede in individuellen Charakteristika wie Geschlecht, Alter und Bildung, der regionalen 
Wirtschaftskraft, Arbeitslosigkeit und Kinderbetreuungssituation herausrechnet. Bauernschus-
ter und Rainer (2012) schließen daraus, dass politische Regime Rollenbilder nachhaltig verän-
dern können. In der Studie Deutschland 2014 konnten diese Ergebnisse repliziert werden (Holt-
mann et al. 2015).  

Lippmann et al. (2016) weisen nach, dass die Auswirkungen des sozialistischen Regimes auf die 
Einstellungen zu Geschlechterrollen auch Konsequenzen für geschlechterspezifisches Verhalten 
haben. Oft findet man, dass Frauen, sobald sie von der „male breadwinner“ Norm abweichen, 
dies mit einer Gegenreaktion versuchen zu kompensieren, indem sie beispielsweise die Hausar-
beit erhöhen („doing gender“). Im Gegensatz zu Westdeutschland können Frauen in Ostdeutsch-
land mehr als ihr Mann verdienen, ohne dadurch einem höheren Scheidungsrisiko ausgesetzt zu 
sein oder dies durch traditionell frauenspezifische Tätigkeiten zu kompensieren. Die auf dem 
SOEP basierten Auswertungen von Lippmann et al. (2016) zeigen zugleich, dass ostdeutsche 
Frauen Erwerbsarbeit annähernd den gleichen Wert beimessen wie ostdeutsche Männer. Für 
westdeutsche Frauen ist Erwerbsarbeit hingegen deutlich weniger wichtig als für westdeutsche 
Männer. Beblo und Görges (2015) kommen zu ähnlichen Ergebnissen auf Basis der ALLBUS-Da-
ten. Sie dokumentieren weiterhin, dass der Unterschied im Geschlechterrollenverständnis zwi-
schen Frauen und Männern in Westdeutschland zwar über die Zeit kleiner wurde, aber im Gegen-
satz zu Ostdeutschland noch nicht völlig verschwunden ist. Campa und Serafinelli (2015) kom-
plementieren das Bild, indem sie feststellen, dass ostdeutsche Frauen deutlich häufiger als west-
deutsche Frauen antworten, dass Erfolg im Berufsleben für sie wichtig für das eigene Wohlbefin-
den und die Zufriedenheit ist. Sie stellen darüber hinaus fest, dass das Hegen egalitärer Rollen-
bilder sich nicht nur auf Ostdeutschland konzentriert, sondern dass man ähnliche Normen häufig 
bei Menschen findet, die in den anderen ehemals sozialistischen Ländern Mittel- und Osteuropas 
sozialisiert wurden. Über die ehemals kommunistischen und die westlichen Länder hinweg zeigt 
sich zudem, dass die Einstellungen zur Rolle von Frau und Mann in der Gesellschaft weniger ega-
litär sind, je höher die Einkommensungleichheit in einem Land ist (Pryor 2012). Dabei sollte je-
doch berücksichtigt werden, dass die Richtung der Kausalität unklar ist. Es könnte nämlich 
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durchaus auch sein, dass ein traditionelles Rollenbild in einem Land mit nur geringfügiger, ge-
ringentlohnter Beschäftigung von Frauen einhergeht, und dass genau dies den Grund für die hö-
here Einkommensungleichheit darstellt. 

Manchmal muss man, um bestehende regionale Unterschiede in kulturellen Einstellungen zur 
Rolle der Frau in der Gesellschaft zu verstehen, sogar viel weiter in die Vergangenheit gehen. Giu-
liano (2017) liefert einen aufschlussreichen Überblick über Studien, die historische Determinan-
ten von gesellschaftlichen Geschlechterrollen identifizieren. Dabei diskutieren sie beispielsweise 
Arbeiten, die die Rolle regionaler geoklimatischer Bedingungen, die regionale Geschichte der 
Landwirtschaft oder unterschiedliche historische Technologien beim Ackerbau in den Blick neh-
men (Alesina et al. 2013, Boserup 1970, Hansen et al. 2015). Becker und Wössmann (2008) fokus-
sieren auf den Einfluss von Religion auf gesellschaftliche Geschlechterrollen. Eines von Martin 
Luthers zentralen Anliegen war, dass jeder Mensch in der Lage sein sollte, die Bibel zu lesen. Dies 
führte insbesondere auch zum Ausbau von Mädchenschulen in protestantischen Regionen Preu-
ßens und dadurch zu einem Rückgang der Geschlechterlücke in der Schulbildung. So kann man 
argumentieren, dass Martin Luther zumindest auf diesem Weg zur Ausbreitung egalitärer Ge-
schlechterrollen beitrug. Diese historischen Gegebenheiten sollten mit heutigen Einstellungen 
insbesondere dann noch zusammenhängen, wenn sich die Bedingungen in einer bestimmten Re-
gion nicht grundlegend verändert haben. Giuliano und Nunn (2017) argumentieren, dass insbe-
sondere in einem stabilen Umfeld ohne größere Veränderungen kulturelle Einstellungen über 
Generationen hinweg oft sehr persistent sind und so eine feste Tradition entsteht. Der Grund liegt 
darin, dass die Kultur der älteren Generation vor allem dann hilfreiche Handlungsempfehlungen 
liefert, wenn die Grundbedingungen für die jüngere Generation sehr ähnlich sind. Wenn sich die 
Bedingungen über Generationen hingegen sehr stark verändern, dann liefern die Traditionen der 
Vorfahren weniger wertvolle Entscheidungshilfen, und die jüngere Generation sieht sich gezwun-
gen neue Einstellungen und Verhaltensweisen zu entwickeln. 

Auswirkungen von Geschlechterrollen auf das Verhalten von Frauen 

Geäußerte Einstellungen zur Rolle der Frau in der Gesellschaft sind natürlich dann besonders be-
achtenswert, wenn sie tatsächlich handlungsrelevant sind. In den vorgestellten Studien wird die 
Handlungsrelevanz von Einstellungen immer wieder implizit unterstellt; teils werden auch Kor-
relationen zwischen geäußerten Einstellungen und Verhalten aufgezeigt. Diese Korrelationen an 
sich stellen keine wirklich neue Erkenntnis dar; denn bereits Levine (1993) oder Vella (1994) wie-
sen mit US-amerikanischen und australischen Befragungsdaten nach, dass Frauen mit eher tra-
ditionellen Einstellungen zu Geschlechterrollen weniger in ihre Bildung investieren und weniger 
wahrscheinlich am Arbeitsmarkt tätig sind. Fortin (2005) zeigt auf Basis von Daten des World Va-
lue Surveys, dass Unterschiede zwischen Ländern in geäußerten Einstellungen zu Geschlechter-
rollen Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung von Frauen erklären können. Doch diese aufge-
deckten Korrelationen bedeuten nicht notwendigerweise, dass kulturelle Einstellungen das Ver-
halten auch ursächlich beeinflussen. Vielmehr ist ebenso denkbar, dass gewisse institutionelle 
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oder ökonomische Gegebenheiten einerseits Einstellungen zu Geschlechterrollen beeinflussen 
und andererseits das Arbeitsmarktverhalten von Frauen. Dadurch entsteht eine Korrelation zwi-
schen Einstellungen und Verhalten, auch wenn die Einstellungen selbst nicht handlungsrelevant 
sind. Tatsächlich wurden in der ökonomischen Forschung kulturelle Aspekte lange Zeit kaum be-
achtet. Erst in den letzten Jahren wurden verstärkt Anstrengungen unternommen, um herauszu-
finden, ob kulturelle Einstellungen selbst bestimmte Verhaltensweisen kausal hervorrufen kön-
nen oder ob beide Größen schlicht von dritten Variablen beeinflusst werden, wodurch eine 
Scheinkorrelation entsteht. Mittlerweile gibt es klare und überzeugende Evidenz dafür, dass kul-
turelle Einstellungen zur Rolle der Frau in der Gesellschaft tatsächlich das Verhalten von Frauen 
kausal beeinflussen können. Nicht zuletzt durch diese Erkenntnis hat der Faktor Kultur in der 
ökonomischen Forschung in jüngster Vergangenheit enorm an Relevanz gewonnen. 

Bahnbrechende Arbeiten auf diesem Gebiet stammen von Fernandez und Fogli (2006), 
Fernandez (2007) sowie Fernandez und Fogli (2009). Die grundlegende Idee hinter den drei Arbei-
ten ist, die Analysen auf einer Stichprobe von weiblichen Einwanderern der zweiten Generation 
in den USA aufzubauen. Der Vorteil dieser Stichprobe besteht darin, dass all diese Frauen, 
dadurch dass sie in den USA geboren und aufgewachsen sind, den gleichen institutionellen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen ausgesetzt sind, sich jedoch in ihrem jeweiligen kulturellen 
Erbe unterscheiden. Damit wird es möglich, den Effekt von Kultur vom Effekt gegenwärtiger In-
stitutionen und Märkte zu trennen. Als Variable, die das kulturelle Erbe messen soll, werden ver-
gangene Geburtenziffern aus dem Land der Vorfahren (Fernandez und Fogli 2006, Fernandez und 
Fogli 2009), vergangene Frauenerwerbsquoten aus dem Land der Vorfahren (Fernandez und Fogli 
2009) oder Frauenerwerbsquoten und Einstellungen zu Rollenbildern aus dem Land der Vorfah-
ren (Fernandez 2007) verwendet. Die ökonometrischen Schätzungen liefern klare Evidenz, dass 
vergangene Geburtenziffern aus dem Land der Vorfahren positiv mit der Geburtenziffer der Ein-
wanderer aus der zweiten Generation zusammenhängen. Ebenso besteht ein starker positiver 
Zusammenhang zwischen vergangenen Frauenerwerbsquoten aus dem Land der Vorfahren und 
der Erwerbsquote der Einwanderer aus der zweiten Generation als auch zwischen den Einstel-
lungen zur Rolle der Frau im Land der Vorfahren und der Erwerbsquote der Einwanderer aus der 
zweiten Generation. Damit zeigen die Autoren, dass kulturell vererbte Rollenbilder nachhaltig 
das Verhalten von Frauen kausal beeinflussen können, selbst wenn Faktoren wie institutionelle 
und ökonomische Gegebenheiten herausgerechnet werden.  

In einem analogen methodischen Ansatz demonstrieren Alesina und Giuliano (2010), dass zu die-
sem kulturellen Erbe, welches das Arbeitsangebot von Frauen beeinflussen kann, auch die tradi-
tionelle Stärke der Familienbande (family ties) zählt. Die Stärke der Familienbande wird dabei auf 
Basis des World Values Survey gemessen, in dem a) nach der Wichtigkeit der Familie im eigenen 
Leben, b) der Zustimmung zur Aussage, dass Eltern bedingungslos respektiert und geliebt wer-
den sollten, und c) der Zustimmung zur Aussage, dass Eltern für das Wohl der Kinder ihr eigenes 
Wohlergehen opfern sollten. Je stärker die Familienbande im Land der Vorfahren, desto niedriger 
ist die Erwerbsquote, desto höher ist die Anzahl der Stunden, die mit Hausarbeit verbracht wird, 
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desto geringer ist die Mobilität und desto größer sind die Familien der weiblichen Einwanderer 
der zweiten Generation. 

3. Familiale Einstellungen und Verhaltensweisen in Ost- und 
Westdeutschland 

3.1 Erwerbstätigkeit von Müttern und Vätern 
Vorherrschende gesellschaftliche Normen können durch politische Rahmensetzung, Maßnah-
men und Zielsetzungen stark geprägt werden. Wie ausgeprägt und persistent diese sein können, 
kommt sehr stark zur Geltung, wenn man die Einstellungen der deutschen Bevölkerung im Hin-
blick auf Erwerbstätigkeit und Elternschaft betrachtet. War in Ostdeutschland das Doppelverdie-
ner-Modell an der Tagesordnung, so war es im Westen der Regelfall, dass die Frau ihre Erwerbs-
tätigkeit längerfristig unterbricht, sobald sie Mutter wird, während der Mann als Alleinverdiener 
die Familie ernährt. 

Diese jeweils vorherrschenden praktizierten Modelle der Arbeitsteilung von Eltern spiegeln sich 
in den divergenten Einstellungen in den beiden Landesteilen wider. Zwar ist festzustellen, dass 
in beiden Landesteilen die Einstellungen über die Jahre egalitärer geworden sind, jedoch stehen 
Ostdeutsche der erwerbstätigen Mutter nach wie vor positiver gegenüber als Westdeutsche. 

Im Rahmen von ALLBUS wurden die Bürgerinnen und Bürger gefragt, ob eine berufstätige Mutter 
ein ebenso herzliches und inniges Verhältnis zu ihrem Kind haben könne wie eine Mutter, die 
nicht berufstätig sei (Abbildung 155). Die Antwortskala reichte dabei von „Stimme überhaupt 
nicht zu“ (1) bis zu „Stimme voll zu“ (4). Die Zustimmungswerte im Zeitraum 1991-2016 bewegen 
sich in beiden Landesteilen zwischen 3,1 und 3,8 Punkten. Grundsätzlich glauben also weder Ost- 
noch Westdeutsche mehrheitlich, dass eine Erwerbstätigkeit der Mutter sich negativ auf das Ver-
hältnis zu ihrem Kind auswirkt. Darüber hinaus ist seit 2012 eine verstärkte Konvergenz zwischen 
Ost- und Westdeutschen festzustellen, so dass die Differenz in der durchschnittlichen Zustim-
mung nunmehr lediglich ca. 0,2 Skalenpunkte beträgt. Trotzdem liegt der Anteil derer, die der 
Aussage voll zustimmen im Osten aktuell immer noch um 14,5 Prozentpunkte höher als im Wes-
ten. Bauernschuster und Rainer (2012) unterstützen die Aussage, dass es bis 2008 keine signifi-
kanten Konvergenztendenzen gibt und Holtmann et al. (2015) führen ebenfalls erst in 2012 ver-
stärkte Konvergenz von Ost-und Westdeutschen bei oben genannter Aussage an. 

Fragt man die Bevölkerung jedoch nach ihrer Einstellung zu einer in Vollzeit erwerbstätigen Mut-
ter, so ist auch heutzutage noch eine offensichtliche Differenz zwischen Ost- und Westdeutsch-
land festzustellen (Abbildung 156). Während in Ostdeutschland 81,5% der befragten Bevölkerung 
der Meinung sind, dass eine erwerbstätige Mutter ein inniges Verhältnis zu ihrem Kind haben 
kann, so sind es in Westdeutschland 23,1 Prozentpunkte weniger, die der Aussage voll oder eher 
zustimmen.  
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Ein Blick auf die praktizierten Modelle der Arbeitsteilung von Eltern in beiden Landesteilen lässt 
deutlich werden, dass Einstellungen und gelebte Praxis in einem Zusammenhang stehen. Ver-
gleicht man die Erwerbstätigenquoten von Müttern in Ost und West ohne den Arbeitsstunden-
umfang zu berücksichtigen, so ergeben sich lediglich geringe Unterschiede. Auffallend ist hier 
lediglich, dass ostdeutsche Mütter nach der Geburt eines Kindes früher dazu tendieren, wieder 
zu arbeiten. Je älter die Kinder werden, umso mehr verringert sich der Unterschied. So arbeiten 
Mütter von Kindern zwischen 10 und 14 Jahren in Ostdeutschland zu 75% und im Westen zu 72 
%. Von den Müttern mit Kindern unter 3 Jahren arbeiten hingegen im Osten 39% und im Westen 
nur 30%. (Krack-Roberg et al. 2016). 

Betrachtet man nur Mütter mit Kindern unter drei Jahren, die in Vollzeit erwerbstätig sind, so 
wird eine enorme Diskrepanz offensichtlich. Mit 21% im Osten zu 8% im Westen sind es mehr als 
doppelt so viele Mütter in den neuen Bundesländern, die sich schnell wieder für eine Vollzeitbe-
schäftigung entscheiden (Statistisches Bundesamt 2017). 

Abbildung 155: Herzliches und vertrauensvolles Verhältnis von berufstätiger Mutter zu Kindern 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Über die Aufgaben der Frau in der Familie und bei der Kinder-
erziehung gibt es verschiedene Meinungen. Bitte sagen Sie mir nun zu jeder Aussage auf dieser Liste, ob 
Sie ihr überhaupt nicht zustimmen (1), eher nicht zustimmen (2), eher zustimmen (3), voll und ganz zustim-
men (4). „Eine berufstätige Mutter kann ein genauso herzliches und vertrauensvolles Verhältnis zu ihren 
Kindern finden wie eine Mutter, die nicht berufstätig ist.“  
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Abbildung 156: Inniges Verhältnis zwischen Mutter und Kleinkind trotz Vollzeitarbeit 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: Über die Aufgaben von Müttern und Vätern gibt es verschie-
dene Meinungen. Bitte sagen Sie mir nun zu jeder Aussage auf dieser Liste, ob Sie ihr überhaupt nicht zu-
stimmen (1), eher nicht zustimmen (2), eher zustimmen (3), voll und ganz zustimmen (4): „Eine Vollzeit 
erwerbstätige Mutter kann zu ihrem Kleinkind normalerweise ein genauso inniges Verhältnis haben wie 
eine Mutter, die nicht berufstätig ist.“  

Der Aussage, ob ein Kind unter der Berufstätigkeit der Mutter leide, stimmen in Westdeutschland 
2016 noch immer fast 44% der westdeutschen Bevölkerung voll oder eher zu, wohingegen im Os-
ten Deutschlands dies nur 26% der Bevölkerung tun (Abbildung 157). Im Mittel ist jedoch ein ein-
deutiger Trend hin zu einer positiveren Einstellung der erwerbstätigen Mutter gegenüber festzu-
stellen. Dies gilt für beide Landesteile. Vergleicht man die Mittelwerte der Antworten aus dem 
Jahr 1991 mit den aktuellsten aus 2016, liegt für beide Landesteile eine Veränderung in Richtung 
einer verstärkten Ablehnung der Aussage um jeweils rund 0,7 Punkte auf einer Skala von 1-4 vor. 
Auch wenn die Menschen in Ost und West heutzutage jeweils egalitärer eingestellt sind als sie das 
kurz nach der Wiedervereinigung waren, hat sich der Abstand in beiden Landesteilen kaum ver-
ringert, so dass von einer gleichbleibenden Differenz gesprochen werden kann. Dies steht im Ein-
klang mit der Studie von Bauernschuster und Rainer (2012), die keine Konvergenz bis 2008 fest-
stellen können, sowie mit der Studie von Holtmann et al. (2015), die bis 2012 das Gleiche bestä-
tigt. 

Fragt man die Bürger Deutschlands ob eine „arbeitende Mutter gut fürs Kind“ ist, so zeigen die 
Ergebnisse, dass die Zustimmung gegenüber der erwerbstätigen Mutter in beiden Landesteilen 
im Zeitverlauf zunimmt (Abbildung 158). Aber auch hier ist eine andauernde ausgeprägte Diskre-
panz zwischen Ost- und Westdeutschen festzustellen. Dies deckt sich ebenfalls mit den Ergebnis-
sen von Bauernschuster und Rainer (2012). Noch im Jahr 2016 sind es mit 42% in Ostdeutschland 
zu 19,3% in Westdeutschland immer noch mehr als doppelt so viele Bürgerinnen und Bürger, die 
der Aussage voll zustimmen, dass eine erwerbstätige Mutter, die sich nicht ausschließlich auf den 

Stimme überhaupt 

nicht zu 

Stimme voll zu 

Stimme überhaupt 

nicht zu 

Stand: 2016
Stimme voll zu 

2.6

2.8

3.0

3.2

3.4

3.6

3.8

4.0

West Ost 95% KI 95%KI

4

1 11.3%
3.3%

30.3%

15.2%

26.8%

24.6%

31.6%

57.0%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

West Ost



VI. Familiale Sphäre 

 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 265 

Haushalt konzentriert, sogar gut für das Kind ist. Im Gegensatz dazu ist es im Westen mit 37,8% 
immer noch mehr als jeder 3. Befragte, der der Aussage überhaupt nicht oder eher nicht zu-
stimmt. Im Osten ist dies mit 20,4% nur etwa jeder 5. Befragte. 

Auffallend ist bei dieser Fragestellung jedoch, dass eine leichte Konvergenztendenz festzustellen 
ist. Während die Westdeutschen über die Jahre seit der Wiedervereinigung immer egalitärer wur-
den, ist für die Ostdeutschen seit 2012 keine Veränderung der Sichtweise mehr zu beobachten. 
2016 hat die mittlere Differenz in den Einstellungen mit 0,4 Punkten auf der Skala von 0-4 erst-
mals einen niedrigeren Wert als zur erstmaligen Erhebung 1991 erreicht. Es bleibt jedoch abzu-
warten, ob sich dieser Angleichungstrend auch zukünftig fortsetzt. 
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Abbildung 157: Berufstätige Mutter schlecht für Kleinkind? 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Über die Aufgaben der Frau in der Familie und bei der Kinder-
erziehung gibt es verschiedene Meinungen. Bitte sagen Sie mir nun zu jeder Aussage auf dieser Liste, ob 
Sie ihr überhaupt nicht zustimmen (1), eher nicht zustimmen (2), eher zustimmen (3), voll und ganz zustim-
men (4). Ein Kleinkind wird sicherlich darunter leiden, wenn seine Mutter berufstätig ist.“ 

Abbildung 158: Arbeitende Mutter ist gut fürs Kind 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Über die Aufgaben der Frau in der Familie und bei der Kinder-
erziehung gibt es verschiedene Meinungen. Bitte sagen Sie mir nun zu jeder Aussage auf dieser Liste, ob 
Sie ihr überhaupt nicht zustimmen (1), eher nicht zustimmen (2), eher zustimmen (3), voll und ganz zustim-
men (4). Es ist für ein Kind sogar gut, wenn seine Mutter berufstätig ist und sich nicht nur auf den Haushalt 
konzentriert.“  

Richtet man den Fokus auf die Einstellungen hinsichtlich der Erwerbstätigkeit von Vätern, so 
zeigt sich auch hier, dass Ostdeutsche die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weniger proble-
matisch bewerten als Westdeutsche (Abbildung 159 und Abbildung 160). Da diese Fragen erst 
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2012 in den ALLBUS-Fragenkatalog aufgenommen wurden, können hier leider keine langfristigen 
Entwicklungslinien seit der Wende aufgezeigt werden.  

Von den ostdeutschen Befragten stimmten 87,2% der Aussage voll oder eher zu, dass auch in 
Vollzeit beschäftigte Väter ein inniges Verhältnis zu ihren Kindern haben können (Abbildung 159). 
Die Zustimmungsquote lag im Westen mit 72,5% zwar auch auf recht hohem Niveau, jedoch weit 
unten dem ostdeutschen. Ebenso interessant ist, dass Westdeutsche in Vollzeit arbeitende Müt-
ter weitaus kritischer einstufen als in Vollzeit beschäftigte Väter. (Vgl. Abbildung 156 und Abbil-
dung 159). In Ostdeutschland bewerten die Befragten in Vollzeit erwerbstätige Mütter um 5,8 Pro-
zentpunkte negativer als Väter, in den alten Bundesländern wird die weibliche Vollzeiterwerbs-
tätigkeit zu 14,1 Prozentpunkten negativer bewertet. 

Zudem stimmen die Westdeutschen der Aussage, dass ein in Vollzeit erwerbstätiger Vater sich 
nicht ausreichend um sein Kind kümmern könne zu 45,7% voll oder eher zu. In Ostdeutschland 
empfinden dies nur 33,3% der Befragten (Abbildung 160). Seit 2012 hat es hinsichtlich der Ein-
stellungen zur Vätererwerbstätigkeit weder in Ost- und in Westdeutschland nennenswerten Ver-
änderungen gegeben. 
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Abbildung 159: Inniges Verhältnis zwischen Vater und Kleinkind trotz Vollzeitarbeit 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Über die Aufgaben von Müttern und Vätern gibt es verschie-
dene Meinungen. Bitte geben Sie nun zu jeder Aussage an, ob Sie ihr - voll und ganz zustimmen (4), eher 
zustimmen (3), eher nicht zustimmen (2) oder überhaupt nicht zustimmen (1). Ein Vollzeit erwerbstätiger 
Vater kann zu seinem Kleinkind normalerweise ein genauso inniges Verhältnis haben wie ein Vater, der 
nicht berufstätig ist.“  

Abbildung 160: Vollzeit arbeitender Vater schlecht fürs Kind 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Über die Aufgaben von Müttern und Vätern gibt es verschie-
dene Meinungen. Bitte geben Sie nun zu jeder Aussage an, ob Sie ihr - voll und ganz zustimmen (4), eher 
zustimmen (3), eher nicht zustimmen (2) oder überhaupt nicht zustimmen (1). Ein Vollzeit erwerbstätiger 
Vater kann sich nicht ausreichend um seine Kinder kümmern.“ 
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Befragt man die Bevölkerung Ost- und Westdeutschlands hinsichtlich ihrer Einstellung gegen-
über der klassischen traditionellen Rollenverteilung, so wird deutlich, dass dieses Modell in bei-
den Landesteilen seit Beginn der 90er Jahre an Akzeptanz eingebüßt hat (Abbildung 161). Im Mit-
tel erreichte der Zustimmungswert im Westen 1992 mit 2,6 seinen Höchststand und fiel in den 
Folgejahren stetig auf einen durchschnittlichen Wert von 1,9 bis zum Jahr 2016. Im Osten lag die 
Zustimmung im Mittel hingegen nur bei 2,1 und ist am aktuellen Rand auf 1,6 gesunken. Aufgrund 
der etwas stärkeren Tendenz in Westdeutschland hin zu einer egalitäreren Einstellung, hat sich 
die Differenz zwischen den beiden Landesteilen etwas reduziert und liegt am aktuellen Rand nun 
bei 0,35 Skalenpunkten. Ein Blick auf die Antwortanteile macht jedoch deutlich, dass zum Thema 
Rollenverteilung noch keine Konvergenz der Einstellungen stattgefunden hat: Im Osten lehnt 
über die Hälfte der Bevölkerung (54,5%) die Aussage, dass es für alle viel besser sei, wenn der 
Mann arbeite und die Frau sich um Haushalt und Kinder kümmere, vollkommen ab. Im Westen 
sprechen sich nur 35,4% gegen diese traditionelle Rollenverteilung aus.  

Nach ihrer Meinung zum Doppelverdiener-Modell gefragt, gehen die Einstellungen in Ost- und 
Westdeutschland nach wie vor auseinander (Abbildung 162). So stimmen in den neuen Bundes-
ländern über die Hälfte der Befragten der Aussage voll und ganz zu, dass es die beste Arbeitstei-
lung sei, wenn beide Elternteile in Vollzeit arbeiteten und sich gleichermaßen um den Haushalt 
kümmerten. Im Westen findet diese Aussage nur bei 22,4% die volle Zustimmung. Bezieht man 
die tatsächlich praktizierten Modelle der Arbeitsteilung von Eltern mit ein, so sind finden sich ei-
nige Parallelen zu den Differenzen in den Einstellungen.  

Der hohe Anteil der Doppelverdiener-Befürworter in Ostdeutschland spiegelt sich im Anteil der 
Haushalte, die dieses Arrangement tatsächlich gewählt haben, stark wider. So sind in 53,5% der 
Haushalte mit erwerbstätigen Elternteilen beide in Vollzeit tätig. Im Westen praktizieren lediglich 
19,1 % dieses Modell. In beiden Landesteilen ging jedoch der Anteil der Doppelverdiener-Paare 
mit Kindern zurück (im Osten seit 1996 um drastische 21,3 Prozentpunkte). Während Väter un-
verändert in Vollzeit arbeiten, üben Mütter vermehrt Teilzeitbeschäftigungen aus (Holst und Wie-
ber 2014). 

Fragt man nach der Zufriedenheit mit den vorhandenen Möglichkeiten der Kinderbetreuung 
zeichnet sich ein steigender Trend in Deutschland (ohne Abbildung). Auch hat der Westen den 
Osten im Zeitverlauf eingeholt. Während 1997 Ostdeutsche auf einer Skala von 0-10, wobei hö-
here Werte stärkere Zufriedenheit zeigen, durchschnittlich 6.7 Skalenpunkte angeben und West-
deutsche 6.3, beträgt der Durchschnittswert der angegebenen Skalenpunkte sowohl im Osten als 
auch im Westen am aktuellen Rand, im Jahr 2015, 7.4 Skalenpunkte. 
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Abbildung 161: Mann geht arbeiten, Frau kümmert sich um Haushalt und Kind 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Über die Aufgaben der Frau in der Familie und bei der Kinder-
erziehung gibt es verschiedene Meinungen. Bitte sagen Sie mir nun zu jeder Aussage auf dieser Liste, ob 
Sie ihr voll und ganz zustimme (4), eher zustimmen (3), eher nicht zustimmen (2) oder überhaupt nicht 
zustimmen (1). Es ist für alle Beteiligten viel besser, wenn der Mann voll im Berufsleben steht und die Frau 
zu Hause bleibt und sich um den Haushalt und die Kinder kümmert.“  

Danach gefragt, ob eine verheiratete Frau ihren Arbeitsplatz aufgeben solle, wenn ihr Mann gut 
verdient und nur eine begrenzte Anzahl an Arbeitsplätzen zur Verfügung steht, geben nur 22% im 
Westen und 15% im Osten an, der Aussage voll oder eher zu zustimmen (Abbildung 163). In bei-
den Landesteilen ist die Zustimmung zu dieser Aussage im Zeitverlauf um ein ähnliches Maß bis 
heute gesunken (um 0,67 Skalenpunkte im Westen und um 0,65 Skalenpunkte im Osten auf einer 
Skala von 1 bis 4). Folglich ist die Ausgangsdifferenz zwischen Ost- und Westdeutschland aber 
noch immer vorhanden. Im Jahr 2000 hatte sich die Kluft allerdings noch einmal auf 0,4 Skalen-
punkte vergrößert und wurde erst seit 2012 wieder merklich kleiner. Bauernschuster und Rainer 
(2012) sowie Holtmann et al. (2015) beschreiben die gleichen Trends in ihren Daten bis 2008 be-
ziehungsweise 2012. 
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Abbildung 162: Mutter und Vater arbeiten Vollzeit und teilen sich Haushalt und Kinder 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Über die Aufgaben von Müttern und Vätern gibt es verschie-
dene Meinungen. Bitte geben Sie nun zu jeder Aussage an, ob Sie ihr - voll und ganz zustimmen (4), eher 
zustimmen (3), eher nicht zustimmen (2) oder überhaupt nicht zustimmen (1). Die beste Arbeitsteilung in 
einer Familie ist die, dass beide Partner Vollzeit arbeiten und sich gleichermaßen um den Haushalt und die 
Kinder kümmern.“ 

Interessanterweise gibt es aktuell bei der Einstellung von Ost- und Westdeutschen zu der Frage-
stellung, ob die Karriere des Mannes wichtiger sei als die der Frau, keine signifikanten Unter-
schiede mehr (Abbildung 164). In beiden Landesteilen stimmen nur knapp 17% dieser Aussage 
eher oder voll zu. Ebenfalls erwähnenswert ist, dass 1991 die westdeutsche Bevölkerung sogar 
geringfügig egalitärer eingestellt war als die ostdeutsche Bevölkerung. In den Folgejahren san-
ken die Zustimmungswerte im Osten jedoch in einem stärkeren Maße als im Westen, so dass sich 
zwischen 2000 und 2006 eine starke Tendenz zur Divergenz abzeichnete. Seit 2008 konvergierten 
die Einstellungen wieder und sind seit 2012 auf demselben Niveau in Ost und West angekommen. 

Die Ost-West-Unterschiede in den Einstellungen gegenüber der Erwerbstätigkeit von Müttern 
spiegeln sich auch in der beobachteten Erwerbstätigkeit von Müttern mit Kindern im Alter von 0 
bis 14 Jahren wider (Abbildung 165). In Ostdeutschland lag die Erwerbstätigenquote nach der 
Wiedervereinigung enorm hoch, hat sich bereits in den 1990er Jahren dem Westniveau nach un-
ten angenähert und ging bis zum Jahr 2004 auf unter 65% zurück. Im Westen ist die Beschäfti-
gungsquote von Müttern im gleichen Zeitraum von 50% auf über 60% stark angestiegen. Im Jahr 
2005 war der Unterschied auf einen Prozentpunkt zurückgegangen, sodass praktisch von Kon-
vergenz gesprochen werden kann. Bis ins Jahr 2013 steigen die Erwerbsquoten in beiden Lan-
desteilen in ähnlicher Weise an, in Ostdeutschland jedoch Jahr für Jahr etwas stärker. So haben 
sich die Erwerbsquoten bis 2013 wieder auf einen Abstand von 4,5 Prozentpunkten voneinander 
entfernt. Mütter in Ostdeutschland gehen somit wieder deutlich häufiger einer Erwerbstätigkeit 
nach als Mütter in Westdeutschland. Beachtet man außerdem, dass unter den erwerbstätigen 
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Müttern in Ostdeutschland eine knappe Mehrheit in Vollzeit beschäftigt ist, in Westdeutschland 
aber nur jede Vierte, vergrößert sich der Unterschied in der Arbeitszeit noch weiter. 

Abbildung 163: Verheiratete Frau und Mutter sollte Arbeitsplatz freigeben, wenn der Mann gut verdient 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Über die Aufgaben der Frau in der Familie und bei der Kinder-
erziehung gibt es verschiedene Meinungen. Bitte sagen Sie mir nun zu jeder Aussage auf dieser Liste, ob 
Sie ihr voll und ganz zustimmen (4), eher zustimmen (3), eher nicht zustimmen (2) oder überhaupt nicht 
zustimmen (1). Eine verheiratete Frau sollte auf eine Berufstätigkeit verzichten, wenn es nur eine begrenzte 
Anzahl von Arbeitsplätzen gibt, und wenn ihr Mann in der Lage ist, für den Unterhalt der Familie zu sorgen.“  

Abbildung 164: Für Frau Karriere des Mannes wichtiger als eigene? 

Anmerkungen: ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „Über die Aufgaben der Frau in der Familie und bei der Kinder-
erziehung gibt es verschiedene Meinungen. Bitte sagen Sie mir nun zu jeder Aussage auf dieser Liste, ob 
Sie ihr voll und ganz zustimmen (4), eher zustimmen (3), eher nicht zustimmen (2) oder überhaupt nicht 
zustimmen (1). Für eine Frau ist es wichtiger, ihrem Mann bei seiner Karriere zu helfen, als selbst Karriere 
zu machen.“ 
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Abbildung 165: Erwerbstätigkeit Mutter mit Kind im Alter von 0 bis 14 Jahren 

Anmerkungen: Mikrozensus 1991-2013: Anteil der Erwerbstätigen an Frauen im Alter von 18 bis 64 mit Kin-
dern im Alter von 0 bis 14 Jahren im Haushalt 

3.2 Aufgabenverteilung in der Haus- und Familienarbeit 
Frauen in Ost- und Westdeutschland partizipieren mittlerweile in etwa im gleichen Maße am Ar-
beitsmarkt. Während in Westdeutschland seit der Wiedervereinigung ein leichter Anstieg der Er-
werbsbeteiligung von Frauen zu verzeichnen ist, ging die Erwerbstätigenquote der Frauen im Os-
ten in den ersten 5 Jahren nach der Wiedervereinigung stark zurück und lag erst 2010 wieder 
etwas über dem Niveau von 1991.  Während Mütter mit Kindern unter 18 Jahren in den neuen 
Bundesländern heutzutage zu 55,7% in Vollzeit erwerbstätig sind, sind es in den alten Bundes-
ländern lediglich 25,2%. Die im Westen mit Abstand am häufigsten praktizierte Arbeitsteilung be-
rufstätiger Elternpaare war mit 76,1 % das Arrangement Vater in Vollzeit und Mutter in Teilzeit. 
Väter arbeiten in beiden Landesteilen fast ausschließlich in Vollzeit. Im Rahmen des SOEP wur-
den 2013 die durchschnittlichen Arbeitszeiten von Müttern und Vätern mit Kindern unter 16 Jah-
ren im Haushalt erhoben. Daraus ergab sich, dass ostdeutsche Mütter über 9 Stunden wöchent-
lich länger einer Erwerbsarbeit nachgehen als westdeutsche Mütter (34,9 Stunden vs. 25,5 Stun-
den) (Holst und Wieber 2014). 

Eine Frage, die sich hierbei stellt ist, ob sich diese Ost-West-Differenz im Erwerbsumfang auch in 
der Haus- und Familienarbeit widerspiegelt und ob eine signifikant höhere und umfangreichere 
Arbeitsmarktbeteiligung auch eine gleichmäßiger verteilte Aufteilung der im Haus anfallenden 
Arbeiten und Tätigkeiten mit sich bringt. 

Im Rahmen der ALLBUS-Studie wird die deutsche Bevölkerung danach gefragt, wer - sofern in 
heterosexuellen Paarbeziehungen lebend - welche Art von Haushaltstätigkeit zu welchem Um-
fang übernimmt. Dieser Fragenkomplex wurde erst 2000 in die Umfrage mitaufgenommen, so 
dass keine Verlaufsanalyse für die komplette Zeit seit der Wiedervereinigung möglich ist und der 
aktuelle Rand hier stärker im Fokus steht. 
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Die Frage nach der Zuständigkeit für die Zubereitung der Mahlzeiten ergibt, dass in beiden Lan-
desteilen nach wie vor die Frau hauptsächlich in der Verantwortung ist (Abbildung 166). Sowohl 
in den alten als auch in den neuen Bundesländern ist eine eindeutige Tendenz hin zu einer stärker 
ausgeglichenen Arbeitsteilung festzustellen, wobei dieser Trend im Westen leicht stärker ausge-
prägt ist. Ebenso ist eine Konvergenz der Verhaltensweisen zu beobachten: im Mittel haben sich 
Ost- und Westdeutsche soweit angenähert, dass die Differenz nur noch 0,1 Skalenpunkte beträgt 
(0,14 im Jahr 2000). 

Abbildung 166: Zubereiten der Mahlzeiten 

Anmerkungen ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „[Falls Befragter mit Ehe- oder Lebenspartner gemeinsamen 
Haushalt führt] Auf dieser Liste steht eine Reihe von Tätigkeiten, die im Haushalt anfallen. Wie werden 
diese Tätigkeiten in Ihrem Haushalt zwischen Ihnen und Ihrem Partner aufgeteilt? Wer verrichtet die Tätig-
keiten? - Zubereiten der Mahlzeiten“ Antwortmöglichkeiten: Stets die Frau (1) Meistens die Frau (2) Jeder 
zur Hälfte / beide gemeinsam (3) Meistens der Mann (4) Stets der Mann (5). 

Bei den Fragen nach der Aufgabenversteilung beim Einkaufen von Lebensmitteln, Wäsche wa-
schen, Spülen und Aufräumen nach den Mahlzeiten sowie beim Putzen der Wohnung (ohne Ab-
bildungen) zeichnet sich das qualitativ gleiche Bild. 

Eine traditionelle Rollenverteilung offenbart sich, wenn man danach fragt, wer in der Lebensge-
meinschaft kleinere Reparaturen im Haus/in der Wohnung vornimmt (Abbildung 167).  

Besonders erwähnenswert ist hier, dass im Osten die Arbeitsteilung seit Erhebungsbeginn 1994 
immer etwas traditioneller gewesen ist als im Westen. Die Veränderungen über die letzten 22 
Jahre bis 2016 fallen für beide Landesteile gering aus. Der aktuelle Rand zeigt überdeutlich, wer 
für Reparaturarbeiten in Paarhaushalten zuständig ist: 81% der westdeutschen Männer erledi-
gen stets oder meistens kleinere Reparaturarbeiten; 84% sind es bei den ostdeutschen Männern. 
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Abbildung 167: Kleine Reparaturen im Haus/Wohnung 

Anmerkungen ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „[Falls Befragter mit Ehe- oder Lebenspartner gemeinsamen 
Haushalt führt] Auf dieser Liste steht eine Reihe von Tätigkeiten, die im Haushalt anfallen. Wie werden 
diese Tätigkeiten in Ihrem Haushalt zwischen Ihnen und Ihrem Partner aufgeteilt? Wer verrichtet die Tätig-
keiten? - Kleine Reparaturen im Haus/Wohnung“ Antwortmöglichkeiten: Stets die Frau (1) Meistens die 
Frau (2) Jeder zur Hälfte / beide gemeinsam (3) Meistens der Mann (4) Stets der Mann (5). 

Sofern Paare mit Kindern unter 15 Jahren in einem Haushalt leben, ergeben sich daraus weitere 
unentgeltlich zu verrichtende Tätigkeiten (Tabelle 45). Im Rahmen von ALLBUS wurden diese Da-
ten im Jahr 2016 erstmalig erhoben und offenbaren zum Teil statistisch stark signifikante Ost-
West-Unterschiede im Hinblick auf Betreuungsaufgaben. So ist das Spielen mit den Kindern zwar 
in beiden Landesteilen mehrheitlich Aufgabe beider Elternteile, der Osten zeichnet sich hier je-
doch durch einen höheren Anteil um 11,7 Prozentpunkte aus. Dahingegen fällt demensprechend 
der Anteil der Paare, bei denen die Frau meistens das Spielen mit den Kindern übernimmt mit 
24,2% im Westen um 10,1 Prozentpunkte höher aus als in den neuen Bundesländern. 

Das zu Bett bringen der Kinder ist in beiden Landesteilen eine Aufgabe, die sich Eltern mehrheit-
lich hälftig teilen (59,2% im Westen und 63,6% im Osten). Bei über 30% der Partnerschaften in 
neuen und alten Bundesländern ist es zu über 30% die Frau, die die Kinder immer oder meistens 
ins Bett bringt. Insgesamt sind die Ost-West-Differenzen bei dieser Frage so marginal, dass keine 
davon signifikant ist. 

Fragt man danach, welcher Elternteil die Kinder beim Erledigen der Schulaufgaben unterstützt, 
werden signifikante Ost-West-Differenzen in der Arbeitsteilung deutlich.  Während im Osten sich 
54,4% der Eltern diese Aufgabe paritätisch teilen, gilt das im Westen für nur 31,7% der Eltern-
paare. Auch geben im Westen 12,1% der Befragten an, dass stets die Frau bei den Hausaufgaben 
unterstützt, wohingegen im Osten mit lediglich 2,6% weit weniger Frauen die Aufgabe aus-
schließlich übernehmen. Dieses Ergebnis geht mit der Ost-West-Differenz im Erwerbsumfang von 
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Müttern einher. Während westdeutsche Mütter von Kindern zwischen 6-17 Jahren 17 Stunden 
einer Erwerbstätigkeit nachgehen, sind diese Mütter im Osten 6 Stunden pro Woche länger er-
werbstätig (Bujard et al. 2017). Betracht man die Anteile in Vollzeit erwerbstätiger Mütter, so ist 
auch dort eine starke Ost-West-Differenz offensichtlich. 2012 waren 55,7% der ostdeutschen Müt-
ter mit Kindern unter 18 Jahren vollzeiterwerbstätig, jedoch nur 25,2% der westdeutschen Mütter 
(Holst und Wieber 2014). Diese Differenz besteht auch stark fort, betrachtet man nur Mütter mit 
Kindern unter 3 Jahren. Von diesen sind im Osten 21% in Vollzeit erwerbstätig und im Westen 8% 
(Statistisches Bundesamt 2017). Da Mütter in Ostdeutschland einen wesentlich höheren Erwerbs-
umfang haben sind Betreuungsaufgaben, die häufig eher in die Nachmittagsstunden fallen, häu-
figer nicht automatisch Frauensache, sondern werden öfter von beiden Elternteilen erledigt als 
das im Westen der Fall ist, wo viele Mütter in den Nachmittagsstunden bereits zuhause sind.  
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Tabelle 45: Aufteilung der Betreuung der Kinder zwischen den Partnern 

    West Ost Ost-West-Differenz 

Prozentpunkte     % 

Mit den Kindern spielen 

Stets die Frau 1.4 0.6 -0.8 

Meistens die Frau 24.2 14.0 -10.1*** 

Jeder zur Hälfte / 
Beide gemeinsam 69.4 81.1 11.7*** 

Meistens der Mann 4.7 4.3 -0.5 

Andere Person 0.2 0.0 -0.2 

Die Kinder ins Bett bringen 

Stets die Frau 6.1 5.2 -0.9 

Meistens die Frau 28.4 26.6 -1.7 

Jeder zur Hälfte / 
Beide gemeinsam 59.2 63.6 4.5 

Meistens der Mann 5.6 3.9 7.9 

Stets der Mann 0.7 0.7 -0.1 

Mit den Kindern Hausauf-
gaben machen 

Stets die Frau 12.1 2.6 -9.4*** 

Meistens die Frau 44.8 36.0 -8.9 

Jeder zur Hälfte / 
Beide gemeinsam 31.7 54.4 22.7*** 

Meistens der Mann 7.2 3.5 -3.7 

Stets der Mann 0.7 0.9 0.2 

Andere Person 3.5 2.6 -0.8 

Anmerkungen: ALLBUS 2016:  „Falls Befragter verheiratet ist und mit dem Ehepartner zusammenlebt oder 
einen gemeinsamen Haushalt mit einem festen Lebenspartner führt und mindestens ein Kind unter 15 Jah-
ren im Haushalt wohnt, wie wird die Betreuung der Kinder zwischen Ihnen und {Ihrem Ehepartner} aufge-
teilt? -  Mit den Kindern spielen, die Kinder ins Bett bringen , mit den Kindern Hausaufgaben machen .“ 
Antwortmöglichkeiten: Stets die Frau (1) Meistens die Frau (2) Jeder zur Hälfte / beide gemeinsam (3) Meis-
tens der Mann (4) Stets der Mann (5). 



VI. Familiale Sphäre 

278 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 

3.3 Familie: Stellenwert, Zufriedenheit und Sorgen 
Für die große Mehrheit der Ost- und Westdeutschen ist das Gründen einer Familie eine Voraus-
setzung dafür glücklich zu sein. Im Osten ist der Anteil derer, für die eine eigene Familie als 
Glücksvoraussetzung empfunden wird mit 75,4% der Bevölkerung 6,9 Prozentpunkte höher als 
im Westen (Abbildung 168). Im Zeitverlauf seit Beginn der 90er Jahre ist für Westdeutschland 
festzustellen, dass die Entwicklung leichten Schwankungen unterliegt und der heutige Zustim-
mungswert von 68,5% um 3,6 Prozentpunkte unter dem Wert von 1991 liegt. 

In Ostdeutschland ist der Glaube an die Familie als Glücksvoraussetzung über die Jahre schwä-
cher geworden. Im Vergleich zu 1991 ist der Zustimmungswert zur Frage, ob eine Familie eine 
Glücksvoraussetzung sei, um 10,9 Prozentpunkte gesunken. Die Ost-West-Differenz hat im Zeit-
verlauf zwar abgenommen, ist mit 6,9 Prozentpunkten Unterschied noch immer vorhanden. 

Nach der Wichtigkeit einer Heirat bei einer dauerhaften Partnerschaft gefragt, sind zwischen den 
beiden Landesteilen keine großen Unterschiede festzustellen (Abbildung 169). Für weniger als 
die Hälfte der Befragten ist es wichtig bei einer andauernden Partnerschaft auch verheiratet zu 
sein (Westen 46,5%, Osten 44,7%). Auch im Zeitverlauf wird für West- und Ostdeutschland die 
schwindende Bedeutung der Ehe deutlich. Im Vergleich zu 1991 ist die Zustimmungsrate im Wes-
ten um 13,6 Prozentpunkte gefallen, im Osten um 15,7 Prozentpunkte. Auch die Geburt eines ge-
meinsamen Kindes ist in den alten wie in den neuen Bundesländern heutzutage kein Grund, zwin-
gend zu heiraten (Abbildung 170). In Westdeutschland sind heutzutage 33,3% der Bevölkerung 
der Meinung, dass es wichtig sei zu heiraten, wenn ein Kind da ist. In Ostdeutschland meinen dies 
lediglich 18,9%. Für beide Landesteile gilt gleichermaßen, dass es im Zeitverlauf zunehmend un-
wichtiger geworden ist zu heiraten, wenn ein Kind in die Beziehung kommt. 1991 waren im Wes-
ten noch 55,6% der befragten der Meinung, dass es wichtig sei zu heiraten, sobald ein Kind da ist. 
22 Jahre später hat sich der Anteil um 22,3 Prozentpunkte verringert. Die Einstellung im Osten 
verläuft nach einem ähnlichen Trend: dort ist die Zustimmung im gleichen Zeitraum um 16,5 Pro-
zentpunkte zurückgegangen. Trotz dieser ähnlichen Tendenzen, besteht weiterhin eine signifi-
kante Ost-West-Differenz fort. Zwar ist sie von 20,2 Prozentpunkten im Jahr 1991 auf 14,4 Pro-
zentpunkte im Jahr 2014 zurückgegangen, von einer Angleichung der Einstellungen kann jedoch 
noch lange nicht die Rede sein. 
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Abbildung 168: Familie als Glücksvoraussetzung 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Glauben Sie, dass man eine Familie braucht, um wirklich glücklich zu sein - 
oder glauben Sie, man kann alleine genauso glücklich leben?“ Antwortmöglichkeiten: Braucht Familie (1), 
Alleine genauso glücklich (2), Alleine glücklicher (3), Unentschieden (4). Hier codiert braucht Familie (1) als 
Ja-Anteile, (2)-(4) als Nein-Anteile. 

Abbildung 169: Heirat bei dauernder Partnerschaft 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Meinen Sie, dass man heiraten sollte, wenn man mit einem Partner auf 
Dauer zusammenlebt?“ Antwortmöglichkeiten: Ja (1) Nein (2) Unentschieden (3) Weiß nicht (4). 
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Abbildung 170: Kind als Grund für Heirat 

Anmerkungen: ALLBUS 2014: „Und wie ist es, wenn ein Kind da ist? Meinen Sie, dass man dann heiraten 
sollte?“ Antwortmöglichkeiten: Ja (1) Nein (2) Unentschieden (3) Weiß nicht (4). 

Nach der Zufriedenheit mit dem eigenen Familienleben gefragt, fallen die Antworten in beiden 
Landesteilen mehrheitlich positiv aus (Abbildung 171). Im Westen liegt der Anteil derer die eine 
hohe Zufriedenheit mit ihrem Familienleben empfinden bei 67,8 % und im Osten bei 63,1% (An-
teil derer, die auf einer Skala von 0 „ganz und gar unzufrieden“ bis 10 „ganz und gar zufrieden“ 
eine Zustimmung zwischen 8 und 10 Punkten angaben). Im Durchschnitt sind Westdeutsche et-
was zufriedener mit ihrem Familienleben als die Ostdeutschen. Diese Differenz besteht seit der 
erstmaligen Erhebung im Jahr 2006 und hat sich zwischenzeitlich zwar reduziert, ist aktuell je-
doch wieder größer geworden. 

  



VI. Familiale Sphäre 

 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 281 

Abbildung 171: Zufriedenheit mit Familienleben 

Anmerkungen SOEP 2015: „Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig mit den folgenden Bereichen Ihres Lebens? 
-Wie zufrieden sind Sie mit Ihrem Familienleben?“ Antwortmöglichkeiten: 0-10: Ganz und gar unzufrieden 
(0) bis Ganz und gar zufrieden (10). 

Abbildung 172: Bei dieser Zukunft keine Kinder mehr 

Anmerkungen ALLBUS 2014, ALLBUS 2016: „So wie die Zukunft aussieht, kann man es kaum noch verant-
worten, Kinder auf die Welt zu bringen.“ Antwortmöglichkeiten: Bin derselben Meinung (1) Bin anderer 
Meinung (2). Hier codiert Bin derselben Meinung (1) als Ja-Anteile, Bin anderer Meinung als Nein-Anteile. 

Eine nach wie vor starke Differenz zwischen den Landesteilen besteht hinsichtlich der Einstel-
lung, ob es in Zukunft verantwortbar ist Kinder auf die Welt zu bringen (Abbildung 172). Es sind 
36,3% der Ostdeutschen, die finden, dass es kaum zu verantworten ist bei dieser Zukunft Kinder 
zu bekommen, wohingegen nur 24,1% der Westdeutschen dieser Meinung sind. Im Zeitverlauf 
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fallen für beide Landesteile starke Schwankungen auf. Sowohl in Ost- als auch in Westdeutsch-
land erreichte die Negativeinschätzung im Jahr 2004 ihren Höhepunkt. Damals gaben Ostdeut-
sche zu 62,9% an, es bei dieser Zukunft nicht verantworten zu können, Kinder auf die Welt zu 
bringen. Im Westen waren im selben Jahr 42,6% der Befragten dieser Auffassung. Auffallend für 
die neuen Bundesländer ist, dass 2016 die Zukunftseinschätzung erstmals wieder positiver aus-
fällt als kurz nach der Wende 1992. Zwischen 1996 und 2010 war durchgängig über die Hälfte der 
Ostdeutschen der Meinung bei diesen Zukunftsaussichten keine Kinder auf die Welt bringen zu 
können. Aktuell wird die Zukunft in beiden Landesteilen so positiv eingeschätzt wie niemals zu-
vor seit Befragungsbeginn 1991. Auch die Differenz zwischen Ost- und Westdeutschland ist so 
gering wie nie zuvor. Mit 12,5 Prozentpunkten ist sie jedoch nach wie vor hoch. 

4. Ursachenforschung 

In der deskriptiven Analyse wurde deutlich, dass die Entwicklung der Einstellungen aus der fami-
lialen Sphäre in Ost- und Westdeutschland differenziert betrachtet werden muss. Während einige 
Einstellungen konvergiert sind oder sich ohnehin kaum unterschieden, bestehen bei einigen Ein-
stellungen Unterschiede bis zum aktuellen Rand fort. In diesem Kapitel wird eine Auswahl an Ein-
stellungen, die noch immer deutliche Ost-West-Unterschiede zeigen, einer tieferen Analyse un-
terzogen. In zwei Analyseschritten wird untersucht, inwieweit die Ost-West-Unterschiede erklärt 
werden können und in welchen Bevölkerungsgruppen die Unterschiede vornehmlich vorherr-
schen.59  

Der erste Analyseschritt stellt die Frage, ob demographische, wirtschaftliche und soziale Unter-
schiede zwischen Ost- und Westdeutschland für die Unterschiede in Einstellungen verantwort-
lich sind. Denn Ostdeutsche unterscheiden sich in vielen Merkmalen, die wiederum Einstellungen 
beeinflussen, von Westdeutschen. Beispielsweise sind die Befragten in Ostdeutschland im Durch-
schnitt älter, verfügen über geringere Haushaltseinkommen und haben seltener einen Migrati-
onshintergrund. Außerdem sind die ostdeutschen Regionen von höherer Arbeitslosigkeit ge-
prägt60. Anhand der Ergebnisse von Regressionsanalysen kann abgelesen werden, ob die Unter-
schiede auch nach Angleichung der Merkmale zwischen Ost- und Westdeutschland fortbestehen 
würden. Für die Analysen werden sowohl individuelle als auch regionale Erklärungsfaktoren ver-
wendet. Die individuellen Merkmale sind das Alter in Jahren (und das quadrierte Alter), das Ge-
schlecht, der Migrationshintergrund, der Ehestand, der Schulabschluss, die Anzahl der Kinder, 
die Erwerbssituation und das Haushaltseinkommen61. Auf der Ebene von insgesamt 96 Regionen, 
in denen die Befragten wohnen, kommen die Geburtenziffer, acht Maße der Altersstruktur der 

                                                                  
59 Eine nähere Beschreibung der Analysemethoden befindet sich im Anhang. 
60 Eine nähere Beschreibung der Merkmalsunterschiede befindet sich im Anhang. 
61 Wegen einer großen Anzahl fehlender Werte kann das Haushaltseinkommen nicht in den Regressions-

analysen mit dem Allbus verwendet werden. 
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Bevölkerung (20-34, 35-49, 50-64, 65 und älter, jeweils nach Geschlecht), der Anteil der Asylleis-
tungsempfänger und der Ausländeranteil als demographische regionale Maße zum Einsatz. Re-
gionale wirtschaftliche Kontrollen sind die Arbeitslosenquote, die Arbeitslosenquote der 15-24-
Jährigen, die Arbeitslosenquote der Ausländer, das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, das verfüg-
bare Einkommen pro Kopf und der Anteil der SGBII-Bezieher. 

Im zweiten Analyseschritt wird untersucht, in welchen Bevölkerungsgruppen und Regionen die 
Ost-West-Unterschiede besonders groß sind und in welchen sie womöglich gar nicht beobachtet 
werden. Dazu werden die Ost-West-Unterschiede innerhalb kleiner Gruppen, die anhand der 
oben genannten Merkmale beschrieben werden, ausgewiesen. Ost-West-Unterschiede in Einstel-
lungen innerhalb besser vergleichbarer Gruppen können nähere Hinweise darauf liefern, wel-
chen Ursprung sie haben und wie wahrscheinlich sie auch in Zukunft fortbestehen. 

4.1 Sind die Ost-West-Unterschiede erklärbar? 
In Abbildung 173 ist die Ost-West-Differenz für verschiedene Einstellungen als Ergebnis von Re-
gressionen abgetragen62. In Ostdeutschland sind weniger Menschen mit ihrem Familienleben zu-
frieden als in Westdeutschland. Individuelle Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen er-
klären einen Teil dieses Unterschieds. Wären sich die Menschen in Ost- und Westdeutschland in 
diesen Merkmalen ähnlich, wäre auch die Zufriedenheit mit dem Familienleben ähnlicher. Eine 
Angleichung der regionalen Merkmale würde den Ost-West-Unterschied tendenziell wieder ver-
größern.  

Deutlich mehr Ostdeutsche als Westdeutsche sind der Meinung, dass auch berufstätige Mütter 
ein herzliches Verhältnis zu ihren Kindern haben können. Daran würde sich auch nichts ändern, 
wenn die Menschen in Ost- und Westdeutschland ähnlicher wären. Die Unterschiede in den regi-
onalen Merkmalen, besonders die Demographie, scheinen aber einen großen Teil des Unter-
schieds erklären zu können. Der Ost-West-Unterschied wäre bei vergleichbaren regionalen Be-
dingungen zumindest kleiner und unter Umständen ganz verschwunden. Dies ist, wie weitere 

                                                                  
62 Der Balken zeigt an, ob der Wert in Ostdeutschland höher (Balken zeigt nach rechts) oder niedriger (Bal-

ken zeigt nach links) ausfällt. Der Strich in den Balken repräsentiert das 95%-Konfidenzintervall aus den 
Regressionsergebnissen. Schließt das Intervall, also der Strich, die Nulllinie nicht mit ein, spricht man 
von einem statistisch signifikanten Unterschied zwischen Ost- und Westdeutschland. Der erste Balken 
in lila beschreibt die Differenz in den Rohdaten ohne Hinzufügung von Kontrollen. Für eine vergleich-
bare Darstellung sind hier alle Variablen auf einen Mittelwert von Null standardisiert. Der zweite Balken 
in grün zeigt die Ost-West-Differenz an, nachdem für alle individuellen Merkmale kontrolliert wurde. Der 
Balken kann als derjenige Unterschied interpretiert werden, der zwischen Ost- und Westdeutschland 
herrschen würde, wenn die durchschnittlichen individuellen Merkmale der Menschen gleich wären. Die 
weiteren zwei Balken in orange und blau kontrollieren über die individuellen Merkmale hinaus für regi-
onale Merkmale aus den Raumordnungsregionen der Befragten. Der dritte Balken in orange kontrolliert 
zusätzlich für die Merkmalsgruppe Demographie, der vierte Balken in blau zusätzlich für wirtschaftliche 
Merkmale. 
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Analysen zeigen, in erster Linie auf die Altersstruktur in den Regionen aber auch auf die wirt-
schaftlichen Bedingungen zurückzuführen. 

Dass die Berufstätigkeit von Müttern oder die Vollzeitberufstätigkeit von Vätern schlecht für das 
Kind sind, glauben in Ostdeutschland wesentlich weniger Befragte als in Westdeutschland. Indi-
viduelle Merkmalsunterschiede sind dafür nicht verantwortlich. Vielmehr zeigt sich, dass regio-
nale Merkmale die Unterschiede bei der Einschätzung der Berufstätigkeit der Mutter deutlich be-
einflussen und den Ost-West-Unterschied tendenziell verschwinden lassen. Dies liegt beinahe zu 
gleichen Teilen an der regionalen Altersstruktur und den regionalen wirtschaftlichen Bedingun-
gen. Wenig Erklärungsgehalt haben die regionalen Kontrollen bei der Einstellung bezüglich der 
väterlichen Berufstätigkeit.  
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Die traditionellere Sichtweise der westdeutschen Befragten zeigt sich ebenfalls bei den Fragen 
nach der Arbeitsteilung und Zuständigkeiten für Haushalt und Kinder. Mehr westdeutsche Be-
fragte sind der Meinung, dass der Mann arbeiten und die Frau sich um Haushalt und Kinder küm-
mern sollte. Mehr ostdeutsche Befragte geben außerdem an, dass Männer und Frauen in Vollzeit 
arbeiten und sich Kinder und Haushalt teilen sollten. Wiederum sind mehr Westdeutsche der Mei-
nung, dass Mütter den Arbeitsplatz aufgeben sollten, wenn ihr Mann gut verdient. Bei allen drei 
Fragen ändert das Angleichen von individuel-
len Merkmalen nichts an den Ost-West-Diffe-
renzen. Die regionalen Merkmalsunterschiede 
sind dafür geeignet einen großen Teil der Ost-
West-Unterschiede zu erklären, im Falle der 
Vollzeit arbeitenden Eltern etwa die Hälfte, im 
Falle der anderen beiden Einstellungen sogar 
noch mehr. Zum größten Teil liegt dies an der 
unterschiedlichen Altersstruktur der Bevölke-
rung. Wegen der Schätzunsicherheit kann aber 
nicht davon gesprochen werden kann, dass die 
Unterschiede ganz verschwinden würden. 

Weniger Ostdeutsche als Westdeutsche geben 
an, dass das Kind der Grund für die Heirat war. 
Zugleich sagen auch mehr Ostdeutsche als 
Westdeutsche, dass sie bei dieser Zukunft 
keine Kinder mehr möchten. Individuelle Merk-
male ändern nichts an den Ost-West-Differen-
zen. Mit ähnlicheren regionalen Bedingungen 
scheinen sich auch die Ost-West-Differenzen 
deutlich zu verkleinern. Unterschiede in der re-
gionalen Altersstruktur, der Geburtenrate und 
den wirtschaftlichen Bedingungen tragen hier 
dazu bei die Ost-West-Unterschiede in den Ein-
stellungen zu erklären. 

Wie sind die Graphiken zu lesen? 

Die Abbildungen in den Kapiteln zur Ursa-
chenforschung zeigen die Ergebnisse ver-
schiedener statistischer Berechnungen. 
Diese Regeln helfen sie ganz einfach zu ver-
stehen: 

 Die Balken verdeutlichen den Ost-West-
Unterschied. Je größer der Balken, 
desto größer der Ost-West-Unter-
schied.  

 Ein Balken nach links in den negativen 
Bereich bedeutet: die Einstellung ist in 
Ostdeutschland weniger ausgeprägt. 
Ein Balken nach rechts in den positiven 
Bereich sagt entsprechend, dass die 
Einstellung in Ostdeutschland stärker 
ausgeprägt ist. 

 Die erste Abbildung dieses Kapitels 
führt „Kontrollen“ ein. Damit sind 
Merkmale der Befragten gemeint. Der 
Balken sagt aus: wie groß ist der Ost-
West-Unterschied, wenn diese Merk-
male gleich wären? 

 Alle weiteren Abbildungen beschreiben 
den Unterschied in Einstellungen inner-
halb verschiedener Gruppen. Ein Bei-
spiel: wie groß ist der Ost-West-Unter-
schied für alle unter 35-Jährigen? 
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Abbildung 173: Ost-West-Unterschiede mit Kontrollvariablen 

Lesebeispiel: Die Zufriedenheit mit dem Familienleben ist bei Ostdeutschen um 0,13 Punkte schwächer 
ausgeprägt als bei Westdeutschen. Werden individuelle Kontrollen A hinzugefügt, verringert sich der Ab-
stand auf 0,08. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variable „Zu-
friedenheit mit Familienleben“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Kontrollen A be-
inhalten individuelle Merkmale (Alter, Geschlecht, Migrationshintergrund, Ehestand, Schulabschluss, An-
zahl der Kinder, Erwerbssituation, Haushaltseinkommen), Kontrollen B beinhalten die regionale Merk-
malsgruppe Demographie, Kontrollen C beinhalten die regionale Merkmalsgruppe Wirtschaft. Für vollstän-
dige Fragetexte siehe Kapitel 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2 Analyse unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen  
Um näher zu beleuchten, welche Bevölkerungsgruppen für die Ost-West-Unterschiede verant-
wortlich sind, werden im Nachfolgenden die Ost-West-Unterschiede für verschiedene Bevölke-
rungsgruppen, die anhand der individuellen und regionalen Merkmale definiert werden, unter-
sucht.  

4.2.1 Bei unter 35-Jährigen Ost-West-Unterschiede am kleinsten 

In Abbildung 174 werden die Ost-West-Unterschiede innerhalb von Bevölkerungsgruppen unter-
sucht, die nach ihrem Alter unterschieden werden. Die Differenzen werden für Menschen im Alter 
von 18-34 Jahren, 35-64 Jahren sowie einem Alter ab 65 Jahren getrennt ausgewiesen.  

Unabhängig vom Alter geben mehr westdeutsche Befragte als ostdeutsche Befragte an mit ihrem 
Familienleben zufrieden zu sein. Für die anderen familialen Einstellungen allerdings spielt das 
Alter eine teilweise große Rolle bei der Bestimmung der Ost-West-Differenz. Die jüngste Genera-
tion, die 18-34-Jährigen, zeigen in allen weiteren Einstellungen, bis auf eine, die kleinsten Unter-
schiede zwischen Ost- und Westdeutschland. Und entsprechend oft ist eine mittlere Ost-West-
Differenz bei den 35-64-Jährigen zu finden. Die älteste Gruppe der ab 65-Jährigen zeigt bei allen 
weiteren Einstellungen den größten Ost-West-Unterschied. Die weitgehende Annäherung in der 
jüngsten Generation ist zu einem großen Teil darauf zurückzuführen, dass jüngere Westdeutsche 
egalitärer eingestellt sind als ältere Westdeutsche. Gleichzeitig zeigt sich aber auch, dass die jün-
geren Ostdeutschen teilweise weniger egalitäre Einstellungen zur Familie aufweisen als die älte-
ren Ostdeutschen. Die Annäherung ist also auf entgegengesetzte Alterseffekte in Ost- und West-
deutschland zurückzuführen. 

Die junge Generation unterscheidet sich in der Einschätzung, dass auch berufstätige Mütter ein 
herzliches Verhältnis zu ihren Kindern haben können, nicht zwischen Ost und West. Auch die tra-
ditionelle Rollenaufteilung wird zwischen Ost- und Westdeutschland in der jüngsten Alters-
gruppe nicht mehr deutlich unterschiedlich gesehen. 

In der ältesten Bevölkerungsgruppe werden insbesondere die Ansichten zur Berufstätigkeit von 
Müttern und zur traditionellen Rollenaufteilung in Ost- und Westdeutschland deutlich unter-
schiedlich bewertet, wobei die Westdeutschen die traditionelleren Ansichten vertreten. 
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Abbildung 174: Ost-West-Unterschiede nach Altersgruppen 

Lesebeispiel: Die Zufriedenheit mit dem Familienleben ist bei Ostdeutschen im Alter von 18-34 Jahren um 
0,13 Punkte schwächer ausgeprägt als bei Westdeutschen im gleichen Alter. Die Striche auf den Balken 
verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variable „Zufriedenheit mit Familienleben“ aus SOEP 
2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten 
Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Kapitel 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche 
für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2.2 Große Ost-West-Unterschiede in beiden Bildungsgruppen 

In Abbildung 175 werden die Ost-West-Unterschiede für Personen mit höchstem Schulabschluss 
mittlere Reife oder weniger und Personen mit Fachabitur/Abitur getrennt ausgewiesen.  Die Zu-
friedenheit mit dem Familienleben ist im Osten in beiden Bildungsgruppen kleiner als im Westen, 
auch wenn die Differenz bei höherem Schulabschluss etwas zu schrumpfen scheint. Ostdeutsche, 
deren höchster Schulabschluss das Fachabitur oder Abitur ist, sind den Westdeutschen in Fragen 
der Rollenverteilung ähnlicher als Personen mit niedrigerem Schulabschluss und teilweise gar 
nicht mehr verschieden. Kein Ost-West-Unterschied besteht in dieser Gruppe außerdem in der 
Einschätzung, dass man bei dieser Zukunft keine Kinder mehr möchte. Dafür ist der Unterschied 
in der Frage, ob ein Kind ein Grund zum Heiraten ist, größer als in der Gruppe mit höchstens mitt-
lerer Reife. 

Die Ost-West-Unterschiede in der Einschätzung, inwieweit die Erwerbstätigkeit von Vätern und 
Müttern schädlich ist, unterscheiden sich dafür kaum zwischen den Bildungsgruppen. Nur bei der 
Einschätzung, dass berufstätige Mütter schlecht für das Kind sind, scheinen sich die Ost- und 
Westdeutschen in der höheren Bildungsgruppe etwas anzunähern. Dennoch sind die Unter-
schiede in allen Fällen groß und signifikant.  
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Abbildung 175: Ost-West-Unterschiede nach Bildungsniveau 

Lesebeispiel: Die Zufriedenheit mit dem Familienleben ist bei Ostdeutschen mit höchstens mittlerer Reife 
um 0,13 Punkte schwächer ausgeprägt als bei Westdeutschen mit der gleichen Schulbildung. Die Striche 
auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variable „Zufriedenheit mit Familienle-
ben“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden 
in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzinter-
valle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2.3 Ost-West-Unterschiede etwas kleiner bei Erwerbstätigkeit  

In Abbildung 176 und Abbildung 177 werden Ost-West-Unterschiede in der Einstellung je nach 
Beschäftigungsstatus bzw. Haushaltseinkommen der Befragten dargestellt. Die Ost-West-Unter-
schiede sind unter Erwerbstätigen fast allesamt kleiner als unter nicht Erwerbstätigen und trotz-
dem noch groß und deutlich messbar (Abbildung 176). Die eine Ausnahme ist die Ansicht, dass 
Vollzeit arbeitende Väter schlecht für das Kind seien. Hierbei unterscheiden sich ost- und west-
deutsche Erwerbstätige etwas stärker als Nicht-Erwerbstätige, allerdings nicht deutlich unter-
scheidbar. In allen anderen familialen Einstellungen sind sich Erwerbstätige in Ost- und West-
deutschland zumindest etwas ähnlicher als Nicht-Erwerbstätige, allerdings ist die Differenz zu 
den Nicht-Erwerbstätigen nur schwach ausgeprägt. Am stärksten sind die Unterschiede noch in 
der Einschätzung, ob Mütter erwerbstätig sein sollten. Da Ost-West-Unterschiede in allen Einstel-
lungen für Erwerbstätige und Nicht-Erwerbstätige fortbestehen, scheint dies nicht der entschei-
dende Erklärungsfaktor zu sein. 

Hinsichtlich des Haushaltseinkommens (Abbildung 177) wird keine Tendenz der Ost-West-Unter-
schiede erkennbar. Die Unterschiede zwischen Haushalten mit hohen und niedrigen Einkommen 
zeigen kein eindeutiges Muster. Lediglich in der Zustimmung zum traditionellen Rollenbild sind 
die Ost-West-Differenzen zwischen den Gruppen deutlich verschieden, wobei sich Personen mit 
höheren Einkommen zwischen Ost- und Westdeutschland weniger stark unterscheiden. Insge-
samt sind alle familialen Einstellungen zwischen Ost- und Westdeutschen deutlich verschieden, 
unabhängig von ihrem Haushaltseinkommen.  
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Abbildung 176: Ost-West-Unterschiede bei Erwerbstätigen und nicht Erwerbstätigen 

Lesebeispiel: Die Zufriedenheit mit dem Familienleben ist bei erwerbstätigen Ostdeutschen um 0,13 
Punkte schwächer ausgeprägt als bei erwerbstätigen Westdeutschen. Die Striche auf den Balken verkör-
pern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variable „Zufriedenheit mit Familienleben“ aus SOEP 2015, 
Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schät-
zungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für 
das 95%-Niveau angegeben. 
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Abbildung 177: Ost-West-Unterschiede nach Haushaltseinkommen 

Lesebeispiel: Die Zufriedenheit mit dem Familienleben ist bei Ostdeutschen mit überdurchschnittlichen 
Haushaltseinkommen um 0,11 Punkte schwächer ausgeprägt als bei Westdeutschen mit überdurch-
schnittlichen Haushaltseinkommen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmer-
kungen: Variable „Zufriedenheit mit Familienleben“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 
2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fra-
getexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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4.2.4 Frauen und Männer und Ost- und Westdeutschland unterscheiden sich gleicherma-
ßen 

In Abbildung 178 wird dargestellt, wie sich die Ost-West-Unterschiede in familialen Einstellungen 
nach dem Geschlecht der Befragten unterscheiden. Die teilweise sehr großen Ost-west-Unter-
schiede sind offenbar keine Frage des Geschlechts. Sowohl Frauen als auch Männer unterschei-
den sich deutlich und in ganz ähnlicher Weise. Lediglich in der Frage, ob berufstätige Mütter ein 
herzliches Verhältnis zu ihren Kindern haben können, ähneln sich Frauen und Ost- und West-
deutschland mehr als Männer.  
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Abbildung 178: Ost-West-Unterschiede nach Geschlecht 

Lesebeispiel: Die Zufriedenheit mit dem Familienleben ist bei männlichen Ostdeutschen um 0,11 Punkte 
schwächer ausgeprägt als bei männlichen Westdeutschen. Die Striche auf den Balken verkörpern die 
Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variable „Zufriedenheit mit Familienleben“ aus SOEP 2015, Variablen 
darunter Allbus 2014 oder 2016. Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen er-
mittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-
Niveau angegeben. 
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4.2.5 Demographie und regionale Arbeitslosigkeit keine bestimmenden Faktoren  

Die Ost-West-Unterschiede in Einstellungen werden nun für Gruppen ausgewiesen, die anhand 
regionaler Charakteristika differenziert werden. Anhand des Medians der Merkmale in der Raum-
ordnungsregion des Wohnortes werden die Befragten in zwei Gruppen unterteilt. In  Abbildung 
179:  werden die Regionen anhand der Arbeitslosenquote zugeordnet, in Abbildung 180 anhand 
des Anteils der 20-35-jährigen Bevölkerung. Die regionale Arbeitslosenquote (Arbeitslosenquote 
über dem 75. Perzentil63) ist für den Ost-West-Unterschied in familialen Einstellungen nur 
schwach relevant (Abbildung 179: ). In allen Einstellungen finden sich für Regionen mit hoher und 
niedriger Arbeitslosigkeit signifikante Ost-West-Unterschiede. Lediglich in den vier Einstellungen 
zum Rollenbild innerhalb der Familie scheinen die Ost-West-Unterschiede in Regionen mit hoher 
Arbeitslosigkeit etwas kleiner zu sein als in Regionen mit niedriger Arbeitslosigkeit. Die Unter-
schiede zwischen den Gruppen sind dabei allerdings nicht sehr deutlich.  

Abbildung 180 zeigt die Ost-West-Unterschiede für Regionen mit unterschiedlicher demographi-
scher Zusammensetzung. Regionen mit überdurchschnittlich vielen 20-35-Jährigen verhalten 
sich im Ost-West-Unterschied in familialen Einstellungen nur selten deutlich verschieden von Re-
gionen mit älterer Bevölkerungsstruktur. In vier Einstellungsmaßen gibt es dafür eine deutliche 
Tendenz. Ost- und Westdeutsche in jüngeren Regionen sind sich ähnlicher in der Zufriedenheit 
mit dem Familienleben als in Regionen mit älterer Bevölkerung. Außerdem unterscheiden sie 
sich weniger in der Zustimmung zur traditionellen Rollenverteilung in der Familie. In der Frage, 
ob berufstätige Mütter ein herzliches Verhältnis zu ihren Kindern haben können und ob man bei 
dieser Zukunft lieber keine Kinder mehr möchte, unterscheiden sich Ost- und Westdeutsche in 
Regionen mit junger Bevölkerungsstruktur nicht mehr deutlich voneinander.  

  

                                                                  
63 Wegen hoher Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland muss hier eine höhere Grenze als der Median gezogen 

werden, damit auch ostdeutsche Regionen zum Vergleich in der niedrigen Kategorie bereitstehen. 
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Abbildung 179: Ost-West-Unterschiede nach regionaler Arbeitslosenquote 

Lesebeispiel: Die Zufriedenheit mit dem Familienleben ist bei Ostdeutschen in Regionen mit überdurch-
schnittlicher Arbeitslosigkeit um 0,15 Punkte schwächer ausgeprägt als bei Westdeutschen in vergleichba-
ren Regionen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Variable „Zu-
friedenheit mit Familienleben“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Die Ergebnisse 
der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe Abschnitt 
3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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Abbildung 180: Ost-West-Unterschiede nach regionaler Bevölkerungszusammensetzung 

Lesebeispiel: Die Zufriedenheit mit dem Familienleben ist bei Ostdeutschen in Regionen mit überdurch-
schnittlich vielen 20-34-Jährigen um 0,15 Punkte schwächer ausgeprägt als bei Westdeutschen in ver-
gleichbaren Regionen. Die Striche auf den Balken verkörpern die Schätzunsicherheit. Anmerkungen: Vari-
able „Zufriedenheit mit Familienleben“ aus SOEP 2015, Variablen darunter Allbus 2014 oder 2016. Die Er-
gebnisse der drei Gruppen wurden in getrennten Schätzungen ermittelt. Für vollständige Fragetexte siehe 
Abschnitt 3. Die Konfidenzintervalle sind als Striche für das 95%-Niveau angegeben. 
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5. Fazit: Private und Familiale Einstellungen und Verhaltens-
weisen im vereinigten Deutschland 

Bei der Einstellung zur Erwerbstätigkeit von Müttern existiert ein persistentes Ost-West-Ge-
fälle, vor allem bei Älteren 

Bürgerinnen und Bürger beider Landesteile stehen heutzutage der erwerbstätigen Mutter grund-
sätzlich positiv gegenüber. 86% der Westdeutschen und 92% der Ostdeutschen finden, dass auch 
eine berufstätige Mutter ein inniges Verhältnis zu ihrem Kind haben kann. Die kurz nach der 
Wende bestehende Ost-West-Differenz ist zwar bis heute um die Hälfte geschrumpft, aber wei-
terhin existent. Die Einstellungen hinsichtlich in Vollzeit beschäftigter Mütter offenbaren eine 
noch größere Differenz zwischen den Landesteilen. Während Ostdeutsche mit knapp 57% über-
zeugt sind, dass auch eine in Vollzeit erwerbstätige Mutter ein inniges Verhältnis zu ihrem Kind 
haben könne, sind es nur 31,6% der Westdeutschen. Zudem findet mit 44% fast die Hälfte der 
westdeutschen Bevölkerung, dass ein Kind unter der Berufstätigkeit der Mutter leide. Unter den 
Ostdeutschen stößt diese Aussage nur bei 26% der Bevölkerung auf Zustimmung. Zudem ist zu 
beobachten, dass sich das Ost-West-Gefälle seit der Wende bis 2004 stetig vergrößert hat und 
erst am aktuellen Rand wieder knapp unter dem Wert von 1991 liegt. Über die Zeit sind die Ein-
stellungen in beiden Landesteilen in einem ähnlichen Maß egalitärer geworden sind. Die Diffe-
renz zwischen Ost und West in der Bewertung von erwerbstätigen Müttern steigt mit dem Alter 
an. Die größten Ost-West-Unterschiede finden sich, wenn man lediglich Bürgerinnen und Bürger 
über 65 Jahre befragt. In der Gruppe der 18-34-Jährigen verschwinden die Einstellungsunter-
schiede teilweise. Außerdem ähneln sich Ost- und Westdeutsche in der Einstellung ein wenig 
mehr, wenn sie höher gebildet oder erwerbstätig sind. 

Ostdeutsche sehen die Vollzeiterwerbstätigkeit von Vätern weniger kritisch als Westdeutsche 

Die Mehrheit der Ost- und Westdeutschen findet, dass auch ein in Vollzeit erwerbstätiger Vater 
sich ausreichend um sein Kind kümmern kann. Bürgerinnen und Bürger in den neuen Bundeslän-
dern sehen jedoch die Vollzeiterwerbstätigkeit von Vätern weniger kritisch als die Menschen im 
Westen. Die Ost-West-Unterschiede finden sich durch alle Gesellschaftsschichten und scheinen 
sehr persistent zu sein.  

Fragt man danach, ob in Vollzeit arbeitende Väter auch ein inniges Verhältnis zu ihren Kindern 
haben können, so ist zu konstatieren, dass Ostdeutsche dieser Aussage wesentlich häufiger zu-
stimmen. Trotzdem findet eine überwältigende Mehrheit in Ost- und Westdeutschland, dass eine 
Vollzeitberufstätigkeit des Vaters keine negativen Konsequenzen für die Intensität des Verhält-
nisses zum eigenen Kind hat.  
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Bei traditioneller versus egalitärer Rollenverteilung bestehen gleichbleibende Unterschiede, 
leichte Konvergenz ist zu erkennen 

Das traditionelle Modell des männlichen Alleinverdieners und Familienernährers findet im Wes-
ten weit mehr Anhänger als im Osten. Ostdeutsche favorisieren hingegen viel eher das egalitäre 
Modell, in dem beide Partner in Vollzeit arbeiten und sich gleichermaßen um Haushalt und Kin-
der kümmern. Nachdem das Gefälle zwischen Ost und West in den 90er Jahren erst angewachsen 
ist, ist es seit den Nullerjahren etwas geschrumpft. Die aktuelle Differenz liegt deshalb jedoch nur 
geringfügig unter der von 1991. In allen Gruppen der Bevölkerung werden ähnliche Ost-West-Un-
terschiede gefunden. 

Sowohl bei Ost- als auch bei Westdeutschen nimmt die Zustimmung zur Aussage, dass eine ver-
heiratete Frau auf eine Berufstätigkeit verzichten soll, wenn der Mann gut verdient und es Ar-
beitsplatzknappheit gibt, im Zeitverlauf ab. Die kurz nach der Wende bestehende leichte Diffe-
renz bleibt auch aktuell bestehen. Die Ost-West-Unterschiede verschwinden fast zur Gänze unter 
jüngeren Menschen und bei jenen mit höherem Bildungsabschluss. 

In der Meinung dazu, ob eine Frau lieber auf die eigene Karriere verzichten sollte, um den Ehe-
partner besser bei seiner Karriere unterstützen zu können, gibt es heutzutage keine Ost-West-
Unterschiede mehr. Jeweils über 80% der Bevölkerung stimmen dieser Aussage nicht zu. Zwar 
gab es auch unmittelbar nach der Wiedervereinigung 1991 keine Ost-West-Differenz, diese tat 
sich jedoch im Laufe der Jahre auf. Eine Konvergenz der Einstellungen ist erst seit 2012 wieder zu 
beobachten, wobei sich in beiden Landesteilen über die Jahre eine verstärkt egalitäre Sichtweise 
entwickelt hat. Dies steht im Einklang mit den Ergebnissen von Bauernschuster und Rainer und 
auch Holtmann et al. (2015). 

Einstellungen zur häusliche Arbeitsteilung unterschieden sich nur geringfügig in Ost und West 

Nur in jeder vierten Lebensgemeinschaft ist das Zubereiten von Mahlzeiten eine Tätigkeit, die von 
beiden Partnern in gleichem Maße ausgeführt wird. In über 60% der Lebensgemeinschaften ist 
die Frau diejenige, die überwiegend für das Zubereiten von Mahlzeiten zuständig ist. Die Ost-
West-Unterschiede fallen marginal aus. 

Bei anderen Haushaltsarbeiten wie Einkaufen von Lebensmitteln, Wäsche waschen, Spülen und 
Aufräumen nach den Mahlzeiten sowie beim Putzen der Wohnung zeichnet sich das qualitativ 
gleiche Bild. 

Reparaturarbeiten im Haus oder der Wohnung sind in den alten wie in neuen Bundesländern An-
gelegenheit der männlichen Lebenspartner. In über 80% der zusammenlebenden Paarbeziehun-
gen ist es der Mann, dem diese Aufgabe in erster Linie zukommt. In lediglich ca. einer von zehn 
Lebenspartnerschaften kümmern sich beide Geschlechter gleichermaßen um Reparaturarbei-
ten. 
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Bei der Aufteilung der Kinderbetreuung zwischen Müttern und Vätern sind deutliche Ost-West-
Unterschiede vorhanden 

Eine große Mehrheit der deutschen Mütter und Väter spielt zu ungefähr gleichen Teilen mit ihren 
Kindern. Im Osten ist der Anteil derer die angeben diese Aufgabe jeder zur Hälfte zu übernehmen 
um über 10 Prozentpunkte höher als im Westen und somit liegt ein statistisch signifikanter Ost-
West-Unterschied vor. Gleichzeitig liegt der Anteil der zusammenlebenden Eltern, bei denen die 
Frau meistens mit den Kindern spielt im Westen um 10 Prozentpunkte höher als im Osten.  

Die Zufriedenheit mit den vorhandenen Möglichkeiten der Kinderbetreuung steigt im Zeitverlauf 
in Deutschland. Die geringfügige Diskrepanz zwischen Ost und West von 0.4 Skalenpunkten (6.7 
im Osten und 6.3 im Westen auf einer 0-10 Skala) im Jahr 1997 verschwindet am aktuellen Rand. 
Sowohl Ost- als auch Westdeutsche bewerten ihre Zufriedenheit mit der Kinderbetreuung hier 
mit 7.4 Skalenpunkten. Der Westen hat somit den Osten in diesem Punkt eingeholt. 

Das Zubettbringen ist in beiden Landesteilen eine Aufgabe, die beide Elternteile mehrheitlich 
gleichermaßen erledigen (jeweils um 60% in Ost und West). Signifikante Unterschiede treten 
nicht zutage.  

Die größten Ost-West-Unterschiede bei den mit Kindern in Zusammenhang stehenden Aufgaben 
werden bei der Hausaufgabenunterstützung offenbar. Während im Osten fast 55% der Eltern-
paare gleichermaßen ihre Kinder beim Erledigen ihrer Schulaufgaben betreuen, sind es im Wes-
ten nur knapp 32 % der Eltern, auf die dieses zutrifft. Im Westen übernimmt die Mutter in über 
der Hälfte der Fälle meistens oder immer diese Aufgabe. 

Im Osten empfinden mehr Menschen Familie als Glücksvoraussetzung 

Die große Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger beider Landesteile glaubt, dass man eine Familie 
braucht um wirklich glücklich zu sein. Sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland nimmt die Be-
deutung der Familie als Glücksvoraussetzung im Zeitverlauf ab, wobei in Westdeutschland sehr 
leichte Schwankungen und eine schwächere Abnahme der Zustimmung zu verzeichnen sind. In 
Ostdeutschland kann ab Erhebungsbeginn ein leichter, jedoch stetiger Bedeutungsverlust kon-
statiert werden. Trotzdem war und ist die Familie für Ostdeutsche von etwas größerer Bedeutung 
für das Empfinden von Glück als für die Westdeutschen. Die Ost-West Differenz hat sich von an-
fänglich 14 Prozentpunkten auf nun 7 Prozentpunkte verringert. 

Bei der Einstellung zur Heirat bei einer andauernderen Partnerschaft existieren kaum Unter-
schiede zwischen Ost und West 

Sowohl für Ost- als auch für Westdeutsche wird es zunehmend unwichtiger zu heiraten, selbst 
wenn man dauerhaft bereits mit einem Partner/einer Partnerin zusammenlebt. Während 1991 in 
neuen wie in alten Bundesländern noch ca. 60% der Bevölkerung der Meinung waren, eine Heirat 
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sei notwendig, wenn man dauerhaft zusammenlebt, so ist es heute weniger als die Hälfte, die 
dies findet. Ost-West-Unterschiede sind im gesamten Zeitverlauf seit der Wende minimal. 

Für Westdeutsche sind Kinder immer noch häufiger Grund für die Heirat 

Weder in Ost- noch in Westdeutschland wird die Geburt eines gemeinsamen Kind mehrheitlich 
als Grund dafür gesehen auch zwingend heiraten zu müssen. Während im Osten weniger als einer 
von 5 Menschen eine Eheschließung für notwendig befindet, sobald ein Kind in die Beziehung 
kommt, ist es im Westen noch immer jeder Dritte. 

Beide Landesteile sind seit der Wende in erheblichem Maße liberaler geworden hinsichtlich der 
Kombination Kind-und-Ehe. Für Westdeutschland gilt das noch in einem größeren Ausmaß als 
für Ostdeutschland. Aufgrund dessen hat sich das Ost-West-Gefälle zwar von 20 auf 13 Prozent-
punkte verringert, von einer Konvergenz kann jedoch nicht gesprochen werden. Bei den Bürge-
rinnen und Bürgern mit höherer Bildung und bei den über 65-Jährigen gehen die Meinungen be-
sonders stark auseinander. 

Westdeutsche sind etwas zufriedener mit ihrem Familienleben als Ostdeutsche 

Mehrheitlich sind die Bürgerinnen und Bürger beide Landesteile mit ihrem Familienleben zufrie-
den. Eine Konvergenz kann jedoch nicht beobachtet werden. Zwar ist der Ost-West-Unterschied 
zwischenzeitlich etwas kleiner geworden, seit 2010 ist allerdings ein wieder größer werdendes 
Gefälle festzustellen. Im Westen hat sich die Zufriedenheit mit dem Familienleben zwischen 2006 
und 2015 zudem in einem größeren Maße gesteigert als im Osten. Bei Menschen mit höherer 
Schulbildung fällt der Ost-West-Unterschied geringer aus. Auch in Regionen mit überdurch-
schnittlich vielen jungen Menschen ist die Zufriedenheit mit der Familie ähnlicher als im Ost-
West-Durchschnitt. 

Der Aussage „Bei dieser Zukunft keine Kinder“ stimmen etwas mehr Ostdeutsche als West-
deutsche zu, leichte Konvergenz zwischen Ost und West ist zu erkennen 

Die Mehrheit der Menschen in Ost- und Westdeutschland findet es verantwortbar bei den aktuel-
len Zukunftsaussichten Kinder auf die Welt zu bringen. Die Einschätzung ist in beiden Landestei-
len heute so positiv wie nie zuvor seit der Wende. Im Zeitverlauf sind jedoch große Schwankun-
gen zu beobachten. Zwischen 1996 und 2010 waren Ostdeutsche mehrheitlich der Meinung, dass 
man es in Anbetracht der Zukunft nicht verantworten könne, Kinder zu bekommen. Seit 2010 
entwickeln sowohl Ost- als auch Westdeutsche eine zunehmend optimistischere Sichtweise. Eine 
signifikante Ost-West-Differenz von über 10 Prozentpunkten besteht allerdings auch heute noch 
fort. Auffallend ist, dass sich höhergebildete Menschen in Ost- und Westdeutschland kaum in ih-
rer Meinung zur dieser Frage unterscheiden. Auch in Regionen mit einem überdurchschnittlich 
hohen Anteil junger Menschen gibt es praktisch keine Ost-West-Unterschiede. 
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Zusammenfassung: Wächst zusammen, was zusam-
men gehört? 

Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen der Bürgerinnen und Bürger im wieder-
vereinigten Deutschland, so lautet der Titel der vorliegenden Studie. Die sich wie ein roter Faden 
durch die Studie ziehende Leitfrage ist, ob (endlich) zusammen wächst, was zusammengehört. 
Vor dem Hintergrund, dass das Land knapp 40 Jahre geteilt war und die Menschen in unter-
schiedlichen politischen und ökonomischen Systemen lebten, ist eine Untersuchung der Einstel-
lungen und Verhaltensweisen 27 Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung unabdingbar, um 
diese Leitfrage zu beantworten. Mit dem Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zum 
Geltungsbereich des Grundgesetzes nach Artikel 23 GG vollzog sich die deutsche Wiedervereini-
gung am 3. Oktober 1990, und das in der Bundesrepublik Deutschland bestehende System der 
Demokratie und Marktwirtschaft galt fortan für das gesamte Bundesgebiet. Westdeutsche Insti-
tutionen erlangten mit der Herstellung der nationalen Einheit deutschlandweite Gültigkeit. Der 
im Grundgesetz verankerte Auftrag in Artikel 72 GG an den Bund lautet, für die „Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse“ in Ost und West zu sorgen. Ursprünglich war sogar von der „Einheitlich-
keit der Lebensverhältnisse“ im Grundgesetz die Rede. Diese Passage wurde allerdings mit der 
Grundgesetzreform 1994 verändert. Politisch galt von Anfang an jedoch das Ziel, eine „Anglei-
chung der Lebensverhältnisse“ in Ostdeutschland an Westdeutschland zu erreichen.  

Der Bund hat sich insbesondere um die Angleichung der Lebensverhältnisse im Bereich der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge gekümmert. Im Osten Deutschlands wurden Innenstädte saniert und 
das Verkehrs- und Kommunikationsnetz modernisiert, ein Gesundheitssystem auf hohem Niveau 
wurde eingeführt und auch im Umweltschutz sind große Fortschritte erzielt worden (BMWi).64 
Darüber hinaus wurde durch marktkonforme Anreize (z.B. durch Investitionszuschüsse und –zu-
lagen, durch Sonderabschreibungen und vieles mehr) versucht, Investoren für Ostdeutschland 
zu gewinnen und damit einen Beitrag zur Angleichung des materiellen Wohlstandsniveaus der 
Bevölkerung in den ostdeutschen Bundesländern zu leisten; gleichzeitig sollten damit auch die 
Beschäftigungschancen in Ostdeutschland verbessert werden. Auch hierbei sind enorme Fort-
schritte erzielt worden, wenngleich der Osten bis heute dem Westen in ökonomischer Hinsicht 
hinterher hinkt (Ragnitz 2015).  

Zusammenwachsen besteht aber aus mehr als aus einer Überstülpung bestehender Institutio-
nen und einer Angleichung der Lebensverhältnisse gemessen an statistischen Kennzahlen. Viel-
mehr interessiert sich die vorliegende Studie für den Prozess der Angleichung der Einstellungen 
und Wertorientierungen der Menschen in Ost- und Westdeutschland, die durch die Sozialisation 
in den unterschiedlichen Systemen der BRD und der DDR durchaus verschieden sein können. In 
der vorliegenden Studie werden verschiedene individuelle Einstellungen ost- und westdeutscher 

                                                                  
64 http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/neue-laender.html. 
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Bürgerinnen und Bürger untersucht, die je einer der zentralen vier Lebenssphären zugeordnet 
werden können: Der sozialen Sphäre, der politischen Sphäre, der ökonomischen Sphäre und der 
familialen Sphäre. Um ein detailliertes aktuelles Bild über individuelle Einstellungen und Verhal-
tensweisen ost- und westdeutscher Bürgerinnen und Bürger in verschiedenen Lebensbereichen 
zu zeichnen und die Leitfrage zu beantworten „Wächst zusammen, was zusammen gehört?“, ist 
die Analyse der Entwicklung verschiedener Einstellungen über die letzten 27 Jahre fundamental. 
Darüber hinaus wird der aktuelle Rand, wenn Unterschiede vorherrschen, verstärkt in den Fokus 
genommen: Neben einer rein deskriptiven Darstellung von Einstellungen zu Politik, Wirtschaft, 
aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen, gesellschaftlichen Werten und Normen sowie 
Identitäten werden in der vorliegenden Studie im Gegensatz zur Vorgängerstudie „Deutschland 
2014“ (Holtmann et al. 2015) mithilfe von Regressionsanalysen auch deren Determinanten unter-
sucht. Dies dient auch dazu, mögliche Handlungsfelder identifizieren zu können, mit denen die 
„innere Einheit“ erreicht werden kann.  

Entwicklung der Einstellungen und Verhaltensweisen im wiedervereinigten  
Deutschland 

Wie haben sich nun die Einstellungen und Verhaltensweisen der Ost- und Westdeutschen in den 
letzten 27 Jahren entwickelt? Eine einfache pauschale Antwort liefert auch diese Studie nicht. Es 
wird aber versucht, sich der Antwort zum Zustand der „inneren Einheit“ in Deutschland systema-
tisch zu nähern. Im Prinzip gibt es vier verschiedene mögliche Entwicklungsverläufe der Einstel-
lungen von ost- und westdeutschen Bürgerinnen und Bürgern seit der Wiedervereinigung:  

1. Es gab nie Unterschiede in bestimmten Einstellungen.  

2. Ehemals unterschiedliche Einstellungen von ost- und westdeutschen Bürgerinnen und Bür-
gern haben sich über die Zeit angenähert bzw. angeglichen, man stellt leichte bis starke Konver-
genz fest.  

3. Ehemals ähnliche oder auch unterschiedliche Einstellungen von ost- und westdeutschen Bür-
gerinnen und Bürgern haben sich über die Zeit (noch) weiter auseinanderentwickelt. Je nach 
Stärke kann von leichter bis starker Divergenz gesprochen werden.  

4. Unterschiede in Einstellungen bleiben gleichbleibend und persistent über die Zeit.  

Bei den Fällen 3 und 4 ist natürlich die Frage nach dem Warum interessant. Dabei wird für alle 
untersuchten Sphären untersucht, inwieweit die Ost-West-Differenzen durch strukturelle Unter-
schiede (also z.B. durch eine unterschiedlichen soziale bzw. demographische Zusammensetzung 
der jeweiligen Bevölkerung, durch Unterschiede in der jeweiligen wirtschaftlichen Situation oder 
auch durch siedlungsstrukturelle Faktoren) erklärt werden können.  
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Nach diesen einführenden Grundgedanken zur besseren Einordnung der Ergebnisse, werden im 
Folgenden die Ergebnisse der Analysen detailliert vorgestellt und bewertet. Dabei werden die Er-
gebnisse entlang der vier untersuchten Lebensbereiche, soziale Sphäre, politische Sphäre, öko-
nomische Sphäre und familiale Sphäre, vorgestellt und innerhalb der Bereiche systematisiert. 
Dies geschieht, indem zunächst jeweils die Einstellungen, bei denen es (eher) zu einer Annähe-
rung der Einstellungen gekommen (Fälle 1 und 2) ist, dargestellt und bewertet werden und im 
Anschluss die Divergenzen und Unterschiede (Fälle 3 und 4) adressiert werden. Wo es durch die 
Priorisierung der Ergebnisse sinnvoll erscheint, werden die Ergebnisse auch in anderer Reihen-
folge dargestellt.  

Soziale Sphäre 

Seit der Wiedervereinigung haben sich die Werte in der sozialen Sphäre bei einigen untersuchten 
Einstellungen angenähert. Dort wo Konvergenz beobachtet wird, fand die (große) Annäherung 
meist schon in den 1990er Jahren statt. Ost- und Westdeutsche haben sich etwa sukzessive in 
ihrer Einstellung angenähert, wie zufrieden sie mit ihrer Freizeit sind. Am aktuellen Datenrand 
sind die Werte fast angeglichen. Bei den einzelnen Freizeitaktivitäten, wie Kino-, Popkonzert- und 
Diskobesuchen bzw. dem Besuch von Sportveranstaltungen, unterscheiden sich die Menschen in 
Ost- und Westdeutschland heute nur noch geringfügig. Bei kulturellen Freizeitaktivitäten, wie 
Konzert-, Theater- und Vortragsbesuchen, ist der Befund ähnlich. Das ist ein wichtiges Ergebnis, 
denn bei vielfältigen Freizeitaktivitäten an verschiedenen Orten können vertrauensbasierte Kon-
takte und Bindungen entstehen und gestärkt werden. Außerdem sollten Möglichkeiten zur sozi-
alen Teilhabe nicht von sozialen, kulturellen und materiellen Ressourcen oder der Erreichbarkeit 
relevanter Infrastruktureinrichtungen abhängen. Einige Freizeitaktivitäten wie Sport treiben, 
musizieren und Freunde treffen werden im Westen häufiger ausgeübt, aber insgesamt scheint 
doch in beiden Landesteilen ein ähnliches Muster zu gelten, zumal, wie beschrieben, die Men-
schen in Ost- und Westdeutschland gleichermaßen überdurchschnittlich zufrieden mit ihrer Frei-
zeit sind. In der Nachbarschaftshilfe haben sich die Ost- und Westwerte ebenfalls angeglichen. 
Die meisten Menschen in beiden Landesteilen sind bereit mitzuhelfen, wenn es im Familien- oder 
Bekanntenkreis etwas zu tun gibt, und fühlen sich in ihrer direkten Wohnumgebung nachts (mitt-
lerweile gleichermaßen) alleine sicher. Ost- und westdeutsche Bürgerinnen und Bürger haben 
zudem ähnliche Reziprozitätsvorstellungen; hier bestanden auch nie große Unterschiede. In vie-
len Aspekten sind also soziale Beziehungen und Normvorstellungen in beiden Landesteilen ähn-
lich ausgeprägt.  

Auch beim Vertrauen in Mitmenschen – ein elementares Element von Sozialkapital – konnte man 
in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung konvergente Entwicklungen beobachten. Die 
Ost-West-Lücke war kurz nach der Wiedervereinigung am größten und wurde bis zur Jahrtau-
sendwende etwas kleiner. Dies geschah interessanterweise dadurch, dass die Vertrauenswerte 
im Westen leicht sanken, während sie im Osten gleichgeblieben sind. Seit der Jahrtausendwende 
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ist allerdings diese Ost-West-Lücke im Vertrauen persistent zu sehen, wenngleich – und das ist 
das erfreuliche Ergebnis dabei – die Werte in beiden Landesteilen absolut ansteigen.  

Weiterhin konstante Unterschiede sind etwa beim Ehrenamt zu finden. Ostdeutsche engagieren 
sich seit der Wiedervereinigung konstant etwas seltener ehrenamtlich in Vereinen, Verbänden 
oder sozialen Diensten als Westdeutsche. Im Westen wird häufiger Geld gespendet als im Osten, 
das Blutspendeverhalten ist dagegen ähnlich. Gleichzeitig sorgen sich im Jahr 2015 die Menschen 
im Osten mehr um den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft als Westdeutsche. Die Einstel-
lungen zu Ausländern in der Nachbarschaft sind seit Mitte der 1990er Jahre relativ konstant un-
terschiedlich zwischen den Befragten im Ost- und Westteil des Landes. Ostdeutsche Befragte 
empfinden es als unangenehmer, wenn in ihrer Nachbarschaft Asylbewerber und Türken wohnen 
als westdeutsche Befragte. Sorgen über den Zusammenhalt und die ausländische Nachbarschaft 
tragen nicht zur Festigung von Sozialkapital innerhalb einer Gesellschaft bei, welches oft auch 
als Kitt oder Bindemittel einer Gesellschaft bezeichnet wird (OECD 2007). 

Im Sozialkapital haben 40 Jahre DDR, trotz einiger positiver Entwicklungen, somit deutliche Spu-
ren hinterlassen. Bestehende Unterschiede sind zum größten Teil auf die unterschiedliche Sozi-
alisation in den Regimen in Ost- und Westdeutschland zurückzuführen. Lediglich ein kleiner Teil 
des Unterschieds liegt an der unterschiedlichen Zusammensetzung der Bevölkerung in Ost und 
West. Auffällig ist dabei, dass die Unterschiede in jüngeren Kohorten und in Regionen mit jünge-
rer Bevölkerung kleiner sind. Das eigene Erleben der DDR scheint also ein entscheidender Faktor 
für die unterschiedliche Entwicklung des Sozialkapitals in Ost und West zu sein. Es spricht daher 
einiges dafür, dass sich die Unterschiede in nachfolgenden Generationen weiter verringern. In 
einem zentralen Maß, dem Vertrauen in Mitmenschen, wird dieses Muster ebenfalls sichtbar; 
über 65-Jährige in Ostdeutschland unterscheiden sich besonders stark von Gleichaltrigen im 
Westen. In jüngeren Generationen werden die Unterschiede kleiner. Vergleicht man Ost- und 
Westdeutsche, die regelmäßigen Kontakt zu Ausländern pflegen, ist ebenfalls kein Unterschied 
mehr im Vertrauen auszumachen, was auf eine Wirksamkeit von interkultureller Exposition für 
das Sozialkapital hindeutet.  

Als Gesamtfazit bleibt festzuhalten, dass das Sozialkapital – so wie es hier gemessen wurde – im 
Westen und Osten Deutschlands in vielen Punkten etwa ähnlich stark ausgeprägt ist. Zu denken 
geben sollte allerdings, dass gerade im Vertrauen in Mitmenschen und beim ehrenamtlichen En-
gagement – zwei Kernindikatoren von Sozialkapital – ein persistenter großer Unterschied 
herrscht: Ostdeutsche Bürgerinnen und Bürger vertrauen anderen Menschen weniger als west-
deutsche, und Westdeutsche engagieren sich etwas häufiger ehrenamtlich als Ostdeutsche. Ob 
das in Ostdeutschland erschütterte Vertrauen wiederhergestellt werden kann, ist eine der ent-
scheidenden Fragen für eine zukünftige Angleichung des Sozialkapitals in Ost- und Westdeutsch-
land. Der geringere Abstand bei Jüngeren und bei Menschen mit ähnlicher gesellschaftlicher Ex-
position deutet zumindest auf eine positive Entwicklung hin. 
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Politische Sphäre 

Für das Funktionieren und die Stabilität der Demokratie in Deutschland sind das Interesse und 
die Bindung an Demokratie und Soziale Marktwirtschaft, die Zufriedenheit mit dem und das Ver-
trauen in das politischen System, Parteipräferenzen und politische Orientierungen sowie das 
Partizipationsverhalten von elementarer Bedeutung.  

Viele Einstellungen von Ost- und Westdeutschen haben sich seit der Wiedervereinigung angenä-
hert oder angeglichen. Als wichtiges Beispiel ist die subjektive Selbsteinschätzung der Bürgerin-
nen und Bürger im Osten und Westen darüber zu nennen, wie sehr sie sich für Politik interessie-
ren. Nach kleineren Schwankungen über 20 Jahre liegt das politische Interesse seit 2010 in Ost- 
und Westdeutschland auf demselben Niveau. Insgesamt ist es ab 2012 auch deutlich angestie-
gen. Beide Befunde sind ein gutes Zeichen für eine funktionierende Demokratie, die auf politisch 
interessierte und engagierte Bürgerinnen und Bürger angewiesen ist.  

Leichte Annäherungen zwischen Ost- und Westdeutschen sind bei der subjektiven Verortung auf 
der politischen Links-Rechts-Skala sowie der Parteiidentifikation zu konstatieren. Westdeutsche 
ordnen sich auf der subjektiven Links-Rechts-Skala konstant weiter rechts ein als Ostdeutsche, 
der Abstand ist aber über die Zeit kleiner geworden. In der jüngeren Bevölkerungsgruppe und 
unter Erwerbstätigen finden sich keine Unterschiede mehr. Blickt man bei der Einstufung auf der 
Links-Rechts-Skala nur auf den (eher) rechten Rand, so ordnen sich mittlerweile etwa gleich viele 
der Befragten in Ost- und Westdeutschland (circa 10%) ziemlich weit rechts ein. Die Angleichung 
der Werte ergab sich vor allem dadurch, dass sich im Westen der Anteil, der sich weit rechts ein-
stuft, in den letzten zehn Jahren halbiert hat. In Regionen mit überdurchschnittlich junger Bevöl-
kerungszusammensetzung und insgesamt beim Vergleich jüngerer Bevölkerungsschichten 
schwinden die Unterschiede in der Parteiidentifikation.  

Bei den Parteipräferenzen zeigen sich keine großen Ost-West-Unterschiede bei den Beliebtheits-
kurven der Parteien CDU, der SPD sowie der FDP. Die Grünen, gegründet in der Bonner Republik, 
sind dagegen konstant im Westen beliebter. Die Linkspartei, die aus der Ost-Partei des Demokra-
tischen Sozialismus (PDS) hervorgegangen ist, findet demgegenüber im Osten deutlich mehr Zu-
spruch. Der Ost-West-Abstand wird über die Zeit nur minimal geringer. Im Jahr 2015 sagen immer 
noch fast ein Viertel der westdeutschen Befragten, dass sie von der Partei Die LINKE „überhaupt 
nichts halten“, im Osten sind es nur halb so viele. Diese Befunde schlagen sich auch in den Zweit-
stimmenanteilen für die Parteien nieder. Die Linkspartei erreichte bei allen Bundestagswahlen in 
Ostdeutschland mindestens 10 und bis zu 20 Prozentpunkte höhere Zweitstimmenanteile als in 
Westdeutschland. Die Grünen erreichen im Westen doppelt so hohe Stimmanteile wie im Osten. 
Unterschiedliche Parteipräferenzen und unterschiedliche Stimmenabgaben für Parteien sind in 
einer Demokratie per se nicht negativ zu beanstanden. In vielen Ländern gibt es starke Regional-
parteien, die nicht zuletzt dem Wettbewerb um die besseren Ideen zuträglich sind. In dem Zu-
sammenhang bedenklich ist allerdings, dass die Bürgerinnen und Bürger in Ostdeutschland kon-
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stant seltener von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen als in Westdeutschland. Insgesamt neh-
men seit der Wiedervereinigung über die Zeit relativ mehr Menschen in Westdeutschland an Bun-
destagswahlen teil als in Ostdeutschland. Bei den letzten beiden Bundestagswahlen ist die Lücke 
immerhin etwas kleiner geworden.  

Bei politischen Zufriedenheits-, Vertrauens- und Stolzeinstellungen – sehr wichtige prädiktive 
Faktoren für Wahlverhalten und Demokratiestabilität – sind zum Teil kleinere Annäherungen zu 
beobachten. Es herrschen aber zum Teil auch noch große Unterschiede vor. Beispielsweise sind 
die Ostdeutschen deutlich unzufriedener mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland. 
Im Westen sind knapp über 70% eher zufrieden mit der Demokratie, im Osten gerade noch eine 
knappe Mehrheit mit 54%. Über die letzten 20 Jahre zeichnet sich nur eine marginale Konvergenz 
ab. Westdeutsche sind auch durchgängig etwas zufriedener mit der Arbeit der Bundesregierung 
als Ostdeutsche. Des Weiteren denken Ostdeutsche von Politikern seit der Wiedervereinigung 
häufiger, dass sie an den einfachen Leuten überhaupt nicht interessiert seien. Diese pessimisti-
sche Wahrnehmung von Politikern ist zumindest in der Gruppe mit Fachabitur/Abitur und bei 
Menschen mit engem Kontakt zu Ausländern nicht mehr zwischen Ost- und Westdeutschen ver-
schieden. Des Weiteren vertrauen über ein Vierteljahrhundert nach dem Zusammenbruch des 
Kommunismus die Menschen in Ostdeutschland ihren politischen und rechtlichen Institutionen 
immer noch nicht im gleichen Maße wie dies Westdeutsche tun. In Ostdeutschland bauten die 
Menschen vor allem in den 1990er Jahren mehr Vertrauen in die politischen Institutionen auf, so 
dass sich die bestehende Vertrauenslücke zwischen Ost- und Westdeutschland bis 2002 etwas 
schloss. Danach verfestigten sich die Unterschiede bzw. wurden zum Teil wieder etwas größer 
bis 2014. Viele Forschungsarbeiten haben nachgewiesen, dass es für repräsentative Demokratien 
immens wichtig ist, dass Bürgerinnen und Bürger ihren politischen Institutionen Vertrauen ent-
gegenbringen. 

Schließlich ist das Stolzempfinden ein guter Indikator für die Verbundenheit der Bürgerinnen und 
Bürger mit ihrem Gemeinwesen. Die gefundenen unterschiedlichen Stolzeinstellungen – etwa ist 
der Stolz auf die deutschen Errungenschaften in Kunst, Literatur, Wissenschaft und Sport in Ost-
deutschland stärker ausgeprägt, der Stolz auf den Sozialstaat und das Grundgesetz dafür stärker 
in Westdeutschland – können nur als persistente Effekte der Sozialisation in der DDR erklärt wer-
den. Selbst in der jüngeren Bevölkerung sind die Unterschiede noch groß, was auf eine interge-
nerationelle Übertragbarkeit der entsprechenden Werte hindeutet. Beim Stolz auf sozialstaatli-
che Leistungen ist die Ost-West-Lücke über die Zeit kleiner geworden, und beim Stolz auf den 
wirtschaftlichen Erfolg konvergierten die Einschätzungen in Ost- und Westdeutschland sogar. 
Ost- und Westdeutsche sind mittlerweile (wieder) gleichermaßen stolz auf die deutsche Wirt-
schaft. 

Als Gesamtfazit bleibt festzuhalten, dass sich in der politischen Sphäre viele Einstellungen von 
Ost- und Westdeutschen seit der Wiedervereinigung angenähert oder angeglichen haben. Vor al-
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lem beim politischen Interesse – eine Grundvoraussetzung für die Teilhabe am politischen Sys-
tem – ist eine Konvergenz zu sehen. Bedenkliche Ergebnisse sind diejenigen zum Vertrauen in 
politische Institutionen und zur Wahlbeteiligung. Repräsentative Demokratien leben davon, dass 
Bürgerinnen und Bürger ihren politischen Institutionen Vertrauen entgegenbringen und dass sie 
zur Wahlurne gehen. Beide Punkte sind in Ostdeutschland weniger verbreitet als in Westdeutsch-
land.  

Ausländer und Flüchtlinge in Deutschland 

Für die Stabilität der Demokratie in Deutschland und den sozialen Zusammenhalt der Gesell-
schaft in einem Einwanderungsland wie Deutschland sind auch die Einstellungen zu Zuwande-
rung und zu den hier lebenden Ausländern von elementarer Bedeutung. 

Viele untersuchte Einschätzungen zu Ausländern bewegen sich im neutralen bis positiven Ant-
wortbereich, und die deutsche Gesellschaft zeigte sich im Zeitraum der letzten 20 Jahre bei vielen 
Einstellungsfragen zu Ausländern zunehmend offener und toleranter. Vereinzelt haben sich die 
Einstellungen in Ost und West angeglichen. Bei vielen Einstellungsfragen zu Ausländern bestehen 
aber nach wie vor Unterschiede, und ostdeutsche Empfindungen gegenüber Ausländern fallen 
negativer aus als von Westdeutschen. Auch die Sorgen über Zuwanderung liegen im Osten höher. 
Es zeichnet sich bei vielen Einstellungen keine Konvergenz zwischen ost- und westdeutschen Be-
fragten ab. Wären die Bevölkerungen im Osten und Westen gleich zusammengesetzt – nach Alter, 
Migrationshintergrund, Bildungsgrad, Familienstand, und wirtschaftlicher Lage – würden sie sich 
trotzdem noch in ihren Einstellungen gegenüber Ausländern unterscheiden. In mehreren Fällen 
zeigt sich aber die Tendenz, dass sich ein Teil der Einstellungsunterschiede auf die relativ un-
günstige demographische Entwicklung und auf niedrige Ausländeranteile im Osten zurückführen 
lässt.  

Ansichten darüber, dass Ausländer besser unter sich heiraten oder bei knappen Arbeitsplätzen 
heimgeschickt werden sollten, oder dass die Möglichkeit, den eigenen Lebensunterhalt zu ver-
dienen, eine Voraussetzung für die Einbürgerung von Ausländern sein sollte, sind bei ostdeut-
schen Befragten stärker ausgeprägt als bei westdeutschen Befragten. Sie werden etwas ähnli-
cher, wenn in allen Regionen Deutschlands dieselbe Altersstruktur vorherrschen würde. Diese 
Feststellung gilt für die meisten der weiteren untersuchten Einstellungsfragen zu Ausländern. 
Einstellungen, die Ausländer in die Nähe von höherer Kriminalität rücken, sie als Belastungen für 
das soziale Netz sehen und die wirtschaftlich begründete Ausweisungen von Ausländern begrü-
ßen, sind zudem auf niedrigere Ausländeranteile (und damit weniger Möglichkeiten für persönli-
che Erfahrungen mit und Kontakte zwischen Einheimischen und Ausländern) in ostdeutschen Re-
gionen zurückzuführen.  

Bei vielen Einstellungen zu Ausländern ergeben sich Ost-West-Unterschiede, die nur auf die un-
terschiedlichen historischen Erfahrungen in der DDR und der BRD zurückgeführt werden können. 



Zusammenfassung: Wächst zusammen, was zusammen gehört? 

310 Deutschland 2017 – Einstellungen und Verhaltensweisen im vereinigten Deutschland 

Etwa befürworten Ostdeutsche im Jahr 2016 wesentlich stärker eine Einschränkung der Religi-
onsfreiheit mit Blick auf den Islam. Außerdem wollen sie Ausländern seltener gleiche Sozialleis-
tungen zugestehen als Westdeutsche. Sowohl Wirtschaftsflüchtlingen als auch Asylsuchenden 
wollen Ostdeutsche seltener den Zuzug ins Land erlauben als Westdeutsche.  

Intolerante und zuwanderungsfeindliche Einstellungen können auch an der Bewertung der Deut-
schen zu der migrationsfeindlichen Protestbewegung Pegida abgelesen werden. Diese erzielt in 
Ostdeutschland deutlich größere Mobilisierungserfolge und Sympathiewerte als in Westdeutsch-
land. Das Gleiche gilt für die Zustimmung zur zuwanderungskritischen AfD, die bei der letzten 
Bundestagswahl doppelt so hohe Stimmenanteile im Osten wie im Westen erzielt hat.  

Zieht man zu den untersuchten Ergebnissen über die Einstellungen die Verhaltensweisen im Ext-
remismusbereich hinzu, bestätigt dies den Ost-West-Unterschied: In Relation zur Einwohnerzahl 
liegen in den Jahren 2014 bis 2016 die rechtsextremistisch motivierten Straf- und Gewalttaten 
und die antisemitischen Straf- und Gewalttaten in den ostdeutschen Bundesländern höher als in 
den westdeutschen Bundesländern. 

Zusammengenommen bestätigt dies, was die Bundesregierung im Jahresbericht zum Stand der 
Deutschen Einheit 2016 (S. 11)65 schreibt: „Fremdenfeindlichkeit, Rechtsextremismus und Intole-
ranz stellen eine große Gefahr für die gesellschaftliche, aber auch die wirtschaftliche Entwicklung 
der neuen Länder dar. Ostdeutschland wird nur als weltoffene Region, in der sich alle dort leben-
den Menschen zu Hause fühlen und am gesellschaftlichen Leben teilhaben, gute Entwicklungs-
perspektiven haben.“ Angesichts der vorherrschenden Einstellungen gegenüber Ausländern 
müssen erhebliche Zweifel an einer positiven Entwicklung angemeldet werden. Der Anstieg in 
fremdenfeindlichen Positionen in den Jahren 2014 und 2015 insbesondere in Ostdeutschland ist 
bedenklich. Obwohl die Sicht auf Ausländer insgesamt recht positiv ausfällt und sich die Gesell-
schaft in den letzten 20 Jahren zunehmend offener gegenüber Minderheiten zeigte, wurde dieser 
Trend im Jahr 2015 gestoppt. Bei vielen Einstellungen deutet sich darüber hinaus auch nicht an, 
dass eine Konvergenz zwischen Ost- und Westdeutschland stattfindet.  

Ökonomische Sphäre 

In vielen wirtschaftlichen Bereichen des Lebens sind in Ostdeutschland seit der Wiedervereini-
gung Fortschritte zu sehen. Vor allem direkt nach der Wende und im Laufe der 1990er Jahre hat 
Ostdeutschland ökonomisch rasch aufgeholt. Das BIP und die verfügbaren Einkommen je Ein-
wohner sind gestiegen und die Arbeitsmarktlage hat sich auch in Ostdeutschland zunehmend 
entspannt. Allerdings hat aus ökonomischer Sicht bis heute keine Angleichung der Lebensver-

                                                                  
65 Vgl. auch Pressemitteilung vom 21.09.2016, Iris Gleicke, Beauftragte der Bundesregierung für die neuen 

Länder: „Der Rechtsextremismus in all seinen Spielarten stellt eine sehr ernste Bedrohung für die ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung der neuen Länder dar.“; https://www.beauftragte-
neue-laender.de/BNL/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2016/2016-09-21-gleicke-jahresbericht.html.  
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hältnisse in Ost- und Westdeutschland stattgefunden. Der „statistische Aufholprozess“ des Os-
tens ist noch nicht gelungen, vielmehr scheint sich der Konvergenzrückstand Ostdeutschlands 
seit der zweiten Hälfte der 1990 Jahre verfestigt zu haben (Ragnitz 2015). Nichtsdestotrotz beur-
teilen Ost- und Westdeutsche die allgemeine und auch die persönliche Wirtschaftslage seit Mitte 
der 1990er Jahre sehr ähnlich. Die Sorgen um die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung in 
Deutschland haben sich angeglichen – und zwar im Zeitverlauf auf den niedrigsten Wert in 2015. 
Um die persönliche Wirtschaftslage oder den eigenen Arbeitsplatz sorgen sich zwar immer noch 
mehr Menschen im Osten als im Westen, insgesamt sind die Ängste jedoch seit Mitte der 2000er 
Jahre rückläufig. Ferner machen sich Menschen in Ost und West in der Bevölkerungsgruppe mit 
einem Haushaltseinkommen unter dem Median gleich viele Sorgen um ihre persönliche Wirt-
schaftslage.  

Deutlich anders sieht es aus, wenn man verschiedene Zufriedenheitsmaße begutachtet. Zwi-
schen Ost- und Westdeutschen herrscht seit der Wiedervereinigung eine Zufriedenheitslücke, die 
über die Zeit nur langsam kleiner wird, indem der Osten leicht aufholt. Die Werte liegen im Wes-
ten durchgängig höher. Dies gilt für die Zufriedenheit mit dem verfügbaren Einkommen und die 
Zufriedenheit mit der Arbeit, und vor allem auch für das globale Maß der Lebenszufriedenheit. 
Ein Teil des Unterschieds in der Lebenszufriedenheit ist auf die unterschiedliche Bevölkerungs-
zusammensetzung in Ost und West zurückzuführen. Ein niedriges Alter, eine Erwerbstätigkeit 
und ein hoher Bildungsabschluss tragen zur Verringerung des Unterschieds bei. Vollständig er-
klären können ihn Unterschiede in diesen Merkmalen zwischen Ost- und Westdeutschen jedoch 
nicht. Ein weiteres Phänomen, das auf die historischen Erfahrungen in der DDR zurückzuführen 
ist, sorgt zusätzlich für größere Unzufriedenheit unter Ostdeutschen.  

Weitere Vorstellungen über den Zustand der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verfassung 
in Deutschland spiegeln sich in Fragen zu sozialer Gerechtigkeit und Ungleichheit wider. In Ost- 
und Westdeutschland gibt es manchmal (noch) Meinungsverschiedenheiten darüber, wofür der 
Staat sorgen soll und in welchem Maß er zwischen den Gesellschaftsschichten umverteilen soll.  

Im Durchschnitt ordnen sich seit der Wiedervereinigung mehr Westdeutsche der mittleren oder 
oberen Gesellschaftsschicht zu als Ostdeutsche. Ost- und Westdeutsche nähern sich nur langsam 
in ihrer subjektiven Schichteinstufung an. Im Osten selbst ist aber seit der Wende auch eindeutig 
zu beobachten, dass die Zugehörigkeitsgefühle zur Mittelschicht deutlich angestiegen und die 
zur Arbeiterschicht deutlich gesunken sind. Im Ost-West-Vergleich identifizieren sich aber mehr 
Befragte aus dem Osten Deutschlands mit der Arbeiterschicht als Befragte aus Westdeutschland. 
Der Ost-West-Unterschied hier ist vor allem bei den Befragten zu finden, die höchstens über einen 
mittleren Schulabschluss verfügen. Mittlerweile ist im Osten auch ungefähr die Hälfte der Befrag-
ten wie im Westen der Auffassung, dass Rangunterschiede in einer Gesellschaft grundsätzlich ak-
zeptabel sind, weil sie im Wesentlichen ausdrücken, was man aus den Chancen, die man hatte, 
gemacht hat.  
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Die tatsächlichen sozialen Unterschiede in der Bevölkerung werden von Ostdeutschen allerdings 
seltener als gerecht bezeichnet als von Westdeutschen, gleichwohl sind auch hier langsame, kon-
tinuierliche Annäherungen seit 1991 zu beobachten. Die stärksten Ost-West-Unterschiede finden 
sich bei den über 65-Jährigen, Menschen mit niedrigem Schulabschluss und Nicht-Erwerbstäti-
gen. Ostdeutsche tendieren eher als Westdeutsche dazu, die Sozialleistungen ausweiten und 
nicht kürzen zu wollen, und sind eher der Ansicht, dass der Staat für gutes Auskommen bei Not 
und Arbeitslosigkeit sorgen soll – dies ist ein klassischer Zuspruch für Umverteilungspolitiken des 
Staates. Hier näherten sich die Werte ziemlich weit über die Zeit an, vor allem auch weil der Zu-
spruch zur Ausweitung des Sozialstaats im Westen steigt. Eine konstante Ost-West-Lücke besteht 
in der Zustimmung zu Eingriffen des Staates zum Abbau von Einkommensunterschieden. Einen 
solchen Eingriff befürworten mehr Menschen im Osten als im Westen. Gleichzeitig ist nach einer 
größeren Ost-West-Lücke in den 1990er und 2000er Jahren mittlerweile rund die Hälfte der Be-
fragten in beiden Teilen Deutschlands der Meinung, dass erst größere Unterschiede im Einkom-
men und im sozialen Ansehen einen Anreiz für persönliche Leistungen setzen. Schließlich ist eine 
sehr starke Konvergenz bei der Meinung über mögliche negative Konsequenzen des Sozialstaats 
auf die individuelle Arbeitsbereitschaft zu sehen. Die Konvergenz entstand, weil im Osten die Zu-
stimmung zu der Aussage „hohe Leistungen der sozialen Sicherung führen nur dazu, dass die 
Leute nicht mehr arbeiten wollen“ zu den Westwerten aufschloss.  

Während bei den Vorstellungen über Umverteilung und den Sozialstaat in Deutschland bis auf 
wenige Ausnahmen leicht bis starke konvergente Entwicklungen in den ost- und westdeutschen 
Einstellungen zu erkennen sind, ist beim Thema der ökonomischen Verteilungsgerechtigkeit 
noch eine größere Ost-West-Lücke vorhanden, die nur langsam kleiner wird. Weniger Ostdeut-
sche als Westdeutsche halten die Verteilung der Gewinne im Land für gerecht und schätzen ihren 
eigenen Lebensstandards als gerecht ein. Gerade das Empfinden darüber, ob man im Vergleich 
zu anderen in Deutschland lebenden Menschen seinen gerechten Anteil erhält, ist im Westen stär-
ker ausgeprägt. Dennoch wird die Ost-West-Differenz zumindest langsam kleiner. Die weiterhin 
bestehenden Unterschiede in dieser Einstellung sind in allen Bevölkerungsgruppen zu finden, 
auch wenn sie bei älteren Menschen und Nicht-Erwerbstätigen stärker ausgeprägt sind. 

Mit der Gerechtigkeitsvorstellung eng verbunden ist auch, wie stark der Glaube an gleiche Bil-
dungschancen und an Leistung ausgeprägt ist. Eine sehr starke Annäherung der Einstellungen ist 
bei der Chancengleichheit in der Bildung zu sehen. Nach riesigen Unterschieden in den 1990 nah-
men die Differenzen deutlich ab, und mittlerweile glaubt auch fast die Hälfte in Ostdeutschland 
an gleiche Bildungschancen in Deutschland. Im Westen sind es knapp 60%. Ost- und Westdeut-
sche sind sich auch darin einig, dass man sich Erfolg hart erarbeiten muss, und dass die Fähigkei-
ten, die man mitbringt, noch wichtiger sind als alle Anstrengungen. Gleichzeitig glauben aber im 
Westen etwas mehr Menschen, dass das, was man im Leben erreicht, in erster Line eine Frage von 
Schicksal oder Glück ist. Zum größten Teil sind diese Unterschiede auf die unterschiedlichen his-
torischen Erfahrungen in den beiden Landesteilen zurückzuführen. 
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Bei der Risikobereitschaft bezüglich beruflicher Karriere und bei Geldanlagen als auch bei der 
allgemeinen Risikobereitschaft schätzen sich Ost- und Westdeutsche ziemlich ähnlich ein; teils 
konvergierten die Einstellungen. Die Wahrscheinlichkeit und Bereitschaft, sich in den nächsten 
zwei Jahren selbstständig zu machen, liegt ebenfalls auf demselben (niedrigen) Niveau in Ost- 
und Westdeutschland.  

Als Gesamtfazit bleibt festzuhalten, dass Ost- und Westdeutsche heute die allgemeine Wirt-
schaftslage in Deutschland und auch die persönliche Wirtschaftslage gleich beurteilen und sie 
sich in ihren wirtschaftlichen Sorgen etwas angenähert haben. Sie zeigen ähnliche Risikopräfe-
renzen – welchen in ökonomischen Studien eine entscheidende Rolle für menschliches Entschei-
dungsverhalten zugewiesen wird – und sie haben sich bei vielen Einstellungen zu Fragen von Um-
verteilung und Sozialstaat, Gerechtigkeit und Ungleichheit angenähert, auch wenn es bis zu einer 
vollständigen Konvergenz bei einigen Einstellungen noch dauern dürfte. Erfreulich ist zum Bei-
spiel, dass sich die anfänglich sehr unterschiedliche Auffassung von vorherrschenden gleichen 
Bildungschancen in Deutschland angenähert hat, oder, dass sich der Anteil derjenigen, die sich 
zur Mittelschicht zugehörig fühlt, im Osten deutlich angestiegen ist. Unterschiede bestehen da-
gegen heute noch bei Vorstellungen über die Verteilungsgerechtigkeit und bei verschiedenen Zu-
friedenheitsmaßen – Zufriedenheit mit dem Einkommen, der Arbeit und dem Leben. Mehr Ost-
deutsche denken, sie erhalten nicht ihren gerechten Anteil am Leben im Vergleich zu den ande-
ren in Deutschland Lebenden, und sie äußern eine geringere Lebenszufriedenheit als die Men-
schen im Westen. Ungleiches Gerechtigkeitsempfinden kann sich in Unzufriedenheit nieder-
schlagen, die sich auch am Wahltag zeigt. 

Familiale Sphäre 

Die konkurrierenden politischen Systeme in Ost- und Westdeutschland waren durch grundver-
schiedene familienpolitische Ausrichtungen geprägt. Während im Osten eine auf Gleichstellung 
der Geschlechter ausgerichtete Politik propagiert und umgesetzt wurde – der Hauptbeweggrund 
dahinter war die Frau als Arbeitskraft – , war im Westen ein traditionell-konservatives Familien-
bild, das auf die Alleinverdiener-Ehe mit zwei Kindern abzielte, Richtschnur für familienpolitische 
Gesetzgebung. Das traditionelle Modell des männlichen Alleinverdieners und Familienernährers 
findet im Westen auch heute noch weit mehr Anhänger als im Osten. Ostdeutsche favorisieren 
hingegen viel eher das egalitäre Modell, in dem beide Partner in Vollzeit arbeiten. Die aktuelle 
Differenz ist (immerhin) die geringste seit 1991 gemessene. In allen Gruppen der Bevölkerung 
werden ähnliche Ost-West-Unterschiede gefunden. Eindeutigere Konvergenz zeigt sich bei wei-
teren Fragen zur Rollenverteilung. Sowohl bei Ost- als auch etwas stärker bei Westdeutschen 
nimmt die Zustimmung zur Aussage, dass eine verheiratete Frau auf eine Berufstätigkeit verzich-
ten soll, wenn der Mann gut verdient und es Arbeitsplatzknappheit gibt, im Zeitverlauf ab. Die 
Ost-West-Unterschiede verschwinden fast zur Gänze unter jüngeren Menschen und bei jenen mit 
höherem Bildungsabschluss. In der Meinung dazu, ob eine Frau lieber auf die eigene Karriere ver-
zichten sollte, um den Ehepartner besser bei seiner Karriere unterstützen zu können, gibt es nach 
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zum Teil größeren Unterschieden in der Vergangenheit heutzutage keine Ost-West-Unterschiede 
mehr.  

Die vorherrschenden praktizierten Familienmodelle und Modelle der Arbeitsteilung spiegeln sich 
unter anderem in Einstellungen zur Berufstätigkeit der Mutter und des Vaters und zur Auswirkung 
derselben auf das Wohlergehen des Kindes. Die Einstellung darüber, dass eine berufstätige Mut-
ter ein genauso herzliches und vertrauensvolles Verhältnis zu ihren Kindern finden kann wie eine 
Mutter, die nicht berufstätig ist, hat sich seit der Wiedervereinigung kontinuierlich zwischen Ost- 
und Westdeutschen angenähert, indem die Westwerte zu den Ostwerten aufschlossen und sich 
die Ost-West-Lücke halbierte. Heute liegt der Anteil derjenigen, die der Aussage voll und ganz 
zustimmen, im Osten trotzdem noch um 15 Prozentpunkte höher als im Westen. Unter jungen 
Ost- und Westdeutschen hingegen ist heute keine Differenz in ihren Einstellungen bezüglich die-
ser Fragestellung mehr auszumachen. Eine große Lücke und keine Konvergenz zwischen Ost und 
West sind zu sehen, wenn es sich bei der Berufstätigkeit der Mutter um eine Vollzeitstelle handelt, 
wobei hier nur Datenpunkte für die Jahre 2012 und 2016 vorliegen. Leichte Annäherungen sind 
in den letzten Jahren bei Fragen zu Auswirkungen der Berufstätigkeit auf das Kind zu sehen, auch 
wenn die Unterschiede noch immer groß sind. Zum Beispiel findet mit 44% fast die Hälfte der 
westdeutschen Bevölkerung, dass ein Kleinkind unter der Berufstätigkeit der Mutter leidet. Unter 
den Ostdeutschen stößt diese Aussage nur bei 26% der Bevölkerung auf Zustimmung. Dies ist 
jedoch die kleinste gemessene Ost-West-Lücke seit 1991. Die leichte Konvergenz in den letzten 
Jahren ist dadurch zu erklären, dass die Werte im Osten seit 2008 auf demselben Niveau stag-
nierten und die Zustimmungswerte zu der Frage im Westen weiter zurückgingen. Insgesamt 
steigt die Ost-West-Differenz in der Bewertung von erwerbstätigen Müttern mit dem Alter an; bei 
Jüngeren ist sie am geringsten ausgeprägt. 

Bei Fragen zum Vater und seiner Berufstätigkeit und seiner Bindung zum Kind, findet eine große 
Mehrheit in beiden Landesteilen, dass sich auch ein in Vollzeit erwerbstätiger Vater ausreichend 
um sein Kind kümmern und ein inniges Verhältnis zu seinem Kleinkind haben kann. In Ost-
deutschland ist diese Zustimmung jedoch noch höher als in Westdeutschland, wobei diese Ost-
West-Unterschiede sich durch alle Gesellschaftsschichten ziehen und sehr persistent zu sein 
scheinen. Da diese Fragen aber nur in den Jahren 2012 und 2016 erhoben wurden, können keine 
langfristigen Entwicklungen untersucht werden. Dennoch ist neben den Ost-West-Unterschieden 
interessant zu sehen, dass es sowohl im Osten als auch im Westen große Unterschiede darin gibt, 
wie Berufstätigkeit von Vätern im Vergleich zu Berufstätigkeit von Müttern beurteilt wird.  

Bei der partnerschaftlichen Aufteilung von vielen Aufgaben im Haushalt (kochen, einkaufen, wa-

schen, aufräumen und abspülen und putzen, sowie Reparaturarbeiten) fallen die Ost-West-Un-
terschiede schon seit Beginn der Beobachtungen (1994 oder 2000) marginal aus. In beiden Lan-
desteilen sind es hauptsächlich die Frauen, die kochen, putzen und Wäsche waschen. Reparatur-
arbeiten führen vorrangig die Männer im Haus durch und die anderen Aufgaben werden mehr 
oder weniger geteilt. In beiden Landesteilen ist die Beteiligung des Mannes im Haushalt über die 
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Zeit angestiegen. Die partnerschaftliche Arbeitsteilung bei der Betreuung der eigenen Kinder 
weist teilweise noch größere Ost/West-Unterschiede auf: Während es beim Zubettbringen der 
Kinder kaum Unterschiede gibt und dies von Müttern und Vätern mehrheitlich zu gleichen Antei-
len übernommen wird, zeigen sich bei der Betreuung der Hausaufgaben große Unterschiede. Im 
Westen ist dabei viel häufiger die Mutter in der Verantwortung. 

Der Stellenwert der Ehe als Familieninstitution ist im Osten und Westen ähnlich ausgeprägt bzw. 
ähnlicher geworden. Keinen Unterschied gab und gibt es in der Frage, ob man heiraten sollte, 
wenn man dauerhaft mit einem Partner zusammenlebt. Eine Annäherung zwischen Ost und West 
ist in der Überzeugung festzustellen, dass werdende Eltern heiraten sollten. Heute finden dies 
noch knapp 20% im Osten und ein Drittel im Westen für angemessen. Bei den Bürgerinnen und 
Bürgern mit höherer Bildung und bei den über 65-Jährigen gehen die Meinungen darüber noch 
am stärksten auseinander. 

Deutlich angenähert hat sich die Meinung im Osten und Westen darüber, dass man eine Familie 
braucht, um wirklich glücklich zu sein. Die Konvergenz entstand dadurch, dass die Zustimmungs-
raten zu der Aussage im Osten kontinuierlich zurückgingen und sich so den relativ gleichbleiben-
den Westwerten annäherten. Ähnliche kleine Unterschiede finden sich bei der Zufriedenheit mit 
dem Familienleben. Eine Mehrheit in Ost und West bewertet ihr Familienleben positiv, im Westen 
liegt der Anteil leicht höher bei knapp 70%. In Regionen mit überdurchschnittlich vielen jungen 
Menschen ist die Zufriedenheit mit der Familie in Ost und West besonders ähnlich. 

Die Mehrheit der Menschen in Ost- und Westdeutschland findet es verantwortbar, bei den aktu-
ellen Zukunftsaussichten Kinder zur Welt zu bringen. Insgesamt ist die Einschätzung in beiden 
Landesteilen heute so positiv wie nie zuvor seit der Wende. Im Westen liegt der Anteil heute um 
10 Prozentpunkte höher, wobei sich die Ost-West-Lücke seit den 1990er Jahren verkleinerte. Auf-
fallend ist, dass sich höhergebildete Menschen in Ost- und Westdeutschland kaum in ihrer Mei-
nung zur dieser Frage unterscheiden.  

Als Gesamtfazit bleibt festzuhalten, dass bei den familialen Einstellungen – so wie wir sie in die-
sem Bericht untersucht haben – ein übergreifendes Hauptmuster zu erkennen ist: Bei so gut wie 
allen Einstellungen im familialen Bereich entwickeln sich diese in ganz Deutschland hin zu einem 
offeneren Gesellschaftsbild und gleichberechtigteren Familienmodell. Nachdem sich dabei aber 
sowohl die Einstellungen der Westdeutschen bewegen, als auch die Einstellungen der Ostdeut-
schen weiter entwickeln, kommt es nur in einigen Fällen zu einer Annäherung der Vorstellungen. 
In diesen Fällen kommt die Konvergenz meist dadurch zu Stande, dass junge Westdeutsche we-
sentlich egalitärer eingestellt sind als ältere während gleichzeitig jüngere Ostdeutsche teilweise 
weniger egalitäre Einstellungen haben als ältere. Somit sind entgegengesetzte Alterseffekte für 
die Annäherung verantwortlich. Aber in den wenigsten Fällen kommt es bislang zu einer kom-
pletten Angleichung in den Einstellungen. In vielen Punkten herrschen noch ausgeprägte und 
persistente Ost-West-Unterschiede. In den jüngeren Kohorten sind die meisten dieser Unter-
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schiede jedoch deutlich kleiner als bei den älteren. Trotz der noch immer unterschiedlichen Ein-
stellungen in Ost und West bezüglich der mütterlichen Erwerbstätigkeit haben sich die tatsächli-
chen Erwerbsquoten von Müttern mit Kindern im Alter von unter 15 Jahren nach großen Unter-
schieden in den 1990er Jahren im Verlauf ab 2005 fast angenähert. Hinsichtlich des tatsächlichen 
Arbeitsumfangs existieren zwischen ost- und westdeutschen Mütter jedoch weiterhin große Un-
terschiede. Mütter mit Kindern unter 16 Jahren arbeiten im Osten durchschnittlich 9 Stunden pro 
Woche länger als im Westen. 

Wächst zusammen, was zusammen gehört? 

Widmet man sich am Ende noch einmal gezielt der Ausgangsfrage „Wächst zusammen, was zu-
sammengehört?“, kann für viele Teilbereiche mit Ja geantwortet werden, wobei der Annähe-
rungsprozess noch nicht immer abgeschlossen ist. Jedenfalls sehen wir umgekehrt in den we-
nigsten Fällen (starke) Divergenzen. Ein in einigen Punkten angenähertes Sozialkapital in Ost- 
und Westdeutschland und sich angenäherte Einstellungen in der politischen Sphäre lassen auf 
eine Transformation und eine Annäherung der politischen Kulturen der beiden Landesteile 
schließen. Deutschland als Einwanderungsland wird dagegen in Ost- und Westdeutschland noch 
unterschiedlich wahrgenommen, wenngleich sich die deutsche Gesellschaft insgesamt gegen-
über Zuwanderung, Integration und Einbürgerung im Laufe der Zeit offener zeigt. Im ökonomi-
schen Bereich haben sich die Vorstellungen bei vielen Fragen zum Sozialstaat und zur Umvertei-
lung, und auch bei manchen Fragen zur Gerechtigkeit und Ungleichheit angenähert, auch wenn 
es bis zu einer vollständigen Konvergenz bei einigen Einstellungen noch dauern dürfte. Bei Fra-
gen zur Verteilungsgerechtigkeit finden sich aktuell noch deutliche Ost-West-Unterschiede. Ost-
deutsche denken öfter, sie erhalten nicht ihren gerechten Anteil im Leben im Vergleich zu den 
anderen in Deutschland Lebenden, und sie äußern auch eine geringere Lebenszufriedenheit als 
die Menschen im Westen. Ungleiches Gerechtigkeitsempfinden kann sich in Unzufriedenheit nie-
derschlagen, die sich auch am Wahltag zeigen kann. Bedenklich ist in dem Zusammenhang auch, 
dass Ostdeutsche seltener zur Wahlurne gehen als Westdeutsche, und dass das Vertrauen in po-
litische Institutionen im Osten nach wie vor weniger ausgeprägt ist als im Westen.  

Insgesamt wächst aber das Verständnis von sozialer Marktwirtschaft und sozialem Zusammen-
halt in vielen Aspekten weiter zusammen. Dies geschieht zum Teil durch Annäherungen der West-
Einstellungen an die Ost-Einstellungen, aber auch andersherum oft durch Annäherungen der 
Ost-Einstellungen an die West-Einstellungen, zum Beispiel bei der stark gesunkenen Furcht vor 
Arbeitsplatzverlust im Osten. Ein eindeutigeres Muster ist in der familialen Sphäre zu konstatie-
ren. Das Familienbild in ganz Deutschland ist im Wandel begriffen. Insbesondere in Westdeutsch-
land setzt sich in den jüngeren Kohorten zunehmend ein modernes, egalitäres Denken durch, das 
sich demjenigen der Ostdeutschen annähert. Zieht man hinzu, dass die Bildungsexpansion eben-
falls zum Abnehmen der Unterschiede beitragen dürfte, sind Ost- und Westdeutsche auf einem 
guten Wege eine Konvergenz im Familienbild zu erreichen. Letzterer Befund gilt wiederum nicht 
nur für das Familienbild, sondern für alle Bereiche: Viele heute noch bestehende Unterschiede in 
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den Einstellungen west- und ostdeutscher Bürgerinnen und Bürger sind in jüngeren Kohorten 
weniger stark ausgeprägt. Die Spuren der historischen Erfahrungen aus DDR und Wiedervereini-
gung sind dennoch in den meisten Einstellungen, insbesondere im Sozialkapital und den Einstel-
lungen gegenüber Ausländern, deutlich sichtbar. Den Fragen, wie sich diese Erfahrungen in Ein-
stellungsunterschieden manifestiert haben und wo mögliche Angriffspunkte für eine beschleu-
nigte Annäherung liegen könnten, wird sich die Ost-West-Forschung weiterhin stellen müssen. 
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Anhang 

Erläuterungen zur Ursachenforschung 

Die Ursachenforschung beginnt mit einer multivariaten Regressionsanalyse anhand einer 
Kleinste-Quadrate-Schätzung. Dabei soll untersucht werden, ob beobachtbare individuelle und 
regionale Merkmale den Ost-West-Unterschied in Einstellungen erklären können. Zum Einsatz 
kommt dafür folgende Regressionsgleichung: 

𝑌 ൌ 𝛼  𝜇𝑂𝑆𝑇  𝑋
ᇱ𝛾  𝑍

ᇱ 𝛿  𝜀  

Die Einstellung oder Verhaltensweise eines Individuums 𝑖 wird durch 𝑌  dargestellt. Die Einstel-
lungsvariablen 𝑌  werden zur besseren Vergleichbarkeit standardisiert, mit einem Mittelwert von 
Null und einer Standardabweichung von Eins. 𝑂𝑆𝑇 ist eine dichotome Variable, die anzeigt, ob 
ein Individuum in Ostdeutschland lebt. Der Koeffizient 𝜇 misst den unerklärten Unterschied zwi-
schen ost- und westdeutschen Bürgerinnen und Bürgern. Kontrollvariablen auf individueller 
Ebene 𝑋  und regionaler Ebene 𝑍  werden hinzugefügt, um die Veränderung von 𝜇 zu beobach-
ten. 𝜀  ist der Fehlerterm der Regression, der konstruktionsbedingt einen Mittelwert von Null auf-
weist. 

Individuelle Merkmale des demographischen sowie des sozio-ökonomischen Hintergrundes sind 
potentielle Einflussgrößen der persönlichen Einstellungen. Als Kontrollvariablen werden deshalb 
auf individueller Ebene das Alter in Jahren (und das quadrierte Alter), das Geschlecht, der Migra-
tionshintergrund, der Ehestand, der Schulabschluss, die Anzahl der Kinder, die Erwerbssituation 
und das Haushaltseinkommen verwendet.66 Auf der Ebene von insgesamt 96 Regionen, in denen 
die Befragten wohnen, kommen die rohe Geburtenziffer, acht Maße der Altersstruktur der Bevöl-
kerung (20-34, 35-49, 50-64, 65 und älter, jeweils nach Geschlecht), der Anteil der Asylleistungs-
empfänger und der Ausländeranteil als demographische regionale Maße zum Einsatz. Regionale 
wirtschaftliche Kontrollen sind die Arbeitslosenquote, die Arbeitslosenquote der 15-24-Jährigen, 
die Arbeitslosenquote der Ausländer, das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, das verfügbare Ein-
kommen pro Kopf und der Anteil der SGBII-Bezieher. 

                                                                  
66 Für die Datensätze SOEP und Allbus unterscheiden sich die verwendeten individuellen Kontrollen leicht 

in ihrer Operationalisierung. Im SOEP wird neben dem Ehestand auch das Vorhandensein eines unver-
heirateten Partners verwendet, das Bildungsniveau wird in Jahren des Schulbesuchs gemessen und 
der Migrationshintergrund unterscheidet einen direkten und indirekten Migrationshintergrund. Im All-
bus ist der Migrationshintergrund die fehlende deutsche Staatsbürgerschaft, der Schulabschluss wird 
für jede Schulform als Indikator gebildet und statt der Kinderzahl wird ein Indikator für das Vorhan-
densein von Kindern im Haushalt verwendet. Das Haushaltseinkommen kann wegen einer großen An-
zahl fehlender Werte im Allbus nicht verwendet werden. 
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Die Analysen mit Kontrollvariablen versprechen nur dann eine Erklärung der Ost-West-Unter-
schiede, wenn sich auch die verwendeten Merkmale zwischen Ost- und Westdeutschen unter-
scheiden. In Tabelle 46: werden Mittelwerte der individuellen Merkmale der Befragten in Ost- und 
Westdeutschland aus dem SOEP 2015 gezeigt. Die Befragten in Ostdeutschland sind mit durch-
schnittlich 51,6 Jahren über drei Jahre älter als die westdeutschen Befragten. Etwa 54% sind in 
beiden Landesteilen weiblich. Während im Westen 25,8% der Befragten einen direkten Migrati-
onshintergrund haben, ist das im Osten nur bei 7,6% der Fall.67 In beiden Landesteilen haben 
etwa gleich viele Menschen einen festen Lebenspartner, im Westen sind dabei aber mehr Men-
schen verheiratet. In den westdeutschen Haushalten leben durchschnittlich 0,82 Kinder, im Os-
ten 0,63 Kinder. Die Anzahl der Bildungsjahre unterscheidet sich zwischen den Landesteilen 
kaum. Im Westen sind mit 62,7% aber etwas mehr Befragte erwerbstätig als im Osten mit 57,7%. 
Noch deutlicher ist der Unterschied aber beim Haushaltseinkommen. Während westdeutsche 
Haushalte etwa 42.800€ pro Jahr verdienen, liegen die Einkommen im Osten bei nur 33.200€. 

Die regionalen Kontrollvariablen werden für 74 westdeutsche und 22 ostdeutsche Raum-
ordnungsregionen gebildet. Es werden die Merkmalsgruppen Demographie und Wirt-
schaftskraft als potentielle Erklärungen für Einstellungsdifferenzen unterschieden. In der 
Tat unterscheiden sich die ost- und westdeutschen Regionen hinsichtlich der demogra-
phischen Merkmale deutlich, wie in Tabelle 47 zu sehen ist. Die Geburtenrate ist in West-
deutschland etwas höher und wird in die Merkmalsgruppe Demographie aufgenommen. 
Die Anteile der 20-34-Jährigen und 35-50-Jährigen sind in Westdeutschland deutlich grö-
ßer, in Ostdeutschland findet man größere Anteile bei den 50-64-Jährigen und über-65-
Jährigen. Es wird außerdem erkennbar, dass in Ostdeutschland ein altersspezifisches 
Geschlechterungleichgewicht herrscht. Während im Westen die Anteile der weiblichen 
Bevölkerung bis 64 Jahre etwa der Hälfte der entsprechenden Altersgruppe entsprechen, 
sind Frauen im Osten in den Altersgruppen 20-34 und 35-49 deutlich unterrepräsentiert. 
In die demographische Merkmalsgruppe werden außerdem die Anteile der Ausländer 
und Asylleistungsempfänger aufgenommen. Die Asylleistungsempfänger pro Einwohner 
in Ost und West sind sehr ähnlich, denn die Bevölkerungsgröße ist auch ein wichtiger 
Faktor bei der regionalen Zuteilung von Flüchtlingen. Dagegen unterscheidet sich der 
Ausländeranteil zwischen Ost- und Westdeutschland stark. Im Westen sind im Durch-
schnitt der Raumordnungsregionen 10% der Einwohner Ausländer, im Osten nur 4,2% 
(Tabelle 47).  

  

                                                                  
67 Der hohe Anteil von Befragten mit Migrationshintergrund liegt an der gezielten Überrepräsentation die-

ser Bevölkerungsgruppe im SOEP. 
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Tabelle 46: Individuelle Merkmale im Durchschnitt  

Anmerkungen: Daten aus dem SOEP 2015. Mittelwerte für 20,459 Befragte im Westen und 5,241 Befragte 
im Osten.   

 
 
Ein weiterer potentieller Einflussfaktor von Einstellungen ist die wirtschaftliche Situa-
tion, denn regionale wirtschaftliche Unsicherheit kann die Bevölkerung aus vielerlei 
Weise prägen. Die Merkmalsgruppe Wirtschaft beinhaltet deshalb Arbeitslosenquoten 
und Indikatoren der wirtschaftlichen Situation. Die Arbeitslosenquote, Jugendarbeitslo-
sigkeit, Arbeitslosenquoten von Ausländern sowie die Anteile der Leistungsbezieher nach 
SGBII sind, zu sehen in Tabelle 47, in ostdeutschen Regionen mehr als 1,5 mal so groß 
wie in Westdeutschland. Ebenfalls sind das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf und das 
durchschnittliche verfügbare Einkommen in Ostdeutschland deutlich niedriger.  

  

Individuelle Merkmale West Ost 

Soep 2015:   

Alter (Jahre) 48,1 51,6 

Weiblich 53,9% 54,6% 

Migrationshintergrund 25,8% 7,6% 

Verheiratet 61,8% 57,7% 

Lebenspartner unverh. 9,1% 12,9% 

Anzahl Kinder im HH 0,82 0,63 

Bildungsjahre 12,3 12,6 

Erwerbstätig 62,7% 57,7% 

Haushaltseinkommen (1,000€) 42,8 33,2 
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Tabelle 47: Regionale Kontrollen im Durchschnitt über Raumordnungsregionen  

Regionale Merkmale West Ost 

Demographie:   

Geburten pro 1,000 Bev. 8,77 8,21 

Anteil Bev. 20-34 18,3% 16,0% 

Anteil Bev. 35-49 20,0% 18,8% 

Anteil Bev. 50-65 22,1% 25,1% 

Anteil Bev. 65+ 20,8% 23,9% 

Anteil weibl. Bev. 20-34 8,8% 7,5% 

Anteil weibl. Bev. 35-49 9,9% 9,0% 

Anteil weibl. Bev. 50-65 11,1% 12,5% 

Anteil weibl. Bev. 65+ 11,7% 13,8% 

    Anteil Asylleistungsempf.* 0,43% 0,44% 

Anteil Ausländer 10,0% 4,2% 

Wirtschaft:   

    Arbeitslosenquote 5.44% 9.37% 

ALQ Ausländer 13.83% 21.20% 

ALQ 15-24 4.79% 8.45% 

BIP pro Kopf* 155.909 € 88.687 € 

Verf. Eink. p.K.* 95.405 € 63.270 € 

Anteil SGBII Bez. 6,04% 9,95% 

Anmerkungen: Daten von den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder auf Ebene von 74 (West) 
und 22 (Ost) Raumordnungsregionen. Daten aus dem Jahr 2015, mit * aus dem Jahr 2014. Angegeben sind 
Mittelwerte über die Regionen.   

 
 
Im zweiten Teil der Analyse werden mehrere Untergruppen, innerhalb derer die Menschen ver-
gleichbarer sind, anhand der oben beschriebenen Merkmale gebildet, um einen spezifischen Ost-
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West-Unterschied in Einstellungen zu messen. Beispielsweise werden Ost-West-Unterschiede für 
drei verschiedene Altersgruppen berechnet und miteinander verglichen. Um auch vergleichbare 
Gruppen von Regionen zu bilden, werden die regionalen Merkmale der Bevölkerung zugeordnet 
und anhand von Verteilungsparametern (Median, Perzentile) Klassifikationen von Untergruppen 
gebildet. Anhand des Bevölkerungsanteils junger Menschen werden beispielsweise Regionen 
klassifiziert, die einen Anteil über oder unter dem Median aufweisen.  
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